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Fünftes Gesetz
zur Änderung des Berliner Pressegesetzes

Vom 4. April 2016

Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1 
Änderung des Berliner Pressegesetzes

Das Berliner Pressegesetz vom 15. Juni 1965 (GVBl. S. 744), das 
zuletzt durch Artikel VIII des Gesetzes vom 18. November 2009 
(GVBl. S. 674) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
1.	 § 4 Absatz 4 und 5 wird wie folgt gefasst:

„(4) Die Verleger einer Zeitung oder Zeitschrift können von 
den Behörden verlangen, dass ihnen deren amtliche Bekanntma­
chungen nicht später als ihren Mitbewerbern zur Verwendung 
zugeleitet werden.

(5) Die Vorschriften des Berliner Informationsfreiheitsgeset­
zes vom 15. Oktober 1999 (GVBl. S. 561), das zuletzt durch 
Gesetz vom 23. Juni 2015 (GVBl. S. 285) geändert worden ist, 
in der jeweils geltenden Fassung, bleiben unberührt.“

2.	 § 7 wird wie folgt geändert:
a)	 In Absatz 1 werden die Wörter „des Druckers und des Verle­

gers, beim Selbstverlag des Verfassers oder des Heraus­
gebers“ durch die Wörter „der Drucker und der Verleger, beim 
Selbstverlag der Verfasser oder der Herausgeber“ ersetzt.

b)	 Absatz 2 wird wie folgt geändert:
aa)	 In Satz  1 werden die Wörter „des verantwortlichen  

Redakteurs“ durch die Wörter „der verantwortlichen 
Redakteure“ ersetzt.

bb)	Satz 4 wird wie folgt gefasst:
	 „Für den Anzeigenteil ist eine verantwortliche Person zu 

benennen; für diese gelten die Vorschriften über die ver­
antwortlichen Redakteure entsprechend.“

c)	 In Absatz 3 werden die Wörter „den für den übernommenen 
Teil verantwortlichen Redakteur und den Verleger“ ersetzt 
durch die Wörter „die für den übernommenen Teil verant­
wortlichen Redakteure und Verleger“.

3.	 § 7a wird wie folgt geändert:
a)	 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„Die Verleger eines periodischen Druckwerks müssen in re­
gelmäßigen Zeitabständen im Druckwerk die Inhaber- und 
Beteiligungsverhältnisse ihres Verlags und ihre Rechtsbe­
ziehungen zu mit ihnen verbundenen Presse- und Rundfun­
kunternehmen (§ 15 des Aktiengesetzes) offen legen.“

b)	 Absatz 2 wird wie folgt geändert:
aa)	 In Nummer 1 werden die Wörter „des Inhabers“ durch 

die Wörter „der Inhaber“ ersetzt.
bb)	In den Nummern 4 und 5 werden jeweils die Wörter 

„des Aufsichtsrats“ durch die Wörter „der Aufsichts­
räte“ und die Wörter „seines Vorsitzenden“ durch die 
Wörter „ihrer Vorsitzenden“ ersetzt.

cc)	 In Nummer 7 werden die Wörter „des Vorstands und des 
Aufsichtsrats“ durch die Wörter „der Vorstände und der 
Aufsichtsräte“ und die Wörter „seines Vorsitzenden“ 
durch die Wörter „ihrer Vorsitzenden“ ersetzt.

c)	 In Absatz  4 werden die Wörter „den Verleger“ durch die 
Wörter „die Verleger“ ersetzt.

d)	 In Absatz 5 werden die Wörter „den Dienstgeber“ durch die 
Wörter „die jeweiligen Dienstgeber“ und die Wörter „diese 
Unternehmungen“ durch die Wörter „die Unternehmungen“ 
ersetzt.

4.	 § 8 wird wie folgt geändert: 
a)	 In der Überschrift werden die Wörter „den verantwortlichen 

Redakteur“ ersetzt durch die Wörter „die verantwortlichen 
Redakteure“.

b)	 Die Absätze 1 bis 3 werden wie folgt gefasst:
„(1) Als verantwortliche Redakteure können diejenigen 

nicht tätig sein und beschäftigt werden, die
1.	 ihren ständigen Aufenthalt außerhalb der Mitgliedstaa­

ten der Europäischen Union und der Vertragsstaaten des 
Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum 
haben,

2.	 infolge Richterspruchs die Fähigkeit, öffentliche Ämter 
zu bekleiden, Rechte aus öffentlichen Wahlen zu erlan­
gen oder in öffentlichen Angelegenheiten zu wählen 
oder zu stimmen, nicht besitzen,

3.	 nicht unbeschränkt geschäftsfähig sind,
4.	 nicht unbeschränkt strafgerichtlich verfolgt werden kön­

nen.
(2) Die Vorschrift des Absatzes 1 Nummer 3 gilt nicht 

für Druckwerke, die von Jugendlichen für Jugendliche 
herausgegeben werden.

(3) Die Vorschriften des Absatzes 1 Nummer 1 und 4 
gelten nicht für periodisch erscheinende Zeitschriften, 
die Zwecken der Wissenschaft oder der Kunst dienen. 
Für diese Zeitschriften muss eine verantwortliche Per­
son im Geltungsbereich des Grundgesetzes benannt 
werden; diese braucht nicht die verantwortliche Person 
für den redaktionellen Teil zu sein. Auf diese Verant­
wortlichen finden im Übrigen die Vorschriften dieses 
Gesetzes über die verantwortlichen Redakteure Anwen­
dung.“

5.	 In § 9 werden die Wörter „Hat der Verleger“ durch die Wörter 
„Haben die Verleger“, die Wörter „der Verantwortliche“ durch 
die Wörter „die Verantwortlichen“ und die Wörter „hat er diese 
Veröffentlichung“ durch die Wörter „haben sie diese Veröffent­
lichung“ ersetzt.

6.	 § 10 wird wie folgt geändert:
a)	 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„Die verantwortlichen Redakteure und die Verleger eines 
periodischen Druckwerks sind verpflichtet, eine Gegendar­
stellung von Personen oder Stellen zum Abdruck zu bringen, 
die durch eine in dem Druckwerk aufgestellte Tatsachenbe­
hauptung betroffen sind.“

b)	 In Absatz  2 Satz  4 werden die Wörter „dem Betroffenen 
oder seinem Vertreter“ durch die Wörter „den betroffenen 
Personen oder Stellen oder ihren Vertretern“ und die Wörter 
„dem verantwortlichen Redakteur oder dem Verleger“ durch 
die Wörter „den verantwortlichen Redakteuren oder den 
Verlegern“ ersetzt.

c)	 In Absatz  4 Satz  2 werden die Wörter „des Betroffenen“ 
durch die Wörter „der betroffenen Personen oder Stellen“ 
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und die Wörter „der verantwortliche Redakteur und der Ver­
leger“ durch die Wörter „die verantwortlichen Redakteure 
und die Verleger“ ersetzt.

7.	 Die §§ 12 und 13 werden aufgehoben.
8.	 § 14 wird wie folgt geändert:

a)	 Der Wortlaut wird Absatz 1.
b)	 Es wird folgender Absatz 2 angefügt:

„(2) Auf die Beschlagnahme einzelner Stücke eines 
Druckwerks zur Sicherung des Beweises findet Absatz  1 
keine Anwendung.“

9.	 Die §§ 15 bis 18 werden aufgehoben.
10.	§ 19 Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„Ist mittels eines Druckwerks eine rechtswidrige Tat begangen 
worden, die den Tatbestand eines Strafgesetzes verwirklicht, so 
werden, soweit sie nicht wegen dieser Handlung schon nach Ab­
satz 1 als Täter oder Teilnehmer strafbar sind,
1.	 bei periodischen Druckwerken die verantwortlichen Redak­

teure, wenn sie ihre Verpflichtung verletzt haben, Druckwer­
ke von strafbarem Inhalt freizuhalten,

2.	 bei sonstigen Druckwerken die Verleger, wenn sie ihre Auf­
sichtspflicht verletzt haben und die rechtswidrige Tat hierauf 
beruht, 

mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe be­
straft.“

11.	§ 20 wird wie folgt gefasst:

„§ 20 
Strafbare Verletzung 
der Presseordnung

Mit Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten oder mit Geldstrafe 
bis zu einhundertachtzig Tagessätzen werden diejenigen be­
straft, die
1.	 als Verleger Personen zu verantwortlichen Redakteuren oder 

Verantwortlichen (§ 7 Absatz 2 und § 8 Absatz 3) bestellen, 
die nicht den Anforderungen des § 8 entsprechen,

2.	 als verantwortliche Redakteure zeichnen, obwohl sie die Vo­
raussetzungen des § 8 nicht erfüllen,

3.	 als verantwortliche Redakteure oder Verleger – beim Selbst­
verlag als Verfasser oder Herausgeber – bei einem Druck­
werk strafbaren Inhalts den Vorschriften über das Impres­
sum (§ 7) zuwiderhandeln,

4.	 entgegen dem Verbot des § 14 ein beschlagnahmtes Druck­
werk verbreiten oder wieder abdrucken.“

12.	§ 21 Absatz 1 wird wie folgt gefasst:
„(1) Ordnungswidrig handeln diejenigen, die vorsätzlich oder 

fahrlässig
1.	 als verantwortliche Redakteure oder Verleger – beim Selbst­

verlag als Verfasser oder Herausgeber – den Vorschriften über 
das Impressum (§ 7) zuwiderhandeln oder als Unternehmer 
Druckwerke verbreiten, in denen die nach § 7 vorgeschriebe­
nen Angaben (Impressum) ganz oder teilweise fehlen,

2.	 gegen die Verpflichtung aus § 7a verstoßen,
3.	 als Verleger oder als Verantwortliche (§ 7 Absatz 2 Satz 4) 

eine Veröffentlichung gegen Entgelt nicht als Anzeige 
kenntlich machen oder kenntlich machen lassen (§ 9),

4.	 gegen die Verpflichtung aus § 10 Absatz 3 Satz 3 verstoßen.“
13.	In § 22 Absatz 4 wird die Angabe „129a Abs. 3“ ersetzt durch 

die Angabe „129a Absatz 5“ und die Angabe „184 Abs. 3 und 4“ 
ersetzt durch die Angabe „184a, 184b und 184c“.

14.	In § 22a Satz 1 werden die Wörter „des Gesetzes vom 18. Mai 
2001 (BGBl. I S. 904) geändert worden ist“ ersetzt durch die 
Wörter „des Gesetzes vom 25. Februar 2015 (BGBl. I S. 162) 
geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung“.

15.	§ 23 Absatz 1 wird wie folgt gefasst:
„(1) Für den Rundfunk (Hörfunk und Fernsehen) gelten die 

§§ 1, 3, 4, 8, 14, § 19 Absatz 1 und Absatz 2 Nummer 1, § 20 
Nummer 1 bis 4, § 21 Absatz 1 Nummer 4 und Absatz 2 bis 4 
sowie §  22a entsprechend. §  22 gilt entsprechend mit der 
Maßgabe, dass auch bei Vergehen nach § 184d in Verbindung 
mit den §§ 184a bis 184c des Strafgesetzbuches die Vorschriften 
des Strafgesetzbuches über die Verfolgungsverjährung anzu­
wenden sind.“

Artikel 2 
Änderung weiterer Gesetze

1.	 In §  31 Absatz  1 des Berliner Datenschutzgesetzes in der 
Fassung vom 17. Dezember 1990 (GVBl. 1991 S. 16, 54), das 
zuletzt durch Gesetz vom 16. Mai 2012 (GVBl. S. 137) geändert 
worden ist, werden die Wörter „vom 15. Juni 1965 
(GVBl. S. 744), das zuletzt durch Artikel VI des Gesetzes vom 
30. Juli 2001 (GVBl. S. 305) geändert worden ist,“ gestrichen.

2.	 Das Untersuchungsausschussgesetz vom 13. Juli 2011 
(GVBl. S. 330) wird wie folgt geändert:
a)	 In § 18 Absatz 3 Satz 4 werden die Wörter „über die Unzu­

lässigkeit einer Beschlagnahme und Durchsuchung“ gestri­
chen.

b)	 § 24 Absatz 1 Satz 2 wird aufgehoben.

Artikel 3 
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- und 
Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 4. April 2016

Der Präsident des Abgeordnetenhauses von Berlin
Ralf  W i e l a n d

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Regierende Bürgermeister
Michael  M ü l l e r
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Gesetz
zur Weiterentwicklung des 

Berliner Justizvollzugs
Vom 4. April 2016

Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1 
Gesetz über den Vollzug der Freiheitsstrafe in Berlin 

(Berliner Strafvollzugsgesetz – StVollzG Bln)

Abschnitt 1 
Allgemeine Bestimmungen
§ 1	 Anwendungsbereich
§ 2	 Ziel und Aufgabe des Vollzugs
§ 3	 Grundsätze der Vollzugsgestaltung
§ 4	 Stellung der Gefangenen, Mitwirkung
§ 5	 Soziale Hilfe und Eigenverantwortung
§ 6	 Verletztenbezogene Vollzugsgestaltung

Abschnitt 2 
Aufnahme- und Diagnostikverfahren, Vollzugs-  
und Eingliederungsplanung
§ 7	 Aufnahmeverfahren
§ 8	 Diagnostikverfahren
§ 9	 Vollzugs- und Eingliederungsplanung
§ 10	 Inhalt des Vollzugs- und Eingliederungsplans

Abschnitt 3 
Unterbringung und Verlegung
§ 11	 Trennung von männlichen und weiblichen Gefangenen
§ 12	 Unterbringung während der Einschlusszeiten
§ 13	 Aufenthalt außerhalb der Einschlusszeiten
§ 14	 Unterbringung in Wohnbereichen
§ 15	� Unterbringung von weiblichen Gefangenen mit ihren 

Kindern
§ 16	 Geschlossener und offener Vollzug
§ 17	 Verlegung und Überstellung

Abschnitt 4 
Sozialtherapie und sozialtherapeutische Einrichtungen
§ 18	 Sozialtherapie
§ 19	 Sozialtherapeutische Einrichtungen

Abschnitt 5 
Arbeitstherapeutische Maßnahmen, Arbeitstraining, schulische 
und berufliche Qualifizierungsmaßnahmen und Arbeit
§ 20	 Ziel von Qualifizierung und Arbeit
§ 21	 Arbeitstherapeutische Maßnahmen
§ 22	 Arbeitstraining
§ 23	 Schulische und berufliche Qualifizierungsmaßnahmen
§ 24	 Arbeitspflicht
§ 25	 Beschäftigungsbedingungen und Ablösung
§ 26	 Freies Beschäftigungsverhältnis, Selbstbeschäftigung
§ 27	 Freistellung

Abschnitt 6 
Besuche, Telefongespräche, Schriftwechsel, andere Formen  
der Telekommunikation und Pakete
§ 28	 Grundsatz
§ 29	 Besuch
§ 30	 Untersagung von Besuchen
§ 31	 Durchführung der Besuche
§ 32	 Überwachung von Gesprächen
§ 33	 Telefongespräche
§ 34	 Schriftwechsel
§ 35	 Untersagung von Schriftwechsel
§ 36	� Sichtkontrolle, Weiterleitung und Aufbewahrung  

von Schreiben
§ 37	 Überwachung von Schriftwechsel
§ 38	 Anhalten von Schreiben
§ 39	 Kontakte mit bestimmten Institutionen und Personen
§ 40	 Andere Formen der Telekommunikation
§ 41	 Pakete

Abschnitt 7 
Lockerungen und sonstige Aufenthalte außerhalb der Anstalt
§ 42	 Lockerungen zur Erreichung des Vollzugsziels
§ 43	 Lockerungen aus wichtigem Anlass
§ 44	 Weisungen für Lockerungen
§ 45	� Ausführung, Außenbeschäftigung, Vorführung und 

Ausantwortung

Abschnitt 8 
Vorbereitung der Eingliederung, Entlassung und nachgehende 
Betreuung
§ 46	 Vorbereitung der Eingliederung
§ 47	 Entlassung
§ 48	 Nachgehende Betreuung
§ 49	 Verbleib oder Aufnahme auf freiwilliger Grundlage

Abschnitt 9 
Grundversorgung und Freizeit
§ 50	 Einbringen von Gegenständen
§ 51	 Gewahrsam an Gegenständen
§ 52	 Ausstattung des Haftraums
§ 53	 Aufbewahrung und Vernichtung von Gegenständen
§ 54	 Zeitungen und Zeitschriften
§ 55	 Religiöse Schriften und Gegenstände
§ 56	 Rundfunk, Informations- und Unterhaltungselektronik
§ 57	 Kleidung
§ 58	 Verpflegung
§ 59	 Einkauf
§ 60	 Freizeit
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Abschnitt 10 
Vergütung, Gelder der Gefangenen und Haftkostenbeitrag
§ 61	 Vergütung
§ 62	 Vergütungsfortzahlung
§ 63	 Zusätzliche Anerkennung und Ausgleichsentschädigung
§ 64	 Eigengeld
§ 65	 Taschengeld
§ 66	 Konten, Bargeld
§ 67	 Hausgeld
§ 68	 Zweckgebundene Einzahlungen, Eingliederungsgeld
§ 69	 Haftkostenbeitrag

Abschnitt 11 
Gesundheitsfürsorge
§ 70	� Art und Umfang der medizinischen Leistungen, 

Kostenbeteiligung
§ 71	� Durchführung der medizinischen Leistungen, Forde­

rungsübergang
§ 72	 Medizinische Behandlung zur sozialen Eingliederung
§ 73	 Gesundheitsschutz und Hygiene
§ 74	 Krankenbehandlung während Lockerungen
§ 75	� Zwangsmaßnahmen auf dem Gebiet der Gesundheits­

fürsorge
§ 76	 Überstellung und Verlegung aus medizinischen Gründen
§ 77	 Benachrichtigungspflicht

Abschnitt 12 
Religionsausübung
§ 78	 Seelsorge
§ 79	 Religiöse Veranstaltungen
§ 80	 Weltanschauungsgemeinschaften

Abschnitt 13 
Sicherheit und Ordnung
§ 81	 Grundsatz der Sicherheit und Ordnung
§ 82	 Allgemeine Verhaltenspflichten
§ 83	 Absuchung, Durchsuchung und Haftraumrevision
§ 84	 Maßnahmen zur Feststellung von Suchtmittelgebrauch
§ 85	 Festnahmerecht
§ 86	 Besondere Sicherungsmaßnahmen
§ 87	� Anordnung besonderer Sicherungsmaßnahmen,  

Verfahren
§ 88	 Ärztliche Überwachung

Abschnitt 14 
Unmittelbarer Zwang
§ 89	 Begriffsbestimmungen
§ 90	 Allgemeine Voraussetzungen
§ 91	 Grundsatz der Verhältnismäßigkeit
§ 92	 Androhung
§ 93	 Schusswaffengebrauch

Abschnitt 15 
Disziplinarverfahren
§ 94	 Disziplinarmaßnahmen
§ 95	� Vollzug der Disziplinarmaßnahmen, Aussetzung  

zur Bewährung
§ 96	 Disziplinarbefugnis
§ 97	 Verfahren

Abschnitt 16 
Aufhebung von Maßnahmen und Beschwerderecht
§ 98	 Aufhebung von Maßnahmen
§ 99	 Beschwerderecht

Abschnitt 17 
Kriminologische Forschung
§ 100	 Evaluation, kriminologische Forschung

Abschnitt 18 
Aufbau und Organisation der Anstalten
§ 101	 Anstalten
§ 102	� Festsetzung der Belegungsfähigkeit, Verbot der  

Überbelegung
§ 103	 Leitung der Anstalt
§ 104	 Bedienstete
§ 105	 Seelsorgerinnen und Seelsorger
§ 106	 Medizinische Versorgung
§ 107	 Interessenvertretung der Gefangenen
§ 108	 Hausordnung

Abschnitt 19 
Aufsicht, Beirat und Besichtigungen
§ 109	 Aufsichtsbehörde
§ 110	 Vollstreckungsplan, Vollzugsgemeinschaften
§ 111	 Anstaltsbeiräte
§ 112	 Berliner Vollzugsbeirat
§ 113	 Besichtigungen

Abschnitt 20 
Vollzug des Strafarrests
§ 114	 Grundsatz des Vollzugs des Strafarrests
§ 115	 Besondere Bestimmungen

Abschnitt 21 
Schlussbestimmungen
§ 116	 Einschränkung von Grundrechten
§ 117	 Ersetzung von Bundesrecht
§ 118	 Übergangsbestimmung

Abschnitt 1 
Allgemeine Bestimmungen

§ 1 
Anwendungsbereich

Dieses Gesetz regelt den Vollzug der Freiheitsstrafe (Vollzug) und 
den Vollzug des Strafarrests in Justizvollzugsanstalten (Anstalten).

§ 2 
Ziel und Aufgabe des Vollzugs

Der Vollzug dient dem Ziel, die Gefangenen zu befähigen, künftig 
in sozialer Verantwortung ein Leben ohne Straftaten zu führen. Er hat 
die Aufgabe, die Allgemeinheit vor weiteren Straftaten zu schützen.

§ 3 
Grundsätze der Vollzugsgestaltung

(1) Der Vollzug ist auf die Auseinandersetzung der Gefangenen 
mit ihren Straftaten und deren Folgen auszurichten.

(2) Der Vollzug wirkt von Beginn an auf die Eingliederung der 
Gefangenen in das Leben in Freiheit hin.

(3) Das Leben im Vollzug ist den allgemeinen Lebensverhältnis­
sen soweit wie möglich anzugleichen.

(4) Schädlichen Folgen des Freiheitsentzugs ist entgegenzuwirken.
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(5) Der Bezug der Gefangenen zum gesellschaftlichen Leben ist 
zu wahren und zu fördern. Personen und Einrichtungen außerhalb 
des Vollzugs sollen in den Vollzugsalltag einbezogen werden. Den 
Gefangenen ist sobald wie möglich die Teilnahme am Leben in der 
Freiheit zu gewähren.

(6) Die unterschiedlichen Bedürfnisse der Gefangenen, insbeson­
dere im Hinblick auf Geschlecht, Alter, Herkunft, Religion, Welt­
anschauung, Behinderung und sexuelle Identität, werden bei der 
Vollzugsgestaltung im Allgemeinen und im Einzelfall berücksich­
tigt.

(7) Gefangene mit angeordneter oder vorbehaltener Sicherungs­
verwahrung sind individuell und intensiv zu betreuen, um ihre Un­
terbringung in der Sicherungsverwahrung entbehrlich zu machen. 
Soweit standardisierte Maßnahmen nicht ausreichen oder keinen 
Erfolg versprechen, sind individuelle Maßnahmen zu entwickeln.

(8) Beim Vollzug der Ersatzfreiheitsstrafe sind die Gefangenen 
zur Abwendung der weiteren Vollstreckung vorrangig bei der Til­
gung ihrer Geldstrafe zu unterstützen.

§ 4 
Stellung der Gefangenen, Mitwirkung

(1) Die Persönlichkeit der Gefangenen ist zu achten. Ihre Selb­
ständigkeit im Vollzugsalltag ist soweit wie möglich zu erhalten und 
zu fördern.

(2) Die Gefangenen werden an der Gestaltung des Vollzugsalltags 
beteiligt. Vollzugliche Maßnahmen sind ihnen zu erläutern.

(3) Zur Erreichung des Vollzugsziels bedarf es der Mitwirkung 
der Gefangenen. Ihre Bereitschaft hierzu ist zu wecken und zu för­
dern.

(4) Die Gefangenen unterliegen den in diesem Gesetz vorgesehe­
nen Beschränkungen ihrer Freiheit. Soweit das Gesetz eine besonde­
re Regelung nicht enthält, dürfen ihnen nur Beschränkungen aufer­
legt werden, die zur Aufrechterhaltung der Sicherheit oder zur Ab­
wendung einer schwerwiegenden Störung der Ordnung der Anstalt 
unerlässlich sind.

§ 5 
Soziale Hilfe und Eigenverantwortung

Die Gefangenen werden darin unterstützt, ihre persönlichen, wirt­
schaftlichen und sozialen Schwierigkeiten zu beheben. Sie sollen 
dazu angeregt und in die Lage versetzt werden, ihre Angelegenhei­
ten eigenverantwortlich zu regeln, insbesondere eine Schuldenregu­
lierung herbeizuführen.

§ 6 
Verletztenbezogene Vollzugsgestaltung

(1) Die berechtigten Belange der Verletzten von Straftaten sind 
bei der Gestaltung des Vollzugs, insbesondere bei der Erteilung von 
Weisungen für Lockerungen, bei der Eingliederung und Entlassung 
der Gefangenen, zu berücksichtigen.

(2) Der Vollzug ist darauf auszurichten, dass die Gefangenen sich 
mit den Folgen ihrer Straftat für die Verletzten und insbesondere 
auch deren Angehörige auseinandersetzen und Verantwortung für 
ihre Straftat übernehmen.

(3) Die Gefangenen sollen angehalten werden, den durch die 
Straftat verursachten materiellen und immateriellen Schaden wieder 
gut zu machen.

(4) Für Fragen des Schutzes von Verletzten und des Tatausgleichs 
sollen Ansprechpartnerinnen oder Ansprechpartner in den Anstalten 
zur Verfügung stehen. Verletzte, die sich an die Anstalten wenden, 
sind in geeigneter Form auf ihre Rechte, auch ihre Auskunftsansprü­
che nach § 46 des Justizvollzugsdatenschutzgesetzes Berlin vom 21. 
Juni 2011 (GVBl. S. 287) in der jeweils geltenden Fassung hinzu­
weisen. §  47 des Justizvollzugsdatenschutzgesetzes Berlin bleibt 
unberührt.

Abschnitt 2 
Aufnahme- und Diagnostikverfahren, 
Vollzugs- und Eingliederungsplanung

§ 7 
Aufnahmeverfahren

(1) Mit den Gefangenen wird unverzüglich nach der Aufnahme 
ein Aufnahmegespräch geführt, in dem ihre gegenwärtige Lebenssi­
tuation erörtert wird und sie über ihre Rechte und Pflichten infor­
miert werden. Sofern es für die sprachliche Verständigung mit den 
Gefangenen erforderlich ist, sind Sprachmittlerinnen oder Sprach­
mittler hinzuzuziehen. Den Gefangenen wird ein Exemplar der 
Hausordnung ausgehändigt oder in anderer Weise dauerhaft zugäng­
lich gemacht. Dieses Gesetz, die von ihm in Bezug genommenen 
Gesetze sowie die zu seiner Ausführung erlassenen Rechtsverord­
nungen und Verwaltungsvorschriften sind den Gefangenen auf Ver­
langen zugänglich zu machen.

(2) Während des Aufnahmeverfahrens dürfen andere Gefangene 
nicht zugegen sein.

(3) Die Gefangenen werden alsbald ärztlich untersucht.
(4) Die Gefangenen werden dabei unterstützt, etwaig notwendige 

Maßnahmen für hilfsbedürftige Angehörige, zur Erhaltung des Ar­
beitsplatzes und der Wohnung und zur Sicherung ihrer Habe außer­
halb der Anstalt zu veranlassen.

(5) Bei Gefangenen, die eine Ersatzfreiheitsstrafe verbüßen, sind 
die Möglichkeiten der Abwendung der Vollstreckung durch freie 
Arbeit oder Tilgung der Geldstrafe, auch in Raten, zu erörtern und 
zu fördern, um so auf eine möglichst baldige Entlassung hinzuwir­
ken.

§ 8 
Diagnostikverfahren

(1) An das Aufnahmeverfahren schließt sich zur Vorbereitung der 
Vollzugs- und Eingliederungsplanung das Diagnostikverfahren an.

(2) Das Diagnostikverfahren muss wissenschaftlichen Erkennt­
nissen genügen. Insbesondere bei Gefangenen mit angeordneter 
oder vorbehaltener Sicherungsverwahrung ist es von Bediensteten 
mit einschlägiger wissenschaftlicher Qualifikation durchzuführen.

(3) Das Diagnostikverfahren erstreckt sich auf die Persönlichkeit 
und die Lebensverhältnisse der Gefangenen, die Ursachen und Um­
stände der Straftat sowie alle sonstigen Gesichtspunkte, deren 
Kenntnis für eine zielgerichtete und wirkungsorientierte Vollzugs­
gestaltung und die Eingliederung der Gefangenen nach der Entlas­
sung notwendig erscheint. Neben den Unterlagen aus der Vollstre­
ckung und dem Vollzug vorangegangener Freiheitsentziehungen 
sind insbesondere auch Erkenntnisse der Gerichts- und Bewäh­
rungshilfe sowie der Führungsaufsichtsstellen einzubeziehen.

(4) Im Diagnostikverfahren werden die im Einzelfall die Straffäl­
ligkeit begünstigenden Faktoren ermittelt. Gleichzeitig sollen auch 
diejenigen Umstände ermittelt werden, deren Stärkung einer erneu­
ten Straffälligkeit der Gefangenen entgegenwirken kann.

(5) Bei einer voraussichtlichen Vollzugsdauer von bis zu einem 
Jahr kann das Diagnostikverfahren auf die Umstände beschränkt 
werden, deren Kenntnis für eine angemessene Vollzugsgestaltung 
unerlässlich und für die Eingliederung erforderlich ist. Wird aus­
schließlich Ersatzfreiheitsstrafe vollzogen, tritt an die Stelle des Di­
agnostikverfahrens in der Regel die Feststellung der für eine ange­
messene Vollzugsgestaltung wesentlichen Gesichtspunkte zur Per­
son und zum Lebensumfeld der Gefangenen.

(6) Das Ergebnis ihres Diagnostikverfahrens wird mit den Gefan­
genen erörtert.

§ 9 
Vollzugs- und Eingliederungsplanung

(1) Auf der Grundlage des Ergebnisses des Diagnostikverfahrens 
wird ein Vollzugs- und Eingliederungsplan erstellt. Er zeigt den 
Gefangenen bereits zu Beginn der Strafhaft unter Berücksichtigung 
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der voraussichtlichen Vollzugsdauer die zur Erreichung des Voll­
zugsziels erforderlichen Maßnahmen auf. Daneben kann er weitere 
Hilfsangebote und Empfehlungen enthalten. Auf die Fähigkeiten, 
Fertigkeiten und Neigungen der Gefangenen ist Rücksicht zu neh­
men.

(2) Der Vollzugs- und Eingliederungsplan wird regelmäßig inner­
halb der ersten sechs Wochen erstellt, nachdem die Vollstreckungs­
behörde der Anstalt eine mit der Bescheinigung der Rechtskraft 
versehene beglaubigte Abschrift der zu vollziehenden gerichtlichen 
Entscheidung nebst Gründen übermittelt hat. Bei einer voraussicht­
lichen Vollzugsdauer von unter einem Jahr verkürzt sich die Frist 
des Satzes 1 auf vier Wochen.

(3) Der Vollzugs- und Eingliederungsplan sowie die darin vorge­
sehenen Maßnahmen werden regelmäßig alle sechs Monate, spätes­
tens aber alle zwölf Monate überprüft und fortgeschrieben. Die 
Entwicklung der Gefangenen und die in der Zwischenzeit gewonne­
nen Erkenntnisse sind zu berücksichtigen. Die durchgeführten Maß­
nahmen sind zu dokumentieren.

(4) Die Vollzugs- und Eingliederungsplanung wird mit den Ge­
fangenen erörtert. Dabei werden deren Anregungen und Vorschläge 
einbezogen, soweit sie der Erreichung des Vollzugsziels dienen.

(5) Zur Erstellung und Fortschreibung des Vollzugs- und Einglie­
derungsplans führt die Anstalt eine Konferenz mit den an der Voll­
zugsgestaltung maßgeblich Beteiligten durch. Standen die Gefange­
nen vor ihrer Inhaftierung unter Bewährung oder Führungsaufsicht, 
so können auch die für sie bislang zuständigen Bewährungshelferin­
nen oder Bewährungshelfer an der Konferenz beteiligt werden. Den 
Gefangenen wird der Vollzugs- und Eingliederungsplan regelmäßig 
in der Konferenz eröffnet und erläutert. Sie können auch darüber 
hinaus an der Konferenz beteiligt werden.

(6) An der Eingliederung mitwirkende Personen außerhalb des 
Vollzugs sollen in die Planung einbezogen werden. Sie können mit 
Zustimmung der Gefangenen auch an der Konferenz beteiligt wer­
den.

(7) Werden die Gefangenen nach der Entlassung voraussichtlich 
unter Bewährungs- oder Führungsaufsicht gestellt, so ist den künftig 
zuständigen Bewährungshelferinnen oder Bewährungshelfern in 
den letzten zwölf Monaten vor dem voraussichtlichen Entlassungs­
zeitpunkt die Teilnahme an der Konferenz zu ermöglichen und es 
sind ihnen Ausfertigungen des Vollzugs- und Eingliederungsplans 
und der nachfolgenden Fortschreibungen zu übersenden.

(8) Der Vollzugs- und Eingliederungsplan und seine Fortschrei­
bungen werden den Gefangenen ausgehändigt.

§ 10 
Inhalt des Vollzugs- und Eingliederungsplans

(1) Der Vollzugs- und Eingliederungsplan sowie seine Fortschrei­
bungen enthalten insbesondere folgende Angaben:
1.	 Zusammenfassung der für die Vollzugs- und Eingliederungspla­

nung maßgeblichen Ergebnisse des Diagnostikverfahrens,
2.	 voraussichtlicher Entlassungszeitpunkt,
3.	 Unterbringung im geschlossenen oder offenen Vollzug,
4.	 Maßnahmen zur Förderung der Mitwirkungsbereitschaft,
5.	 Unterbringung in einer sozialtherapeutischen Einrichtung und 

Teilnahme an deren Behandlungsprogrammen,
6.	 Teilnahme an einzel- oder gruppentherapeutischen Maßnahmen,
7.	 Berücksichtigung indizierter medizinischer Maßnahmen, sofern 

diese zur Erreichung des Vollzugsziels erforderlich sind,
8.	 Teilnahme an Maßnahmen zur Behandlung von Suchtmittel­

abhängigkeit und Suchtmittelmissbrauch,
9.	 Teilnahme an strukturierten sozialpädagogischen Maßnahmen,
10.	Teilnahme an schulischen und beruflichen Qualifizierungsmaß­

nahmen einschließlich Alphabetisierungs- und Deutschkursen,
11.	Teilnahme an arbeitstherapeutischen Maßnahmen oder am Ar­

beitstraining,

12.	Arbeit,
13.	freies Beschäftigungsverhältnis, Selbstbeschäftigung,
14.	Teilnahme an Sportangeboten und Maßnahmen zur strukturier­

ten Gestaltung der Freizeit,
15.	Ausführungen zur Erreichung des Vollzugsziels, Außenbeschäf­

tigung,
16.	Lockerungen zur Erreichung des Vollzugsziels,
17.	Aufrechterhaltung, Förderung und Gestaltung von Außenkon­

takten,
18.	Schuldnerberatung, Schuldenregulierung und Erfüllung von 

Unterhaltspflichten,
19.	Ausgleich von Tatfolgen,
20.	Maßnahmen zur Vorbereitung von Entlassung, Eingliederung, 

Nachsorge und zur Bildung eines Eingliederungsgeldes und
21.	Frist zur Fortschreibung des Vollzugs- und Eingliederungsplans.
Bei angeordneter oder vorbehaltener Sicherungsverwahrung enthal­
ten der Vollzugs- und Eingliederungsplan sowie seine Fortschrei­
bungen darüber hinaus Angaben zu individuellen Maßnahmen nach 
§ 3 Absatz 7 Satz 2 und zu einer Antragstellung gemäß § 119a Ab­
satz  2 des Strafvollzugsgesetzes vom 16. März 1976 (BGBl. I S. 
581, 2088 und 1977 I S. 436), das zuletzt durch Artikel 152 der 
Verordnung vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474) geändert wor­
den ist.

(2) Maßnahmen nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 bis 11 und § 3 
Absatz 7 Satz 2, die nach dem Ergebnis des Diagnostikverfahrens 
als zur Erreichung des Vollzugsziels zwingend erforderlich erachtet 
werden, sind als solche zu kennzeichnen und gehen allen anderen 
Maßnahmen vor. Andere Maßnahmen dürfen nicht gestattet werden, 
soweit sie die Teilnahme an Maßnahmen nach Satz 1 beeinträchti­
gen würden.

(3) Spätestens ein Jahr vor dem voraussichtlichen Entlassungs­
zeitpunkt hat die Planung zur Vorbereitung der Eingliederung zu 
beginnen. Anknüpfend an die bisherige Vollzugs- und Eingliede­
rungsplanung werden ab diesem Zeitpunkt die Maßnahmen nach 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 20 konkretisiert oder ergänzt. Insbesonde­
re ist Stellung zu nehmen zur
1.	 Unterbringung im offenen Vollzug oder zum Aufenthalt in einer 

Übergangseinrichtung,
2.	 Unterkunft sowie Arbeit oder Ausbildung nach der Entlassung,
3.	 Unterstützung bei notwendigen Behördengängen und der Be­

schaffung der notwendigen persönlichen Dokumente,
4.	 Beteiligung der Bewährungshilfe und der Forensischen Ambu­

lanzen,
5.	 Kontaktaufnahme zu Einrichtungen der Entlassenenhilfe,
6.	 Fortsetzung von im Vollzug noch nicht abgeschlossenen Maß­

nahmen,
7.	 Anregung von Auflagen und Weisungen für die Bewährungs- 

oder Führungsaufsicht,
8.	 Vermittlung in nachsorgende Maßnahmen und
9.	 nachgehenden Betreuung durch Vollzugsbedienstete.

(4) Bei einer voraussichtlichen Vollzugsdauer von bis zu einem 
Jahr hat für die Vollzugs- und Eingliederungsplanung der Gefange­
nen eine Stellungnahme entsprechend den Vorgaben des Absatzes 3 
Satz 2 und 3 zu erfolgen. Darüber hinaus sind in den Vollzugs- und 
Eingliederungsplan nur diejenigen Maßnahmen nach Absatz  1 
Satz  1 aufzunehmen, die für die Erreichung des Vollzugsziels als 
zwingend erforderlich erachtet werden.

(5) Wird ausschließlich Ersatzfreiheitsstrafe vollzogen, so kann 
der Vollzugs- und Eingliederungsplan abweichend von den Absät­
zen 1, 3 und 4 in der Regel auf die folgenden Angaben beschränkt 
werden:
1.	 Zusammenfassung der für eine angemessene Vollzugsgestaltung 

festgestellten wesentlichen Gesichtspunkte nach §  8 Absatz  5 
Satz 2,
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2.	 Unterbringung im geschlossenen oder offenen Vollzug,
3.	 Unterstützung bei der Abwendung der weiteren Vollstreckung 

der Ersatzfreiheitsstrafe durch freie Arbeit oder Zahlung der 
restlichen Geldstrafe,

4.	 Maßnahmen zur Stabilisierung der Lebenssituation während 
und nach dem Vollzug und

5.	 Maßnahmen zur Vorbereitung der Entlassung.

Abschnitt 3 
Unterbringung und Verlegung

§ 11 
Trennung von männlichen und 

weiblichen Gefangenen
Weibliche Gefangene werden von männlichen Gefangenen ge­

trennt in einer gesonderten Anstalt untergebracht. Eine gemeinsame 
Unterbringung zum Zweck der medizinischen Behandlung und ge­
meinsame Maßnahmen, insbesondere zur schulischen und berufli­
chen Qualifizierung, sind zulässig.

§ 12 
Unterbringung während 

der Einschlusszeiten
(1) Die Gefangenen werden im geschlossenen Vollzug während 

der Einschlusszeiten in ihren Hafträumen einzeln untergebracht. 
Wenn schädliche Einflüsse nicht zu befürchten sind, können Gefan­
gene mit ihrer Zustimmung in dafür zugelassenen Hafträumen zu 
zweit untergebracht werden; dies gilt auch dann, wenn eine Gefahr 
für Leben oder eine ernsthafte Gefahr für die Gesundheit einer oder 
eines Gefangenen besteht. Die Anstalt setzt die Einschlusszeiten 
unter Berücksichtigung der in § 3 geregelten Grundsätze der Voll­
zugsgestaltung fest.

(2) Über die Fälle des Absatzes 1 Satz 2 hinaus ist eine gemeinsa­
me Unterbringung nur im offenen Vollzug, während der stationären 
Behandlung im Justizvollzugskrankenhaus oder vorübergehend und 
aus zwingenden Gründen zulässig. Schädliche Einflüsse auf die 
Gefangenen dürfen hierdurch nicht zu befürchten sein.

§ 13 
Aufenthalt außerhalb der Einschlusszeiten

(1) Außerhalb der Einschlusszeiten dürfen sich die Gefangenen in 
Gemeinschaft aufhalten.

(2) Der gemeinschaftliche Aufenthalt kann eingeschränkt werden,
1.	 wenn ein schädlicher Einfluss auf andere Gefangene zu befürch­

ten ist,
2.	 wenn es die Sicherheit oder Ordnung der Anstalt erfordert oder
3.	 während der stationären Behandlung im Justizvollzugskranken­

haus.

§ 14 
Unterbringung in Wohnbereichen

(1) Wohnbereiche werden baulich abgegrenzt für eine bestimmte 
Anzahl von Gefangenen eingerichtet. Neben den Hafträumen gehö­
ren zu jedem Wohnbereich Einrichtungen zur gemeinsamen Nut­
zung, insbesondere Küchen und Aufenthaltsbereiche. Die Wohnbe­
reiche werden in der Regel von fest zugeordneten Bediensteten be­
treut.

(2) Der Vollzug in Wohnbereichen dient der Einübung sozialver­
träglichen Zusammenlebens, insbesondere von Toleranz sowie der 
Übernahme von Verantwortung für sich und andere. Die Gefangenen 
sollen dazu angehalten werden, ihren Vollzugsalltag außerhalb der 
Einschlusszeiten der Anstalt selbständig zu regeln und zu gestalten.

§ 15 
Unterbringung von weiblichen 
Gefangenen mit ihren Kindern

(1) Bis zur Vollendung ihres dritten Lebensjahres können Kinder 
von weiblichen Gefangenen mit Zustimmung der oder des Aufent­
haltsbestimmungsberechtigten mit ihrer Mutter gemeinsam in der 
Anstalt untergebracht werden, wenn Sicherheitsgründe nicht entge­
genstehen. Vor der Unterbringung ist das Jugendamt zu hören.

(2) Die Unterbringung erfolgt auf Kosten der für das Kind Unter­
haltspflichtigen. Von der Geltendmachung des Kostenersatzan­
spruchs kann ausnahmsweise abgesehen werden, wenn hierdurch 
die gemeinsame Unterbringung gefährdet würde.

§ 16 
Geschlossener und offener Vollzug

(1) Die Gefangenen werden im geschlossenen oder im offenen 
Vollzug untergebracht. Abteilungen des offenen Vollzugs sehen 
keine oder nur verminderte Vorkehrungen gegen Entweichungen 
vor.

(2) Die Gefangenen sind im offenen Vollzug unterzubringen, 
wenn sie dessen besonderen Anforderungen genügen, insbesondere 
nicht zu befürchten ist, dass sie sich dem Vollzug entziehen oder die 
Möglichkeiten des offenen Vollzugs zur Begehung von Straftaten 
missbrauchen werden.

(3) Genügen die Gefangenen den besonderen Anforderungen des 
offenen Vollzugs nicht oder nicht mehr, so werden sie im geschlos­
senen Vollzug untergebracht. Gefangene können abweichend von 
Absatz 2 im geschlossenen Vollzug untergebracht oder dorthin zu­
rückverlegt werden, wenn dies zur Erreichung des Vollzugsziels 
notwendig ist. § 17 Absatz 3 gilt entsprechend.

§ 17 
Verlegung und Überstellung

(1) Die Gefangenen können abweichend vom Vollstreckungsplan 
in eine andere Anstalt verlegt werden, wenn
1.	 die Erreichung des Vollzugsziels hierdurch gefördert wird,
2.	 in erhöhtem Maße die Gefahr der Entweichung oder Befreiung 

gegeben ist oder sonst ihr Verhalten oder ihr Zustand eine Ge­
fahr für die Sicherheit der Anstalt darstellt und die aufnehmende 
Anstalt zur sicheren Unterbringung der Gefangenen besser ge­
eignet ist oder

3.	 Gründe der Vollzugsorganisation oder andere wichtige Gründe 
dies erfordern.

(2) Die Gefangenen dürfen aus wichtigem Grund, insbesondere 
zur Durchführung medizinischer Maßnahmen, zur Begutachtung 
oder Besuchszusammenführung, befristet in eine andere Anstalt 
überführt werden (Überstellung).

(3) Vor Verlegung oder vor Überstellung sind die Gefangenen 
anzuhören. Bei einer Gefährdung der Sicherheit kann dies auch 
nachgeholt werden. Die Verlegung wird den Verteidigerinnen oder 
den Verteidigern auf Antrag der Gefangenen unverzüglich mitge­
teilt.

Abschnitt 4 
Sozialtherapie und 

sozialtherapeutische Einrichtungen

§ 18 
Sozialtherapie

(1) Sozialtherapie dient der Verringerung einer erheblichen Ge­
fährlichkeit der Gefangenen. Auf der Grundlage einer therapeuti­
schen Gemeinschaft bedient sie sich psychotherapeutischer, sozial­
pädagogischer und arbeitstherapeutischer Methoden, die in umfas­
senden Behandlungsprogrammen verbunden werden. Personen aus 
dem Lebensumfeld der Gefangenen außerhalb des Vollzugs werden 
in die Behandlung einbezogen.
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(2) Gefangene sind in einer sozialtherapeutischen Einrichtung 
unterzubringen, wenn ihre Teilnahme an den dortigen Behandlungs­
programmen zur Verringerung ihrer erheblichen Gefährlichkeit an­
gezeigt ist. Eine erhebliche Gefährlichkeit liegt vor, wenn schwer­
wiegende Straftaten gegen Leib oder Leben, die persönliche Freiheit 
oder gegen die sexuelle Selbstbestimmung zu erwarten sind.

(3) Andere Gefangene können in einer sozialtherapeutischen Ein­
richtung untergebracht werden, wenn die Teilnahme an den dortigen 
Behandlungsprogrammen zur Erreichung des Vollzugsziels ange­
zeigt ist. In diesen Fällen bedarf die Unterbringung der Zustimmung 
der sozialtherapeutischen Einrichtung.

(4) Die Unterbringung soll zu einem Zeitpunkt erfolgen, der ent­
weder den Abschluss der Behandlung zum voraussichtlichen Entlas­
sungszeitpunkt erwarten lässt oder die Fortsetzung der Behandlung 
nach der Entlassung ermöglicht. Ist Sicherungsverwahrung ange­
ordnet oder vorbehalten, soll die Unterbringung zu einem Zeitpunkt 
erfolgen, der den Abschluss der Behandlung noch während des 
Vollzugs der Freiheitsstrafe erwarten lässt.

(5) Die Unterbringung der Gefangenen in der sozialtherapeuti­
schen Einrichtung wird beendet, wenn das Ziel der Behandlung aus 
Gründen, die in ihrer Person liegen, nicht erreicht werden kann.

§ 19 
Sozialtherapeutische Einrichtungen

(1) Sozialtherapie wird in sozialtherapeutischen Anstalten oder in 
besonderen Abteilungen sonstiger Anstalten (sozialtherapeutische 
Einrichtungen) vollzogen.

(2) Der Vollzug erfolgt in überschaubaren Wohngruppen, deren 
Ausgestaltung an den Grundsätzen sozialtherapeutischer Behand­
lung auszurichten ist. Die Wohngruppen werden jeweils durch Mit­
arbeiterinnen oder Mitarbeiter des Sozialdienstes, Psychologinnen 
oder Psychologen und fest zugeordnete Bedienstete des allgemeinen 
Vollzugsdienstes betreut.

(3) Neben den Haft- und Therapieräumen gehören zum Wohn­
gruppenvollzug Einrichtungen zur gemeinsamen Nutzung, insbe­
sondere Küchen und Aufenthaltsräume.

Abschnitt 5 
Arbeitstherapeutische Maßnahmen, Arbeitstraining, 
schulische und berufliche Qualifizierungsmaßnahmen 

und Arbeit

§ 20 
Ziel von Qualifizierung und Arbeit

Arbeitstherapeutische Maßnahmen, Arbeitstraining, schulische 
und berufliche Qualifizierungsmaßnahmen und Arbeit haben insbe­
sondere das Ziel, die Fähigkeiten der Gefangenen zur Aufnahme 
einer Erwerbstätigkeit nach der Entlassung zu vermitteln, zu verbes­
sern oder zu erhalten. Beschäftigung im Vollzug ist daher danach 
auszurichten, dass sie den Erfordernissen des Arbeitsmarktes Rech­
nung trägt.

§ 21 
Arbeitstherapeutische Maßnahmen

Arbeitstherapeutische Maßnahmen dienen dazu, dass die Gefan­
genen Eigenschaften wie Selbstvertrauen, Durchhaltevermögen und 
Konzentrationsfähigkeit einüben, um sie stufenweise an die Grun­
danforderungen des Arbeitslebens heranzuführen.

§ 22 
Arbeitstraining

Arbeitstraining dient dazu, Gefangenen, die nicht in der Lage 
sind, einer regelmäßigen und erwerbsorientierten Beschäftigung 
nachzugehen, Fähigkeiten und Fertigkeiten zu vermitteln, die eine 
Eingliederung in das leistungsorientierte Arbeitsleben fördern. Die 
in der Anstalt dafür vorgehaltenen Maßnahmen sind danach auszu­
richten, dass sie den Gefangenen für den Arbeitsmarkt relevante 
Qualifikationen vermitteln.

§ 23 
Schulische und berufliche  

Qualifizierungsmaßnahmen
(1) Schulische und berufliche Aus- und Weiterbildung und vorbe­

rufliche Qualifizierung im Vollzug (schulische und berufliche Quali­
fizierungsmaßnahmen) haben das Ziel, den Gefangenen die Fähig­
keiten zur Eingliederung und zur Aufnahme einer Erwerbstätigkeit 
nach der Entlassung zu vermitteln sowie vorhandene Fähigkeiten zu 
erhalten oder zu verbessern. Sie werden in der Regel als Vollzeit­
maßnahme durchgeführt. Bei der Festlegung von Inhalten, Metho­
den und Organisationsformen der Qualifizierungsangebote werden 
die Bedürfnisse und Besonderheiten der jeweiligen Zielgruppe be­
rücksichtigt.

(2) Berufliche Qualifizierungsmaßnahmen sind darauf auszurich­
ten, den Gefangenen für den Arbeitsmarkt relevante Qualifikationen 
zu vermitteln.

(3) Geeigneten Gefangenen soll die Teilnahme an einer schuli­
schen oder beruflichen Aus- oder Weiterbildung ermöglicht werden, 
die zu einem anerkannten Abschluss führt.

(4) Die Vollzugs- und Eingliederungsplanung ist darauf auszu­
richten, dass die Gefangenen Qualifizierungsmaßnahmen während 
ihrer Haftzeit abschließen oder danach fortsetzen können. Können 
Maßnahmen während der Haftzeit nicht abgeschlossen werden, soll 
die Anstalt dafür Sorge tragen, dass die begonnene Qualifizierungs­
maßnahme nach der Entlassung fortgesetzt werden kann. Sie kann 
hierbei mit außervollzuglichen Einrichtungen zusammenarbeiten.

(5) Nachweise über schulische und berufliche Qualifizierungs­
maßnahmen dürfen keinen Hinweis auf die Inhaftierung enthalten.

§ 24 
Arbeitspflicht

(1) Gefangene sind zur Teilnahme an arbeitstherapeutischen Maß­
nahmen oder Arbeitstraining oder zu Arbeit verpflichtet, wenn und 
soweit sie dazu in der Lage sind. § 10 Absatz 2 bleibt unberührt. Bei 
der Zuweisung einer Beschäftigung sind Fähigkeiten, Fertigkeiten 
und Neigungen der Gefangenen zu berücksichtigen.

(2) Die Verpflichtung entfällt mit dem Erreichen des gesetzlichen 
Renteneintrittsalters und für weibliche Gefangene soweit das ge­
setzliche Beschäftigungsverbot zum Schutz erwerbstätiger werden­
der und stillender Mütter nach dem Mutterschutzgesetz in der Fas­
sung der Bekanntmachung vom 20. Juni 2002 (BGBl. I S. 2318), das 
zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 23. Oktober 2012 (BGBl. I 
S. 2246) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung  
besteht.

§ 25 
Beschäftigungsbedingungen und Ablösung

(1) Nehmen die Gefangenen an Maßnahmen gemäß §§ 21 bis 23 
teil oder üben sie eine Arbeit gemäß § 24 aus, so gelten die von der 
Anstalt festgelegten Beschäftigungsbedingungen. Für schwangere 
und stillende Gefangene sind die Vorschriften des Mutterschutzge­
setzes über die Gestaltung des Arbeitsplatzes entsprechend anzu­
wenden.

(2) Die Gefangenen können von den in Absatz 1 Satz 1 benannten 
Beschäftigungen abgelöst werden, wenn
1.	 sie den Anforderungen nicht gewachsen sind,
2.	 sie trotz Abmahnung wiederholt gegen die Beschäftigungsvor­

schriften verstoßen,
3.	 dies zur Erfüllung der Vollzugs- und Eingliederungsplanung ge­

boten ist oder
4.	 dies aus Gründen der Sicherheit oder Ordnung der Anstalt erfor­

derlich ist.
(3) Vor Ablösung sind die Gefangenen anzuhören. Bei einer Ge­

fährdung der Sicherheit der Anstalt kann dies auch nachgeholt wer­
den. Werden Gefangene nach Absatz  2 Nummer  2 oder aufgrund 
ihres Verhaltens nach Absatz 2 Nummer 4 abgelöst, gelten sie als 
verschuldet ohne Beschäftigung.
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§ 26 
Freies Beschäftigungsverhältnis, 

Selbstbeschäftigung
(1) Gefangenen, die zum Freigang gemäß § 42 Absatz 1 Nummer 4 

zugelassen sind, soll gestattet werden, einer Arbeit, Berufsausbil­
dung oder beruflichen Weiterbildung auf der Grundlage eines freien 
Beschäftigungsverhältnisses oder der Selbstbeschäftigung außer­
halb der Anstalt nachzugehen, wenn die Beschäftigungsstelle geeig­
net ist und nicht überwiegende Gründe des Vollzugs entgegenstehen. 
§ 44 gilt entsprechend.

(2) Das Entgelt ist der Anstalt zur Gutschrift für die Gefangenen 
zu überweisen. Die Anstalt kann in geeigneten Fällen hiervon Aus­
nahmen zulassen.

§ 27 
Freistellung

(1) Haben die Gefangenen ein halbes Jahr lang gearbeitet, so 
können sie beanspruchen, zehn Arbeitstage von der Arbeit freige­
stellt zu werden. Zeiten, in denen die Gefangenen infolge Krankheit 
an der Arbeitsleistung gehindert waren, werden auf das Halbjahr mit 
bis zu 15 Arbeitstagen angerechnet. Der Anspruch verfällt, wenn die 
Freistellung nicht innerhalb eines Jahres nach seiner Entstehung  
erfolgt ist.

(2) Auf die Zeit der Freistellung wird Langzeitausgang gemäß 
§ 42 Absatz 1 Nummer 3 angerechnet, sofern er in die Arbeitszeit 
fällt. Gleiches gilt für einen Langzeitausgang nach § 43 Absatz 1, 
sofern er nicht wegen des Todes oder einer lebensgefährlichen  
Erkrankung naher Angehöriger erteilt worden ist.

(3) Die Gefangenen erhalten für die Zeit der Freistellung ihr  
Arbeitsentgelt weiter.

(4) Urlaubsregelungen freier Beschäftigungsverhältnisse außer­
halb der Anstalt bleiben unberührt.

(5) Für arbeitstherapeutische Maßnahmen, Arbeitstraining sowie 
für schulische und berufliche Qualifizierungsmaßnahmen gelten die 
Absätze 1 bis 4 entsprechend, sofern diese den Umfang der regelmä­
ßigen wöchentlichen Arbeitszeit erreichen.

Abschnitt 6 
Besuche, Telefongespräche, Schriftwechsel, 

andere Formen der Telekommunikation und Pakete

§ 28 
Grundsatz

Die Gefangenen haben das Recht, mit Personen außerhalb der 
Anstalt im Rahmen der Bestimmungen dieses Gesetzes zu verkeh­
ren. Die Anstalt fördert den Kontakt der Gefangenen mit Personen, 
von denen ein günstiger Einfluss erwartet werden kann.

§ 29 
Besuch

(1) Die Gefangenen dürfen regelmäßig Besuch empfangen. Die 
Gesamtdauer beträgt mindestens zwei Stunden im Monat. Bei Besu­
chen von minderjährigen Kindern der Gefangenen erhöht sich die 
Gesamtdauer der Besuchszeit nach Satz 2 um eine weitere Stunde. 
Näheres zum Verfahren und zum Ablauf der Besuche regelt die An­
stalt.

(2) Besuche von Angehörigen im Sinne von § 11 Absatz 1 Num­
mer 1 des Strafgesetzbuchs werden besonders unterstützt.

(3) Besuche sollen über die Fälle des Absatzes 1 hinaus zugelas­
sen werden, wenn sie die Eingliederung der Gefangenen fördern 
oder persönlichen, rechtlichen oder geschäftlichen Angelegenheiten 
dienen, die nicht von den Gefangenen schriftlich erledigt, durch 
Dritte wahrgenommen oder bis zur Entlassung aufgeschoben wer­
den können.

(4) Die Anstalt kann über Absatz 1 hinausgehend mehrstündige, 
unbeaufsichtigte Besuche (Langzeitbesuche) zulassen, wenn dies 
zur Pflege der familiären, partnerschaftlichen oder diesen gleichzu­

setzender Kontakte der Gefangenen geboten erscheint und die Ge­
fangenen hierfür geeignet sind.

(5) Besuche von Verteidigerinnen und Verteidigern sowie von 
Rechtsanwältinnen, Rechtsanwälten, Notarinnen und Notaren in  
einer die jeweiligen Gefangenen betreffenden Rechtssache sind zu 
gestatten.

§ 30 
Untersagung von Besuchen

Besuche können untersagt werden, wenn
1.	 die Sicherheit oder Ordnung der Anstalt gefährdet würde,
2.	 zu befürchten ist, dass Personen, die nicht Angehörige der Ge­

fangenen im Sinne von § 11 Absatz 1 Nummer 1 des Strafge­
setzbuchs sind, einen schädlichen Einfluss auf die Gefangenen 
haben oder die Erreichung des Vollzugsziels behindern, oder

3.	 zu befürchten ist, dass die Begegnung mit den Gefangenen Per­
sonen, die Verletzte der Straftat waren, schadet.

§ 31 
Durchführung der Besuche

(1) Aus Gründen der Sicherheit der Anstalt können Besuche da­
von abhängig gemacht werden, dass die Besucherinnen und Besu­
cher sich und ihre mitgeführten Sachen durchsuchen und mit tech­
nischen oder sonstigen Hilfsmitteln absuchen lassen. Die Durch­
suchung darf nur von Personen des gleichen Geschlechts vorgenom­
men werden; das Schamgefühl ist zu schonen.

(2) Eine inhaltliche Überprüfung der von Verteidigerinnen und 
Verteidigern sowie von Rechtsanwältinnen, Rechtsanwälten, Notar­
innen und Notaren beim Besuch in einer die jeweiligen Gefangenen 
betreffenden Rechtssache mitgeführten Schriftstücke und sonstigen 
Unterlagen ist nicht zulässig. § 37 Absatz 2 Satz 2 und 3 bleibt un­
berührt.

(3) Besuche werden vorbehaltlich des Absatzes 4 regelmäßig be­
aufsichtigt. Über Ausnahmen entscheidet die Anstalt. Die Beauf­
sichtigung kann mittels optisch-elektronischer Einrichtungen durch­
geführt werden.

(4) Besuche von Verteidigerinnen und Verteidigern sowie von 
Rechtsanwältinnen, Rechtsanwälten, Notarinnen und Notaren in  
einer die jeweiligen Gefangenen betreffenden Rechtssache werden 
nicht beaufsichtigt.

(5) Besuche dürfen abgebrochen werden, wenn Besucherinnen, 
Besucher oder Gefangene gegen dieses Gesetz oder aufgrund dieses 
Gesetzes getroffene Anordnungen trotz Abmahnung verstoßen. Die 
Abmahnung unterbleibt, wenn es unerlässlich ist, den Besuch sofort 
abzubrechen.

(6) Beim Besuch dürfen Gefangene grundsätzlich keine Gegen­
stände, und Besucherinnen und Besucher nur Gegenstände, die sie 
innerhalb der Anstalt an dafür zugelassenen Einrichtungen zum Ein­
kauf für die Gefangenen erworben haben, übergeben. Dies gilt nicht 
für die bei dem Besuch der Verteidigerinnen und Verteidiger überge­
benen Schriftstücke und sonstigen Unterlagen sowie für die bei dem 
Besuch von Rechtsanwältinnen, Rechtsanwälten, Notarinnen und 
Notaren zur Erledigung einer die jeweiligen Gefangenen betreffen­
den Rechtssache übergebenen Schriftstücke und sonstigen Unter­
lagen. Bei dem Besuch von Rechtsanwältinnen, Rechtsanwälten, 
Notarinnen und Notaren kann die Übergabe aus Gründen der Sicher­
heit oder Ordnung der Anstalt von der Erlaubnis der Anstalt abhängig 
gemacht werden. § 37 Absatz 2 Satz 2 und 3 bleibt unberührt.

(7) Die Anstalt kann im Einzelfall die Nutzung einer Trennvor­
richtung anordnen, wenn dies zum Schutz von Personen oder zur 
Verhinderung einer Übergabe von Gegenständen erforderlich ist.

§ 32 
Überwachung von Gesprächen

(1) Gespräche dürfen nur überwacht werden, soweit es im Einzel­
fall wegen einer Gefährdung der Erreichung des Vollzugsziels oder 
aus Gründen der Sicherheit erforderlich ist.
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(2) Gespräche mit Verteidigerinnen und Verteidigern sowie mit 
Rechtsanwältinnen, Rechtsanwälten, Notarinnen und Notaren in ei­
ner die jeweiligen Gefangenen betreffenden Rechtssache werden 
nicht überwacht.

§ 33 
Telefongespräche

(1) Den Gefangenen kann gestattet werden, Telefongespräche 
durch Vermittlung der Anstalt zu führen. Die Vorschriften über den 
Besuch der § 29 Absatz 5, §§ 30, 31 Absatz 5 und § 32 gelten ent­
sprechend. Die angeordnete Überwachung teilt die Anstalt den  
Gefangenen rechtzeitig vor Beginn des Telefongesprächs und den 
Gesprächspartnerinnen und Gesprächspartnern der Gefangenen un­
mittelbar nach Herstellung der Verbindung mit.

(2) Die Kosten der Telefongespräche tragen die Gefangenen. Sind 
sie dazu nicht in der Lage, so kann die Anstalt die Kosten in begrün­
deten Fällen in angemessenem Umfang übernehmen.

§ 34 
Schriftwechsel

(1) Die Gefangenen haben das Recht, Schreiben abzusenden und 
zu empfangen. Sie sind frühzeitig zu einem Schriftwechsel mit ihren 
Angehörigen und mit Einrichtungen außerhalb des Vollzugs, die sie 
bei ihrer Eingliederung unterstützen können, zu motivieren und an­
zuleiten.

(2) Die Kosten des Schriftwechsels tragen die Gefangenen. Sind 
sie dazu nicht in der Lage, so kann die Anstalt die Kosten in begrün­
deten Fällen in angemessenem Umfang übernehmen.

§ 35 
Untersagung von Schriftwechsel

Der Schriftwechsel mit bestimmten Personen kann untersagt wer­
den, wenn
1.	 die Sicherheit oder Ordnung der Anstalt gefährdet würde,
2.	 zu befürchten ist, dass diese Personen, die nicht Angehörige der 

Gefangenen im Sinne von § 11 Absatz 1 Nummer 1 des Strafge­
setzbuchs sind, einen schädlichen Einfluss auf die Gefangenen 
haben oder die Erreichung des Vollzugsziels behindern, oder

3.	 zu befürchten ist, dass dieser Personen, die Verletzte der Straftat 
waren, schadet.

§ 36 
Sichtkontrolle, Weiterleitung und 

Aufbewahrung von Schreiben
(1) Die Gefangenen haben das Absenden und den Empfang von 

Schreiben durch die Anstalt vermitteln zu lassen, soweit nichts an­
deres gestattet ist. Ein- und ausgehende Schreiben sind unverzüglich 
weiterzuleiten.

(2) Ein- und ausgehende Schreiben werden im geschlossenen 
Vollzug regelmäßig durch Sichtkontrolle auf verbotene Gegenstän­
de überprüft.

(3) Bei der Sichtkontrolle des Schriftwechsels der Gefangenen 
mit ihren Verteidigerinnen und Verteidigern sowie mit Rechtsanwäl­
tinnen, Rechtsanwälten, Notarinnen und Notaren in einer sie betref­
fenden Rechtssache dürfen die ein- und ausgehenden Schreiben nur 
ungeöffnet auf verbotene Gegenstände untersucht werden. Besteht 
der Verdacht, dass diese Schreiben verbotene Gegenstände enthal­
ten, oder bestehen Zweifel am Vorliegen eines Mandatsverhältnisses 
oder der Berufsträgereigenschaft, so werden sie an die Absenderin­
nen oder Absender zurückgesandt oder den absendenden Gefange­
nen zurückgegeben, sofern nicht der dringende Verdacht besteht, 
dass ungeöffnete Schreiben verbotene strafrechtlich relevante Ge­
genstände enthalten und eine Sicherstellung nach strafprozessualen 
Vorschriften in Betracht kommt.

(4) Die Gefangenen haben eingehende Schreiben unverschlossen 
zu verwahren, sofern nichts anderes gestattet wird. Sie können sie 
verschlossen zu ihrer Habe geben.

§ 37 
Überwachung von Schriftwechsel

(1) Der Schriftwechsel darf nur überwacht werden, soweit dies 
wegen einer Gefährdung der Erreichung des Vollzugsziels oder aus 
Gründen der Sicherheit erforderlich ist.

(2) Der Schriftwechsel der Gefangenen mit ihren Verteidigerin­
nen und Verteidigern sowie mit Rechtsanwältinnen, Rechtsanwäl­
ten, Notarinnen und Notaren in einer die jeweiligen Gefangenen 
betreffenden Rechtssache wird nicht überwacht. Liegt dem Vollzug 
eine Straftat nach § 129a, auch in Verbindung mit § 129b Absatz 1 
des Strafgesetzbuchs zugrunde, so gelten § 148 Absatz 2 und § 148a 
der Strafprozessordnung entsprechend; dies gilt nicht, wenn die 
Gefangenen sich im offenen Vollzug befinden oder wenn ihnen Lo­
ckerungen nach § 42 gewährt worden sind und ein Grund, der die 
Anstalt zum Widerruf von Lockerungen ermächtigt, nicht vorliegt. 
Satz 2 gilt auch, wenn eine Freiheitsstrafe wegen einer Straftat nach 
§ 129a, auch in Verbindung mit § 129b Absatz 1 des Strafgesetz­
buchs, erst im Anschluss an den Vollzug der Freiheitsstrafe, der eine 
andere Verurteilung zugrunde liegt, zu vollstrecken ist.

§ 38 
Anhalten von Schreiben

(1) Schreiben können angehalten werden, wenn
1.	 bei deren Weitergabe die Erreichung des Vollzugsziels oder die 

Sicherheit oder Ordnung der Anstalt gefährdet würde,
2.	 die Weitergabe in Kenntnis ihres Inhalts einen Straf- oder Buß­

geldtatbestand verwirklichen würde,
3.	 sie grob unrichtige oder erheblich entstellende Darstellungen 

von Anstaltsverhältnissen oder grobe Beleidigungen enthalten,
4.	 sie die Eingliederung anderer Gefangener gefährden können,
5.	 zu befürchten ist, dass der Schriftwechsel mit den Gefangenen 

Personen, die Verletzte der Straftat waren, schadet oder
6.	 sie in Geheim- oder Kurzschrift, unlesbar, unverständlich oder 

ohne zwingenden Grund in einer fremden Sprache abgefasst 
sind.

(2) Ausgehenden Schreiben, die unrichtige Darstellungen enthal­
ten, kann ein Begleitschreiben beigefügt werden, wenn die Gefange­
nen auf das Absenden bestehen.

(3) Sind Schreiben angehalten worden, wird dies den Gefangenen 
mitgeteilt. Soweit angehaltene Schreiben nicht als Beweismittel 
nach strafprozessualen Vorschriften sichergestellt werden, werden 
sie an die Absenderin oder den Absender zurückgegeben oder, so­
fern dies unmöglich oder aus besonderen Gründen nicht angezeigt 
ist, von der Anstalt verwahrt.

(4) Schreiben, deren Überwachung nach §  37 Absatz  2 ausge­
schlossen ist, dürfen nicht angehalten werden.

§ 39 
Kontakte mit bestimmten 

Institutionen und Personen
(1) Der Schriftwechsel der Gefangenen mit

1.	 den Volksvertretungen des Bundes und der Länder sowie deren 
Mitgliedern,

2.	 dem Bundesverfassungsgericht und dem für sie zuständigen 
Landesverfassungsgericht,

3.	 der oder dem für sie zuständigen Bürgerbeauftragten eines  
Landes,

4.	 der oder dem Datenschutzbeauftragten des Bundes oder der 
Länder,

5.	 dem europäischen Parlament sowie dessen Mitgliedern,
6.	 dem Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte,
7.	 dem Europäischen Gerichtshof,
8.	 der oder dem Europäischen Datenschutzbeauftragten,
9.	 der oder dem Europäischen Bürgerbeauftragten,
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10.	dem Europäischen Ausschuss zur Verhütung von Folter und un­
menschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe,

11.	der Europäischen Kommission gegen Rassismus und Intoleranz,
12.	dem Menschenrechtsausschuss der Vereinten Nationen,
13.	den Ausschüssen der Vereinten Nationen für die Beseitigung der 

Rassendiskriminierung und für die Beseitigung der Diskriminie­
rung der Frau,

14.	dem Ausschuss der Vereinten Nationen gegen Folter, dem zuge­
hörigen Unterausschuss zur Verhütung von Folter und den ent­
sprechenden Nationalen Präventivmechanismen,

15.	den konsularischen Vertretungen ihres Heimatlandes,
16.	der für sie zuständigen Führungsaufsichtsstelle, Bewährungs- 

und Gerichtshilfe,
17.	der oder dem Opferbeauftragten des Landes Berlin und
18.	den Anstaltsbeiräten und dem Berliner Vollzugsbeirat sowie  

deren Mitgliedern
wird nicht überwacht, wenn die Schreiben an die Anschriften dieser 
Stellen oder Personen gerichtet sind und die Absenderinnen oder 
Absender zutreffend angegeben sind. Schreiben der in Satz  1 ge­
nannten Stellen oder Personen, die an die Gefangenen gerichtet sind, 
dürfen nicht überwacht werden, wenn die Identität der Absenderin­
nen oder Absender zweifelsfrei feststeht. In diesem Fall ist jedoch 
eine Sichtkontrolle entsprechend § 36 Absatz 3 vorzunehmen. § 37 
Absatz 2 Satz 2 und 3 gilt entsprechend.

(2) Für den Schriftwechsel zur Ausübung des Wahlrechts gilt 
Absatz 1 entsprechend.

(3) Schreiben, deren Überwachung nach Absatz 1 ausgeschlossen 
ist, dürfen nicht nach § 38 angehalten werden.

(4) Besuche von Mitgliedern der in Absatz  1 Satz  1 genannten 
Stellen und von dort aufgeführten Personen sind zu gestatten. Sie 
werden weder beaufsichtigt noch die geführten Gespräche über­
wacht. Im Übrigen gilt für die Durchführung der Besuche § 31 Ab­
satz 1, 2, 5 und 6 Satz 3 und 4 sowie Absatz 7 entsprechend.

(5) Telefongespräche mit Mitgliedern der in Absatz 1 Satz 1 ge­
nannten Stellen und von dort aufgeführten Personen sind zu gestat­
ten und werden nicht überwacht. Im Übrigen gilt § 33 entsprechend.

§ 40 
Andere Formen der 
Telekommunikation

Die Anstalt kann den Gefangenen gestatten, andere von der Auf­
sichtsbehörde zugelassene Formen der Telekommunikation auf ihre 
Kosten zu nutzen. Im Übrigen finden in Abhängigkeit von der Art 
der Telekommunikation die Vorschriften dieses Abschnitts über den 
Schriftwechsel, den Besuch und über Telefongespräche entspre­
chende Anwendung.

§ 41 
Pakete

(1) Den Gefangenen kann gestattet werden, Pakete zu empfangen. 
Der Empfang von Paketen mit Nahrungs-, Genuss- und Körperpfle­
gemitteln sowie Arzneimitteln ist untersagt. Die Anstalt kann An­
zahl, Gewicht und Größe von Sendungen und einzelnen Gegenstän­
den festsetzen. Über § 50 Absatz 1 Satz 2 hinaus kann sie Gegen­
stände und Verpackungsformen ausschließen, die einen unverhält­
nismäßigen Kontrollaufwand verursachen würden.

(2) Die Anstalt kann die Annahme von Paketen, deren Einbrin­
gung nicht gestattet ist oder die die Voraussetzungen des Absatzes 1 
nicht erfüllen, ablehnen oder solche Pakete an die Absenderinnen 
oder Absender zurücksenden.

(3) Pakete sind in Gegenwart der Gefangenen zu öffnen, an die sie 
adressiert sind. Sie sind auf verbotene Gegenstände zu durchsuchen. 
Mit nicht zugelassenen oder ausgeschlossenen Gegenständen ist 
gemäß § 53 Absatz 3 zu verfahren. Sie können auch auf Kosten der 
Gefangenen zurückgesandt werden.

(4) Der Empfang von Paketen kann vorübergehend versagt wer­
den, wenn dies wegen einer Gefährdung der Sicherheit oder Ord­
nung der Anstalt unerlässlich ist.

(5) Den Gefangenen kann gestattet werden, Pakete zu versenden. 
Der Inhalt kann aus Gründen der Sicherheit oder Ordnung der An­
stalt überprüft werden. § 35 gilt entsprechend.

(6) Die Kosten des Paketversandes tragen die Gefangenen. Sind 
sie dazu nicht in der Lage, kann die Anstalt die Kosten in begründe­
ten Fällen in angemessenem Umfang übernehmen.

Abschnitt 7 
Lockerungen und sonstige Aufenthalte 

außerhalb der Anstalt

§ 42 
Lockerungen zur Erreichung 

des Vollzugsziels
(1) Aufenthalte außerhalb der Anstalt ohne Aufsicht (Lockerun­

gen) sind insbesondere
1.	 das Verlassen der Anstalt für bis zu 24 Stunden in Begleitung 

einer von der Anstalt zugelassenen Person (Begleitausgang),
2.	 das Verlassen der Anstalt für bis zu 24 Stunden ohne Begleitung 

(unbegleiteter Ausgang),
3.	 das Verlassen der Anstalt für mehr als 24 Stunden (Langzeitaus­

gang) und
4.	 die regelmäßige Beschäftigung außerhalb der Anstalt (Frei­

gang).
(2) Die Lockerungen dürfen gewährt werden, wenn sie der Errei­

chung des Vollzugsziels dienen und verantwortet werden kann zu 
erproben, dass die Gefangenen sich weder dem Vollzug der Frei­
heitsstrafe entziehen noch die Lockerungen zur Begehung von 
Straftaten missbrauchen werden.

(3) Ein Langzeitausgang nach Absatz  1 Nummer  3 soll im ge­
schlossenen Vollzug in der Regel erst gewährt werden, wenn die 
Gefangenen sich mindestens sechs Monate im Strafvollzug befun­
den haben. Zu lebenslanger Freiheitsstrafe verurteilte Gefangene 
können einen Langzeitausgang erst erhalten, wenn sie sich ein­
schließlich einer vorhergehenden Untersuchungshaft oder einer an­
deren Freiheitsentziehung in der Regel zehn Jahre im Vollzug befun­
den haben oder wenn sie im offenen Vollzug untergebracht sind.

(4) Durch Lockerungen wird die Vollstreckung der Freiheitsstrafe 
nicht unterbrochen.

§ 43 
Lockerungen aus wichtigem Anlass

(1) Lockerungen können auch aus wichtigem Anlass gewährt 
werden. Wichtige Anlässe sind insbesondere die Teilnahme an ge­
richtlichen Terminen, die medizinische Behandlung der Gefangenen 
sowie der Tod oder eine lebensgefährliche Erkrankung naher Ange­
höriger.

(2) § 42 Absatz 2 und 4 gilt entsprechend.

§ 44 
Weisungen für Lockerungen

Für Lockerungen sind die nach den Umständen des Einzelfalles 
erforderlichen Weisungen zu erteilen. Bei der Ausgestaltung der 
Lockerungen ist auch den Belangen der Verletzten von Straftaten 
Rechnung zu tragen.

§ 45 
Ausführung, Außenbeschäftigung, 

Vorführung und Ausantwortung
(1) Den Gefangenen kann das Verlassen der Anstalt unter stän­

diger und unmittelbarer Aufsicht durch Bedienstete (Ausführung) 
gestattet werden, wenn dies aus besonderen Gründen notwendig ist. 
Die Gefangenen können auch gegen ihren Willen ausgeführt wer­
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den. Liegt die Ausführung ausschließlich im Interesse der Gefange­
nen, so können ihnen die Kosten auferlegt werden, soweit dies die 
Erreichung des Vollzugsziels oder die Eingliederung nicht behindert.

(2) Den Gefangenen kann gestattet werden, außerhalb der Anstalt 
einer regelmäßigen Beschäftigung unter ständiger Aufsicht oder  
unter Aufsicht in unregelmäßigen Abständen durch Bedienstete 
(Außenbeschäftigung) nachzugehen. § 42 Absatz 2 und 4 gilt ent­
sprechend.

(3) Auf Ersuchen eines Gerichts werden Gefangene vorgeführt, 
sofern ein Vorführungsbefehl vorliegt.

(4) Gefangene dürfen befristet dem Gewahrsam eines Gerichts, 
einer Staatsanwaltschaft oder einer Polizei-, Ordnungs-, Zoll- oder 
Finanzbehörde auf Antrag überlassen werden (Ausantwortung).

Abschnitt 8 
Vorbereitung der Eingliederung, Entlassung 

und nachgehende Betreuung

§ 46 
Vorbereitung der Eingliederung

(1) Die Maßnahmen zur sozialen und beruflichen Eingliederung 
sind auf den Zeitpunkt der voraussichtlichen Entlassung in die Frei­
heit abzustellen. Die Gefangenen sind bei der Ordnung ihrer persön­
lichen, wirtschaftlichen und sozialen Angelegenheiten zu unterstüt­
zen. Dies umfasst die Vermittlung in nachsorgende Maßnahmen.

(2) Die Anstalt arbeitet frühzeitig unter Beteiligung der Gefange­
nen mit den Agenturen für Arbeit, den Meldebehörden, den Trägern 
der Sozialversicherung und der Sozialhilfe, den Hilfeeinrichtungen 
anderer Behörden, den Verbänden der Freien Wohlfahrtspflege, der 
Forensisch-Therapeutischen Ambulanz und weiteren Personen und 
Einrichtungen außerhalb des Vollzugs zusammen, insbesondere,  
um zu erreichen, dass die Gefangenen nach ihrer Entlassung über 
eine geeignete Unterkunft und eine Arbeits- oder Ausbildungsstelle 
verfügen. Die Bewährungshilfe und die Führungsaufsichtsstelle  
beteiligen sich frühzeitig an der sozialen und beruflichen Einglie
derung der Gefangenen.

(3) Den Gefangenen können Aufenthalte in geeigneten Einrich­
tungen außerhalb des Vollzugs (Übergangseinrichtungen) gewährt 
werden, wenn dies zur Vorbereitung der Eingliederung erforderlich 
ist. Haben Gefangene die Hälfte ihrer zeitigen Freiheitsstrafe im 
Vollzug verbüßt, mindestens jedoch sechs Monate, kann ihnen auch 
ein zusammenhängender Langzeitausgang bis zu sechs Monaten 
gewährt werden, wenn dies zur Vorbereitung der Eingliederung er­
forderlich ist. § 42 Absatz 2 und 4 sowie § 44 gelten entsprechend.

(4) In einem Zeitraum von sechs Monaten vor der voraussicht­
lichen Entlassung sind den Gefangenen die zur Vorbereitung der 
Eingliederung erforderlichen Lockerungen zu gewähren, sofern 
nicht mit hoher Wahrscheinlichkeit zu erwarten ist, dass die Gefan­
genen sich dem Vollzug der Freiheitsstrafe entziehen oder die Lo­
ckerungen zur Begehung von Straftaten missbrauchen werden. § 42 
Absatz 4 und § 44 gelten entsprechend.

§ 47 
Entlassung

(1) Die Gefangenen sollen am letzten Tag ihrer Strafzeit mög­
lichst frühzeitig, jedenfalls noch am Vormittag, entlassen werden.

(2) Fällt das Strafende auf einen Sonnabend oder Sonntag, einen 
gesetzlichen Feiertag, den ersten Werktag nach Ostern oder Pfings­
ten oder in die Zeit vom 22. Dezember bis zum 2. Januar, so können 
die Gefangenen an dem diesem Tag oder Zeitraum vorhergehenden 
Werktag entlassen werden, wenn dies gemessen an der Dauer der 
Strafzeit vertretbar ist und fürsorgerische Gründe nicht entgegenste­
hen.

(3) Der Entlassungszeitpunkt kann bis zu zwei Tage vorverlegt 
werden, wenn die Gefangenen zu ihrer Eingliederung hierauf drin­
gend angewiesen sind.

(4) Bedürftigen Gefangenen kann eine Entlassungsbeihilfe in 
Form eines Reisekostenzuschusses, angemessener Kleidung oder 
einer sonstigen notwendigen Unterstützung gewährt werden.

§ 48 
Nachgehende Betreuung

Mit Zustimmung der Anstalt können Bedienstete an der nachge­
henden Betreuung Entlassener mit deren Einverständnis mitwirken, 
wenn ansonsten die Eingliederung gefährdet wäre. Die nachgehende 
Betreuung kann auch außerhalb der Anstalt erfolgen. In der Regel ist 
sie auf die ersten sechs Monate nach der Entlassung beschränkt. 
Erfolgt die nachgehende Betreuung innerhalb der Anstalt gilt § 49 
Absatz 1 Satz 3 und Absatz 2 bis 4 entsprechend.

§ 49 
Verbleib oder Aufnahme auf 

freiwilliger Grundlage
(1) Sofern es die Belegungssituation zulässt, können die entlasse­

nen Gefangenen auf Antrag ausnahmsweise vorübergehend in der 
Anstalt verbleiben oder wieder aufgenommen werden, wenn die 
Eingliederung gefährdet und ein Aufenthalt in der Anstalt aus die­
sem Grunde gerechtfertigt ist. §  48 Satz  3 gilt entsprechend. Der 
freiwillige Aufenthalt erfolgt auf vertraglicher Basis.

(2) Gegen die sich in der Anstalt befugt aufhaltenden Entlassenen 
dürfen Maßnahmen des Vollzugs nicht mit unmittelbarem Zwang 
durchgesetzt werden.

(3) Bei Störung des Anstaltsbetriebs durch die Entlassenen oder 
aus vollzugsorganisatorischen Gründen kann der freiwillige Aufent­
halt jederzeit beendet werden. Die Entlassenen sind vorher zu hören.

(4) Die in der Anstalt verbliebenen oder wieder aufgenommenen 
Entlassenen dürfen die Anstalt auf ihren Wunsch jederzeit unver­
züglich verlassen.

Abschnitt 9 
Grundversorgung und Freizeit

§ 50 
Einbringen von Gegenständen

(1) Gegenstände dürfen durch oder für die Gefangenen nur mit 
Zustimmung der Anstalt eingebracht werden. Die Anstalt kann die 
Zustimmung verweigern, wenn die Gegenstände ihrer Art oder Be­
schaffenheit nach geeignet sind, die Sicherheit oder Ordnung der 
Anstalt oder die Erreichung des Vollzugsziels zu gefährden oder ihre 
Aufbewahrung nach Art oder Umfang nicht möglich ist.

(2) Das Einbringen von Nahrungs-, Genuss- und Körperpflege­
mitteln sowie von Arzneimitteln ist nicht gestattet. Die Anstalt kann 
eine abweichende Regelung treffen.

§ 51 
Gewahrsam an Gegenständen

(1) Die Gefangenen dürfen Gegenstände nur mit Zustimmung der 
Anstalt in Gewahrsam haben, annehmen oder abgeben.

(2) Ohne Zustimmung dürfen sie abweichend von Absatz 1 Ge­
genstände von geringem Wert an andere Gefangene weitergeben und 
von anderen Gefangenen annehmen; die Abgabe und Annahme die­
ser Gegenstände nebst dem Gewahrsam daran können von der Zu­
stimmung der Anstalt abhängig gemacht werden.

§ 52 
Ausstattung des Haftraums

(1) Die Gefangenen dürfen ihren Haftraum in angemessenem 
Umfang mit eigenen Gegenständen ausstatten oder diese dort aufbe­
wahren. Gegenstände, die einzeln oder in ihrer Gesamtheit geeignet 
sind, die Sicherheit oder Ordnung der Anstalt, insbesondere die 
Übersichtlichkeit des Haftraumes, oder die Erreichung des Voll­
zugsziels zu gefährden, dürfen nicht in den Haftraum eingebracht 
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werden. Entgegen Satz 2 eingebrachte Gegenstände werden daraus 
entfernt.

(2) Die Gefangenen tragen die Kosten für die aus Gründen der 
Sicherheit der Anstalt notwendige technische Überprüfung der von 
ihnen im Haftraum genutzten Elektrogeräte. Sind sie dazu nicht in 
der Lage, so kann die Anstalt die Kosten in begründeten Fällen in 
angemessenem Umfang übernehmen.

§ 53 
Aufbewahrung und Vernichtung 

von Gegenständen
(1) Gegenstände, die die Gefangenen nicht im Haftraum aufbe­

wahren dürfen oder wollen, werden von der Anstalt aufbewahrt, so­
weit dies nach Art und Umfang möglich ist und Gründe der Sicher­
heit oder Ordnung der Anstalt, insbesondere auch hygienische 
Gründe, nicht dagegen sprechen. Die Anstalt kann eine angemessene 
Beschränkung des Umfangs der aufzubewahrenden Gegenstände 
vornehmen.

(2) Den Gefangenen wird Gelegenheit gegeben, ihre Gegenstän­
de, die sie während des Vollzugs und für ihre Entlassung nicht benö­
tigen, zu versenden. § 41 Absatz 6 gilt entsprechend.

(3) Werden Gegenstände, deren Aufbewahrung nach Absatz  1 
ausgeschlossen ist, von den Gefangenen trotz Aufforderung nicht 
innerhalb einer angemessenen Frist aus der Anstalt verbracht, so 
darf die Anstalt diese Gegenstände auf Kosten der Gefangenen  
außerhalb der Anstalt verwahren, verwerten oder vernichten. Für 
das Verfahren der Verwertung und Vernichtung gilt §  40 des All­
gemeinen Sicherheits- und Ordnungsgesetzes in der Fassung vom  
11. Oktober 2006 (GVBl. S. 930), das zuletzt durch Gesetz vom 
7. April 2015 (GVBl. S. 66) geändert worden ist, in der jeweils gel­
tenden Fassung entsprechend.

(4) Aufzeichnungen und andere Gegenstände, die Kenntnisse 
über Sicherungsvorkehrungen der Anstalt vermitteln oder Schluss­
folgerungen auf diese zulassen, dürfen vernichtet oder unbrauchbar 
gemacht werden.

§ 54 
Zeitungen und Zeitschriften

Die Gefangenen dürfen auf eigene Kosten Zeitungen und Zeit­
schriften in angemessenem Umfang durch Vermittlung der Anstalt 
beziehen. Ausgeschlossen sind Zeitungen und Zeitschriften, deren 
Verbreitung mit Strafe oder Geldbuße bedroht ist. Einzelne Ausga­
ben oder Teile von Zeitungen und Zeitschriften können den Gefan­
genen vorenthalten oder entzogen werden, wenn die Kenntnisnahme 
von deren Inhalten die Erreichung des Vollzugsziels oder die Sicher­
heit oder Ordnung der Anstalt erheblich gefährden würde.

§ 55 
Religiöse Schriften und Gegenstände

Die Gefangenen dürfen grundlegende religiöse Schriften sowie in 
angemessenem Umfang Gegenstände des religiösen Gebrauchs be­
sitzen. Diese dürfen den Gefangenen nur bei grobem Missbrauch 
entzogen werden.

§ 56 
Rundfunk, Informations- und 

Unterhaltungselektronik
(1) Der Zugang zum Hörfunk- und Fernsehempfang (Rundfunk) 

ist zu ermöglichen. Die Anstalt entscheidet über die Einspeisung 
einzelner Hörfunk- und Fernsehprogramme, soweit eine Empfangs­
anlage vorhanden ist. Die Wünsche und Bedürfnisse der Gefange­
nen sind angemessen zu berücksichtigen.

(2) Eigene Hörfunk- und Fernsehgeräte der Gefangenen werden 
zugelassen, wenn nicht Gründe des § 52 Absatz 1 Satz 2 entgegen­
stehen. Die Gefangenen können auf von der Anstalt vermittelte 
Mietgeräte oder Haftraummediensysteme verwiesen werden. In 
diesem Fall ist den Gefangenen abweichend von Satz 1 der Besitz 
eigener Geräte im Haftraum in der Regel nicht gestattet.

(3) Die Gefangenen haben die Kosten für die Überprüfung, Über­
lassung und den Betrieb der von ihnen genutzten Hörfunk- und 
Fernsehgeräte sowie die Bereitstellung des Hörfunk- und Fernseh­
empfangs zu tragen. Sind sie dazu nicht in der Lage, so kann die 
Anstalt die Kosten in begründeten Fällen in angemessenem Umfang 
übernehmen.

(4) Andere Geräte der Informations- und Unterhaltungselektronik 
können unter den Voraussetzungen des Absatzes 2 Satz 1 zugelassen 
werden. § 40 bleibt unberührt.

§ 57 
Kleidung

(1) Die Gefangenen tragen Anstaltskleidung.
(2) Die Anstalt kann eine von Absatz  1 abweichende Regelung 

treffen. Für Reinigung, Instandsetzung und regelmäßigen Wechsel 
der eigenen Kleidung haben die Gefangenen auf ihre Kosten zu sor­
gen.

§ 58 
Verpflegung

Zusammensetzung und Nährwert der Anstaltsverpflegung haben 
den Anforderungen an eine gesunde Ernährung zu entsprechen. Auf 
ärztliche Anordnung wird besondere Verpflegung gewährt. Den Ge­
fangenen ist zu ermöglichen, Speisevorschriften ihrer Religions­
gemeinschaft zu befolgen sowie sich fleischlos zu ernähren. Ge­
schlechtsspezifische Unterschiede in der Ernährungsweise von 
männlichen und weiblichen Gefangenen sind zu berücksichtigen.

§ 59 
Einkauf

(1) Den Gefangenen wird ermöglicht einzukaufen. Die Anstalt 
wirkt auf ein Angebot hin, das auf Wünsche und Bedürfnisse der 
Gefangenen Rücksicht nimmt. Das Verfahren des Einkaufs regelt 
die Anstalt. Gegenstände, die nach Art oder Menge geeignet sind, 
die Sicherheit oder Ordnung der Anstalt zu gefährden, sind vom 
Einkauf ausgeschlossen oder mengenmäßig zu beschränken.

(2) Nahrungs- und Genussmittel können nur vom Haus- und Ta­
schengeld, andere Gegenstände in angemessenem Umfang auch 
vom Eigengeld eingekauft werden. Dies gilt nicht für den ersten 
Einkauf, den die Gefangenen unmittelbar nach ihrer Aufnahme in 
eine Anstalt tätigen.

§ 60 
Freizeit

(1) Zur Ausgestaltung der Freizeit hat die Anstalt insbesondere 
Angebote zur sportlichen und kulturellen Betätigung, Bildungsange­
bote sowie Angebote zur kreativen Entfaltung vorzuhalten. Die An­
stalt stellt eine angemessen ausgestattete Bücherei zur Verfügung.

(2) Die Gefangenen sind zur Teilnahme und Mitwirkung an Ange­
boten der Freizeitgestaltung zu motivieren und anzuleiten.

Abschnitt 10 
Vergütung, Gelder der Gefangenen 

und Haftkostenbeitrag

§ 61 
Vergütung

(1) Die Gefangenen erhalten eine Vergütung in Form von
1.	 Arbeitsentgelt für die Teilnahme an arbeitstherapeutischen Maß­

nahmen oder am Arbeitstraining nach § 10 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 11 oder für Arbeit nach § 10 Absatz 1 Satz 1 Num­
mer 12 oder

2.	 Ausbildungsbeihilfe für die Teilnahme an schulischen und be­
ruflichen Qualifizierungsmaßnahmen nach § 10 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 10.

(2) Der Bemessung der Vergütung sind 9 Prozent der Bezugsgrö­
ße nach § 18 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch – Gemeinsame 
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Vorschriften für die Sozialversicherung – in der Fassung der Be­
kanntmachung vom 12. November 2009 (BGBl. I S. 3710, 3973; 
2011 I S. 363), das zuletzt durch Artikel 28 des Gesetzes vom 
20. November 2015 (BGBl. I S. 2010) geändert worden ist, in der 
jeweils geltenden Fassung zugrunde zu legen (Eckvergütung). Ein 
Tagessatz  ist der 250. Teil der Eckvergütung; die Vergütung kann 
nach einem Stundensatz bemessen werden.

(3) Die Vergütung kann je nach Art der Maßnahme und Leistung 
der Gefangenen gestuft werden. Sie beträgt mindestens 75 Prozent 
der Eckvergütung. Die für Justiz zuständige Senatsverwaltung wird 
ermächtigt, die Vergütungsstufen durch Rechtsverordnung zu be­
stimmen.

(4) Soweit Beiträge zur Bundesagentur für Arbeit zu entrichten 
sind, kann von dem Arbeitsentgelt oder der Ausbildungsbeihilfe ein 
Betrag einbehalten werden, der dem Anteil der Gefangenen am Bei­
trag entsprechen würde, wenn sie diese Vergütung als Arbeitneh­
merin oder Arbeitnehmer erhielten.

(5) Die Höhe der Vergütung ist den Gefangenen schriftlich be­
kannt zu geben.

(6) Gefangene, die an einer Maßnahme nach § 23 teilnehmen, er­
halten hierfür nur eine Ausbildungsbeihilfe, soweit kein Anspruch 
auf Leistungen zum Lebensunterhalt besteht, die außerhalb des Voll­
zugs aus solchem Anlass gewährt werden.

§ 62 
Vergütungsfortzahlung

Nehmen Gefangene an Maßnahmen nach § 10 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 5 bis 9 oder § 3 Absatz 7 Satz 2 teil, die während ihrer re­
gulären Beschäftigungszeit stattfinden und nach § 10 Absatz 2 für 
zwingend erforderlich erachtet wurden, so wird ihnen als finanziel­
ler Ausgleich für diesen Zeitraum eine Fortzahlung der Vergütung 
nach § 61 Absatz 1 gewährt.

§ 63 
Zusätzliche Anerkennung und 

Ausgleichsentschädigung
(1) Haben Gefangene jeweils drei Monate lang zusammenhän­

gend eine Tätigkeit nach §§ 21 bis 24 ausgeübt, so erhalten sie auf 
Antrag als zusätzliche Anerkennung über die Vergütung nach §§ 61 
und 62 und die Freistellung nach § 27 hinaus eine weitere Freistel­
lung von zwei Beschäftigungstagen unter Fortzahlung der Vergü­
tung entsprechend § 27 Absatz 3. Die Gefangenen erhalten auf An­
trag die Freistellung in Form von Langzeitausgang, sofern die Vor­
aussetzungen nach § 42 Absatz 2 und 3 vorliegen.

(2) Anstatt die weiteren Freistellungstage nach Absatz 1 zu neh­
men, können die Gefangenen auch beantragen, dass diese durch 
gleichwertige Vergütung entsprechend §  27 Absatz  3, die ihrem 
Hausgeldkonto gutzuschreiben ist, abgegolten werden.

(3) Nehmen die Gefangenen die zusätzliche Anerkennung nach 
Absatz 1 oder 2 nicht innerhalb eines Jahres nach Vorliegen der Vor­
aussetzungen in Anspruch, so wird der Entlassungszeitpunkt vorbe­
haltlich des Absatzes 4 um die Freistellungstage nach Absatz 1 Satz 1 
vorverlegt. Durch Zeiten, in denen die Gefangenen ohne ihr Ver­
schulden durch Krankheit, Lockerungen, Freistellung oder sonstige 
nicht von ihnen zu vertretende Gründe an der Tätigkeit nach §§ 21 
bis 24 gehindert sind, wird die Frist nach Absatz 1 Satz 1 gehemmt. 
Beschäftigungszeiträume von weniger als drei Monaten bleiben un­
berücksichtigt.

(4) Eine Vorverlegung des Entlassungszeitpunktes nach Absatz 3 
Satz 1 ist ausgeschlossen,
1.	 bei Gefangenen, die eine lebenslange Freiheitsstrafe verbüßen 

oder bei denen Sicherungsverwahrung angeordnet oder vorbe­
halten und ein Entlassungszeitpunkt noch nicht bestimmt ist,

2.	 bei einer Aussetzung der Vollstreckung des Restes einer Frei­
heitsstrafe zur Bewährung, soweit wegen des von der Entschei­
dung des Gerichts bis zur Entlassung verbleibenden Zeitraums 
eine Anrechnung nicht mehr möglich ist,

3.	 wenn dies vom Gericht angeordnet wird, weil bei einer Ausset­
zung der Vollstreckung des Restes einer Freiheitsstrafe zur Be­
währung die Lebensverhältnisse der Gefangenen oder die Wir­
kungen, die von der Aussetzung für sie zu erwarten sind, die 
Vollstreckung bis zu einem bestimmten Zeitpunkt erfordern,

4.	 wenn nach §  456a Absatz  1 der Strafprozessordnung von der 
Vollstreckung abgesehen wird oder

5.	 wenn Gefangene im Gnadenwege aus der Haft entlassen wer­
den.

(5) Soweit eine Vorverlegung des Entlassungszeitpunktes nach 
Absatz  4 ausgeschlossen ist, erhalten Gefangene bei ihrer Entlas­
sung eine Ausgleichsentschädigung von zusätzlich 15 Prozent der 
ihnen für den Zeitraum, der Grundlage für die Gewährung der 
Freistellungstage gewesen ist, nach §§ 61 und 62 gezahlten Vergü­
tung. Der Anspruch entsteht erst mit der Entlassung. Vor der Entlas­
sung ist der Anspruch nicht verzinslich. Gefangenen, bei denen eine 
Vorverlegung des Entlassungszeitpunktes nach Absatz 4 Nummer 1 
ausgeschlossen ist, wird die Ausgleichszahlung abweichend von 
Satz 2 bereits nach Verbüßung von jeweils zehn Jahren Freiheits­
strafe zum Eigengeld nach § 64 gutgeschrieben, soweit sie nicht vor 
diesem Zeitpunkt entlassen werden. § 57 Absatz 4 des Strafgesetz­
buchs gilt entsprechend.

(6) Bei der Verlegung in ein anderes Land, nach dessen Landes­
recht weder erworbene Freistellungstage nach Absatz  1 noch die 
Vorverlegung des Entlassungszeitpunktes nach Absatz 3 Satz 1 ge­
währt werden können, hat die Anstalt die gleichwertige Vergütung 
nach Absatz 2 zu gewähren. Bei der Verlegung in ein anderes Land, 
das nach seinem Landesrecht keine gleichwertige Vergütung im 
Sinne von Absatz  2 vorsieht, ist ein Antrag auf Abgeltung der 
Freistellungstage nach Absatz 2 spätestens am Tag der Verlegung zu 
stellen.

§ 64 
Eigengeld

(1) Das Eigengeld besteht aus den Beträgen, die die Gefangenen 
bei Strafantritt in die Anstalt mitbringen und die sie während der 
Haftzeit erhalten, sowie den Teilen der Vergütung, die nicht als 
Hausgeld, Eingliederungsgeld oder Haftkostenbeitrag in Anspruch 
genommen werden.

(2) Die Gefangenen können über das Eigengeld verfügen. § 59 
Absatz 2 und §§ 67 und 68 bleiben unberührt.

§ 65 
Taschengeld

(1) Bedürftigen Gefangenen wird Taschengeld gewährt. Bedürftig 
sind Gefangene, soweit ihnen aus Hausgeld (§ 67) und Eigengeld  
(§  64) monatlich ein Betrag bis zur Höhe des Taschengelds nach 
Absatz 3 voraussichtlich nicht zur Verfügung steht. Es bleiben bis 
zur Höhe des Taschengeldbetrages unberücksichtigt Arbeitsentgelt 
für die Teilnahme an arbeitstherapeutischen Maßnahmen oder am  
Arbeitstraining nach § 61 Absatz 1 Nummer 1, nicht verbrauchtes 
Taschengeld sowie zweckgebundene Einzahlungen nach § 68 Ab­
satz 1 Satz 1.

(2) Die Anstalt kann anordnen, dass Gefangene für die Dauer von 
bis zu drei Monaten als nicht bedürftig gelten, wenn ihnen ein Be­
trag nach Absatz 1 Satz 2 deshalb nicht zur Verfügung steht, weil sie 
einer ihnen zugewiesenen zumutbaren Beschäftigung nach §§ 21 bis 
24 nicht nachgehen oder von einer ausgeübten Beschäftigung im 
Sinne von § 25 Absatz 3 Satz 3 verschuldet abgelöst wurden.

(3) Das Taschengeld beträgt 14 Prozent der Eckvergütung nach 
§ 61 Absatz 2 Satz 1. Es wird zu Beginn des Monats im Voraus ge­
währt. Gehen den Gefangenen im Laufe des Monats nach Absatz 1 
zu berücksichtigende Gelder zu, so wird zum Ausgleich ein Betrag 
bis zur Höhe des gewährten Taschengeldes einbehalten.

(4) Die Gefangenen dürfen über das Taschengeld im Rahmen der 
Bestimmungen dieses Gesetzes verfügen. Es wird dem Hausgeld­
konto gutgeschrieben.
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§ 66 
Konten, Bargeld

(1) Gelder der Gefangenen werden auf Hausgeld-, Eigengeld- und 
Eingliederungsgeldkonten in der Anstalt geführt.

(2) Der Besitz von Bargeld in der Anstalt ist den Gefangenen nicht 
gestattet. Im offenen Vollzug kann eine abweichende Regelung ge­
troffen werden.

(3) Geld in Fremdwährung wird in der Regel in der Zahlstelle 
verwahrt oder zur Habe genommen.

§ 67 
Hausgeld

(1) Das Hausgeld wird aus drei Siebteln der nach §§ 61 und 62 
geregelten Vergütung gebildet.

(2) Für Gefangene, die aus einem freien Beschäftigungsverhält­
nis, aus einer Selbstbeschäftigung oder anderweitig regelmäßige 
Einkünfte haben, wird daraus ein angemessenes monatliches Haus­
geld festgesetzt.

(3) Für Gefangene, die über Eigengeld nach § 64 verfügen und 
keine hinreichende Vergütung nach diesem Gesetz erhalten, gilt 
Absatz 2 entsprechend.

(4) Die Gefangenen dürfen über das Hausgeld im Rahmen der 
Bestimmungen dieses Gesetzes verfügen. Der Anspruch auf Aus­
zahlung ist nicht übertragbar.

§ 68 
Zweckgebundene Einzahlungen, 

Eingliederungsgeld
(1) Für Maßnahmen der Eingliederung, insbesondere Kosten der 

Gesundheitsfürsorge und der Aus- und Fortbildung, und für Maß­
nahmen der Pflege sozialer Beziehungen, insbesondere Telefonkos­
ten und Fahrtkosten anlässlich von Lockerungen, kann zweckgebun­
den Geld eingezahlt werden. Das Geld darf nur für den jeweiligen 
Zweck verwendet werden. Der Anspruch auf Auszahlung ist nicht 
übertragbar.

(2) Die Gefangenen dürfen für Zwecke der Eingliederung ein 
Guthaben in angemessener Höhe bilden (Eingliederungsgeld) und 
auch bereits vor der Entlassung darüber verfügen. Der Anspruch auf 
Auszahlung ist nicht übertragbar. Bei der Verlegung in ein anderes 
Land, nach dessen Landesrecht gebildetes Eingliederungsgeld nicht 
anerkannt werden kann, wird das Eingliederungsgeld vorbehaltlich 
des Satzes 4 dem Eigengeldkonto gutgeschrieben. Sofern das auf­
nehmende Land die Bildung eines Überbrückungsgeldes im Sinne 
des § 51 des Strafvollzugsgesetzes vorsieht, können die Gefangenen 
bis spätestens zum Tag ihrer Verlegung erklären, dass ihr Eingliede­
rungsgeld vom aufnehmenden Land als Überbrückungsgeld behan­
delt werden soll; geben die Gefangenen bis zu ihrer Verlegung diese 
Erklärung nicht ab, so wird das gebildete Eingliederungsgeld ihrem 
Eigengeldkonto gutgeschrieben.

§ 69 
Haftkostenbeitrag

(1) Die Anstalt erhebt von Gefangenen, die sich in einem freien 
Beschäftigungsverhältnis befinden, sich selbst beschäftigen oder 
über anderweitige regelmäßige Einkünfte verfügen, für diese Zeit 
einen Haftkostenbeitrag. Vergütungen und zusätzliche Anerkennun­
gen nach den §§ 61 bis 63 bleiben unberücksichtigt. Von Gefange­
nen, die sich selbst beschäftigen, kann der Haftkostenbeitrag monat­
lich im Voraus ganz oder teilweise gefordert werden. Den Gefange­
nen muss täglich ein Tagessatz gemäß § 61 Absatz 2 Satz 2 verblei­
ben. Von der Geltendmachung des Anspruchs ist abzusehen, soweit 
die Wiedereingliederung der Gefangenen hierdurch gefährdet wür­
de.

(2) Der Haftkostenbeitrag wird in Höhe des Betrages erhoben, der 
nach § 17 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 des Vierten Buches Sozialge­
setzbuch durchschnittlich zur Bewertung der Sachbezüge festgesetzt 
ist. Die für Justiz zuständige Senatsverwaltung stellt den Durch­

schnittsbetrag für jedes Kalenderjahr nach den am 1. Oktober des 
vorhergehenden Jahres geltenden Bewertungen der Sachbezüge 
fest. Bei Selbstverpflegung entfallen die für die Verpflegung vorge­
sehenen Beträge. Für den Wert der Unterkunft ist die festgesetzte 
Belegungsfähigkeit maßgebend.

Abschnitt 11 
Gesundheitsfürsorge

§ 70 
Art und Umfang der medizinischen 

Leistungen, Kostenbeteiligung
(1) Die Gefangenen haben einen Anspruch auf notwendige, aus­

reichende und zweckmäßige medizinische Leistungen unter Beach­
tung des Grundsatzes der Wirtschaftlichkeit und unter Berücksichti­
gung des Leistungsumfangs der gesetzlichen Krankenversicherung. 
Der Anspruch umfasst auch Vorsorgeleistungen, ferner die Versor­
gung mit medizinischen Hilfsmitteln, soweit diese nicht außer Ver­
hältnis zur Dauer des Freiheitsentzugs steht und die Hilfsmittel nicht 
als allgemeine Gebrauchsgegenstände des täglichen Lebens anzuse­
hen sind. Den besonderen Belangen behinderter und chronisch 
kranker Gefangener ist Rechnung zu tragen.

(2) Für Leistungen, die über Absatz 1 hinausgehen, können den 
Gefangenen die Kosten auferlegt werden.

§ 71 
Durchführung der medizinischen 
Leistungen, Forderungsübergang

(1) Medizinische Leistungen nach § 70 Absatz 1 erfolgen in der 
Anstalt, erforderlichenfalls nach § 76 oder § 17 Absatz 2 in einer 
hierfür besser geeigneten Anstalt, im Vollzugskrankenhaus oder 
ausnahmsweise auch außerhalb der Anstalt.

(2) Wird die Strafvollstreckung während einer Behandlung von 
Gefangenen unterbrochen oder beendet, so hat das Land nur für 
diejenigen Leistungen die Kosten zu tragen, die bis zur Unterbre­
chung oder Beendigung der Strafvollstreckung erbracht worden 
sind.

(3) Gesetzliche Schadensersatzansprüche, die Gefangenen infolge 
einer Körperverletzung zustehen, gehen insoweit auf das Land über, 
als den Gefangenen Leistungen nach §  70 Absatz  1 zu gewähren 
sind. Von der Geltendmachung der Ansprüche ist im Interesse der 
Gefangenen abzusehen, wenn hierdurch die Erreichung des Voll­
zugsziels oder die Eingliederung gefährdet würde.

§ 72 
Medizinische Behandlung zur 

sozialen Eingliederung
Mit Zustimmung der Gefangenen soll die Anstalt medizinische 

Behandlungen, insbesondere Operationen oder prothetische Maß­
nahmen, durchführen lassen, die die soziale Eingliederung fördern.

§ 73 
Gesundheitsschutz und Hygiene

(1) Die Anstalt unterstützt die Gefangenen bei der Wiederherstel­
lung und Erhaltung ihrer körperlichen, geistigen und seelischen 
Gesundheit. Sie fördert das Bewusstsein für gesunde Ernährung und 
Lebensführung. Die Gefangenen haben die notwendigen Anordnun­
gen zum Gesundheitsschutz und zur Hygiene zu befolgen.

(2) Den Gefangenen wird ermöglicht, sich täglich mindestens 
eine Stunde im Freien aufzuhalten. § 86 Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 
in Verbindung mit Absatz 4 Satz 2 bleibt unberührt.

(3) Der Nichtraucherschutz ist angemessen zu gewährleisten. Den 
Gefangenen soll die Teilnahme an Raucherentwöhnungsmaßnah­
men ermöglicht werden.
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§ 74 
Krankenbehandlung während 

Lockerungen
(1) Während Lockerungen haben die Gefangenen außer im Falle 

unaufschiebbarer Notfallmaßnahmen einen Anspruch auf medizini­
sche Leistungen nach § 70 Absatz 1 gegen das Land nur in der für 
sie zuständigen Anstalt. Eine ambulante Krankenbehandlung kann 
in der nächstgelegenen Anstalt erfolgen, wenn eine Rückkehr in die 
zuständige Anstalt nicht zumutbar ist. § 43 Absatz 1 Satz 2 zweiter 
Fall bleibt unberührt.

(2) Der Anspruch auf Leistungen nach § 70 Absatz 1 ruht, solange 
die Gefangenen aufgrund eines freien Beschäftigungsverhältnisses 
krankenversichert sind.

§ 75 
Zwangsmaßnahmen auf dem 

Gebiet der Gesundheitsfürsorge
(1) Eine medizinische Untersuchung und Behandlung ist ohne 

Einwilligung der Gefangenen zulässig, um den Erfolg eines Selbst­
tötungsversuchs zu verhindern. Eine Maßnahme nach Satz 1 ist auch 
zulässig, wenn von den Gefangenen eine gegenwärtige schwerwie­
gende Gefahr für die Gesundheit einer anderen Person ausgeht.

(2) Über die Fälle des Absatzes 1 hinaus sind medizinische Unter­
suchung und Behandlung sowie eine Ernährung zwangsweise bei 
gegenwärtiger Lebensgefahr oder schwerwiegender Gefahr für die 
Gesundheit der oder des Gefangenen zulässig, wenn diese oder die­
ser zur Einsicht in das Vorliegen der Gefahr und die Notwendigkeit 
der Maßnahme oder zum Handeln gemäß solcher Einsicht krank­
heitsbedingt nicht fähig ist und eine gegen die Durchführung gerich­
tete wirksame Patientenverfügung im Sinne des § 1901a Absatz 1 
Satz 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs der Anstalt nicht vorliegt.

(3) Zwangsmaßnahmen nach Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2 dürfen 
nur angeordnet werden, wenn
1.	 die Gefangenen durch eine Ärztin oder einen Arzt über Notwen­

digkeit, Art, Umfang, Dauer, zu erwartende Folgen und Risiken 
der Maßnahme in einer ihrer Auffassungsgabe und ihrem Ge­
sundheitszustand angemessenen Weise aufgeklärt wurden,

2.	 der ernsthafte und ohne Ausübung von Druck unternommene 
Versuch einer Ärztin oder eines Arztes, eine Zustimmung der 
Gefangenen zu der Maßnahme zu erreichen, erfolglos geblieben 
ist,

3.	 die Maßnahme zur Abwendung einer Gefahr nach Absatz 1 Satz 2 
oder Absatz 2 geeignet, in Art, Umfang und Dauer erforderlich 
und für die Beteiligten zumutbar ist und

4.	 der von der Maßnahme erwartete Nutzen die mit der Maßnahme 
verbundene Belastung deutlich überwiegt und der bei Unterlas­
sen der Maßnahme mögliche Schaden deutlich schwerer wiegt 
als die mit der Maßnahme verbundene Belastung.

(4) Maßnahmen nach den Absätzen 1 und 2 dürfen nur auf Anord­
nung und unter Leitung einer Ärztin oder eines Arztes durchgeführt 
werden. Unberührt bleibt die Leistung erster Hilfe für den Fall, dass 
eine Ärztin oder ein Arzt nicht rechtzeitig erreichbar und mit einem 
Aufschub Lebensgefahr verbunden ist. In den Fällen des Absatzes 1 
Satz 2 und Absatzes 2 bedarf die Anordnung der Zustimmung der 
Anstaltsleiterin oder des Anstaltsleiters und der Aufsichtsbehörde. 
Die Anordnung wird den Verteidigerinnen und den Verteidigern auf 
Antrag der Gefangenen unverzüglich mitgeteilt. Die Gründe und die 
Voraussetzungen für die Anordnung einer Maßnahme nach den Ab­
sätzen 1 oder 2, die ergriffenen Maßnahmen einschließlich ihres 
Zwangscharakters, die Durchsetzungsweise, die Wirkungsüberwa­
chung sowie der Untersuchungs- und Behandlungsablauf sind zu 
dokumentieren. Gleiches gilt für Erklärungen der Gefangenen, die 
im Zusammenhang mit Zwangsmaßnahmen von Bedeutung sein 
können.

(5) Die Anordnung einer Maßnahme nach Absatz 1 Satz 2 oder 
Absatz  2 ist den Gefangenen vor Durchführung der Maßnahme 
schriftlich bekannt zu geben. Sie sind darüber zu belehren, dass sie 

gegen die Anordnung bei Gericht um einstweiligen Rechtsschutz 
ersuchen und auch Antrag auf gerichtliche Entscheidung stellen 
können. Mit dem Vollzug einer Anordnung ist zuzuwarten, bis die 
Gefangenen Gelegenheit hatten, eine gerichtliche Entscheidung 
herbeizuführen.

(6) Bei Gefahr im Verzug finden Absatz 3 Nummer 1 und 2, Ab­
satz 4 Satz 3 und Absatz 5 keine Anwendung.

(7) Zur Gewährleistung des Gesundheitsschutzes und der Hygie­
ne ist die zwangsweise körperliche Untersuchung der Gefangenen 
zulässig, wenn sie nicht mit einem körperlichen Eingriff verbunden 
ist. Sie darf nur von den von der Anstaltsleiterin oder dem Anstalts­
leiter dazu bestimmten Bediensteten auf der Grundlage einer ärztli­
chen Stellungnahme angeordnet werden. Durchführung und Über­
wachung unterstehen ärztlicher Leitung. Kann die körperliche Un­
tersuchung das Schamgefühl verletzen, so wird sie von einer Person 
gleichen Geschlechts oder von einer Ärztin oder einem Arzt vorge­
nommen; bei berechtigtem Interesse der Gefangenen soll ihrem 
Wunsch, die Untersuchung einer Person oder einem Arzt bestimm­
ten Geschlechts zu übertragen, entsprochen werden. Duldungs­
pflichten der Gefangenen nach Vorschriften anderer Gesetze bleiben 
unberührt.

§ 76 
Überstellung und Verlegung 
aus medizinischen Gründen

(1) Erkrankte Gefangene können in das Justizvollzugskranken­
haus überstellt oder in eine für die medizinische Behandlung und 
Betreuung besser geeignete Anstalt verlegt werden.

(2) Können Krankheiten von Gefangenen in einer Anstalt oder im 
Justizvollzugskrankenhaus nicht erkannt oder behandelt werden 
oder ist es nicht möglich, Gefangene rechtzeitig in das Justizvoll­
zugskrankenhaus zu überstellen, sind sie in ein Krankenhaus oder 
eine andere entsprechend geeignete medizinische Einrichtung au­
ßerhalb des Vollzugs zu bringen.

(3) Zur Entbindung sind schwangere Gefangene in ein Kranken­
haus außerhalb des Vollzugs zu bringen, sofern dies im Hinblick auf 
den Geburtsvorgang möglich ist.

§ 77 
Benachrichtigungspflicht

Erkranken Gefangene schwer oder versterben sie, wird eine An­
gehörige oder ein Angehöriger benachrichtigt. Im Falle einer schwe­
ren Erkrankung ist die Einwilligung der Gefangenen erforderlich. 
Kann die Einwilligung, insbesondere aus Krankheitsgründen, nicht 
erlangt werden, so erfolgt die Benachrichtigung, wenn diese dem 
mutmaßlichen Interesse der Gefangenen entspricht. Dem Wunsch 
der Gefangenen, auch andere Personen zu benachrichtigen, soll 
nach Möglichkeit entsprochen werden.

Abschnitt 12 
Religionsausübung

§ 78 
Seelsorge

Den Gefangenen ist religiöse Betreuung durch eine Seelsorgerin 
oder einen Seelsorger ihrer Religionsgemeinschaft zu ermöglichen. 
Auf Wunsch ist ihnen zu helfen, mit einer Seelsorgerin oder einem 
Seelsorger in Verbindung zu treten.

§ 79 
Religiöse Veranstaltungen

(1) Die Gefangenen haben das Recht, am Gottesdienst und an 
anderen religiösen Veranstaltungen ihrer Religionsgemeinschaft 
teilzunehmen.

(2) Die Zulassung zu Gottesdiensten oder religiösen Veranstaltun­
gen einer anderen Religionsgemeinschaft bedarf der Zustimmung 
der Seelsorgerin oder des Seelsorgers dieser Religionsgemeinschaft.
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(3) Gefangene können von der Teilnahme am Gottesdienst oder 
anderen religiösen Veranstaltungen ausgeschlossen werden, wenn 
dies aus überwiegenden Gründen der Sicherheit oder Ordnung der 
Anstalt geboten ist. Die Seelsorgerin oder der Seelsorger ist dazu 
vorher anzuhören; bei einer Gefährdung der Sicherheit der Anstalt 
kann dies auch nachgeholt werden.

§ 80 
Weltanschauungsgemeinschaften

Für Angehörige weltanschaulicher Bekenntnisse gelten §§ 55, 78 
und 79 entsprechend.

Abschnitt 13 
Sicherheit und Ordnung

§ 81 
Grundsatz der Sicherheit und Ordnung

(1) Sicherheit und Ordnung der Anstalt bilden die Grundlage des 
auf die Erreichung des Vollzugsziels ausgerichteten Anstaltslebens 
und tragen dazu bei, dass in der Anstalt ein gewaltfreies Klima 
herrscht. Die Sicherheitsstandards richten sich nach den Aufgaben 
der Anstalt.

(2) Die Pflichten und Beschränkungen, die den Gefangenen zur 
Aufrechterhaltung der Sicherheit oder Ordnung der Anstalt auferlegt 
werden, sind so zu wählen, dass sie in einem angemessenen Verhält­
nis zu ihrem Zweck stehen und die Gefangenen nicht mehr und nicht 
länger als notwendig beeinträchtigen. Es sind insbesondere ge­
schlechtsspezifische Belange sowie die besonderen Belange leben­
sälterer und behinderter Gefangener zu berücksichtigen.

§ 82 
Allgemeine Verhaltenspflichten

(1) Die Gefangenen sind für das geordnete Zusammenleben in der 
Anstalt mitverantwortlich und müssen mit ihrem Verhalten dazu 
beitragen. Ihr Bewusstsein hierfür ist zu entwickeln und zu stärken. 
Auf eine einvernehmliche und gewaltfreie Streitbeilegung ist hinzu­
wirken.

(2) Die Gefangenen haben die Anordnungen der Bediensteten zu 
befolgen, auch wenn sie sich durch diese beschwert fühlen.

(3) Die Gefangenen haben ihren Haftraum und die ihnen von der 
Anstalt überlassenen Sachen in Ordnung zu halten und schonend zu 
behandeln.

(4) Die Gefangenen haben Umstände, die eine Gefahr für das 
Leben oder eine erhebliche Gefahr für die Gesundheit einer Person 
bedeuten, unverzüglich zu melden.

§ 83 
Absuchung, Durchsuchung 

und Haftraumrevision
(1) Die Gefangenen und ihre Sachen dürfen, auch unter Verwen­

dung technischer oder sonstiger Hilfsmittel, abgesucht und durch­
sucht werden. Entsprechendes gilt für die Hafträume (Haftraumrevi­
sion). Schreiben und Unterlagen, die gemäß § 37 Absatz 2 oder § 39 
Absatz 1 nicht überwacht werden dürfen, werden in Gegenwart der 
Gefangenen nur einer groben Sichtung auf verbotene Beilagen oder 
Schriftstücke unterzogen.

(2) Es kann allgemein angeordnet werden, dass bei der Aufnahme, 
nach Kontakten mit Besucherinnen oder Besuchern sowie nach je­
der Abwesenheit von der Anstalt in der Regel eine mit einer Entklei­
dung verbundene körperliche Durchsuchung der Gefangenen durch­
zuführen ist. Ansonsten ist eine solche Durchsuchung nur bei Gefahr 
im Verzug oder auf Anordnung der von der Anstaltsleiterin oder dem 
Anstaltsleiter dazu bestimmten Bediensteten im Einzelfall zulässig.

(3) Die Durchsuchung der Gefangenen darf nur von Personen des 
gleichen Geschlechts vorgenommen werden. Entkleidungen erfol­
gen einzeln in einem geschlossenen Raum. Während der Entklei­
dung dürfen bei männlichen Gefangenen nur männliche Bedienstete 

und bei weiblichen Gefangenen nur weibliche Bedienstete zugegen 
sein. Abweichend von den Sätzen 1 und 3 soll bei berechtigtem In­
teresse der Gefangenen ihrem Wunsch, die mit der Entkleidung 
verbundene körperliche Durchsuchung Bediensteten eines bestimm­
ten Geschlechts zu übertragen, entsprochen werden; nur Bedienstete 
des benannten Geschlechts dürfen in diesem Fall während der Ent­
kleidung anwesend sein. Das Schamgefühl ist zu schonen.

§ 84 
Maßnahmen zur Feststellung 

von Suchtmittelgebrauch
Zur Aufrechterhaltung der Sicherheit oder Ordnung der Anstalt 

können allgemein oder im Einzelfall Maßnahmen angeordnet wer­
den, die geeignet sind, den Gebrauch von Suchtmitteln festzustellen. 
Diese Maßnahmen dürfen nicht mit einem körperlichen Eingriff 
verbunden sein.

§ 85 
Festnahmerecht

Gefangene, die entwichen sind oder sich sonst ohne Erlaubnis 
außerhalb der Anstalt aufhalten, können durch die Anstalt oder auf 
deren Veranlassung festgenommen und zurückgebracht werden. 
Führt die Verfolgung oder die von der Anstalt veranlasste Fahndung 
nicht alsbald zur Wiederergreifung, so sind die weiteren Maßnah­
men der Vollstreckungsbehörde zu überlassen.

§ 86 
Besondere Sicherungsmaßnahmen

(1) Gegen Gefangene können besondere Sicherungsmaßnahmen 
angeordnet werden, wenn nach ihrem Verhalten oder aufgrund ihres 
seelischen Zustandes in erhöhtem Maße die Gefahr der Entwei­
chung, von Gewalttätigkeiten gegen Personen oder Sachen, der 
Selbsttötung oder der Selbstverletzung besteht.

(2) Als besondere Sicherungsmaßnahmen sind zulässig:
1.	 der Entzug oder die Vorenthaltung von Gegenständen,
2.	 die Beobachtung der Gefangenen in ihren Hafträumen, im be­

sonders gesicherten Haftraum oder im Krankenzimmer,
3.	 die Trennung von allen anderen Gefangenen (Absonderung),
4.	 der Entzug oder die Beschränkung des Aufenthalts im Freien,
5.	 die Unterbringung in einem besonders gesicherten Haftraum 

ohne gefährdende Gegenstände und
6.	 die Fesselung oder die Fixierung mittels spezieller Gurtsysteme 

an dafür vorgesehenen Gegenständen, insbesondere Matratzen 
oder Liegen.

Mehrere besondere Sicherungsmaßnahmen können nebeneinander 
angeordnet werden, wenn die Gefahr anders nicht abgewendet wer­
den kann.

(3) Der Entzug oder die Vorenthaltung von Gegenständen, die 
Absonderung und die Beschränkung des Aufenthalts im Freien sind 
auch zulässig, wenn die Gefahr einer Befreiung oder eine erhebliche 
Störung der Ordnung der Anstalt anders nicht vermieden oder beho­
ben werden kann.

(4) Eine Absonderung von mehr als 24 Stunden Dauer ist nur zu­
lässig, wenn sie zur Abwehr einer in der Person der oder des Gefan­
genen liegenden Gefahr unerlässlich ist. Ein Entzug des Aufenthalts 
im Freien ist nur zulässig, wenn eine Unterbringung im besonders 
gesicherten Haftraum erfolgt und aufgrund fortbestehender erhebli­
cher Gefahr der Selbst- oder Fremdgefährdung nicht verantwortet 
werden kann, einen täglichen Aufenthalt im Freien zu gewähren.

(5) In der Regel darf die Fesselung nur an den Händen oder an den 
Füßen der Gefangenen erfolgen. Zur Verhinderung von Entweichun­
gen dürfen Gefangene bei einer Ausführung, Vorführung oder beim 
Transport auch über die Fälle des Absatzes 1 hinaus im erforderli­
chen Umfang gefesselt werden.

(6) Eine Fixierung des Körpers oder von Teilen davon ist nur zu­
lässig, wenn die gegenwärtige und erhebliche Gefahr besteht, dass 
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Gefangene sich selbst oder andere ernsthaft zu verletzen oder zu 
töten versuchen.

(7) Hinsichtlich der Art und des Umfangs der Fesselung oder Fi­
xierung sind die Gefangenen zu schonen. Die Fesselung oder Fixie­
rung ist unverzüglich zu lockern, wenn die Gefahr sich verringert 
hat oder dies zeitweise, beispielsweise zur Nahrungsaufnahme oder 
ärztlichen Untersuchung, notwendig ist. Sie ist zu entfernen, sobald 
die Gefahr nicht mehr fortbesteht oder durch mildere Mittel abge­
wendet werden kann.

§ 87 
Anordnung besonderer 

Sicherungsmaßnahmen, Verfahren
(1) Besondere Sicherungsmaßnahmen ordnen die von der An­

staltsleiterin oder dem Anstaltsleiter dazu bestimmten Bediensteten 
an. Bei Gefahr im Verzug können auch andere Bedienstete diese 
Maßnahmen vorläufig anordnen; die Entscheidung der nach Satz 1 
zuständigen Bediensteten ist unverzüglich einzuholen.

(2) Werden die Gefangenen ärztlich behandelt oder beobachtet 
oder bildet ihr seelischer Zustand den Anlass der besonderen Siche­
rungsmaßnahme, so ist vorher eine ärztliche Stellungnahme zu den 
gesundheitlichen Auswirkungen einzuholen. Ist dies wegen Gefahr 
im Verzug nicht möglich, so wird die Stellungnahme unverzüglich 
nachträglich eingeholt.

(3) Besondere Sicherungsmaßnahmen sind in angemessenen Ab­
ständen daraufhin zu überprüfen, ob und in welchem Umfang sie 
aufrechterhalten werden müssen.

(4) Den Gefangenen sind besondere Sicherungsmaßnahmen zu­
sammen mit deren Anordnung zu erläutern. Bei einer Gefährdung 
der Sicherheit kann dies ausnahmsweise nachgeholt werden. Die 
Anordnung, Entscheidungen zur Fortdauer und die Durchführung 
der Maßnahmen einschließlich der ärztlichen Beteiligung sind mit 
einer kurzen Begründung schriftlich abzufassen.

(5) Eine Absonderung, Unterbringung im besonders gesicherten 
Haftraum oder Fixierung sind der Aufsichtsbehörde unverzüglich 
mitzuteilen, wenn sie länger als drei Tage aufrechterhalten werden. 
Sind die Gefangenen in einem besonders gesicherten Haftraum unter­
gebracht und fixiert, so hat die Mitteilung an die Aufsichtsbehörde 
nach Ablauf von 24 Stunden zu erfolgen. Auf Antrag der Gefangenen 
sind deren Verteidigerinnen oder Verteidiger über die besonderen Si­
cherungsmaßnahmen nach Satz 1 unverzüglich zu benachrichtigen.

(6) Die Absonderung und die Unterbringung im besonders gesi­
cherten Haftraum von mehr als 30 Tagen Gesamtdauer innerhalb 
von zwölf Monaten bedürfen der Zustimmung der Aufsichtsbehör­
de. Während der Absonderung und Unterbringung im besonders 
gesicherten Haftraum sind die Gefangenen in besonderem Maße zu 
betreuen. Sind die Gefangenen darüber hinaus fixiert, so sind sie 
ständig und in unmittelbarem Sichtkontakt zu beobachten.

§ 88 
Ärztliche Überwachung

(1) Sind die Gefangenen in einem besonders gesicherten Haft­
raum untergebracht oder fixiert, so sucht sie die Ärztin oder der Arzt 
alsbald und in der Folge möglichst täglich auf.

(2) Die Ärztin oder der Arzt ist regelmäßig zu den gesundheit­
lichen Auswirkungen zu hören, solange den Gefangenen im beson­
ders gesicherten Haftraum der tägliche Aufenthalt im Freien entzo­
gen ist oder sie länger als 24 Stunden abgesondert sind.

Abschnitt 14 
Unmittelbarer Zwang

§ 89 
Begriffsbestimmungen

(1) Unmittelbarer Zwang ist die Einwirkung auf Personen oder  
Sachen durch körperliche Gewalt, durch Hilfsmittel der körper­
lichen Gewalt oder durch Waffen.

(2) Körperliche Gewalt ist jede unmittelbare körperliche Einwir­
kung auf Personen oder Sachen.

(3) Hilfsmittel der körperlichen Gewalt sind insbesondere Fesseln 
und Reizstoffe. Waffen sind Hieb- und Schusswaffen.

(4) Es dürfen nur dienstlich zugelassene Hilfsmittel und Waffen 
verwendet werden.

§ 90 
Allgemeine Voraussetzungen

(1) Zur Durchführung rechtmäßiger Vollzugs- und Sicherungs­
maßnahmen dürfen Bedienstete unmittelbaren Zwang anwenden, 
soweit der damit verfolgte Zweck auf keine andere Weise erreicht 
werden kann.

(2) Gegen andere Personen als Gefangene darf unmittelbarer 
Zwang angewendet werden, wenn sie es unternehmen, Gefangene 
zu befreien oder widerrechtlich in die Anstalt einzudringen, oder 
wenn sie sich unbefugt darin aufhalten.

(3) Das Recht zur Anwendung unmittelbaren Zwangs durch ande­
re Hoheitsträger, insbesondere Polizeivollzugsbedienstete, bleibt 
unberührt.

§ 91 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit

(1) Unter mehreren möglichen und geeigneten Maßnahmen des 
unmittelbaren Zwangs sind diejenigen zu wählen, die Einzelne und 
die Allgemeinheit voraussichtlich am wenigsten beeinträchtigen.

(2) Unmittelbarer Zwang unterbleibt, wenn ein durch ihn zu er­
wartender Schaden erkennbar außer Verhältnis zu dem angestrebten 
Erfolg steht.

§ 92 
Androhung

Unmittelbarer Zwang ist vorher anzudrohen. Die Androhung darf 
nur dann unterbleiben, wenn die Umstände sie nicht zulassen oder 
unmittelbarer Zwang sofort angewendet werden muss, um eine 
rechtswidrige Tat, die den Tatbestand eines Strafgesetzes erfüllt, zu 
verhindern oder eine gegenwärtige Gefahr abzuwenden.

§ 93 
Schusswaffengebrauch

(1) Schusswaffen dürfen nur gebraucht werden, wenn andere 
Maßnahmen des unmittelbaren Zwangs bereits erfolglos waren oder 
keinen Erfolg versprechen. Gegen Personen ist ihr Gebrauch nur 
zulässig, wenn der Zweck nicht durch Waffenwirkung gegen Sachen 
erreicht werden kann.

(2) Schusswaffen dürfen nur die dazu bestimmten Bediensteten 
gebrauchen und nur, um angriffs- oder fluchtunfähig zu machen. Ihr 
Gebrauch unterbleibt, wenn eine Gefährdung Unbeteiligter nicht 
ausgeschlossen werden kann.

(3) Der Gebrauch von Schusswaffen ist vorher anzudrohen. Als 
Androhung gilt auch ein Warnschuss. Ohne Androhung dürfen 
Schusswaffen nur dann gebraucht werden, wenn dies zur Abwehr 
einer gegenwärtigen Gefahr für Leib oder Leben erforderlich ist.

(4) Gegen Gefangene dürfen Schusswaffen gebraucht werden,
1.	 wenn sie eine Waffe oder ein anderes gefährliches Werkzeug 

trotz wiederholter Aufforderung nicht ablegen,
2.	 wenn sie eine Meuterei nach § 121 des Strafgesetzbuchs unter­

nehmen oder
3.	 um ihre Entweichung zu vereiteln oder sie wiederzuergreifen.
Satz 1 Nummer 3 findet keine Anwendung auf Gefangene, die im 
offenen Vollzug untergebracht sind.

(5) Gegen andere Personen dürfen Schusswaffen gebraucht wer­
den, wenn sie es unternehmen, Gefangene gewaltsam zu befreien 
oder gewaltsam in eine Anstalt einzudringen.
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Abschnitt 15 
Disziplinarverfahren

§ 94 
Disziplinarmaßnahmen

(1) Disziplinarmaßnahmen können angeordnet werden, wenn die 
Gefangenen rechtswidrig und schuldhaft
1.	 andere Personen oder Mitgefangene mit Worten oder mittels ei­

ner Tätlichkeit beleidigen, körperlich misshandeln, bedrohen 
oder nötigen,

2.	 fremde Sachen zerstören, beschädigen oder unbefugt deren Er­
scheinungsbild nicht nur unerheblich und nicht nur vorüberge­
hend verändern,

3.	 in sonstiger Weise gegen Strafgesetze verstoßen oder eine Ord­
nungswidrigkeit begehen,

4.	 Lebensmittel, Verpackungen sowie andere Gegenstände unsach­
gemäß entgegen der Hausordnung entsorgen,

5.	 verbotene Gegenstände in die Anstalt einbringen, sich an deren 
Einbringung beteiligen, sie besitzen oder weitergeben,

6.	 unerlaubt Betäubungsmittel oder andere berauschende Stoffe 
konsumieren,

7.	 entweichen oder zu entweichen versuchen,
8.	 gegen Weisungen im Zusammenhang mit der Gewährung von 

Lockerungen verstoßen oder
9.	 in nicht unerheblicher Weise gegen sonstige Pflichten oder An­

ordnungen verstoßen, die ihnen durch dieses Gesetz oder auf­
grund dieses Gesetzes auferlegt sind, und dadurch die Sicherheit 
oder Ordnung der Anstalt stören.

(2) Zulässige Disziplinarmaßnahmen sind
1.	 der Verweis,
2.	 die Beschränkung oder die Unterbindung des Fernsehempfangs 

für die Dauer von bis zu drei Monaten,
3.	 der Entzug anderer Geräte der Informations- und Unterhaltungs­

elektronik mit Ausnahme eines Hörfunkgeräts für die Dauer von 
bis zu drei Monaten,

4.	 die Beschränkung oder der Entzug der Gegenstände für die Frei­
zeitbeschäftigung mit Ausnahme des Lesestoffs für die Dauer 
von bis zu drei Monaten,

5.	 die Beschränkung oder der Entzug des Aufenthalts in Gemein­
schaft oder der Teilnahme an einzelnen Freizeitveranstaltungen 
für die Dauer von bis zu drei Monaten,

6.	 der Entzug des Einkaufs für die Dauer von bis zu einem Monat,
7.	 die Kürzung der Vergütung nach §§ 61 und 62 um zehn Prozent 

für die Dauer von bis zu drei Monaten,
8.	 der Entzug der zugewiesenen Arbeit oder der Teilnahme an 

Maßnahmen nach §§ 21 bis 23 für die Dauer von bis zu vier 
Wochen unter Wegfall der nach §§ 61 und 62 geregelten Vergü­
tung und

9.	 der Arrest von bis zu vier Wochen.
(3) Arrest darf nur wegen schwerer oder wiederholter Verfehlun­

gen verhängt werden. Gegen Schwangere und weibliche Gefangene, 
die gemeinsam mit ihren Kindern in der Anstalt untergebracht sind, 
darf ein Arrest nicht verhängt werden.

(4) Mehrere Disziplinarmaßnahmen können miteinander verbun­
den werden.

(5) Disziplinarmaßnahmen sind auch zulässig, wenn wegen der­
selben Verfehlung ein Straf- oder Bußgeldverfahren eingeleitet 
wird.

§ 95 
Vollzug der Disziplinarmaßnahmen, 

Aussetzung zur Bewährung
(1) Disziplinarmaßnahmen werden in der Regel sofort vollstreckt.

(2) Die Vollstreckung von Disziplinarmaßnahmen kann ganz oder 
teilweise bis zu sechs Monate zur Bewährung ausgesetzt werden. 
Die Aussetzung zur Bewährung kann ganz oder teilweise widerru­
fen werden, wenn die Gefangenen die ihr zugrundeliegenden Erwar­
tungen nicht erfüllen.

(3) Für die Dauer des Arrests werden die Gefangenen getrennt 
von anderen Gefangenen untergebracht. Sie können in einem beson­
deren Arrestraum untergebracht werden, der den Anforderungen 
entsprechen muss, die an einen zum Aufenthalt bei Tag und Nacht 
bestimmten Haftraum gestellt werden. Soweit nichts anderes ange­
ordnet wird, ruhen die Befugnisse der Gefangenen zur Teilnahme an 
Maßnahmen außerhalb des Raums, in dem Arrest vollstreckt wird, 
sowie die Befugnisse zur Ausstattung des Haftraums mit eigenen 
Gegenständen, zum Fernsehempfang und Einkauf. Gegenstände für 
die Freizeitbeschäftigung mit Ausnahme des Lesestoffs sind nicht 
zugelassen. Die Rechte zur Teilnahme am Gottesdienst und anderen 
religiösen Veranstaltungen in der Anstalt sowie auf Aufenthalt im 
Freien bleiben unberührt.

§ 96 
Disziplinarbefugnis

(1) Disziplinarmaßnahmen ordnen die von der Anstaltsleiterin 
oder dem Anstaltsleiter dazu bestimmten Bediensteten an. Bei einer 
Verfehlung auf dem Weg in eine andere Anstalt zum Zweck der 
Verlegung sind die damit betrauten Bediensteten der Anstalt am 
Bestimmungsort zuständig.

(2) Richtet sich die Verfehlung gegen die Anstaltsleiterin oder den 
Anstaltsleiter, so ist die Aufsichtsbehörde für die Anordnung von 
Disziplinarmaßnahmen zuständig.

(3) Disziplinarmaßnahmen, die gegen die Gefangenen in einer 
anderen Anstalt oder während einer Untersuchungshaft angeordnet 
worden sind, werden auf Ersuchen vollstreckt. § 95 Absatz 2 bleibt 
unberührt.

§ 97 
Verfahren

(1) Bei der Klärung des Sachverhalts sind sowohl belastende als 
auch entlastende Umstände zu ermitteln. Die betroffenen Gefange­
nen werden gehört. Sie werden darüber unterrichtet, welche Verfeh­
lungen ihnen zur Last gelegt werden. Sie sind darauf hinzuweisen, 
dass es ihnen freisteht, sich zu äußern oder nicht zur Sache auszusa­
gen. Die Äußerungen der Gefangenen und die Ergebnisse der Er­
mittlungen sind zu dokumentieren.

(2) In geeigneten Fällen können zur Abwendung von Disziplinar­
maßnahmen im Wege einvernehmlicher Streitbeilegung Vereinba­
rungen getroffen werden. Insbesondere kommen die Wiedergutma­
chung des Schadens, die Entschuldigung bei Geschädigten, die Er­
bringung von Leistungen für die Gemeinschaft und der vorüber­
gehende Verbleib auf dem Haftraum in Betracht. Erfüllen die 
Gefangenen die Vereinbarung, so hat die Anordnung einer Diszipli­
narmaßnahme aufgrund dieser Verfehlung zu unterbleiben.

(3) Mehrere Verfehlungen, die gleichzeitig zu beurteilen sind, 
werden durch eine Entscheidung geahndet.

(4) Die für die Anordnung von Disziplinarmaßnahmen zuständi­
gen Bediensteten sollen sich vor der Entscheidung mit anderen Be­
diensteten besprechen, die maßgeblich an der Vollzugsgestaltung 
mitwirken. Bei Schwangeren, stillenden Gefangenen oder Gefange­
nen, die sich in regelmäßiger ärztlicher Behandlung befinden, ist 
zudem eine Ärztin oder ein Arzt zu den gesundheitlichen Auswir­
kungen zu hören.

(5) Die Entscheidung wird den Gefangenen mündlich eröffnet 
und mit einer kurzen Begründung schriftlich abgefasst.

(6) Bevor Arrest vollzogen wird, ist eine Ärztin oder ein Arzt zur 
Arrestfähigkeit zu hören. Während des Arrests stehen die Gefange­
nen unter ärztlicher Aufsicht. Der Vollzug des Arrests unterbleibt 
oder wird unterbrochen, wenn ansonsten die Gesundheit der oder 
des Gefangenen gefährdet würde.
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Abschnitt 16 
Aufhebung von Maßnahmen 

und Beschwerderecht

§ 98 
Aufhebung von Maßnahmen

(1) Die Aufhebung von Maßnahmen zur Regelung einzelner An­
gelegenheiten auf dem Gebiet des Vollzugs richtet sich nach den 
Absätzen 2 bis 5, soweit dieses Gesetz keine abweichende Bestim­
mung enthält.

(2) Rechtswidrige Maßnahmen können ganz oder teilweise mit 
Wirkung für die Vergangenheit oder die Zukunft zurückgenommen 
werden.

(3) Rechtmäßige Maßnahmen können ganz oder teilweise mit 
Wirkung für die Zukunft widerrufen werden, wenn
1.	 aufgrund nachträglich eingetretener oder bekannt gewordener 

Umstände die Maßnahmen hätten versagt werden können,
2.	 die Maßnahmen missbraucht werden oder
3.	 Weisungen nicht befolgt werden.

(4) Begünstigende Maßnahmen dürfen nach den Absätzen 2 oder 
3 nur aufgehoben werden, wenn die vollzuglichen Interessen an der 
Aufhebung in Abwägung mit dem schutzwürdigen Vertrauen der 
Betroffenen auf den Bestand der Maßnahmen überwiegen. Davon 
ist insbesondere auszugehen, wenn die Aufhebung der Maßnahme 
unerlässlich ist, um die Sicherheit der Anstalt zu gewährleisten.

(5) Der gerichtliche Rechtsschutz bleibt unberührt.

§ 99 
Beschwerderecht

(1) Die Gefangenen erhalten Gelegenheit, sich in Angelegenhei­
ten, die sie selbst betreffen, mit Wünschen, Anregungen und Be­
schwerden an die Anstalt zu wenden.

(2) Besichtigen Vertreterinnen oder Vertreter der Aufsichtsbehör­
de die Anstalt, so ist zu gewährleisten, dass die Gefangenen sich in 
Angelegenheiten, die sie selbst betreffen, an diese wenden können.

(3) Die Möglichkeit der Dienstaufsichtsbeschwerde bleibt unbe­
rührt.

Abschnitt 17 
Kriminologische Forschung

§ 100 
Evaluation, kriminologische Forschung

(1) Behandlungsprogramme für die Gefangenen sind auf der 
Grundlage wissenschaftlicher Erkenntnisse zu konzipieren, zu stan­
dardisieren und auf ihre Wirksamkeit hin zu überprüfen.

(2) Der Vollzug, insbesondere seine Aufgabenerfüllung und Ge­
staltung, die Umsetzung seiner Leitlinien sowie die Behandlungs­
programme und deren Wirkungen auf die Erreichung des Vollzugs­
ziels, soll regelmäßig durch den Kriminologischen Dienst, durch 
eine Hochschule oder durch eine andere geeignete Stelle wissen­
schaftlich begleitet und erforscht werden. § 34 des Justizvollzugsda­
tenschutzgesetzes Berlin findet mit der Maßgabe Anwendung, dass 
die Daten auch an den Kriminologischen Dienst des Berliner Justiz­
vollzugs übermittelt werden dürfen.

Abschnitt 18 
Aufbau und Organisation der Anstalten

§ 101 
Anstalten

(1) In den Anstalten werden Teilanstalten oder Bereiche einge­
richtet, die in Wohnbereiche gemäß § 14 unterteilt den unterschied­
lichen vollzuglichen Anforderungen Rechnung tragen. Es sind sozi­
altherapeutische Anstalten oder Abteilungen gemäß § 19 Absatz 1 
vorzusehen.

(2) Es sind bedarfsgerechte Einrichtungen, insbesondere für schu­
lische und berufliche Qualifizierung, Arbeitstraining und Arbeitsthe­
rapie sowie zur Ausübung von Arbeit, vorzuhalten. Diese können 
von gemeinnützigen freien Trägern oder anderen Dritten technisch 
und fachlich geleitet werden.

(3) Haft- und Funktionsräume, insbesondere Gruppen- und Ge­
meinschaftsräume, sind bedarfsgerecht vorzuhalten und zweckent­
sprechend auszustatten. Entsprechendes gilt für Räume zum Zweck 
des Besuchs, der Freizeit, des Sports und der Seelsorge.

§ 102 
Festsetzung der Belegungsfähigkeit, 

Verbot der Überbelegung
(1) Die Aufsichtsbehörde setzt die Belegungsfähigkeit der Anstalt 

so fest, dass eine angemessene Unterbringung der Gefangenen ge­
währleistet ist. § 101 Absatz 2 und 3 ist zu berücksichtigen.

(2) Hafträume dürfen nicht mit mehr Gefangenen als zugelassen, 
im geschlossenen Vollzug jedoch höchstens mit zwei Gefangenen, 
belegt werden.

(3) Ausnahmen von Absatz 2 sind nur vorübergehend und nur mit 
Zustimmung der Aufsichtsbehörde zulässig.

§ 103 
Leitung der Anstalt

(1) Jede Anstalt wird von einer Anstaltsleiterin oder einem An­
staltsleiter geleitet. Zu ihren oder seinen Aufgaben und Befugnissen 
als Führungskraft gehören insbesondere
1.	 die Gesamtverantwortung für den Vollzug und dessen Gestal­

tung, auch im Hinblick auf die Eingliederung und sichere Unter­
bringung der Gefangenen,

2.	 die Vertretung der Anstalt nach außen,
3.	 die Haushalts- sowie Wirtschaftsführung für die gesamte An­

stalt,
4.	 die Regelung von Zuständigkeiten in Form eines Geschäftsver­

teilungsplans,
5.	 die Umsetzung der dezentralen Fach- und Ressourcenverant­

wortung nebst dem dazugehörigen Berichtswesen,
6.	 das Personalmanagement, insbesondere die bedarfs-, anforde­

rungs- und eignungsgerechte Beschäftigung der Bediensteten 
und eine gezielte Personalentwicklung und

7.	 das Qualitätsmanagement.
(2) Die Anstalt teilt der Aufsichtsbehörde in regelmäßigen Ab­

ständen die im Rahmen ihrer Geschäftsverteilung vorgenommenen 
personellen Zuständigkeiten hinsichtlich der folgenden Aufgaben 
mit:
1.	 Festsetzung von Einschlusszeiten nach § 12 Absatz 1 Satz 3,
2.	 Entscheidungen nach § 16 oder über Verlegungen nach § 17 Ab­

satz 1,
3.	 Untersagungen oder Überwachungen von Besuchen, Schrift­

wechseln und Telefonaten nach §§ 30, 32, 33, 35 und 37,
4.	 Anordnung der zwangsweisen körperlichen Untersuchung nach 

§ 75 Absatz 7 Satz 2, der mit einer Entkleidung verbundenen 
körperlichen Durchsuchung nach § 83 Absatz 2, der besonderen 
Sicherungsmaßnahmen nach § 87 Absatz 1 Satz 1, der Maßnah­
men zur Feststellung von Suchtmittelgebrauch nach § 84 sowie 
der Disziplinarmaßnahmen nach § 96 Absatz 1 Satz 1 und

5.	 Erarbeitung und Erlass einer Hausordnung nach § 108.
Die Aufsichtsbehörde kann sich die Zustimmung zur Übertragung 
einzelner Aufgabenbereiche auf andere Bedienstete vorbehalten.

(3) Die Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter ist hauptamtlich 
tätig und steht in einem öffentlich-rechtlichen Dienst- und Treuever­
hältnis zum Land.
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§ 104 
Bedienstete

Die Anstalt wird mit dem für die Erreichung des Vollzugsziels und 
die Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlichen Personal, insbesondere 
im allgemeinen Vollzugsdienst, im Werkdienst, im sozialen, psycho­
logischen, pädagogischen und medizinischen Dienst und im Verwal­
tungsdienst, ausgestattet. Die Aufgaben der Anstalt werden von 
Vollzugsbeamtinnen und Vollzugsbeamten wahrgenommen. Aus 
besonderen Gründen können sie auch anderen Bediensteten der 
Anstalten sowie nebenamtlichen oder vertraglich verpflichteten 
Personen übertragen werden. Soweit es erforderlich ist, sind externe 
Fachkräfte einzubeziehen. Die Bediensteten werden fortgebildet 
und erhalten Praxisberatung und -begleitung sowie die Gelegenheit 
zur Supervision.

§ 105 
Seelsorgerinnen und Seelsorger

(1) Seelsorgerinnen und Seelsorger werden im Einvernehmen mit 
der Aufsichtsbehörde von der jeweiligen Religionsgemeinschaft 
hauptamtlich oder nebenamtlich berufen. Ist dies aus organisatori­
schen Gründen einer Religionsgemeinschaft nicht möglich oder 
rechtfertigt die geringe Anzahl der Angehörigen einer Religionsge­
meinschaft eine Seelsorge nach Satz 1 nicht, so ist die seelsorgeri­
sche Betreuung auf andere Weise zuzulassen; Näheres hierzu regelt 
die Aufsichtsbehörde.

(2) Die Seelsorgerinnen und Seelsorger wirken in enger Zusam­
menarbeit mit den anderen im Vollzug Tätigen eigenverantwortlich 
an der Erreichung des Vollzugsziels mit.

(3) Mit Zustimmung der Anstalt dürfen die Anstaltsseelsorgerin­
nen und Anstaltsseelsorger sich freier Seelsorgehelferinnen und 
Seelsorgehelfer bedienen und diese für Gottesdienste sowie für an­
dere religiöse Veranstaltungen von außen zuziehen.

(4) Seelsorgerische Einzelgespräche und Telefonate mit nach Ab­
satz 1 zugelassenen Seelsorgerinnen und Seelsorgern sind zu gestat­
ten und werden weder beaufsichtigt noch überwacht; seelsorgeri­
scher Schriftwechsel der Gefangenen mit nach Absatz 1 zugelasse­
nen Seelsorgerinnen und Seelsorgern wird ebenfalls nicht überwacht. 
Im Übrigen gelten § 31 Absatz 1, 2, 5 und 6 Satz 3 und 4 sowie 
Absatz 7, §§ 33, 36 Absatz 3, § 37 Absatz 2 Satz 2 und 3 sowie § 38 
Absatz 4 entsprechend.

§ 106 
Medizinische Versorgung

(1) Die ärztliche Versorgung ist sicherzustellen.
(2) Die Pflege der Kranken soll von Bediensteten ausgeführt wer­

den, die eine Erlaubnis nach dem Krankenpflegegesetz vom 16. Juli 
2003 (BGBl. I S. 1442), das zuletzt durch Artikel 9 des Gesetzes 
vom 16. Juli 2015 (BGBl. I S. 1211) geändert worden ist, in der je­
weils geltenden Fassung besitzen. Solange diese nicht zur Verfügung 
stehen, können auch Bedienstete eingesetzt werden, die eine sonsti­
ge Ausbildung in der Krankenpflege erfahren haben.

§ 107 
Interessenvertretung 

der Gefangenen
Den Gefangenen wird ermöglicht, Vertretungen zu wählen. Die 

Vertretungen können in Angelegenheiten von gemeinsamem Inter­
esse, die sich ihrer Eigenart nach für eine Mitwirkung eignen, Vor­
schläge und Anregungen an die Anstalt herantragen. Diese sollen 
mit der Vertretung erörtert werden.

§ 108 
Hausordnung

Die Anstalt erlässt zur Gestaltung und Organisation des Vollzug­
salltags eine Hausordnung auf der Grundlage dieses Gesetzes. Vor 
deren Erlass oder Änderung wird die Interessenvertretung der Ge­
fangenen beteiligt. Die Aufsichtsbehörde kann sich die Genehmi­

gung der Hausordnung vorbehalten. Die Hausordnung ist in die am 
häufigsten benötigten Fremdsprachen zu übersetzen.

Abschnitt 19 
Aufsicht, Beirat und Besichtigungen

§ 109 
Aufsichtsbehörde

(1) Die für Justiz zuständige Senatsverwaltung führt die Aufsicht 
über die Anstalten (Aufsichtsbehörde) und sichert gemeinsam mit 
ihnen die Qualität des Vollzugs.

(2) An der Aufsicht über die Fachdienste sind eigene Fachkräfte 
zu beteiligen. Soweit die Aufsichtsbehörde nicht über eigene Fach­
kräfte verfügt, ist fachliche Beratung sicherzustellen.

(3) Die Aufsichtsbehörde kann sich Entscheidungen über Verle­
gungen und Überstellungen vorbehalten.

§ 110 
Vollstreckungsplan, Vollzugsgemeinschaften

(1) Die Aufsichtsbehörde regelt die örtliche und sachliche Zustän­
digkeit der Anstalten in einem Vollstreckungsplan.

(2) Im Rahmen von Vollzugsgemeinschaften kann der Vollzug 
auch in Vollzugseinrichtungen anderer Länder vorgesehen werden.

§ 111 
Anstaltsbeiräte

(1) Bei jeder Anstalt ist ein Anstaltsbeirat zu bilden. Bei der Be­
setzung des Anstaltsbeirats ist auf ein ausgewogenes Verhältnis von 
Frauen und Männern hinzuwirken sowie eine Beteiligung von Ver­
treterinnen und Vertretern mit Migrationshintergrund gemäß §  4 
Absatz 6 in Verbindung mit § 2 des Partizipations- und Integrations­
gesetzes des Landes Berlin vom 15. Dezember 2010 (GVBl. S. 560) 
in der jeweils geltenden Fassung anzustreben. Bedienstete dürfen 
nicht Mitglieder des Beirats sein.

(2) Die Mitglieder des Beirats wirken beratend bei der Gestaltung 
des Vollzugs und der Eingliederung der Gefangenen mit. Sie fördern 
das Verständnis für den Vollzug und seine gesellschaftliche Akzep­
tanz und vermitteln Kontakte zu öffentlichen und privaten Einrich­
tungen.

(3) Der Beirat steht der Anstaltsleiterin oder dem Anstaltsleiter, 
den Bediensteten und den Gefangenen als Ansprechpartner zur Ver­
fügung.

(4) Die Mitglieder des Beirats können sich über die Unterbrin­
gung der Gefangenen und die Gestaltung des Vollzugs informieren, 
die Anstalt gemäß § 113 Absatz 1 besichtigen und sie ohne Beglei­
tung durch Bedienstete begehen. Sie können die Gefangenen in  
ihren Hafträumen aufsuchen.

(5) Die Mitglieder des Beirats sind verpflichtet, außerhalb ihres 
Amtes über alle Angelegenheiten, die ihrer Natur nach vertraulich 
sind, insbesondere über Namen und Persönlichkeit der Gefangenen, 
Verschwiegenheit zu bewahren. Dies gilt auch nach Beendigung  
ihres Amtes.

(6) Die Aufsichtsbehörde regelt die Berufung, Amtszeit, Zusam­
mensetzung, Sitzungsgelder und Abberufung der ehrenamtlichen 
Beiratsmitglieder.

§ 112 
Berliner Vollzugsbeirat

(1) Der Berliner Vollzugsbeirat wirkt bei der Planung und Fortent­
wicklung des gesamten Berliner Vollzugs beratend mit. Er erörtert 
mit der Aufsichtsbehörde seine Anregungen und Verbesserungsvor­
schläge in grundlegenden Angelegenheiten. Zur Förderung einer 
vertrauensvollen Zusammenarbeit informieren sich der Berliner 
Vollzugsbeirat und die Aufsichtsbehörde in regelmäßigen Abstän­
den gegenseitig.
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(2) Der Berliner Vollzugsbeirat besteht aus den jeweils gewählten 
Vorsitzenden der einzelnen Anstaltsbeiräte oder sonst von diesen 
bestimmten Mitgliedern. Die weiteren Mitglieder setzen sich aus 
Personen zusammen, die aufgrund ihrer beruflichen Tätigkeit oder 
Zugehörigkeit zu einer Organisation besonders geeignet sind, sich 
für die Belange des gesamten Berliner Vollzugs und entsprechend § 3 
Absatz  6 für die unterschiedlichen Bedürfnisse der Gefangenen 
einzusetzen.

(3) § 111 Absatz 1 Satz 2 und 3 und Absatz 4 bis 6 gilt entspre­
chend.

§ 113 
Besichtigungen

(1) Den Mitgliedern der in § 39 Absatz 1 Satz 1 genannten Stellen 
und den dort aufgeführten Personen ist die Besichtigung der Anstal­
ten zu gestatten.

(2) Anderen Personen kann die Besichtigung insbesondere zu 
Ausbildungszwecken und aus Gründen eines beruflichen oder sons­
tigen sachlichen Interesses gestattet werden. An die Erlaubnis kön­
nen Auflagen geknüpft werden. Die Erlaubnis ist zu versagen, wenn 
durch die Besichtigung die Sicherheit oder Ordnung der Anstalt ge­
fährdet wird. Besichtigungen durch Medienvertreterinnen und Me­
dienvertreter bedürfen der Zustimmung der Aufsichtsbehörde.

(3) Die Persönlichkeitsrechte der Gefangenen sind zu berücksich­
tigen.

Abschnitt 20 
Vollzug des Strafarrests

§ 114 
Grundsatz des Vollzugs 

des Strafarrests
(1) Für den Vollzug des Strafarrests in Anstalten gelten die Be­

stimmungen der §§ 2 bis 113 entsprechend, soweit § 115 nicht Ab­
weichendes bestimmt.

(2) § 115 Absatz 1 bis 3, 7 und 8 gilt nicht, wenn Strafarrest in 
Unterbrechung einer anderen freiheitsentziehenden Maßnahme 
vollzogen wird.

§ 115 
Besondere Bestimmungen

(1) Strafarrestantinnen und Strafarrestanten sollen im offenen 
Vollzug untergebracht werden.

(2) Eine gemeinsame Unterbringung ist nur mit Einwilligung der 
Strafarrestantinnen und Strafarrestanten zulässig.

(3) Besuche, Telefongespräche und Schriftwechsel dürfen nur 
untersagt oder überwacht werden, wenn dies aus Gründen der  
Sicherheit oder Ordnung der Anstalt notwendig ist.

(4) Den Strafarrestantinnen und Strafarrestanten soll gestattet 
werden, einmal wöchentlich Besuch zu empfangen.

(5) Strafarrestantinnen und Strafarrestanten dürfen eigene Klei­
dung tragen und eigenes Bettzeug benutzen, wenn Gründe der  
Sicherheit der Anstalt nicht entgegenstehen und sie für Reinigung, 
Instandsetzung und regelmäßigen Wechsel auf eigene Kosten  
sorgen.

(6) Sie dürfen Nahrungs-, Genuss- und Körperpflegemittel in an­
gemessenem Umfang durch Vermittlung der Anstalt auf eigene 
Kosten erwerben.

(7) Eine mit einer Entkleidung verbundene körperliche Durchsu­
chung ist nur bei Gefahr im Verzug zulässig.

(8) Zur Vereitelung einer Entweichung und zur Wiederergreifung 
dürfen Schusswaffen nicht gebraucht werden.

Abschnitt 21 
Schlussbestimmungen

§ 116 
Einschränkung von Grundrechten

Durch dieses Gesetz werden die Grundrechte der körperlichen 
Unversehrtheit (Artikel 2 Absatz 2 Satz 1 des Grundgesetzes), der 
Freiheit der Person (Artikel 2 Absatz 2 Satz 2 des Grundgesetzes) 
und des Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnisses (Artikel 10 Ab­
satz 1 des Grundgesetzes) eingeschränkt.

§ 117 
Ersetzung von Bundesrecht

Dieses Gesetz ersetzt nach Artikel 125a Absatz 1 Satz 2 des Grund­
gesetzes in seinem Geltungsbereich das Strafvollzugsgesetz vom 16. 
März 1976 (BGBl. I S. 581, 2088 und 1977 I S. 436), das zuletzt 
durch Artikel 152 der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 
1474) geändert worden ist, mit Ausnahme der Vorschriften über
1.	 den Pfändungsschutz (§ 43 Absatz 11 Satz 2, § 50 Absatz 2 Satz 5, 

§ 51 Absatz 4 und 5, § 75 Absatz 3 des Strafvollzugsgesetzes),
2.	 die Geburtsanzeige (§ 79 des Strafvollzugsgesetzes),
3	 das Handeln auf Anordnung (§ 97 des Strafvollzugsgesetzes),
4.	 das gerichtliche Verfahren (§§  109 bis 121 des Strafvollzugs­

gesetzes),
5.	 die Unterbringung in einem psychiatrischen Krankenhaus und 

einer Entziehungsanstalt (§§ 136 bis 138 des Strafvollzugsgeset­
zes) und

6.	 den Vollzug von Ordnungs-, Sicherungs-, Zwangs- und Erzwin­
gungshaft (§§ 171 bis 175, 178 Absatz 2 des Strafvollzugsgeset­
zes).

§ 118 
Übergangsbestimmung

(1) Für im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes gemäß 
§  51 des Strafvollzugsgesetzes bereits gebildetes Überbrückungs­
geld können die Gefangenen binnen der ersten sechs Wochen ab 
Inkrafttreten dieses Gesetzes entscheiden, ob und in welcher Höhe 
sie es ihrem Eigengeld- oder ihrem Eingliederungsgeldkonto gut­
schreiben wollen. Treffen Gefangene innerhalb dieser Frist keine 
Entscheidung, so wird gebildetes Überbrückungsgeld ihrem Eigen­
geldkonto gutgeschrieben. Die Anstalt hat die Gefangenen hierüber 
entsprechend zu belehren.

(2) Bis zum 31. Dezember 2017 ist § 29 Absatz 1 Satz 2 mit der 
Maßgabe anzuwenden, dass die Gesamtdauer für den Besuch min­
destens eine Stunde im Monat beträgt.

Artikel 2 
Gesetz über den Vollzug der Jugendstrafe in Berlin 

(Berliner Jugendstrafvollzugsgesetz – JStVollzG Bln)

Abschnitt 1 
Allgemeine Bestimmungen
§ 1	 Anwendungsbereich
§ 2	 Ziel und Aufgabe des Vollzugs
§ 3	� Förder- und Erziehungsauftrag, Grundsätze der Vollzugs­

gestaltung
§ 4	 Stellung der Jugendstrafgefangenen
§ 5	 Pflicht zur Mitwirkung
§ 6	 Leitlinien der Förderung und Erziehung
§ 7	 Soziale Hilfe und Eigenverantwortung
§ 8	 Verletztenbezogene Vollzugsgestaltung
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Abschnitt 2 
Aufnahme- und Diagnostikverfahren, Vollzugs- und  
Eingliederungsplanung
§ 9	 Aufnahmeverfahren
§ 10	� Diagnostikverfahren, Ermittlung des Förder- und  

Erziehungsbedarfs
§ 11	 Vollzugs- und Eingliederungsplanung
§ 12	 Inhalt des Vollzugs- und Eingliederungsplans

Abschnitt 3 
Unterbringung und Verlegung
§ 13	� Trennung von männlichen und weiblichen Jugendstraf­

gefangenen
§ 14	 Unterbringung während der Einschlusszeiten
§ 15	 Aufenthalt außerhalb der Einschlusszeiten
§ 16	 Wohngruppenvollzug
§ 17	� Unterbringung von weiblichen Jugendstrafgefangenen 

mit ihren Kindern
§ 18	 Geschlossener und offener Vollzug
§ 19	 Verlegung und Überstellung

Abschnitt 4 
Sozialtherapie und sozialtherapeutische Einrichtung
§ 20	 Sozialtherapie
§ 21	 Sozialtherapeutische Einrichtung

Abschnitt 5 
Schulische und berufliche Qualifizierungsmaßnahmen, 
arbeitstherapeutische Maßnahmen, Arbeitstraining und Arbeit
§ 22	 Ziel von Qualifizierung und Arbeit
§ 23	 Schulische und berufliche Qualifizierungsmaßnahmen
§ 24	 Arbeitstherapeutische Maßnahmen
§ 25	 Arbeitstraining
§ 26	 Arbeitspflicht
§ 27	 Beschäftigungsbedingungen und Ablösung
§ 28	 Freies Beschäftigungsverhältnis, Selbstbeschäftigung
§ 29	 Freistellung

Abschnitt 6 
Besuche, Telefongespräche, Schriftwechsel, andere Formen  
der Telekommunikation und Pakete
§ 30	 Grundsatz
§ 31	 Besuch
§ 32	 Untersagung von Besuchen
§ 33	 Durchführung der Besuche
§ 34	 Überwachung von Gesprächen
§ 35	 Telefongespräche
§ 36	 Schriftwechsel
§ 37	 Untersagung von Schriftwechsel
§ 38	� Sichtkontrolle, Weiterleitung und Aufbewahrung  

von Schreiben
§ 39	 Überwachung von Schriftwechsel
§ 40	 Anhalten von Schreiben
§ 41	 Kontakte mit bestimmten Institutionen und Personen
§ 42	 Andere Formen der Telekommunikation
§ 43	 Pakete

Abschnitt 7 
Lockerungen und sonstige Aufenthalte außerhalb der Anstalt
§ 44	 Lockerungen zur Erreichung des Vollzugsziels
§ 45	 Lockerungen aus wichtigem Anlass

§ 46	 Weisungen für Lockerungen
§ 47	� Ausführung, Außenbeschäftigung, Vorführung und 

Ausantwortung

Abschnitt 8 
Vorbereitung der Eingliederung, Entlassung und nachgehende 
Betreuung
§ 48	 Vorbereitung der Eingliederung
§ 49	 Entlassung
§ 50	 Nachgehende Betreuung
§ 51	 Verbleib oder Aufnahme auf freiwilliger Grundlage

Abschnitt 9 
Grundversorgung und Freizeit
§ 52	 Einbringen von Gegenständen
§ 53	 Gewahrsam an Gegenständen
§ 54	 Ausstattung des Haftraums
§ 55	 Aufbewahrung und Vernichtung von Gegenständen
§ 56	 Zeitungen und Zeitschriften
§ 57	 Religiöse Schriften und Gegenstände
§ 58	 Rundfunk, Informations- und Unterhaltungselektronik
§ 59	 Kleidung
§ 60	 Verpflegung
§ 61	 Einkauf
§ 62	 Freizeit
§ 63	 Sport

Abschnitt 10 
Vergütung und Gelder der Jugendstrafgefangenen
§ 64	 Vergütung
§ 65	 Vergütungsfortzahlung
§ 66	 Zusätzliche Anerkennung und Ausgleichsentschädigung
§ 67	 Eigengeld
§ 68	 Taschengeld
§ 69	 Konten, Bargeld
§ 70	 Hausgeld
§ 71	 Zweckgebundene Einzahlungen, Eingliederungsgeld

Abschnitt 11 
Gesundheitsfürsorge
§ 72	� Art und Umfang der medizinischen Leistungen, 

Kostenbeteiligung
§ 73	� Durchführung der medizinischen Leistungen, Forde­

rungsübergang
§ 74	 Medizinische Behandlung zur sozialen Eingliederung
§ 75	 Gesundheitsschutz und Hygiene
§ 76	 Krankenbehandlung während Lockerungen
§ 77	� Zwangsmaßnahmen auf dem Gebiet der Gesundheits­

fürsorge
§ 78	 Überstellung und Verlegung aus medizinischen Gründen
§ 79	 Benachrichtigungspflicht

Abschnitt 12 
Religionsausübung
§ 80	 Seelsorge
§ 81	 Religiöse Veranstaltungen
§ 82	 Weltanschauungsgemeinschaften

Abschnitt 13 
Sicherheit und Ordnung
§ 83	 Grundsatz der Sicherheit und Ordnung
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§ 84	 Allgemeine Verhaltenspflichten
§ 85	 Absuchung, Durchsuchung und Haftraumrevision
§ 86	 Maßnahmen zur Feststellung von Suchtmittelgebrauch
§ 87	 Festnahmerecht
§ 88	 Besondere Sicherungsmaßnahmen
§ 89	� Anordnung besonderer Sicherungsmaßnahmen,  

Verfahren
§ 90	 Ärztliche Überwachung

Abschnitt 14 
Unmittelbarer Zwang
§ 91	 Begriffsbestimmungen
§ 92	 Allgemeine Voraussetzungen
§ 93	 Grundsatz der Verhältnismäßigkeit
§ 94	 Androhung
§ 95	 Schusswaffengebrauch

Abschnitt 15 
Erzieherische Maßnahmen, Disziplinarverfahren
§ 96	� Einvernehmliche Konfliktregelung, erzieherische 

Maßnahmen
§ 97	 Disziplinarmaßnahmen
§ 98	� Vollzug der Disziplinarmaßnahmen, Aussetzung  

zur Bewährung
§ 99	 Disziplinarbefugnis
§ 100	 Verfahren

Abschnitt 16 
Aufhebung von Maßnahmen und Beschwerderecht
§ 101	 Aufhebung von Maßnahmen
§ 102	 Beschwerderecht

Abschnitt 17 
Kriminologische Forschung
§ 103	 Evaluation, kriminologische Forschung

Abschnitt 18 
Aufbau und Organisation der Anstalten
§ 104	 Jugendstrafanstalt
§ 105	� Festsetzung der Belegungsfähigkeit, Verbot der  

Überbelegung
§ 106	 Leitung der Anstalt
§ 107	 Bedienstete
§ 108	 Seelsorgerinnen und Seelsorger
§ 109	 Medizinische Versorgung
§ 110	 Interessenvertretung der Jugendstrafgefangenen
§ 111	 Hausordnung

Abschnitt 19 
Aufsicht, Beirat und Besichtigungen
§ 112	 Aufsichtsbehörde
§ 113	 Vollstreckungsplan, Vollzugsgemeinschaften
§ 114	 Anstaltsbeiräte
§ 115	 Berliner Vollzugsbeirat
§ 116	 Besichtigungen

Abschnitt 20 
Vollzug des Strafarrests
§ 117	 Grundsatz des Vollzugs des Strafarrests
§ 118	 Besondere Bestimmungen

Abschnitt 21 
Schlussbestimmung
§ 119	 Einschränkung von Grundrechten

Abschnitt 1 
Allgemeine Bestimmungen

§ 1 
Anwendungsbereich

Dieses Gesetz regelt den Vollzug der Jugendstrafe und den Voll­
zug der Freiheitsstrafe nach § 114 des Jugendgerichtsgesetzes (Voll­
zug) sowie den Vollzug des Strafarrests in Jugendstrafanstalten 
(Anstalten).

§ 2 
Ziel und Aufgabe des Vollzugs

Der Vollzug dient dem Ziel, die Jugendstrafgefangenen zu befähi­
gen, künftig in sozialer Verantwortung ein Leben ohne Straftaten zu 
führen. Er hat die Aufgabe, die Allgemeinheit vor weiteren Strafta­
ten zu schützen.

§ 3 
Förder- und Erziehungsauftrag, 

Grundsätze der Vollzugsgestaltung
(1) Der Vollzug ist auf die Förderung der Jugendstrafgefangenen 

auszurichten und erzieherisch zu gestalten. Die Jugendstrafgefange­
nen sind in der Entwicklung ihrer Fähigkeiten und Fertigkeiten so zu 
fördern, dass sie zu einer eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfä­
higen Lebensführung in Achtung der Rechte anderer befähigt werden.

(2) Der Vollzug ist auf die Auseinandersetzung der Jugendstraf­
gefangenen mit ihren Straftaten und deren Folgen auszurichten.

(3) Der Vollzug wirkt von Beginn an auf die Eingliederung der 
Jugendstrafgefangenen in das Leben in Freiheit hin.

(4) Das Leben im Vollzug ist den allgemeinen Lebensverhältnis­
sen soweit wie möglich anzugleichen.

(5) Schädlichen Folgen des Freiheitsentzugs ist entgegenzuwir­
ken. Die Jugendstrafgefangenen sind insbesondere vor Übergriffen 
zu schützen.

(6) Der Bezug der Jugendstrafgefangenen zum gesellschaftlichen 
Leben ist zu wahren und zu fördern. Den Jugendstrafgefangenen ist 
sobald wie möglich die Teilnahme am Leben in der Freiheit zu ge­
währen. Die Anstalt arbeitet mit außervollzuglichen Einrichtungen 
und Organisationen sowie Personen und Vereinen eng zusammen, 
deren Mitwirkung die Eingliederung der Jugendstrafgefangenen 
fördern kann.

(7) Die Personensorgeberechtigten sind, soweit dies möglich ist 
und dem Vollzugsziel nicht zuwiderläuft, in die Planung und Gestal­
tung des Vollzugs einzubeziehen.

(8) Die unterschiedlichen Bedürfnisse der Jugendstrafgefangenen, 
insbesondere im Hinblick auf Geschlecht, Alter, Herkunft, Religion, 
Weltanschauung, Behinderung und sexuelle Identität, werden bei der 
Vollzugsgestaltung im Allgemeinen und im Einzelfall berücksichtigt.

(9) Jugendstrafgefangene mit vorbehaltener Sicherungsverwah­
rung sind individuell und intensiv zu betreuen, um ihre Unterbrin­
gung in der Sicherungsverwahrung entbehrlich zu machen. Soweit 
standardisierte Maßnahmen nicht ausreichen oder keinen Erfolg 
versprechen, sind individuelle Maßnahmen zu entwickeln.

(10) Beim Vollzug der Ersatzfreiheitsstrafe sind die Jugendstraf­
gefangenen zur Abwendung der weiteren Vollstreckung vorrangig 
bei der Tilgung ihrer Geldstrafe zu unterstützen.

§ 4 
Stellung der Jugendstrafgefangenen

(1) Die Persönlichkeit der Jugendstrafgefangenen ist zu achten. 
Ihre Selbständigkeit im Vollzugsalltag ist soweit wie möglich zu 
erhalten und zu fördern.

(2) Die Jugendstrafgefangenen werden an der Gestaltung des 
Vollzugsalltags beteiligt. Vollzugliche Maßnahmen sind ihnen zu 
erläutern.
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(3) Die Jugendstrafgefangenen unterliegen den in diesem Gesetz 
vorgesehenen Beschränkungen ihrer Freiheit. Soweit das Gesetz 
eine besondere Regelung nicht enthält, dürfen ihnen nur Beschrän­
kungen auferlegt werden, die zur Aufrechterhaltung der Sicherheit 
oder zur Abwendung einer schwerwiegenden Störung der Ordnung 
der Anstalt unerlässlich sind.

§ 5 
Pflicht zur Mitwirkung

Die Jugendstrafgefangenen sind verpflichtet, an der Erreichung 
des Vollzugsziels mitzuwirken. Ihre Bereitschaft zur Mitwirkung ist 
zu wecken und zu fördern. Dies kann auch in Form von Anerken­
nung und Belohnung geschehen; es sind hierbei insbesondere die 
Beteiligung an Maßnahmen, besonderer Einsatz oder erreichte Fort­
schritte der Jugendstrafgefangenen angemessen zu berücksichtigen.

§ 6 
Leitlinien der Förderung und Erziehung

(1) Förderung und Erziehung erfolgen durch Maßnahmen und 
Programme zur Entwicklung und Stärkung der Fähigkeiten und 
Fertigkeiten der Jugendstrafgefangenen im Hinblick auf die Errei­
chung des Vollzugsziels.

(2) Durch differenzierte Angebote soll auf den jeweiligen Ent­
wicklungsstand und den unterschiedlichen Förder- und Erziehungs­
bedarf der Jugendstrafgefangenen eingegangen werden. Ihre beson­
deren Lebenslagen und Bedürfnisse, insbesondere von minderjäh­
rigen Jugendstrafgefangenen, sind zu berücksichtigen.

(3) Die Maßnahmen und Programme sind über die Auseinander­
setzung mit den eigenen Straftaten nach § 3 Absatz 2 hinaus insbe­
sondere auf die schulische Bildung, berufliche Qualifizierung, sozia
le Integration und die verantwortliche Gestaltung des alltäglichen 
Zusammenlebens, der freien Zeit sowie der Außenkontakte ausge­
richtet.

§ 7 
Soziale Hilfe und 

Eigenverantwortung
Die Jugendstrafgefangenen werden darin unterstützt, ihre persön­

lichen, wirtschaftlichen und sozialen Schwierigkeiten zu beheben. 
Sie sollen dazu angeregt und in die Lage versetzt werden, ihre Ange­
legenheiten selbst zu regeln, insbesondere eine Schuldenregulierung 
herbeizuführen.

§ 8 
Verletztenbezogene Vollzugsgestaltung

(1) Die berechtigten Belange der Verletzten von Straftaten sind 
bei der Gestaltung des Vollzugs, insbesondere bei der Erteilung von 
Weisungen für Lockerungen und bei der Eingliederung und Entlas­
sung der Jugendstrafgefangenen, zu berücksichtigen.

(2) Der Vollzug ist darauf auszurichten, dass die Jugendstrafge­
fangenen sich mit den Folgen der Straftat für die Verletzten und 
insbesondere auch deren Angehörige auseinandersetzen und Verant­
wortung für ihre Straftat übernehmen.

(3) Die Jugendstrafgefangenen sollen angehalten werden, den 
durch die Straftat verursachten materiellen und immateriellen Scha­
den wieder gut zu machen.

(4) Für Fragen des Schutzes von Verletzten und des Tatausgleichs 
sollen Ansprechpartnerinnen oder Ansprechpartner in den Anstalten 
zur Verfügung stehen. Verletzte, die sich an die Anstalten wenden, 
sind in geeigneter Form auf ihre Rechte, auch ihre Auskunftsansprü­
che nach § 46 des Justizvollzugsdatenschutzgesetzes Berlin vom 21. 
Juni 2011 (GVBl. S. 287) in der jeweils geltenden Fassung hinzu­
weisen. §  47 des Justizvollzugsdatenschutzgesetzes Berlin bleibt 
unberührt.

Abschnitt 2 
Aufnahme- und Diagnostikverfahren, 
Vollzugs- und Eingliederungsplanung

§ 9 
Aufnahmeverfahren

(1) Mit den Jugendstrafgefangenen wird unverzüglich nach der 
Aufnahme ein Aufnahmegespräch geführt, in dem ihre gegenwärti­
ge Lebenssituation erörtert wird und sie über ihre Rechte und Pflich­
ten informiert werden. Sofern es für die sprachliche Verständigung 
mit den Jugendstrafgefangenen erforderlich ist, sind Sprachmittle­
rinnen und Sprachmittler hinzuzuziehen. Den Jugendstrafgefange­
nen wird ein Exemplar der Hausordnung ausgehändigt oder in ande­
rer Weise dauerhaft zugänglich gemacht. Dieses Gesetz, die von ihm 
in Bezug genommenen Gesetze sowie die zu seiner Ausführung er­
lassenen Rechtsverordnungen und Verwaltungsvorschriften sind den 
Jugendstrafgefangenen auf Verlangen zugänglich zu machen.

(2) Während des Aufnahmeverfahrens dürfen andere Jugendstraf­
gefangene nicht zugegen sein.

(3) Die Jugendstrafgefangenen werden alsbald ärztlich untersucht.
(4) Die Jugendstrafgefangenen werden dabei unterstützt, etwaig 

notwendige Maßnahmen für hilfsbedürftige Angehörige, zur Erhal­
tung des Arbeitsplatzes und der Wohnung und zur Sicherung ihrer 
Habe außerhalb der Anstalt zu veranlassen.

(5) Die Personensorgeberechtigen und das zuständige Jugendamt 
werden von der Aufnahme der Jugendstrafgefangenen unverzüglich 
benachrichtigt.

(6) Bei Jugendstrafgefangenen, die eine Ersatzfreiheitsstrafe ver­
büßen, sind die Möglichkeiten der Abwendung der Vollstreckung 
durch freie Arbeit oder Tilgung der Geldstrafe, auch in Raten, zu 
erörtern und zu fördern, um so auf eine möglichst baldige Entlas­
sung hinzuwirken.

§ 10 
Diagnostikverfahren, Ermittlung 

des Förder- und Erziehungsbedarfs
(1) An das Aufnahmeverfahren schließt sich zur Vorbereitung der 

Vollzugsplanung das Diagnostikverfahren an.
(2) Das Diagnostikverfahren muss wissenschaftlichen Erkennt­

nissen genügen. Insbesondere bei Jugendstrafgefangenen mit vorbe­
haltener Sicherungsverwahrung ist es von Bediensteten mit ein­
schlägiger wissenschaftlicher Qualifikation durchzuführen.

(3) Das Diagnostikverfahren ist maßgeblich auf die Ermittlung 
des Förder- und Erziehungsbedarfs auszurichten. Es erstreckt sich 
auf die Persönlichkeit und die Lebensverhältnisse der Jugendstraf­
gefangenen, die Ursachen und Umstände der Straftat sowie alle 
sonstigen Gesichtspunkte, deren Kenntnis für eine zielgerichtete 
und wirkungsorientierte Vollzugsgestaltung und die Eingliederung 
nach der Entlassung notwendig erscheint. Neben den Unterlagen aus 
der Vollstreckung und dem Vollzug vorangegangener Freiheitsent­
ziehungen sind insbesondere auch Erkenntnisse der Gerichts-, Ju­
gendgerichts- und Bewährungshilfe sowie der Führungsaufsichts­
stellen einzubeziehen.

(4) Im Diagnostikverfahren wird den Jugendstrafgefangenen das 
Ziel ihres Aufenthalts verdeutlicht sowie insbesondere das Angebot 
an schulischen und beruflichen Qualifizierungsmaßnahmen, arbeits­
therapeutischen Maßnahmen, Arbeitstraining, Arbeit, Sport und 
Freizeit erläutert. Es werden die im Einzelfall die Straffälligkeit be­
günstigenden Faktoren ermittelt. Gleichzeitig sollen die Fähigkeiten 
der Jugendstrafgefangenen ermittelt werden, deren Stärkung einer 
erneuten Straffälligkeit entgegenwirken kann.

(5) Wird ausschließlich Ersatzfreiheitsstrafe vollzogen, so tritt an 
die Stelle des Diagnostikverfahrens in der Regel die Feststellung der 
für eine angemessene Vollzugsgestaltung wesentlichen Gesichtspunk­
te zur Person und zum Lebensumfeld der Jugendstrafgefangenen.

(6) Das Ergebnis ihres Diagnostikverfahrens wird mit den Ju­
gendstrafgefangenen erörtert.
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§ 11 
Vollzugs- und Eingliederungsplanung

(1) Auf der Grundlage des Ergebnisses des Diagnostikverfahrens, 
insbesondere des festgestellten Förder- und Erziehungsbedarfs, wird 
ein Vollzugs- und Eingliederungsplan erstellt. Er zeigt den Jugend­
strafgefangenen bereits zu Beginn der Haftzeit unter Berücksichti­
gung der voraussichtlichen Vollzugsdauer die zur Erreichung des 
Vollzugsziels erforderlichen Maßnahmen auf. Daneben kann er 
weitere Hilfsangebote und Empfehlungen enthalten. Auf die Fähig­
keiten, Fertigkeiten und Neigungen der Jugendstrafgefangenen ist 
Rücksicht zu nehmen.

(2) Der Vollzugs- und Eingliederungsplan wird regelmäßig inner­
halb der ersten sechs Wochen erstellt, nachdem die Vollstreckungs­
leiterin oder der Vollstreckungsleiter der Anstalt eine mit der Be­
scheinigung der Rechtskraft versehene beglaubigte Abschrift der zu 
vollziehenden gerichtlichen Entscheidung nebst Gründen übermit­
telt hat. Bei einer voraussichtlichen Vollzugsdauer von unter einem 
Jahr verkürzt sich die Frist des Satzes 1 auf vier Wochen.

(3) Der Vollzugs- und Eingliederungsplan sowie die darin vorge­
sehenen Maßnahmen werden regelmäßig alle vier Monate überprüft, 
mit den Jugendstrafgefangenen erörtert und fortgeschrieben. Bei 
Jugendstrafen von mehr als drei Jahren erfolgt die Überprüfung re­
gelmäßig alle sechs Monate. Die Entwicklung der Jugendstrafgefan­
genen und die in der Zwischenzeit gewonnenen Erkenntnisse sind 
zu berücksichtigen. Die durchgeführten Maßnahmen sind zu doku­
mentieren.

(4) Die Vollzugs- und Eingliederungsplanung wird mit den Ju­
gendstrafgefangenen erörtert. Dabei werden deren Anregungen und 
Vorschläge einbezogen, soweit sie der Erreichung des Vollzugsziels 
dienen.

(5) Zur Erstellung und Fortschreibung des Vollzugs- und Einglie­
derungsplans führt die Anstalt eine Konferenz mit den an der Voll­
zugsgestaltung und an der Förderung sowie Erziehung maßgeblich 
Beteiligten durch. Standen die Jugendstrafgefangenen vor ihrer In­
haftierung unter Bewährung oder Führungsaufsicht, können auch 
die für sie bislang zuständigen Bewährungshelferinnen und Bewäh­
rungshelfer an der Konferenz beteiligt werden. Den Jugendstrafge­
fangenen wird der Vollzugs- und Eingliederungsplan regelmäßig in 
der Konferenz eröffnet und erläutert. Sie können auch darüber hin­
aus an der Konferenz beteiligt werden.

(6) An der Eingliederung mitwirkende Personen außerhalb des 
Vollzugs sollen in die Planung mit einbezogen werden. Sie können 
mit Zustimmung der Jugendstrafgefangenen auch an der Konferenz 
beteiligt werden.

(7) Werden die Jugendstrafgefangenen nach der Entlassung vor­
aussichtlich unter Bewährungs- oder Führungsaufsicht gestellt, so 
ist den künftig zuständigen Bewährungshelferinnen und Bewäh­
rungshelfern in den letzten zwölf Monaten vor dem voraussichtli­
chen Entlassungszeitpunkt die Teilnahme an der Konferenz zu er­
möglichen und es sind ihnen Ausfertigungen des Vollzugs- und 
Eingliederungsplans und der nachfolgenden Fortschreibungen zu 
übersenden.

(8) Der Vollzugs- und Eingliederungsplan und seine Fortschrei­
bungen werden den Jugendstrafgefangenen ausgehändigt. Sie wer­
den der Vollstreckungsleiterin oder dem Vollstreckungsleiter und 
auf Verlangen den Personensorgeberechtigten übersandt.

§ 12 
Inhalt des Vollzugs- und Eingliederungsplans

(1) Der Vollzugs- und Eingliederungsplan sowie seine Fortschrei­
bungen enthalten insbesondere folgende Angaben:
1.	 Zusammenfassung der für die Vollzugs- und Eingliederungs­

planung maßgeblichen Ergebnisse des Diagnostikverfahrens,
2.	 voraussichtlicher Entlassungszeitpunkt,
3.	 Unterbringung im geschlossenen oder offenen Vollzug,
4.	 Maßnahmen zur Förderung der Mitwirkungsbereitschaft,

5.	 Unterbringung in einer Wohngruppe oder einem anderen Unter­
bringungsbereich,

6.	 Unterbringung in einer sozialtherapeutischen Einrichtung und 
Teilnahme an deren Behandlungsprogrammen,

7.	 Teilnahme an einzel- oder gruppentherapeutischen Maßnahmen,
8.	 Berücksichtigung indizierter medizinischer Maßnahmen, sofern 

diese zur Erreichung des Vollzugsziels erforderlich sind,
9.	 Teilnahme an Maßnahmen zur Behandlung von Suchtmittelab­

hängigkeit und Suchtmittelmissbrauch,
10.	Teilnahme an strukturierten sozialpädagogischen Maßnahmen,
11.	Teilnahme an schulischen und beruflichen Qualifizierungsmaß­

nahmen einschließlich Alphabetisierungs- und Deutschkursen,
12.	Teilnahme an arbeitstherapeutischen Maßnahmen oder am  

Arbeitstraining,
13.	Arbeit,
14.	freies Beschäftigungsverhältnis, Selbstbeschäftigung,
15.	Teilnahme an Sportangeboten und Maßnahmen zur strukturier­

ten Gestaltung der Freizeit,
16.	Ausführungen zur Erreichung des Vollzugsziels, Außenbeschäf­

tigung,
17.	Lockerungen zur Erreichung des Vollzugsziels,
18.	Aufrechterhaltung, Förderung und Gestaltung von Außenkon­

takten,
19.	Schuldnerberatung, Schuldenregulierung und Erfüllung von 

Unterhaltspflichten,
20.	Ausgleich von Tatfolgen,
21.	Maßnahmen zur Vorbereitung von Entlassung, Eingliederung, 

Nachsorge und zur Bildung eines Eingliederungsgeldes und
22.	Frist zur Fortschreibung des Vollzugs- und Eingliederungsplans.
Bei vorbehaltener Sicherungsverwahrung enthalten der Vollzugs- 
und Eingliederungsplan sowie seine Fortschreibungen darüber hin­
aus Angaben zu individuellen Maßnahmen nach § 3 Absatz 9 Satz 2 
und einer Antragstellung gemäß § 92 Absatz 1 Satz 2 des Jugend­
gerichtsgesetzes in Verbindung mit § 119a Absatz 2 des Strafvoll­
zugsgesetzes vom 16. März 1976 (BGBl. I S. 581, 2088 und 1977 I 
S. 436), das zuletzt durch Artikel 152 der Verordnung vom 31. Au­
gust 2015 (BGBl. I S. 1474) geändert worden ist.

(2) Maßnahmen nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 6 bis 12 und § 3 
Absatz 9 Satz 2, die nach dem Ergebnis des Diagnostikverfahrens 
als zur Erreichung des Vollzugsziels zwingend erforderlich erachtet 
werden, sind als solche zu kennzeichnen und gehen allen anderen 
Maßnahmen vor. Andere Maßnahmen dürfen nicht gestattet werden, 
soweit sie die Teilnahme an Maßnahmen nach Satz  1 beeinträch­
tigen würden.

(3) Spätestens ein Jahr vor dem voraussichtlichen Entlassungs­
zeitpunkt, bei einer voraussichtlichen Vollzugsdauer von bis zu ei­
nem Jahr bereits mit der Erstellung des Vollzugs- und Eingliede­
rungsplanes nach Absatz 1, werden die Maßnahmen nach Absatz 1 
Satz  1 Nummer  21 konkretisiert oder ergänzt. Insbesondere ist 
Stellung zu nehmen zur
1.	 Unterbringung im offenen Vollzug oder zum Aufenthalt in einer 

Übergangseinrichtung,
2.	 Unterkunft sowie Arbeit oder Ausbildung nach der Entlassung,
3.	 Unterstützung bei notwendigen Behördengängen und der Be­

schaffung der notwendigen persönlichen Dokumente,
4.	 Beteiligung der Bewährungshilfe und der Forensischen Ambu­

lanzen,
5.	 Kontaktaufnahme zu Einrichtungen der Entlassenenhilfe,
6.	 Fortsetzung von im Vollzug noch nicht abgeschlossenen Maß­

nahmen,
7.	 Anregung von Auflagen und Weisungen für die Bewährungs- 

oder Führungsaufsicht,
8.	 Vermittlung in nachsorgende Maßnahmen und
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9.	 nachgehenden Betreuung durch Bedienstete.
(4) Wird ausschließlich Ersatzfreiheitsstrafe vollzogen, so kann 

der Vollzugs- und Eingliederungsplan abweichend von den Absät­
zen 1 und 3 in der Regel auf die folgenden Angaben beschränkt 
werden:
1.	 Zusammenfassung der für eine angemessene Vollzugsgestaltung 

festgestellten wesentlichen Gesichtspunkte nach § 10 Absatz 5,
2.	 Unterbringung im geschlossenen oder offenen Vollzug,
3.	 Unterstützung bei der Abwendung der weiteren Vollstreckung 

der Ersatzfreiheitsstrafe durch freie Arbeit oder Zahlung der 
restlichen Geldstrafe,

4.	 Maßnahmen zur Stabilisierung der Lebenssituation während 
und nach dem Vollzug und

5.	 Maßnahmen zur Vorbereitung der Entlassung.

Abschnitt 3 
Unterbringung und Verlegung

§ 13 
Trennung von männlichen und 

weiblichen Jugendstrafgefangenen
Weibliche Jugendstrafgefangene werden von männlichen Jugend­

strafgefangenen getrennt in einer gesonderten Anstalt untergebracht. 
Eine gemeinsame Unterbringung zum Zweck der medizinischen 
Behandlung und gemeinsame Maßnahmen, insbesondere zur schuli­
schen und beruflichen Qualifizierung, sind zulässig.

§ 14 
Unterbringung während der Einschlusszeiten

(1) Die Jugendstrafgefangenen werden im geschlossenen Vollzug 
während der Einschlusszeiten in ihren Hafträumen einzeln unterge­
bracht. Mit ihrer Zustimmung können sie in dafür zugelassenen 
Hafträumen zu zweit untergebracht werden, wenn schädliche Ein­
flüsse nicht zu befürchten sind. Die Anstalt setzt die Einschluss
zeiten unter Berücksichtigung der in § 3 geregelten Grundsätze der 
Vollzugsgestaltung und der in §  6 bestimmten Leitlinien der För­
derung und Erziehung fest.

(2) Über die Fälle des Absatzes 1 Satz 2 hinaus ist eine gemeinsa­
me Unterbringung nur im offenen Vollzug, während der stationären 
Behandlung im Justizvollzugskrankenhaus oder vorübergehend und 
aus zwingenden Gründen zulässig. Schädliche Einflüsse auf die Ju­
gendstrafgefangenen dürfen hierdurch nicht zu befürchten sein.

§ 15 
Aufenthalt außerhalb der Einschlusszeiten

(1) Außerhalb der Einschlusszeiten dürfen sich die Jugendstraf­
gefangenen in Gemeinschaft aufhalten.

(2) Der gemeinschaftliche Aufenthalt kann eingeschränkt werden,
1.	 wenn ein schädlicher Einfluss auf andere Jugendstrafgefangene 

zu befürchten ist,
2.	 wenn es die Sicherheit oder Ordnung der Anstalt erfordert,
3.	 wenn dies aus erzieherischen Gründen angezeigt ist oder
4.	 während der stationären Behandlung im Justizvollzugskranken­

haus.

§ 16 
Wohngruppenvollzug

(1) Geeignete Jugendstrafgefangene werden regelmäßig in Wohn­
gruppen untergebracht, die entsprechend dem individuellen Ent­
wicklungsstand und Förderbedarf zu bilden sind. Bei der Belegung 
der Wohngruppen sind vornehmlich das Alter der Jugendstrafgefan­
genen, die Dauer der zu vollziehenden Jugendstrafe sowie die dem 
Vollzug zu Grunde liegenden Straftaten zu berücksichtigten. Nicht 
für den Wohngruppenvollzug geeignet sind in der Regel Jugend­
strafgefangene, die aufgrund ihres Verhaltens nicht gruppenfähig 
sind.

(2) In der Wohngruppe sollen insbesondere Werte, die ein sozial­
verträgliches Zusammenleben ermöglichen, gewaltfreie Konflikt
lösungen, gegenseitige Toleranz und Verantwortung für den eigenen 
Lebensbereich vermittelt und eingeübt werden.

(3) Wohngruppenvollzug zeichnet sich durch eine besondere päd­
agogische Betreuung aus. Die Wohngruppen werden von fest zuge­
ordneten Bediensteten des allgemeinen Vollzugsdienstes betreut. Sie 
werden baulich abgegrenzt für eine überschaubare Anzahl von Ju­
gendstrafgefangenen eingerichtet und verfügen neben Hafträumen 
über wohnlich gestaltete Einrichtungen zur gemeinsamen Nutzung, 
insbesondere über Küchen und Gemeinschaftsräume.

(4) Eine erzieherische Betreuung in den Wohngruppen ist auch in 
der ausbildungs- und arbeitsfreien Zeit der Jugendstrafgefangenen, 
vor allem auch am Wochenende, im erforderlichen Umfang zu ge­
währleisten.

§ 17 
Unterbringung von weiblichen Jugendstrafgefangenen 

mit ihren Kindern
(1) Bis zur Vollendung ihres dritten Lebensjahres können Kinder 

von weiblichen Jugendstrafgefangenen mit Zustimmung der oder 
des Aufenthaltsbestimmungsberechtigten mit ihrer Mutter gemein­
sam in der Anstalt untergebracht werden, wenn Sicherheitsgründe 
nicht entgegenstehen. Vor der Unterbringung ist das Jugendamt zu 
hören.

(2) Die Unterbringung erfolgt auf Kosten der für das Kind Unter­
haltspflichtigen. Von der Geltendmachung des Kostenersatzan­
spruchs kann ausnahmsweise abgesehen werden, wenn hierdurch 
die gemeinsame Unterbringung gefährdet würde.

§ 18 
Geschlossener und offener Vollzug

(1) Die Jugendstrafgefangenen werden im geschlossenen oder im 
offenen Vollzug untergebracht. Abteilungen des offenen Vollzugs 
sehen keine oder nur verminderte Vorkehrungen gegen Entweichun­
gen vor.

(2) Die Jugendstrafgefangenen sind im offenen Vollzug unter­
zubringen, wenn sie dessen besonderen Anforderungen genügen, 
insbesondere verantwortet werden kann zu erproben, dass sie sich 
weder dem Vollzug entziehen noch die Möglichkeiten des offenen 
Vollzugs zur Begehung von Straftaten missbrauchen werden.

(3) Genügen die Jugendstrafgefangenen den besonderen Anforde­
rungen des offenen Vollzugs nicht oder nicht mehr, so werden sie im 
geschlossenen Vollzug untergebracht. Jugendstrafgefangene können 
abweichend von Absatz 2 im geschlossenen Vollzug untergebracht 
oder dorthin zurückverlegt werden, wenn dies zur Erreichung des 
Vollzugsziels notwendig ist. § 19 Absatz 3 gilt entsprechend.

§ 19 
Verlegung und Überstellung

(1) Die Jugendstrafgefangenen können abweichend vom Vollstre­
ckungsplan in eine andere Anstalt verlegt werden, wenn
1.	 die Erreichung des Vollzugsziels hierdurch gefördert wird,
2.	 in erhöhtem Maße die Gefahr der Entweichung oder Befreiung 

gegeben ist oder sonst ihr Verhalten oder ihr Zustand eine Ge­
fahr für die Sicherheit der Anstalt darstellt und die aufnehmende 
Anstalt zur sicheren Unterbringung der Jugendstrafgefangenen 
besser geeignet ist oder

3.	 Gründe der Vollzugsorganisation oder andere wichtige Gründe 
dies erfordern.

(2) Die Jugendstrafgefangenen dürfen aus wichtigem Grund, ins­
besondere zur Durchführung medizinischer Maßnahmen, zur Begut­
achtung oder Besuchszusammenführung, befristet in eine andere 
Anstalt überführt werden (Überstellung).

(3) Vor Verlegung oder vor Überstellung sind die Jugendstrafge­
fangenen anzuhören. Bei einer Gefährdung der Sicherheit kann dies 
auch nachgeholt werden. Die Personensorgeberechtigten werden 
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von der Verlegung und Überstellung und die Vollstreckungsleiterin 
oder der Vollstreckungsleiter sowie das zuständige Jugendamt von 
der Verlegung unverzüglich benachrichtigt. Die Verteidigerinnen, 
Verteidiger und Beistände nach § 69 des Jugendgerichtsgesetzes er­
halten auf Antrag der Jugendstrafgefangenen eine entsprechende 
Mitteilung über die Verlegung.

Abschnitt 4 
Sozialtherapie und sozialtherapeutische Einrichtung

§ 20 
Sozialtherapie

(1) Sozialtherapie dient der Verringerung einer erheblichen Ge­
fährlichkeit der Jugendstrafgefangenen. Auf der Grundlage einer 
therapeutischen Gemeinschaft bedient sie sich psychotherapeuti­
scher, sozialpädagogischer und arbeitstherapeutischer Methoden, 
die in umfassenden Behandlungsprogrammen verbunden werden. 
Personen aus dem Lebensumfeld der Jugendstrafgefangenen außer­
halb des Vollzugs, insbesondere auch deren Personensorgeberech­
tigte, werden in die Behandlung einbezogen.

(2) Jugendstrafgefangene sind in einer sozialtherapeutischen Ein­
richtung unterzubringen, wenn ihre Teilnahme an den dortigen Be­
handlungsprogrammen zur Verringerung ihrer erheblichen Gefähr­
lichkeit angezeigt ist. Eine erhebliche Gefährlichkeit liegt vor, wenn 
schwerwiegende Straftaten gegen Leib oder Leben, die persönliche 
Freiheit oder gegen die sexuelle Selbstbestimmung zu erwarten 
sind.

(3) Andere Jugendstrafgefangene können in einer sozialtherapeu­
tischen Abteilung untergebracht werden, wenn die Teilnahme an den 
dortigen Behandlungsprogrammen zur Erreichung des Vollzugsziels 
angezeigt ist. In diesen Fällen bedarf die Unterbringung der Zustim­
mung der sozialtherapeutischen Einrichtung.

(4) Die Unterbringung soll zu einem Zeitpunkt erfolgen, der ent­
weder den Abschluss der Behandlung zum voraussichtlichen Entlas­
sungszeitpunkt erwarten lässt oder die Fortsetzung der Behandlung 
nach der Entlassung ermöglicht. Ist die Anordnung der Sicherungs­
verwahrung vorbehalten, soll die Unterbringung zu einem Zeitpunkt 
erfolgen, der den Abschluss der Behandlung noch während des 
Vollzugs der Jugend- oder Freiheitsstrafe erwarten lässt.

(5) Die Unterbringung der Jugendstrafgefangenen in der sozial­
therapeutischen Einrichtung wird beendet, wenn das Ziel der Be­
handlung aus Gründen, die in ihrer Person liegen, nicht erreicht 
werden kann.

§ 21 
Sozialtherapeutische Einrichtung

(1) Sozialtherapie wird in einer besonderen sozialtherapeutischen 
Abteilung (sozialtherapeutische Einrichtung) vollzogen.

(2) Der Vollzug erfolgt in überschaubaren Wohngruppen, deren 
Ausgestaltung an den Grundsätzen sozialtherapeutischer Behand­
lung auszurichten ist. Die Wohngruppen werden jeweils durch Mit­
arbeiterinnen oder Mitarbeiter des Sozialdienstes, Psychologinnen 
oder Psychologen und fest zugeordnete Bedienstete des allgemeinen 
Vollzugsdienstes betreut.

(3) Neben den Haft- und Therapieräumen gehören zu den Wohn­
gruppen wohnlich gestaltete Einrichtungen zur gemeinsamen Nut­
zung, insbesondere Küchen und Gemeinschaftsräume.

Abschnitt 5 
Schulische und berufliche 

Qualifizierungsmaßnahmen, arbeitstherapeutische 
Maßnahmen, Arbeitstraining und Arbeit

§ 22 
Ziel von Qualifizierung und Arbeit

Schulische und berufliche Qualifizierungsmaßnahmen, arbeits­
therapeutische Maßnahmen, Arbeitstraining und Arbeit haben insbe­
sondere das Ziel, die Fähigkeiten der Jugendstrafgefangenen zur 

Aufnahme einer Erwerbstätigkeit nach der Entlassung zu vermitteln, 
zu verbessern oder zu erhalten. Maßnahmen der schulischen und 
beruflichen Aus- und Weiterbildung sind für die Jugendstrafgefan­
genen von besonderer Bedeutung. Sie dienen dem Ziel, durch Ver­
mittlung geeigneter Lernmodelle schulischem Nachholbedarf zu 
begegnen, die Lebenssituation zu stabilisieren, Beständigkeit und 
Selbstdisziplin aufzubauen, Eigenverantwortung und Motivation zu 
entwickeln sowie das Selbstwertgefühl zu verbessern. Die Jugend­
strafgefangenen werden darin unterstützt und beraten, ihren Fähig­
keiten, Kenntnissen und Neigungen angemessene Aus- und Weiter­
bildungsmaßnahmen oder Arbeit zu finden.

§ 23 
Schulische und berufliche 

Qualifizierungsmaßnahmen
(1) Jugendstrafgefangene sind vorrangig zur Teilnahme an schuli­

schen und beruflichen Qualifizierungsmaßnahmen in Form von 
Orientierungs-, Berufsvorbereitungs-, Aus- und Weiterbildungs­
maßnahmen oder speziellen Maßnahmen zur Förderung ihrer schu­
lischen und beruflichen Entwicklung verpflichtet. §  12 Absatz  2 
bleibt hinsichtlich der Maßnahmen nach § 12 Absatz 1 Satz 1 Num­
mer 6 bis 10 und § 3 Absatz 9 Satz 2 unberührt.

(2) Jugendstrafgefangenen ist eine für sie sinnvolle Qualifizie­
rungsmaßnahme, die zu einem anerkannten Abschluss führt, anzu­
bieten. Jugendstrafgefangene erhalten allgemeinen oder berufsbil­
denden Unterricht in Anlehnung an die für öffentliche Schulen gel­
tenden Vorschriften. Bei der Festlegung von Inhalten, Methoden und 
Organisationsformen der schulischen und beruflichen Qualifizie­
rungsmaßnahmen wird der spezielle Förderbedarf der Jugendstraf­
gefangenen berücksichtigt. Schulische und berufliche Aus- und 
Weiterbildung werden in der Regel als Vollzeitmaßnahme durchge­
führt.

(3) Die Vollzugs- und Eingliederungsplanung ist darauf auszu­
richten, dass die Jugendstrafgefangenen Qualifizierungsmaßnahmen 
während ihrer Haftzeit abschließen oder danach fortsetzen können. 
Können Maßnahmen während der Haftzeit nicht abgeschlossen 
werden, trägt die Anstalt in Zusammenarbeit mit außervollzuglichen 
Einrichtungen dafür Sorge, dass die begonnene Qualifizierungsmaß­
nahme nach der Entlassung fortgesetzt werden kann. §  50 Satz  4 
bleibt unberührt.

(4) Nachweise über schulische und berufliche Qualifizierungs­
maßnahmen dürfen keinen Hinweis auf die Inhaftierung enthalten.

(5) Der Verpflichtung zur Teilnahme an schulischen und berufli­
chen Qualifizierungsmaßnahmen unterliegen weibliche Jugendstraf­
gefangene nicht, soweit entsprechende gesetzliche Beschäftigungs­
verbote zum Schutz erwerbstätiger werdender und stillender Mütter 
nach dem Mutterschutzgesetz in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 20. Juni 2002 (BGBl. I S. 2318), das zuletzt durch Artikel 6 des 
Gesetzes vom 23. Oktober 2012 (BGBl. I S. 2246) geändert worden 
ist, in der jeweils geltenden Fassung bestehen.

§ 24 
Arbeitstherapeutische Maßnahmen

Arbeitstherapeutische Maßnahmen dienen dazu, dass die Jugend­
strafgefangenen Eigenschaften wie Selbstvertrauen, Durchhaltever­
mögen und Konzentrationsfähigkeit einüben, um sie stufenweise an 
die Grundanforderungen des Arbeitslebens heranzuführen.

§ 25 
Arbeitstraining

Arbeitstraining dient dazu, Jugendstrafgefangenen, die nicht in 
der Lage sind, einer regelmäßigen und erwerbsorientierten Beschäf­
tigung nachzugehen, Fähigkeiten und Fertigkeiten zu vermitteln, die 
eine Eingliederung in das leistungsorientierte Arbeitsleben fördern. 
Die in der Anstalt dafür vorgehaltenen Maßnahmen sind danach 
auszurichten, dass sie den Jugendstrafgefangenen für den Arbeits­
markt relevante Qualifikationen vermitteln.
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§ 26 
Arbeitspflicht

(1) Nehmen die Jugendstrafgefangenen an keiner schulischen 
oder beruflichen Qualifizierungsmaßnahme teil, sind sie zur Teil­
nahme an arbeitstherapeutischen Maßnahmen, Arbeitstraining oder 
zu Arbeit verpflichtet, wenn und soweit sie dazu in der Lage sind.  
§ 12 Absatz 2 bleibt unberührt. Bei der Zuweisung einer Beschäf­
tigung sind Fähigkeiten, Fertigkeiten und Neigungen der Jugend­
strafgefangenen zu berücksichtigen.

(2) Die Verpflichtung entfällt für weibliche Jugendstrafgefangene, 
soweit das gesetzliche Beschäftigungsverbot zum Schutz erwerbs­
tätiger werdender und stillender Mütter nach dem Mutterschutz­
gesetz besteht.

§ 27 
Beschäftigungsbedingungen 

und Ablösung
(1) Nehmen die Jugendstrafgefangenen an Maßnahmen gemäß  

§§ 23 bis 25 teil oder üben sie eine Arbeit gemäß § 26 aus, so gelten 
die von der Anstalt festgelegten Beschäftigungsbedingungen. Für 
schwangere und stillende Jugendstrafgefangene sind die Vorschrif­
ten des Mutterschutzgesetzes über die Gestaltung des Arbeitsplatzes 
entsprechend anzuwenden.

(2) Die Jugendstrafgefangenen können von den in Absatz 1 Satz 1 
benannten Beschäftigungen abgelöst werden, wenn
1.	 sie den Anforderungen nicht gewachsen sind,
2.	 sie trotz Abmahnung wiederholt gegen die Beschäftigungsvor­

schriften verstoßen,
3.	 dies zur Erfüllung der Vollzugs- und Eingliederungsplanung ge­

boten ist oder
4.	 dies aus Gründen der Sicherheit oder Ordnung der Anstalt  

erforderlich ist.

(3) Vor Ablösung sind die Jugendstrafgefangenen anzuhören. Bei 
einer Gefährdung der Sicherheit der Anstalt kann dies auch nachge­
holt werden. Werden Jugendstrafgefangene nach Absatz  2 Num­
mer 2 oder aufgrund ihres Verhaltens nach Absatz 2 Nummer 4 ab­
gelöst, so gelten sie als verschuldet ohne Beschäftigung.

§ 28 
Freies Beschäftigungsverhältnis, 

Selbstbeschäftigung
(1) Jugendstrafgefangenen, die zum Freigang gemäß §  44 Ab­

satz 1 Satz 1 Nummer 4 zugelassen sind, soll gestattet werden, einer 
Berufsausbildung, beruflichen Weiterbildung, Umschulung oder ei­
ner Arbeit auf der Grundlage eines freien Beschäftigungsverhältnis­
ses oder der Selbstbeschäftigung außerhalb der Anstalt nachzuge­
hen, wenn die Beschäftigungsstelle geeignet ist und nicht überwie­
gende Gründe des Vollzugs entgegenstehen. § 46 gilt entsprechend.

(2) Das Entgelt ist der Anstalt zur Gutschrift für die Jugendstraf­
gefangenen zu überweisen. Die Anstalt kann in geeigneten Fällen 
hiervon Ausnahmen zulassen.

§ 29 
Freistellung

(1) Haben die Jugendstrafgefangenen ein halbes Jahr lang gear­
beitet, so können sie beanspruchen, zehn Arbeitstage von der Arbeit 
freigestellt zu werden. Zeiten, in denen die Jugendstrafgefangenen 
infolge Krankheit an der Arbeitsleistung gehindert waren, werden 
auf das Halbjahr mit bis zu 15 Arbeitstagen angerechnet. Der An­
spruch verfällt, wenn die Freistellung nicht innerhalb eines Jahres 
nach seiner Entstehung erfolgt ist.

(2) Auf die Zeit der Freistellung wird Langzeitausgang gemäß  
§ 44 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 angerechnet, soweit er in die Ar­
beitszeit fällt. Gleiches gilt für einen Langzeitausgang nach §  45 
Absatz 1, sofern er nicht wegen des Todes oder einer lebensgefähr­
lichen Erkrankung naher Angehöriger erteilt worden ist.

(3) Die Jugendstrafgefangenen erhalten für die Zeit der Freistel­
lung ihr Arbeitsentgelt weiter.

(4) Urlaubsregelungen freier Beschäftigungsverhältnisse außer­
halb der Anstalt bleiben unberührt.

(5) Für schulische und berufliche Qualifizierungsmaßnahmen,  
arbeitstherapeutische Maßnahmen und Arbeitstraining gelten die 
Absätze 1 bis 4 entsprechend, sofern diese den Umfang der regelmä­
ßigen wöchentlichen Arbeitszeit erreichen.

Abschnitt 6 
Besuche, Telefongespräche, Schriftwechsel, 

andere Formen der Telekommunikation und Pakete

§ 30 
Grundsatz

Die Jugendstrafgefangenen haben das Recht, mit Personen außer­
halb der Anstalt im Rahmen der Bestimmungen dieses Gesetzes zu 
verkehren. Die Anstalt fördert den Kontakt der Jugendstrafgefangenen 
mit Personen, von denen ein günstiger Einfluss erwartet werden kann.

§ 31 
Besuch

(1) Die Jugendstrafgefangenen dürfen regelmäßig Besuch emp­
fangen. Die Gesamtdauer beträgt mindestens vier Stunden im Mo­
nat. Kontakte der Jugendstrafgefangenen zu ihren Kindern werden 
besonders gefördert. Bei Besuchen von ihren Kindern erhöht sich 
die Gesamtdauer der Besuchszeit des Satzes 2 um zwei weitere 
Stunden. Besuchsmöglichkeiten sind auch an den Wochenenden und 
Feiertagen vorzusehen. Näheres zum Verfahren und zum Ablauf der 
Besuche regelt die Anstalt.

(2) Besuche von Angehörigen im Sinne von § 11 Absatz 1 Num­
mer 1 des Strafgesetzbuchs werden besonders unterstützt.

(3) Besuche sollen über die Fälle des Absatzes 1 hinaus zugelas­
sen werden, wenn sie die Erziehung oder Eingliederung der Jugend­
strafgefangenen fördern oder persönlichen, rechtlichen oder ge­
schäftlichen Angelegenheiten dienen, die nicht von den Jugendstraf­
gefangenen schriftlich erledigt, durch Dritte wahrgenommen oder 
bis zur Entlassung aufgeschoben werden können.

(4) Besuche von Verteidigerinnen und Verteidigern sowie von 
Rechtsanwältinnen, Rechtsanwälten, Notarinnen und Notaren in ei­
ner die jeweiligen Jugendstrafgefangenen betreffenden Rechtssache 
sind zu gestatten. Dies gilt auch für Besuche von Beiständen nach  
§ 69 des Jugendgerichtsgesetzes.

§ 32 
Untersagung von Besuchen

Besuche können untersagt werden, wenn
1.	 die Sicherheit oder Ordnung der Anstalt gefährdet würde,
2.	 zu befürchten ist, dass Personen, die nicht Angehörige der  

Jugendstrafgefangenen im Sinne von § 11 Absatz 1 Nummer 1 
des Strafgesetzbuchs sind, einen schädlichen Einfluss auf die 
Jugendstrafgefangenen haben oder die Erreichung des Vollzugs­
ziels behindern,

3.	 zu befürchten ist, dass die Begegnung mit den Jugendstrafgefan­
genen Personen, die Verletzte der Straftat waren, schadet oder

4.	 die Personensorgeberechtigten der oder des Jugendstrafgefange­
nen nicht einverstanden sind.

§ 33 
Durchführung der Besuche

(1) Aus Gründen der Sicherheit der Anstalt können Besuche da­
von abhängig gemacht werden, dass die Besucherinnen und Besu­
cher sich und ihre mitgeführten Sachen durchsuchen und mit techni­
schen oder sonstigen Hilfsmitteln absuchen lassen. Die Durchsu­
chung darf nur von Personen des gleichen Geschlechts vorgenom­
men werden; das Schamgefühl ist zu schonen.
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(2) Eine inhaltliche Überprüfung der von Verteidigerinnen, Ver­
teidigern und Beiständen nach §  69 des Jugendgerichtsgesetzes 
beim Besuch mitgeführten Schriftstücke und sonstigen Unterlagen 
ist nicht zulässig. Dies gilt auch für von Rechtsanwältinnen, Rechts­
anwälten, Notarinnen und Notaren in einer die jeweiligen Jugend­
strafgefangenen betreffenden Rechtssache mitgeführten Schriftstü­
cke und sonstigen Unterlagen. §  39 Absatz  2 Satz  2 und 3 bleibt 
unberührt.

(3) Besuche werden vorbehaltlich des Absatzes 4 regelmäßig be­
aufsichtigt. Über Ausnahmen entscheidet die Anstalt. Die Beauf­
sichtigung kann mittels optisch-elektronischer Einrichtungen durch­
geführt werden.

(4) Besuche von Verteidigerinnen und Verteidigern sowie von 
Rechtsanwältinnen, Rechtsanwälten, Notarinnen und Notaren in ei­
ner die jeweiligen Jugendstrafgefangenen betreffenden Rechtssache 
und von Beiständen nach § 69 des Jugendgerichtsgesetzes werden 
nicht beaufsichtigt.

(5) Besuche dürfen abgebrochen werden, wenn Besucherinnen, 
Besucher oder Jugendstrafgefangene gegen dieses Gesetz oder auf­
grund dieses Gesetzes getroffene Anordnungen trotz Abmahnung 
verstoßen, oder wenn von Besucherinnen oder Besuchern ein schäd­
licher Einfluss auf die Jugendstrafgefangenen ausgeht. Die Abmah­
nung unterbleibt, wenn es unerlässlich ist, den Besuch sofort abzu­
brechen.

(6) Beim Besuch dürfen Jugendstrafgefangene grundsätzlich kei­
ne Gegenstände, und Besucherinnen und Besucher nur Gegenstän­
de, die sie innerhalb der Anstalt an dafür zugelassenen Einrichtungen 
zum Einkauf für die Jugendstrafgefangenen erworben haben, über­
geben. Dies gilt nicht für die bei dem Besuch der Verteidigerinnen, 
Verteidiger und der Beistände nach § 69 des Jugendgerichtsgesetzes 
übergebenen Schriftstücke und sonstigen Unterlagen sowie für die 
bei dem Besuch von Rechtsanwältinnen, Rechtsanwälten, Notarin­
nen und Notaren zur Erledigung einer die jeweiligen Jugendstraf­
gefangenen betreffenden Rechtssache übergebenen Schriftstücke 
und sonstigen Unterlagen. Bei dem Besuch von Rechtsanwältinnen, 
Rechtsanwälten, Notarinnen und Notaren kann die Übergabe aus 
Gründen der Sicherheit oder Ordnung der Anstalt von der Erlaubnis 
der Anstalt abhängig gemacht werden. § 39 Absatz 2 Satz 2 und 3 
bleibt unberührt.

(7) Die Anstalt kann im Einzelfall die Nutzung einer Trennvor­
richtung anordnen, wenn dies zum Schutz von Personen oder zur 
Verhinderung einer Übergabe von Gegenständen erforderlich ist.

§ 34 
Überwachung von Gesprächen

(1) Gespräche dürfen nur überwacht werden, soweit es im Einzel­
fall wegen einer Gefährdung der Erreichung des Vollzugsziels oder 
aus Gründen der Sicherheit erforderlich ist.

(2) Gespräche mit Verteidigerinnen, Verteidigern und Beiständen 
nach § 69 des Jugendgerichtsgesetzes sowie mit Rechtsanwältinnen, 
Rechtsanwälten, Notarinnen und Notaren in einer die jeweiligen  
Jugendstrafgefangenen betreffenden Rechtssache werden nicht 
überwacht.

§ 35 
Telefongespräche

(1) Den Jugendstrafgefangenen kann gestattet werden, Telefonge­
spräche durch Vermittlung der Anstalt zu führen. Die Vorschriften 
über den Besuch gemäß § 31 Absatz 4, §§ 32, 33 Absatz 5 und § 34 
gelten entsprechend. Eine angeordnete Überwachung teilt die An­
stalt den Jugendstrafgefangenen rechtzeitig vor Beginn des Telefon­
gesprächs und den Gesprächspartnerinnen und Gesprächspartnern 
der Jugendstrafgefangenen unmittelbar nach Herstellung der Ver­
bindung mit.

(2) Die Kosten der Telefongespräche tragen die Jugendstrafgefan­
genen. Sind sie dazu nicht in der Lage, so kann die Anstalt die Kos­
ten in begründeten Fällen in angemessenem Umfang übernehmen.

§ 36 
Schriftwechsel

(1) Die Jugendstrafgefangenen haben das Recht, Schreiben abzu­
senden und zu empfangen. Sie sind frühzeitig zu einem Schrift­
wechsel mit ihren Angehörigen und mit Einrichtungen außerhalb 
des Vollzugs, die sie bei ihrer Eingliederung unterstützen können, zu 
motivieren und anzuleiten.

(2) Die Kosten des Schriftwechsels tragen die Jugendstrafgefan­
genen. Sind sie dazu nicht in der Lage, so kann die Anstalt die Kos­
ten in begründeten Fällen in angemessenem Umfang übernehmen.

§ 37 
Untersagung von Schriftwechsel

Der Schriftwechsel mit bestimmten Personen kann untersagt wer­
den, wenn
1.	 die Sicherheit oder Ordnung der Anstalt gefährdet würde,
2.	 zu befürchten ist, dass diese Personen, die nicht Angehörige der 

Jugendstrafgefangenen im Sinne von § 11 Absatz 1 Nummer 1 
des Strafgesetzbuchs sind, einen schädlichen Einfluss auf die 
Jugendstrafgefangenen haben oder die Erreichung des Vollzugs­
ziels behindern,

3.	 zu befürchten ist, dass dieser Personen, die Verletzte der Straftat 
waren, schadet oder

4.	 die Personensorgeberechtigten der oder des Jugendstrafgefange­
nen nicht einverstanden sind.

§ 38 
Sichtkontrolle, Weiterleitung und 

Aufbewahrung von Schreiben
(1) Die Jugendstrafgefangenen haben das Absenden und den 

Empfang von Schreiben durch die Anstalt vermitteln zu lassen,  
soweit nichts anderes gestattet ist. Ein- und ausgehende Schreiben 
sind unverzüglich weiterzuleiten.

(2) Ein- und ausgehende Schreiben werden im geschlossenen 
Vollzug regelmäßig durch Sichtkontrolle auf verbotene Gegenstän­
de überprüft.

(3) Bei der Sichtkontrolle des Schriftwechsels der Jugendstraf­
gefangenen mit ihren Verteidigerinnen, Verteidigern und Beiständen 
nach § 69 des Jugendgerichtsgesetzes sowie mit Rechtsanwältinnen, 
Rechtsanwälten, Notarinnen und Notaren in einer sie betreffenden 
Rechtssache dürfen die ein- und ausgehenden Schreiben nur unge­
öffnet auf verbotene Gegenstände untersucht werden. Besteht der 
Verdacht, dass diese Schreiben verbotene Gegenstände enthalten, 
oder bestehen Zweifel am Vorliegen eines Mandatsverhältnisses 
oder an der Berufsträgereigenschaft, so werden sie an die Absender­
innen oder Absender zurückgesandt oder den absendenden Jugend­
strafgefangenen zurückgegeben, sofern nicht der dringende Verdacht 
besteht, dass ungeöffnete Schreiben verbotene strafrechtlich rele­
vante Gegenstände enthalten und eine Sicherstellung nach straf­
prozessualen Vorschriften in Betracht kommt.

(4) Die Jugendstrafgefangenen haben eingehende Schreiben un­
verschlossen zu verwahren, sofern nichts anderes gestattet wird. Sie 
können sie verschlossen zu ihrer Habe geben.

§ 39 
Überwachung von Schriftwechsel

(1) Der Schriftwechsel darf überwacht werden, soweit dies wegen 
einer Gefährdung der Erreichung des Vollzugsziels oder aus Grün­
den der Sicherheit erforderlich ist.

(2) Der Schriftwechsel der Jugendstrafgefangenen mit ihren Ver­
teidigerinnen, Verteidigern und ihren Beiständen nach § 69 des Ju­
gendgerichtsgesetzes sowie mit Rechtsanwältinnen, Rechtsanwäl­
ten, Notarinnen und Notaren in einer die jeweiligen Jugendstraf­
gefangenen betreffenden Rechtssache wird nicht überwacht. Liegt 
dem Vollzug eine Straftat nach §  129a, auch in Verbindung mit  
§  129b Absatz  1 des Strafgesetzbuchs zugrunde, so gelten §  148 
Absatz 2 und § 148a der Strafprozessordnung entsprechend; dies gilt 
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nicht, wenn die Jugendstrafgefangenen sich im offenen Vollzug be­
finden oder wenn ihnen Lockerungen nach §  44 gewährt worden 
sind und ein Grund, der die Anstalt zum Widerruf von Lockerungen 
ermächtigt, nicht vorliegt. Satz 2 gilt auch, wenn eine Jugend- oder 
Freiheitsstrafe wegen einer Straftat nach § 129a, auch in Verbindung 
mit § 129b Absatz 1 des Strafgesetzbuchs, erst im Anschluss an den 
Vollzug der Jugendstrafe, der eine andere Verurteilung zugrunde 
liegt, zu vollstrecken ist.

§ 40 
Anhalten von Schreiben

(1) Schreiben können angehalten werden, wenn
1.	 bei deren Weitergabe die Erreichung des Vollzugsziels oder die 

Sicherheit oder Ordnung der Anstalt gefährdet würde,
2.	 die Weitergabe in Kenntnis ihres Inhalts einen Straf- oder Buß­

geldtatbestand verwirklichen würde,
3.	 sie grob unrichtige oder erheblich entstellende Darstellungen 

von Anstaltsverhältnissen oder grobe Beleidigungen enthalten,
4.	 sie die Eingliederung anderer Jugendstrafgefangenen gefährden 

können,
5.	 zu befürchten ist, dass der Schriftwechsel mit den Jugendstraf­

gefangenen Personen, die Verletzte der Straftat waren, schadet 
oder

6.	 sie in Geheim- oder Kurzschrift, unlesbar, unverständlich oder 
ohne zwingenden Grund in einer fremden Sprache abgefasst 
sind.

(2) Ausgehenden Schreiben, die unrichtige Darstellungen enthal­
ten, kann ein Begleitschreiben beigefügt werden, wenn die Jugend­
strafgefangenen auf das Absenden bestehen.

(3) Sind Schreiben angehalten worden, so wird dies den Jugend­
strafgefangenen mitgeteilt. Soweit angehaltene Schreiben nicht als 
Beweismittel nach strafprozessualen Vorschriften sichergestellt 
werden, werden sie an die Absenderinnen oder Absender zurückge­
geben oder, sofern dies unmöglich oder aus besonderen Gründen 
nicht angezeigt ist, von der Anstalt verwahrt.

(4) Schreiben, deren Überwachung nach §  39 Absatz  2 ausge­
schlossen ist, dürfen nicht angehalten werden.

§ 41 
Kontakte mit bestimmten Institutionen 

und Personen
(1) Der Schriftwechsel der Jugendstrafgefangenen mit

1.	 den Volksvertretungen des Bundes und der Länder sowie deren 
Mitgliedern,

2.	 dem Bundesverfassungsgericht und dem für sie zuständigen 
Landesverfassungsgericht,

3.	 der oder dem für sie zuständigen Bürgerbeauftragten eines  
Landes,

4.	 der oder dem Datenschutzbeauftragten des Bundes oder der 
Länder,

5.	 dem europäischen Parlament sowie dessen Mitgliedern,
6.	 dem Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte,
7.	 dem Europäischen Gerichtshof,
8.	 der oder dem Europäischen Datenschutzbeauftragten,
9.	 der oder dem Europäischen Bürgerbeauftragten,
10.	dem Europäischen Ausschuss zur Verhütung von Folter und un­

menschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe,
11.	der Europäischen Kommission gegen Rassismus und Intoleranz,
12.	dem Menschenrechtsausschuss der Vereinten Nationen,
13.	den Ausschüssen der Vereinten Nationen für die Beseitigung der 

Rassendiskriminierung und für die Beseitigung der Diskriminie­
rung der Frau,

14.	dem Ausschuss der Vereinten Nationen gegen Folter, dem zuge­
hörigen Unterausschuss zur Verhütung von Folter und den ent­
sprechenden Nationalen Präventivmechanismen,

15.	den konsularischen Vertretungen ihres Heimatlandes,
16.	der für sie zuständigen Führungsaufsichtsstelle, Bewährungs- 

und Gerichtshilfe,
17.	der oder dem Opferbeauftragten des Landes Berlin und
18.	den Anstaltsbeiräten und dem Berliner Vollzugsbeirat sowie  

deren Mitgliedern
wird nicht überwacht, wenn die Schreiben an die Anschriften dieser 
Stellen oder Personen gerichtet sind und die Absenderinnen oder 
Absender zutreffend angegeben sind. Schreiben der in Satz  1 ge­
nannten Stellen oder Personen, die an die Jugendstrafgefangenen 
gerichtet sind, dürfen nicht überwacht werden, wenn die Identität 
der Absenderinnen oder Absender zweifelsfrei feststeht. In diesem 
Fall ist jedoch eine Sichtkontrolle entsprechend § 38 Absatz 3 vor­
zunehmen. § 39 Absatz 2 Satz 2 und 3 gilt entsprechend.

(2) Für den Schriftwechsel zur Ausübung des Wahlrechts gilt 
Absatz 1 entsprechend.

(3) Schreiben, deren Überwachung nach Absatz 1 ausgeschlossen 
ist, dürfen nicht nach § 40 angehalten werden.

(4) Besuche von Mitgliedern der in Absatz  1 Satz  1 genannten 
Stellen und von dort aufgeführten Personen sind zu gestatten. Sie 
werden weder beaufsichtigt noch die geführten Gespräche über­
wacht. Im Übrigen gilt für die Durchführung der Besuche § 33 Ab­
satz 1, 2, 5 und 6 Satz 3 und 4 sowie Absatz 7 entsprechend.

(5) Telefongespräche mit Mitgliedern der in Absatz 1 Satz 1 ge­
nannten Stellen und von dort aufgeführten Personen sind zu gestat­
ten und werden nicht überwacht. Im Übrigen gilt § 35 entsprechend.

§ 42 
Andere Formen der Telekommunikation

Die Anstalt kann den Jugendstrafgefangenen gestatten, andere 
von der Aufsichtsbehörde zugelassene Formen der Telekommunika­
tion auf ihre Kosten zu nutzen. Im Übrigen finden in Abhängigkeit 
von der Art der Telekommunikation die Vorschriften dieses Ab­
schnitts über den Schriftwechsel, den Besuch und über Telefonge­
spräche entsprechende Anwendung.

§ 43 
Pakete

(1) Den Jugendstrafgefangenen kann gestattet werden, Pakete zu 
empfangen. Der Empfang von Paketen mit Nahrungs-, Genuss- und 
Körperpflegemitteln sowie Arzneimitteln ist untersagt. Die Anstalt 
kann Anzahl, Gewicht und Größe von Sendungen und einzelnen 
Gegenständen festsetzen. Über § 52 Absatz 1 Satz 2 hinaus kann sie 
Gegenstände und Verpackungsformen ausschließen, die einen un­
verhältnismäßigen Kontrollaufwand verursachen würden.

(2) Die Anstalt kann die Annahme von Paketen, deren Einbrin­
gung nicht gestattet ist oder die die Voraussetzungen des Absatzes 1 
nicht erfüllen, ablehnen oder solche Pakete an die Absenderinnen 
oder Absender zurücksenden.

(3) Pakete sind in Gegenwart der Jugendstrafgefangenen zu öff­
nen, an die sie adressiert sind. Sie sind auf verbotene Gegenstände 
zu durchsuchen. Mit nicht zugelassenen oder ausgeschlossenen Ge­
genständen ist gemäß § 55 Absatz 3 zu verfahren. Sie können auch 
auf Kosten der Jugendstrafgefangenen zurückgesandt werden.

(4) Der Empfang von Paketen kann vorübergehend versagt wer­
den, wenn dies wegen einer Gefährdung der Sicherheit oder Ord­
nung der Anstalt unerlässlich ist.

(5) Den Jugendstrafgefangenen kann gestattet werden, Pakete zu 
versenden. Der Inhalt kann aus Gründen der Sicherheit oder Ord­
nung der Anstalt überprüft werden. § 37 gilt entsprechend.

(6) Die Kosten des Paketversandes tragen die Jugendstrafgefan­
genen. Sind sie dazu nicht in der Lage, so kann die Anstalt die Kos­
ten in begründeten Fällen in angemessenem Umfang übernehmen.
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Abschnitt 7 
Lockerungen und sonstige Aufenthalte 

außerhalb der Anstalt

§ 44 
Lockerungen zur Erreichung 

des Vollzugsziels
(1) Aufenthalte außerhalb der Anstalt ohne Aufsicht (Lockerun­

gen) sind insbesondere
1.	 das Verlassen der Anstalt für bis zu 24 Stunden in Begleitung 

einer von der Anstalt zugelassenen Person (Begleitausgang),
2.	 das Verlassen der Anstalt für bis zu 24 Stunden ohne Begleitung 

(unbegleiteter Ausgang),
3.	 das Verlassen der Anstalt für mehr als 24 Stunden (Langzeitaus­

gang),
4.	 die regelmäßige Beschäftigung außerhalb der Anstalt (Freigang) 

und
5.	 die Unterbringung in besonderen Erziehungseinrichtungen oder 

in Übergangseinrichtungen freier Träger.
Vor Gewährung von Lockerungen nach Satz  1 Nummer  5 ist die 
Vollstreckungsleiterin oder der Vollstreckungsleiter zu hören.

(2) Die Lockerungen dürfen gewährt werden, wenn sie der Errei­
chung des Vollzugsziels dienen und verantwortet werden kann zu 
erproben, dass die Jugendstrafgefangenen sich weder dem Vollzug 
entziehen noch die Lockerungen zur Begehung von Straftaten miss­
brauchen werden.

(3) Durch Lockerungen wird die Vollstreckung der Jugend- oder 
Freiheitsstrafe nicht unterbrochen.

§ 45 
Lockerungen aus wichtigem Anlass

(1) Lockerungen können auch aus wichtigem Anlass gewährt 
werden. Wichtige Anlässe sind insbesondere die Teilnahme an ge­
richtlichen Terminen, die medizinische Behandlung der Jugendstraf­
gefangenen sowie der Tod oder eine lebensgefährliche Erkrankung 
naher Angehöriger.

(2) § 44 Absatz 2 und 3 gilt entsprechend.

§ 46 
Weisungen für Lockerungen

Für Lockerungen sind die nach den Umständen des Einzelfalles 
erforderlichen Weisungen zu erteilen. Die Weisungen müssen dem 
Zweck der Maßnahme Rechnung tragen. Bei der Ausgestaltung der 
Lockerungen ist auch den Belangen der Verletzten von Straftaten 
Rechnung zu tragen.

§ 47 
Ausführung, Außenbeschäftigung, 

Vorführung und Ausantwortung
(1) Den Jugendstrafgefangenen kann das Verlassen der Anstalt 

unter ständiger und unmittelbarer Aufsicht durch Bedienstete (Aus­
führung) gestattet werden, wenn dies aus besonderen Gründen not­
wendig ist. Die Jugendstrafgefangenen können auch gegen ihren 
Willen ausgeführt werden. Liegt die Ausführung ausschließlich im 
Interesse der Jugendstrafgefangenen, so können ihnen die Kosten 
auferlegt werden, soweit dies die Erreichung des Vollzugsziels oder 
die Eingliederung nicht behindert.

(2) Den Jugendstrafgefangenen kann gestattet werden, außerhalb 
der Anstalt einer regelmäßigen Beschäftigung unter ständiger Auf­
sicht oder unter Aufsicht in unregelmäßigen Abständen durch Be­
dienstete (Außenbeschäftigung) nachzugehen. § 44 Absatz 2 und 3 
gilt entsprechend.

(3) Auf Ersuchen eines Gerichts werden Jugendstrafgefangene 
vorgeführt, sofern ein Vorführungsbefehl vorliegt.

(4) Jugendstrafgefangene dürfen befristet dem Gewahrsam eines 
Gerichts, einer Staatsanwaltschaft oder einer Polizei-, Ordnungs-, 

Zoll- oder Finanzbehörde auf Antrag überlassen werden (Ausant­
wortung).

Abschnitt 8 
Vorbereitung der Eingliederung, 

Entlassung und nachgehende Betreuung

§ 48 
Vorbereitung der Eingliederung

(1) Die Maßnahmen zur sozialen und beruflichen Eingliederung 
sind auf den Zeitpunkt der voraussichtlichen Entlassung in die Frei­
heit abzustellen. Die Jugendstrafgefangenen sind bei der Ordnung 
ihrer persönlichen, wirtschaftlichen und sozialen Angelegenheiten 
zu unterstützen. Dies umfasst die Vermittlung in nachsorgende Maß­
nahmen.

(2) Die Anstalt arbeitet frühzeitig unter Beteiligung der Jugend­
strafgefangenen mit den Agenturen für Arbeit, den Meldebehörden, 
den Trägern der Sozialversicherung und der Sozialhilfe, den Hilfe­
einrichtungen anderer Behörden, den Verbänden der Freien Wohl­
fahrtspflege, der Forensisch-Therapeutischen Ambulanz und weite­
ren Personen und Einrichtungen außerhalb des Vollzugs zusammen, 
insbesondere um zu erreichen, dass die Jugendstrafgefangenen nach 
ihrer Entlassung über eine geeignete Unterkunft und eine Arbeits- 
oder Ausbildungsstelle verfügen. Die Bewährungshilfe, das Ju­
gendamt und die Führungsaufsichtsaufsichtsstelle beteiligen sich 
frühzeitig an der sozialen und beruflichen Eingliederung der Ju­
gendstrafgefangenen.

(3) Haben sich die Jugendstrafgefangenen mindestens sechs Mo­
nate im Vollzug befunden, so kann ihnen ein zusammenhängender 
Langzeitausgang von bis zu drei Monaten gewährt werden, wenn 
dies zur Vorbereitung der Eingliederung erforderlich ist. Die Voll­
streckungsleiterin oder der Vollstreckungsleiter ist vor einer Ent­
scheidung nach Satz 1 zu hören. § 44 Absatz 2 und 3 sowie § 46 
gelten entsprechend.

(4) In einem Zeitraum von sechs Monaten vor der voraussichtli­
chen Entlassung sind den Jugendstrafgefangenen die zur Vorberei­
tung der Eingliederung erforderlichen Lockerungen zu gewähren, 
sofern nicht mit hoher Wahrscheinlichkeit zu erwarten ist, dass die 
Jugendstrafgefangenen sich dem Vollzug entziehen oder die Locke­
rungen zur Begehung von Straftaten missbrauchen werden. §  44 
Absatz 3 und § 46 gelten entsprechend.

§ 49 
Entlassung

(1) Die Jugendstrafgefangenen sollen am letzten Tag ihrer Straf­
zeit möglichst frühzeitig, jedenfalls noch am Vormittag, entlassen 
werden.

(2) Fällt das Strafende auf einen Sonnabend oder Sonntag, einen 
gesetzlichen Feiertag, den ersten Werktag nach Ostern oder Pfings­
ten oder in die Zeit vom 22. Dezember bis zum 2. Januar, so können 
die Jugendstrafgefangenen an dem diesem Tag oder Zeitraum vor­
hergehenden Werktag entlassen werden, wenn dies gemessen an der 
Dauer der Strafzeit vertretbar ist und fürsorgerische Gründe nicht 
entgegenstehen.

(3) Der Entlassungszeitpunkt kann bis zu zwei Tage vorverlegt 
werden, wenn die Jugendstrafgefangenen zu ihrer Eingliederung 
hierauf dringend angewiesen sind.

(4) Bedürftigen Jugendstrafgefangenen kann eine Entlassungsbei­
hilfe in Form eines Reisekostenzuschusses, angemessener Kleidung 
oder einer sonstigen notwendigen Unterstützung gewährt werden.

§ 50 
Nachgehende Betreuung

Mit Zustimmung der Anstalt können Bedienstete an der nachge­
henden Betreuung entlassener Jugendstrafgefangener mit deren 
Einverständnis mitwirken, wenn ansonsten die Eingliederung ge­
fährdet wäre. Die nachgehende Betreuung kann auch außerhalb der 
Anstalt erfolgen. In der Regel ist sie auf die ersten sechs Monate 
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nach der Entlassung begrenzt. Eine nachgehende Betreuung kommt 
insbesondere für die Fortführung von im Vollzug begonnenen schu­
lischen und beruflichen Qualifizierungsmaßnahmen und Behand­
lungsmaßnahmen in Betracht, sofern diese nicht anderweitig durch­
geführt werden können. Erfolgt die nachgehende Betreuung inner­
halb der Anstalt, so gilt § 51 Absatz 1 Satz 3 und Absatz 2 bis 4 
entsprechend.

§ 51 
Verbleib oder Aufnahme auf 

freiwilliger Grundlage
(1) Sofern es die Belegungssituation zulässt, können die entlasse­

nen Jugendstrafgefangenen auf Antrag ausnahmsweise vorüberge­
hend in der Anstalt verbleiben oder wieder aufgenommen werden, 
wenn die Eingliederung gefährdet und ein Aufenthalt in der Anstalt 
aus diesem Grunde gerechtfertigt ist. § 50 Satz 3 gilt entsprechend. 
Der freiwillige Aufenthalt erfolgt auf vertraglicher Basis.

(2) Gegen die sich in der Anstalt befugt aufhaltenden Entlassenen 
dürfen Maßnahmen des Vollzugs nicht mit unmittelbarem Zwang 
durchgesetzt werden.

(3) Bei Störung des Anstaltsbetriebes durch die Entlassenen oder 
aus vollzugsorganisatorischen Gründen kann der freiwillige Aufent­
halt jederzeit beendet werden. Die Entlassenen sind vorher zu hören.

(4) Die in der Anstalt verbliebenen oder wieder aufgenommenen 
Entlassenen dürfen die Anstalt auf ihren Wunsch jederzeit unver­
züglich verlassen.

Abschnitt 9 
Grundversorgung und Freizeit

§ 52 
Einbringen von Gegenständen

(1) Gegenstände dürfen durch oder für die Jugendstrafgefangenen 
nur mit Zustimmung der Anstalt eingebracht werden. Die Anstalt 
kann die Zustimmung verweigern, wenn die Gegenstände ihrer Art 
oder Beschaffenheit nach geeignet sind, die Sicherheit oder Ord­
nung der Anstalt oder die Erreichung des Vollzugsziels zu gefährden 
oder ihre Aufbewahrung nach Art oder Umfang nicht möglich ist.

(2) Das Einbringen von Nahrungs-, Genuss- und Körperpflege­
mitteln sowie von Arzneimitteln ist nicht gestattet. Die Anstalt kann 
eine abweichende Regelung treffen.

§ 53 
Gewahrsam an Gegenständen

(1) Die Jugendstrafgefangenen dürfen Gegenstände nur mit Zu­
stimmung der Anstalt in Gewahrsam haben, annehmen oder abge­
ben.

(2) Ohne Zustimmung dürfen sie abweichend von Absatz 1 Ge­
genstände von geringem Wert an andere Jugendstrafgefangene wei­
tergeben und von anderen Jugendstrafgefangenen annehmen; die 
Abgabe und Annahme dieser Gegenstände nebst dem Gewahrsam 
daran können von der Zustimmung der Anstalt abhängig gemacht 
werden.

§ 54 
Ausstattung des Haftraums

(1) Die Jugendstrafgefangenen dürfen ihren Haftraum in ange­
messenem Umfang mit eigenen Gegenständen ausstatten oder diese 
dort aufbewahren. Gegenstände, die einzeln oder in ihrer Gesamt­
heit geeignet sind, die Sicherheit oder Ordnung der Anstalt, insbe­
sondere die Übersichtlichkeit des Haftraumes, oder die Erreichung 
des Vollzugsziels zu gefährden, dürfen nicht in den Haftraum einge­
bracht werden. Entgegen Satz 2 eingebrachte Gegenstände werden 
daraus entfernt.

(2) Die Jugendstrafgefangenen tragen die Kosten für die aus 
Gründen der Sicherheit der Anstalt notwendige technische Überprü­
fung der von ihnen im Haftraum genutzten Elektrogeräte. Sind sie 

dazu nicht in der Lage, so kann die Anstalt die Kosten in begründe­
ten Fällen in angemessenem Umfang übernehmen.

§ 55 
Aufbewahrung und Vernichtung 

von Gegenständen
(1) Gegenstände, die die Jugendstrafgefangenen nicht im Haf­

traum aufbewahren dürfen oder wollen, werden von der Anstalt 
aufbewahrt, soweit dies nach Art und Umfang möglich ist und Grün­
de der Sicherheit oder Ordnung der Anstalt, insbesondere auch hygi­
enische Gründe, nicht dagegen sprechen. Die Anstalt kann eine an­
gemessene Beschränkung des Umfangs der aufzubewahrenden Ge­
genstände vornehmen.

(2) Den Jugendstrafgefangenen wird Gelegenheit gegeben, ihre 
Gegenstände, die sie während des Vollzugs und für ihre Entlassung 
nicht benötigen, zu versenden. § 43 Absatz 6 gilt entsprechend.

(3) Werden Gegenstände, deren Aufbewahrung nach Absatz  1 
ausgeschlossen ist von den Jugendstrafgefangenen trotz Aufforde­
rung nicht innerhalb einer angemessenen Frist aus der Anstalt ver­
bracht, so darf die Anstalt diese Gegenstände auf Kosten der Jugend­
strafgefangenen außerhalb der Anstalt verwahren, verwerten oder 
vernichten. Für das Verfahren der Verwertung und Vernichtung gilt 
§  40 des Allgemeinen Sicherheits- und Ordnungsgesetzes in der 
Fassung vom 11. Oktober 2006 (GVBl. S. 930), das zuletzt durch 
Gesetz vom 7. April 2015 (GVBl. S. 66) geändert worden ist, in der 
jeweils geltenden Fassung entsprechend.

(4) Aufzeichnungen und andere Gegenstände, die Kenntnisse 
über Sicherungsvorkehrungen der Anstalt vermitteln oder Schluss­
folgerungen auf diese zulassen, dürfen vernichtet oder unbrauchbar 
gemacht werden.

§ 56 
Zeitungen und Zeitschriften

Die Jugendstrafgefangenen dürfen auf eigene Kosten Zeitungen 
und Zeitschriften in angemessenem Umfang durch Vermittlung der 
Anstalt beziehen. Ausgeschlossen sind Zeitungen und Zeitschriften, 
deren Verbreitung mit Strafe oder Geldbuße bedroht ist. Einzelne 
Ausgaben oder Teile von Zeitungen und Zeitschriften können den 
Jugendstrafgefangenen vorenthalten oder entzogen werden, wenn 
die Kenntnisnahme von deren Inhalten die Erreichung des Vollzugs­
ziels oder die Sicherheit oder Ordnung der Anstalt erheblich gefähr­
den würde.

§ 57 
Religiöse Schriften und Gegenstände

Die Jugendstrafgefangenen dürfen grundlegende religiöse Schrif­
ten sowie in angemessenem Umfang Gegenstände des religiösen 
Gebrauchs besitzen. Diese dürfen den Jugendstrafgefangenen nur 
bei grobem Missbrauch entzogen werden.

§ 58 
Rundfunk, Informations- 

und Unterhaltungselektronik
(1) Der Zugang zum Hörfunk- und Fernsehempfang (Rundfunk) 

ist zu ermöglichen. Die Anstalt entscheidet über die Einspeisung 
einzelner Hörfunk- und Fernsehprogramme, soweit eine Empfangs­
anlage vorhanden ist. Die Wünsche und Bedürfnisse der Jugend­
strafgefangenen sind angemessen zu berücksichtigen. Die Anstalt 
kann den Fernsehempfang zeitlich begrenzen.

(2) Eigene Hörfunkgeräte der Jugendstrafgefangenen werden zu­
gelassen, wenn nicht Gründe des § 54 Absatz 1 Satz 2 oder erziehe­
rische Gründe entgegenstehen. Die Jugendstrafgefangenen können 
auf von der Anstalt vermittelte Mietgeräte oder auf ein Haftraumme­
diensystem verwiesen werden. In diesem Fall ist den Jugendstraf­
gefangenen abweichend von Satz  1 der Besitz eigener Geräte im 
Haftraum in der Regel nicht gestattet.

(3) Die Jugendstrafgefangenen können am gemeinschaftlichen 
Fernsehempfang teilnehmen. Der Besitz eigener Fernsehgeräte im 
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Haftraum kann unter den Voraussetzungen des Absatzes 2 Satz  1 
gestattet werden. Bei Zulassung eigener Fernsehgeräte gilt Absatz 2 
Satz 2 und 3 entsprechend.

(4) Die Jugendstrafgefangenen haben die Kosten für die Überprü­
fung, Überlassung und den Betrieb der von ihnen genutzten Hör­
funk- und Fernsehgeräte sowie die Bereitstellung des Hörfunk- und 
Fernsehempfangs zu tragen. Sind sie dazu nicht in der Lage, so kann 
die Anstalt die Kosten in begründeten Fällen in angemessenem Um­
fang übernehmen.

(5) Andere Geräte der Informations- und Unterhaltungselektronik 
können unter den Voraussetzungen des Absatzes 2 Satz 1 zugelassen 
werden. § 42 bleibt unberührt.

§ 59 
Kleidung

(1) Die Jugendstrafgefangenen tragen Anstaltskleidung.
(2) Die Anstalt kann eine von Absatz 1 abweichende Regelung 

treffen. Für Reinigung, Instandsetzung und regelmäßigen Wechsel 
der eigenen Kleidung haben die Jugendstrafgefangenen selbst und 
auf ihre Kosten zu sorgen.

§ 60 
Verpflegung

Zusammensetzung und Nährwert der Anstaltsverpflegung haben 
den Anforderungen an eine gesunde Ernährung junger Menschen zu 
entsprechen. Auf ärztliche Anordnung wird besondere Verpflegung 
gewährt. Den Jugendstrafgefangenen ist zu ermöglichen, Speise­
vorschriften ihrer Religionsgemeinschaft zu befolgen sowie sich 
fleischlos zu ernähren. Geschlechtsspezifische Unterschiede in der 
Ernährungsweise von männlichen und weiblichen Jugendstraf­
gefangenen sind zu berücksichtigen.

§ 61 
Einkauf

(1) Den Jugendstrafgefangenen wird ermöglicht einzukaufen. Die 
Anstalt wirkt auf ein Angebot hin, das auf Wünsche und Bedürfnisse 
junger Menschen Rücksicht nimmt. Das Verfahren des Einkaufs re­
gelt die Anstalt. Gegenstände, die nach Art oder Menge geeignet 
sind, die Sicherheit oder Ordnung der Anstalt zu gefährden, sind 
vom Einkauf ausgeschlossen oder mengenmäßig zu beschränken. 
Ein Ausschluss oder eine Beschränkung von Gegenständen kann 
auch aus erzieherischen Gründen erfolgen.

(2) Nahrungs- und Genussmittel können nur vom Haus- und Ta­
schengeld, andere Gegenstände in angemessenem Umfang auch 
vom Eigengeld eingekauft werden. Dies gilt nicht für den ersten 
Einkauf, den die Jugendstrafgefangenen unmittelbar nach ihrer Auf­
nahme in eine Anstalt tätigen.

§ 62 
Freizeit

(1) Die Ausgestaltung der Freizeit orientiert sich am Vollzugsziel. 
Dazu sind geeignete Angebote, auch an Wochenenden und Feierta­
gen, insbesondere zur kulturellen Betätigung, zur Bildung, zur krea­
tiven Entfaltung und zum Erwerb von Medienkompetenz vorzuhal­
ten. Die Anstalt stellt eine angemessen ausgestattete Bücherei zur 
Verfügung.

(2) Die Jugendstrafgefangenen sind zur Teilnahme und Mitwir­
kung an für sie geeigneten Freizeitangeboten verpflichtet.

§ 63 
Sport

Dem Sport kommt bei der Freizeitgestaltung zur Erreichung des 
Vollzugsziels eine besondere Bedeutung zu. Er kann zur Diagnostik 
und gezielten Behandlung eingesetzt werden. Für die Jugendstrafge­
fangenen sind ausreichende und geeignete Angebote vorzuhalten, 
um ihnen eine sportliche Betätigung von mindestens zwei Stunden 
wöchentlich zu ermöglichen.

Abschnitt 10 
Vergütung und Gelder der 

Jugendstrafgefangenen

§ 64 
Vergütung

(1) Die Jugendstrafgefangenen erhalten eine Vergütung in Form 
von
1.	 Ausbildungsbeihilfe für die Teilnahme an schulischen und be­

ruflichen Qualifizierungsmaßnahmen nach § 12 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 11 oder

2.	 Arbeitsentgelt für die Teilnahme an arbeitstherapeutischen Maß­
nahmen oder am Arbeitstraining nach § 12 Absatz 1 Satz 1 Num­
mer 12 oder für Arbeit nach § 12 Absatz 1 Satz 1 Nummer 13.

(2) Der Bemessung der Vergütung sind 9 Prozent der Bezugsgrö­
ße nach § 18 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch – Gemeinsame 
Vorschriften für die Sozialversicherung – in der Fassung der Be­
kanntmachung vom 12. November 2009 (BGBl. I S. 3710, 3973; 
2011 I S. 363), das zuletzt durch Artikel 28 des Gesetzes vom 
20. November 2015 (BGBl. I S. 2010) geändert worden ist, in der 
jeweils geltenden Fassung zugrunde zu legen (Eckvergütung). Ein 
Tagessatz  ist der 250. Teil der Eckvergütung; die Vergütung kann 
nach einem Stundensatz bemessen werden.

(3) Die Vergütung kann je nach Art der Maßnahme und Leistung 
der Jugendstrafgefangenen gestuft werden. Sie beträgt mindestens 
75 Prozent der Eckvergütung. Die für Justiz zuständige Senatsver­
waltung wird ermächtigt, die Vergütungsstufen durch Rechtsverord­
nung zu bestimmen. Der Vorrang der schulischen und beruflichen 
Qualifizierungsmaßnahmen nach § 23 Absatz 1 ist bei der Festset­
zung der Ausbildungsbeihilfe und des Arbeitsentgelts zu berück­
sichtigen.

(4) Soweit Beiträge zur Bundesagentur für Arbeit zu entrichten 
sind, kann von der Ausbildungsbeihilfe oder dem Arbeitsentgelt ein 
Betrag einbehalten werden, der dem Anteil der Jugendstrafgefange­
nen am Beitrag entsprechen würde, wenn sie diese Vergütung als 
Arbeitnehmerin oder Arbeitnehmer erhielten.

(5) Die Höhe der Vergütung ist den Jugendstrafgefangenen 
schriftlich bekannt zu geben.

(6) Die Jugendstrafgefangenen, die an einer Maßnahme nach § 23 
teilnehmen, erhalten hierfür nur eine Ausbildungsbeihilfe, soweit 
kein Anspruch auf Leistungen zum Lebensunterhalt besteht, die au­
ßerhalb des Vollzugs aus solchem Anlass gewährt werden.

§ 65 
Vergütungsfortzahlung

Nehmen Jugendstrafgefangene an Maßnahmen nach §  12 Ab­
satz 1 Satz 1 Nummer 6 bis 10 oder § 3 Absatz 9 Satz 2 teil, die 
während ihrer regulären Beschäftigungszeit stattfinden und nach 
§ 12 Absatz 2 für zwingend erforderlich erachtet wurden, so wird 
ihnen als finanzieller Ausgleich für diesen Zeitraum eine Fortzah­
lung der Vergütung nach § 64 Absatz 1 gewährt.

§ 66 
Zusätzliche Anerkennung und 

Ausgleichsentschädigung
(1) Haben Jugendstrafgefangene jeweils einen Monat lang zusam­

menhängend eine Tätigkeit nach §§ 23 bis 26 ausgeübt, so erhalten 
sie auf Antrag als zusätzliche Anerkennung über die Vergütung nach 
§§ 64 und 65 und die Freistellung nach § 29 hinaus eine weitere 
Freistellung von einem Beschäftigungstag unter Fortzahlung der 
Vergütung entsprechend § 29 Absatz 3. Die Jugendstrafgefangenen 
erhalten auf Antrag die Freistellung in Form von Langzeitausgang, 
sofern die Voraussetzungen nach § 44 Absatz 2 vorliegen.

(2) Anstatt den weiteren Freistellungstag nach Absatz 1 zu neh­
men, können die Jugendstrafgefangenen auch beantragen, dass die­
ser durch gleichwertige Vergütung entsprechend § 29 Absatz 3, die 
ihrem Hausgeldkonto gutzuschreiben ist, abgegolten wird.
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(3) Nehmen die Jugendstrafgefangenen die zusätzliche Anerken­
nung nach Absatz 1 oder 2 nicht innerhalb eines Jahres nach Vorlie­
gen der Voraussetzungen in Anspruch, so wird der Entlassungszeit­
punkt vorbehaltlich des Absatzes 4 jeweils um den Freistellungstag 
nach Absatz 1 Satz 1 vorverlegt. Durch Zeiten, in denen die Jugend­
strafgefangenen ohne ihr Verschulden durch Krankheit, Lockerun­
gen, Freistellung oder sonstige nicht von ihnen zu vertretende 
Gründe an der Tätigkeit nach §§ 23 bis 26 gehindert sind, wird die 
Frist nach Absatz 1 Satz 1 gehemmt. Beschäftigungszeiträume von 
weniger als einem Monat bleiben unberücksichtigt.

(4) Eine Vorverlegung des Entlassungszeitpunktes ist ausge­
schlossen,
1.	 bei einer Aussetzung der Vollstreckung des Restes einer Jugend­

strafe zur Bewährung, soweit wegen des von der Entscheidung 
der Vollstreckungsleiterin oder des Vollstreckungsleiters bis zur 
Entlassung verbleibenden Zeitraums eine Anrechnung nicht 
mehr möglich ist,

2.	 wenn dies von der Vollstreckungsleiterin oder dem Vollstre­
ckungsleiter angeordnet wird, weil bei einer Aussetzung der 
Vollstreckung des Restes einer Jugendstrafe zur Bewährung die 
Lebensverhältnisse der Jugendstrafgefangenen oder die Wirkun­
gen, die von der Aussetzung für sie zu erwarten sind, die Voll­
streckung bis zu einem bestimmten Zeitpunkt erfordern,

3.	 wenn nach §  2 des Jugendgerichtsgesetzes in Verbindung mit 
§ 456a Absatz 1 der Strafprozessordnung von der Vollstreckung 
abgesehen wird oder

4.	 wenn Jugendstrafgefangene im Gnadenwege aus der Haft ent­
lassen werden.

(5) Soweit eine Vorverlegung des Entlassungszeitpunktes nach 
Absatz 4 ausgeschlossen ist, erhalten Jugendstrafgefangene bei ihrer 
Entlassung eine Ausgleichsentschädigung von zusätzlich 15 Prozent 
der ihnen für den Zeitraum, der Grundlage für die Gewährung des 
Freistellungstages gewesen ist, nach §§ 64 und 65 gezahlten Vergü­
tung. Der Anspruch entsteht erst mit der Entlassung. Vor der Entlas­
sung ist der Anspruch nicht verzinslich.

(6) Bei der Verlegung in ein anderes Land, nach dessen Landes­
recht weder erworbene Freistellungstage nach Absatz  1 noch die 
Vorverlegung des Entlassungszeitpunktes nach Absatz 3 Satz 1 ge­
währt werden können, hat die Anstalt die gleichwertige Vergütung 
nach Absatz 2 zu gewähren. Bei der Verlegung in ein anderes Land, 
das nach seinem Landesrecht keine gleichwertige Vergütung im 
Sinne von Absatz  2 vorsieht, ist ein Antrag auf Abgeltung der 
Freistellungstage nach Absatz 2 spätestens am Tag der Verlegung zu 
stellen.

§ 67 
Eigengeld

(1) Das Eigengeld besteht aus den Beträgen, die die Jugendstraf­
gefangenen bei der Aufnahme in die Anstalt mitbringen und die sie 
während der Haftzeit erhalten, sowie den Teilen der Vergütung, die 
nicht als Hausgeld und Eingliederungsgeld in Anspruch genommen 
werden.

(2) Die Jugendstrafgefangenen können über das Eigengeld verfü­
gen. § 61 Absatz 2 und §§ 70 und 71 bleiben unberührt.

§ 68 
Taschengeld

(1) Bedürftigen Jugendstrafgefangenen wird Taschengeld ge­
währt. Bedürftig sind Jugendstrafgefangene, soweit ihnen aus Haus­
geld (§ 70) und Eigengeld (§ 67) monatlich ein Betrag bis zur Höhe 
des Taschengelds nach Absatz 3 voraussichtlich nicht zur Verfügung 
steht. Es bleiben bis zur Höhe des Taschengeldbetrages unberück­
sichtigt Arbeitsentgelt für die Teilnahme an arbeitstherapeutischen 
Maßnahmen oder am Arbeitstraining nach § 64 Absatz 1 Nummer 2, 
nicht verbrauchtes Taschengeld sowie zweckgebundene Einzahlun­
gen nach § 71 Absatz 1 Satz 1.

(2) Die Anstalt kann anordnen, dass Jugendstrafgefangene für die 
Dauer von bis zu drei Monaten nicht als bedürftig gelten, wenn ih­
nen ein Betrag nach Absatz 1 Satz 2 deshalb nicht zur Verfügung 
steht, weil sie einer ihnen zugewiesenen zumutbaren Beschäftigung 
nach §§ 23 bis 26 nicht nachgehen oder von einer ausgeübten Be­
schäftigung im Sinne von § 27 Absatz 3 Satz 3 verschuldet abgelöst 
wurden.

(3) Das Taschengeld beträgt 14 Prozent der Eckvergütung nach 
§ 64 Absatz 2 Satz 1. Es wird zu Beginn des Monats im Voraus ge­
währt. Gehen den Jugendstrafgefangenen im Laufe des Monats nach 
Absatz 1 zu berücksichtigende Gelder zu, so wird zum Ausgleich ein 
Betrag bis zur Höhe des gewährten Taschengeldes einbehalten.

(4) Die Jugendstrafgefangenen dürfen über das Taschengeld im 
Rahmen der Bestimmungen dieses Gesetzes verfügen. Es wird dem 
Hausgeldkonto gutgeschrieben.

§ 69 
Konten, Bargeld

(1) Gelder der Jugendstrafgefangenen werden auf Hausgeld-, Ei­
gengeld- und Eingliederungsgeldkonten in der Anstalt geführt.

(2) Der Besitz von Bargeld in der Anstalt ist den Jugendstrafge­
fangenen nicht gestattet. Im offenen Vollzug kann eine abweichende 
Regelung getroffen werden.

(3) Geld in Fremdwährung wird in der Regel in der Zahlstelle 
verwahrt oder zur Habe genommen.

§ 70 
Hausgeld

(1) Das Hausgeld wird aus drei Siebteln der nach §§ 64 und 65 
geregelten Vergütung gebildet.

(2) Für Jugendstrafgefangene, die aus einem freien Beschäf­
tigungsverhältnis, aus einer Selbstbeschäftigung oder anderweitig 
regelmäßige Einkünfte haben, wird daraus ein angemessenes monat­
liches Hausgeld festgesetzt.

(3) Für Jugendstrafgefangene, die über Eigengeld nach § 67 ver­
fügen und keine hinreichende Vergütung nach diesem Gesetz erhal­
ten, gilt Absatz 2 entsprechend.

(4) Die Jugendstrafgefangenen dürfen über das Hausgeld im Rah­
men der Bestimmungen dieses Gesetzes verfügen. Der Anspruch auf 
Auszahlung ist nicht übertragbar.

§ 71 
Zweckgebundene Einzahlungen, 

Eingliederungsgeld
(1) Für Maßnahmen der Eingliederung, insbesondere Kosten der 

Gesundheitsfürsorge und der Aus- und Fortbildung, und für Maß­
nahmen der Pflege sozialer Beziehungen, insbesondere Telefonkos­
ten und Fahrtkosten anlässlich von Lockerungen, kann zweckgebun­
den Geld eingezahlt werden. Das Geld darf nur für den jeweiligen 
Zweck verwendet werden. Der Anspruch auf Auszahlung ist nicht 
übertragbar.

(2) Jugendstrafgefangene dürfen für Zwecke der Eingliederung 
ein Guthaben in angemessener Höhe bilden (Eingliederungsgeld) 
und auch bereits vor der Entlassung darüber verfügen. Der Anspruch 
auf Auszahlung ist nicht übertragbar. Bei der Verlegung in ein ande­
res Land, nach dessen Landesrecht gebildetes Eingliederungsgeld 
nicht anerkannt werden kann, wird das Eingliederungsgeld vorbe­
haltlich des Satzes 4 dem Eigengeldkonto gutgeschrieben. Sofern 
das aufnehmende Land die Bildung eines Überbrückungsgeldes im 
Sinne des § 51 des Strafvollzugsgesetzes vorsieht, können die Jugend­
strafgefangenen bis spätestens zum Tag ihrer Verlegung erklären, 
dass ihr Eingliederungsgeld vom aufnehmenden Land als Überbrü­
ckungsgeld behandelt werden soll; geben die Jugendstrafgefangenen 
bis zu ihrer Verlegung diese Erklärung nicht ab, so wird das gebilde­
te Eingliederungsgeld ihrem Eigengeldkonto gutgeschrieben.
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Abschnitt 11 
Gesundheitsfürsorge

§ 72 
Art und Umfang der medizinischen 

Leistungen, Kostenbeteiligung
(1) Die Jugendstrafgefangenen haben einen Anspruch auf not­

wendige, ausreichende und zweckmäßige medizinische Leistungen 
unter Beachtung des Grundsatzes der Wirtschaftlichkeit und unter 
Berücksichtigung des Leistungsumfangs der gesetzlichen Kranken­
versicherung. Der Anspruch umfasst auch Vorsorgeleistungen, fer­
ner die Versorgung mit medizinischen Hilfsmitteln, soweit diese 
nicht außer Verhältnis zur Dauer des Freiheitsentzugs steht und die 
Hilfsmittel nicht als allgemeine Gebrauchsgegenstände des tägli­
chen Lebens anzusehen sind. Den besonderen Belangen behinderter 
und chronisch kranker Jugendstrafgefangener ist Rechnung zu tra­
gen.

(2) Für Leistungen, die über Absatz 1 hinausgehen, können den 
Jugendstrafgefangenen oder bei minderjährigen Jugendstrafgefan­
genen den Personensorgeberechtigten die Kosten auferlegt werden.

§ 73 
Durchführung der medizinischen 
Leistungen, Forderungsübergang

(1) Medizinische Leistungen nach § 72 Absatz 1 erfolgen in der 
Anstalt, erforderlichenfalls nach § 78 oder § 19 Absatz 2 in einer 
hierfür besser geeigneten Anstalt, im Vollzugskrankenhaus oder 
ausnahmsweise auch außerhalb der Anstalt.

(2) Wird die Strafvollstreckung während einer Behandlung von 
Jugendstrafgefangenen unterbrochen oder beendet, so hat das Land 
nur für diejenigen Leistungen die Kosten zu tragen, die bis zur Un­
terbrechung oder Beendigung der Strafvollstreckung erbracht wor­
den sind.

(3) Gesetzliche Schadensersatzansprüche, die Jugendstrafgefan­
genen infolge einer Körperverletzung zustehen, gehen insoweit auf 
das Land über, als den Jugendstrafgefangenen Leistungen nach § 72 
Absatz 1 zu gewähren sind. Von der Geltendmachung der Ansprüche 
ist im Interesse der Jugendstrafgefangenen abzusehen, wenn hier­
durch die Erreichung des Vollzugsziels oder die Eingliederung ge­
fährdet würde.

§ 74 
Medizinische Behandlung zur 

sozialen Eingliederung
Mit Zustimmung der Jugendstrafgefangenen soll die Anstalt me­

dizinische Behandlungen, insbesondere Operationen oder prothe­
tische Maßnahmen durchführen lassen, die ihre soziale Eingliede­
rung fördern.

§ 75 
Gesundheitsschutz und Hygiene

(1) Die Anstalt unterstützt die Jugendstrafgefangenen bei der 
Wiederherstellung und Erhaltung ihrer körperlichen, geistigen und 
seelischen Gesundheit. Sie fördert das Bewusstsein für gesunde Er­
nährung und Lebensführung. Die Jugendstrafgefangenen haben die 
notwendigen Anordnungen zum Gesundheitsschutz und zur Hygie­
ne zu befolgen.

(2) Den Jugendstrafgefangenen wird ermöglicht, sich täglich 
mindestens eine Stunde im Freien aufzuhalten. § 88 Absatz 2 Satz 1 
Nummer 4 in Verbindung mit Absatz 4 Satz 2 bleibt unberührt.

(3) Der Nichtraucherschutz ist angemessen zu gewährleisten. Den 
Jugendstrafgefangenen soll die Teilnahme an Raucherentwöhnungs­
maßnahmen ermöglicht werden.

§ 76 
Krankenbehandlung während Lockerungen

(1) Während Lockerungen haben die Jugendstrafgefangenen au­
ßer im Falle unaufschiebbarer Notfallmaßnahmen einen Anspruch 

auf medizinische Leistungen nach § 72 Absatz 1 gegen das Land nur 
in der für sie zuständigen Anstalt. Eine ambulante Krankenbehand­
lung kann in der nächstgelegenen Anstalt erfolgen, wenn eine Rück­
kehr in die zuständige Anstalt nicht zumutbar ist. §  45 Absatz  1 
Satz 2 zweiter Fall bleibt unberührt.

(2) Der Anspruch auf Leistungen nach § 72 Absatz 1 ruht, solange 
die Jugendstrafgefangenen aufgrund eines freien Beschäftigungs­
verhältnisses krankenversichert sind.

§ 77 
Zwangsmaßnahmen auf dem 

Gebiet der Gesundheitsfürsorge
(1) Eine medizinische Untersuchung und Behandlung ist ohne 

Einwilligung der Jugendstrafgefangenen zulässig, um den Erfolg 
eines Selbsttötungsversuchs zu verhindern. Eine Maßnahme nach 
Satz 1 ist auch zulässig, wenn von den Jugendstrafgefangenen eine 
gegenwärtige schwerwiegende Gefahr für die Gesundheit einer an­
deren Person ausgeht.

(2) Über die Fälle des Absatzes 1 hinaus sind medizinische Unter­
suchung und Behandlung sowie eine Ernährung unbeschadet der 
Rechte der Personensorgeberechtigten zwangsweise bei gegenwärti­
ger Lebensgefahr oder schwerwiegender Gefahr für die Gesundheit 
der oder des Jugendstrafgefangenen zulässig, wenn diese oder dieser 
zur Einsicht in das Vorliegen der Gefahr und die Notwendigkeit der 
Maßnahme oder zum Handeln gemäß solcher Einsicht krankheitsbe­
dingt nicht fähig ist und eine gegen die Durchführung gerichtete 
wirksame Patientenverfügung im Sinne des § 1901a Absatz 1 Satz 1 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs der Anstalt nicht vorliegt.

(3) Zwangsmaßnahmen nach Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2 dürfen 
nur angeordnet werden, wenn
1.	 die Jugendstrafgefangenen durch eine Ärztin oder einen Arzt 

über Notwendigkeit, Art, Umfang, Dauer, zu erwartende Folgen 
und Risiken der Maßnahme in einer ihrer Auffassungsgabe und 
ihrem Gesundheitszustand angemessenen Weise aufgeklärt wur­
den,

2.	 der ernsthafte und ohne Ausübung von Druck unternommene 
Versuch einer Ärztin oder eines Arztes, eine Zustimmung der 
Jugendstrafgefangenen zu der Maßnahme zu erreichen, erfolg­
los geblieben ist,

3.	 die Maßnahme zur Abwendung einer Gefahr nach Absatz 1 Satz 2 
oder Absatz 2 geeignet, in Art, Umfang und Dauer erforderlich 
und für die Beteiligten zumutbar ist und

4.	 der von der Maßnahme erwartete Nutzen die mit der Maßnahme 
verbundene Belastung deutlich überwiegt und der bei Unterlas­
sen der Maßnahme mögliche Schaden deutlich schwerer wiegt 
als die mit der Maßnahme verbundene Belastung.

(4) Maßnahmen nach den Absätzen 1 und 2 dürfen nur auf Anord­
nung und unter Leitung einer Ärztin oder eines Arztes durchgeführt 
werden. Unberührt bleibt die Leistung erster Hilfe für den Fall, dass 
eine Ärztin oder ein Arzt nicht rechtzeitig erreichbar und mit einem 
Aufschub Lebensgefahr verbunden ist. In den Fällen des Absatzes 1 
Satz 2 und Absatzes 2 bedarf die Anordnung der Zustimmung der 
Anstaltsleiterin oder des Anstaltsleiters und der Aufsichtsbehörde. 
Die Anordnung wird den Verteidigerinnen, Verteidigern und Bei­
ständen gemäß § 69 des Jugendgerichtsgesetzes auf Antrag der Ju­
gendstrafgefangenen unverzüglich mitgeteilt. Die Gründe und die 
Voraussetzungen für die Anordnung einer Maßnahme nach den Ab­
sätzen 1 oder 2, die ergriffenen Maßnahmen einschließlich ihres 
Zwangscharakters, die Durchsetzungsweise, die Wirkungsüberwa­
chung sowie der Untersuchungs- und Behandlungsablauf sind zu 
dokumentieren. Gleiches gilt für Erklärungen der Jugendstrafgefan­
genen und ihrer Personensorgeberechtigten, die im Zusammenhang 
mit Zwangsmaßnahmen von Bedeutung sein können.

(5) Die Anordnung einer Maßnahme nach Absatz 1 Satz 2 oder 
Absatz 2 ist den Jugendstrafgefangenen und den Personensorgebe­
rechtigten vor Durchführung der Maßnahme schriftlich bekannt zu 
geben. Sie sind darüber zu belehren, dass sie gegen die Anordnung 
bei Gericht um einstweiligen Rechtsschutz ersuchen und auch An­
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trag auf gerichtliche Entscheidung stellen können. Mit dem Vollzug 
einer Anordnung ist zuzuwarten, bis die Jugendstrafgefangenen 
Gelegenheit hatten, eine gerichtliche Entscheidung herbeizuführen.

(6) Bei Gefahr im Verzug finden Absatz 3 Nummer 1 und 2, Ab­
satz 4 Satz 3 und Absatz 5 keine Anwendung.

(7) Zur Gewährleistung des Gesundheitsschutzes und der Hygie­
ne ist die zwangsweise körperliche Untersuchung der Jugendstraf­
gefangenen zulässig, wenn sie nicht mit einem körperlichen Eingriff 
verbunden ist. Sie darf nur von den von der Anstaltsleiterin oder 
dem Anstaltsleiter dazu bestimmten Bediensteten auf der Grundlage 
einer ärztlichen Stellungnahme angeordnet werden. Durchführung 
und Überwachung unterstehen ärztlicher Leitung. Kann die körper­
liche Untersuchung das Schamgefühl verletzen, so wird sie von ei­
ner Person gleichen Geschlechts oder von einer Ärztin oder einem 
Arzt vorgenommen; bei berechtigtem Interesse der Jugendstrafge­
fangenen soll ihrem Wunsch, die Untersuchung einer Person oder 
einem Arzt bestimmten Geschlechts zu übertragen, entsprochen 
werden. Duldungspflichten der Jugendstrafgefangenen nach Vor­
schriften anderer Gesetze bleiben unberührt.

§ 78 
Überstellung und Verlegung 
aus medizinischen Gründen

(1) Erkrankte Jugendstrafgefangene können in das Justizvollzugs­
krankenhaus überstellt oder in eine für die medizinische Behandlung 
und Betreuung besser geeignete Anstalt verlegt werden.

(2) Können Krankheiten von Jugendstrafgefangenen in einer An­
stalt oder im Justizvollzugskrankenhaus nicht erkannt oder behan­
delt werden oder ist es nicht möglich, Jugendstrafgefangene recht­
zeitig in das Justizvollzugskrankenhaus zu überstellen, sind sie in 
ein Krankenhaus oder eine andere entsprechend geeignete medizini­
sche Einrichtung außerhalb des Vollzugs zu bringen.

(3) Zur Entbindung sind schwangere Jugendstrafgefangene in ein 
Krankenhaus außerhalb des Vollzugs zu bringen, sofern dies im 
Hinblick auf den Geburtsvorgang möglich ist.

(4) § 19 Absatz 3 Satz 3 gilt entsprechend.

§ 79 
Benachrichtigungspflicht

Erkranken Jugendstrafgefangene schwer oder versterben sie, wer­
den die Angehörigen, bei minderjährigen Jugendstrafgefangenen die 
Personensorgeberechtigten, benachrichtigt. Im Falle einer schweren 
Erkrankung ist die Einwilligung der volljährigen Jugendstrafgefan­
genen erforderlich. Kann die Einwilligung, insbesondere aus Krank­
heitsgründen, nicht erlangt werden, erfolgt die Benachrichtigung, 
wenn diese dem mutmaßlichen Interesse der volljährigen Jugend­
strafgefangenen entspricht. Dem Wunsch der Jugendstrafgefange­
nen, auch andere Personen zu benachrichtigen, soll nach Möglich­
keit entsprochen werden.

Abschnitt 12 
Religionsausübung

§ 80 
Seelsorge

Den Jugendstrafgefangenen ist religiöse Betreuung durch eine 
Seelsorgerin oder einen Seelsorger ihrer Religionsgemeinschaft zu 
ermöglichen. Auf Wunsch ist ihnen zu helfen, mit einer Seelsorgerin 
oder einem Seelsorger in Verbindung zu treten.

§ 81 
Religiöse Veranstaltungen

(1) Die Jugendstrafgefangenen haben das Recht, am Gottesdienst 
und an anderen religiösen Veranstaltungen ihrer Religionsgemein­
schaft teilzunehmen.

(2) Die Zulassung zu den Gottesdiensten oder zu religiösen  
Veranstaltungen einer anderen Religionsgemeinschaft bedarf der 

Zustimmung der Seelsorgerin oder des Seelsorgers dieser Religions­
gemeinschaft.

(3) Jugendstrafgefangene können von der Teilnahme am Gottes­
dienst oder anderen religiösen Veranstaltungen ausgeschlossen 
werden, wenn dies aus überwiegenden Gründen der Sicherheit oder 
Ordnung der Anstalt geboten ist. Die Seelsorgerin oder der Seelsor­
ger ist dazu vorher anzuhören; bei einer Gefährdung der Sicherheit 
der Anstalt kann dies auch nachgeholt werden.

§ 82 
Weltanschauungsgemeinschaften

Für Angehörige weltanschaulicher Bekenntnisse gelten §§ 57, 80 
und 81 entsprechend.

Abschnitt 13 
Sicherheit und Ordnung

§ 83 
Grundsatz der Sicherheit und Ordnung

(1) Sicherheit und Ordnung der Anstalt bilden die Grundlage des 
auf die Förderung und Erziehung aller Jugendstrafgefangenen aus­
gerichteten Anstaltslebens und tragen dazu bei, dass in der Anstalt 
ein gewaltfreies Klima herrscht.

(2) Die Pflichten und Beschränkungen, die den Jugendstrafgefan­
genen zur Aufrechterhaltung der Sicherheit oder Ordnung der An­
stalt auferlegt werden, sind so zu wählen, dass sie in einem ange­
messenen Verhältnis zu ihrem Zweck stehen und die Jugendstrafge­
fangenen nicht mehr und nicht länger als notwendig beeinträchtigen. 
Es sind insbesondere geschlechtsspezifische Belange sowie die be­
sonderen Belange behinderter Jugendstrafgefangener zu berück­
sichtigen.

§ 84 
Allgemeine Verhaltenspflichten

(1) Die Jugendstrafgefangenen sind für das geordnete Zusammen­
leben in der Anstalt mitverantwortlich und müssen mit ihrem Ver­
halten dazu beitragen. Ihr Bewusstsein hierfür ist zu entwickeln und 
zu stärken. Auf eine einvernehmliche und gewaltfreie Streitbei­
legung ist hinzuwirken.

(2) Die Jugendstrafgefangenen haben die Anordnungen der Be­
diensteten zu befolgen, auch wenn sie sich durch diese beschwert 
fühlen.

(3) Die Jugendstrafgefangenen haben ihren Haftraum und die ih­
nen von der Anstalt überlassenen Sachen in Ordnung zu halten und 
schonend zu behandeln.

(4) Die Jugendstrafgefangenen haben Umstände, die eine Gefahr 
für das Leben oder eine erhebliche Gefahr für die Gesundheit einer 
Person bedeuten, unverzüglich zu melden.

§ 85 
Absuchung, Durchsuchung und Haftraumrevision

(1) Die Jugendstrafgefangenen und ihre Sachen dürfen, auch un­
ter Verwendung technischer oder sonstiger Hilfsmittel, abgesucht 
und durchsucht werden. Entsprechendes gilt für die Hafträume 
(Haftraumrevision). Schreiben und Unterlagen, die gemäß § 39 Ab­
satz 2 und § 41 Absatz 1 nicht überwacht werden dürfen, werden in 
Gegenwart der Jugendstrafgefangenen nur einer groben Sichtung 
auf verbotene Beilagen oder Schriftstücke unterzogen.

(2) Es kann allgemein angeordnet werden, dass bei der Aufnahme, 
nach Kontakten mit Besucherinnen oder Besuchern sowie nach je­
der Abwesenheit von der Anstalt in der Regel eine mit einer Entklei­
dung verbundene körperliche Durchsuchung der Jugendstrafgefan­
genen durchzuführen ist. Ansonsten ist eine solche Durchsuchung 
nur bei Gefahr im Verzug oder auf Anordnung der von der Anstalts­
leiterin oder dem Anstaltsleiter dazu bestimmten Bediensteten im 
Einzelfall zulässig.
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(3) Die Durchsuchung der Jugendstrafgefangenen darf nur von 
Personen des gleichen Geschlechts vorgenommen werden. Entklei­
dungen erfolgen einzeln in einem geschlossenen Raum. Während 
der Entkleidung dürfen bei männlichen Jugendstrafgefangenen nur 
männliche Bedienstete und bei weiblichen Jugendstrafgefangenen 
nur weibliche Bedienstete zugegen sein. Abweichend von den Sät­
zen 1 und 3 soll bei berechtigtem Interesse der Jugendstrafgefange­
nen ihrem Wunsch, die mit der Entkleidung verbundene körperliche 
Durchsuchung Bediensteten eines bestimmten Geschlechts zu über­
tragen, entsprochen werden; nur Bedienstete des benannten Ge­
schlechts dürfen in diesem Fall während der Entkleidung anwesend 
sein. Das Schamgefühl ist zu schonen.

§ 86 
Maßnahmen zur Feststellung 

von Suchtmittelgebrauch
Zur Aufrechterhaltung der Sicherheit oder Ordnung der Anstalt 

können allgemein oder im Einzelfall Maßnahmen angeordnet wer­
den, die geeignet sind, den Gebrauch von Suchtmitteln festzustellen. 
Diese Maßnahmen dürfen nicht mit einem körperlichen Eingriff 
verbunden sein.

§ 87 
Festnahmerecht

Jugendstrafgefangene, die entwichen sind oder sich sonst ohne 
Erlaubnis außerhalb der Anstalt aufhalten, können durch die Anstalt 
oder auf deren Veranlassung festgenommen und zurückgebracht 
werden. Führt die Verfolgung oder die von der Anstalt veranlasste 
Fahndung nicht alsbald zur Wiederergreifung, so sind die weiteren 
Maßnahmen der Vollstreckungsbehörde zu überlassen.

§ 88 
Besondere Sicherungsmaßnahmen

(1) Gegen Jugendstrafgefangene können besondere Sicherungs­
maßnahmen angeordnet werden, wenn nach ihrem Verhalten oder 
aufgrund ihres seelischen Zustandes in erhöhtem Maße die Gefahr 
der Entweichung, von Gewalttätigkeiten gegen Personen oder Sa­
chen, der Selbsttötung oder der Selbstverletzung besteht.

(2) Als besondere Sicherungsmaßnahmen sind zulässig:
1.	 der Entzug oder die Vorenthaltung von Gegenständen,
2.	 die Beobachtung der Jugendstrafgefangenen in ihren Hafträu­

men, im besonders gesicherten Haftraum oder im Krankenzim­
mer,

3.	 die Trennung von allen anderen Jugendstrafgefangenen (Abson­
derung),

4.	 der Entzug oder die Beschränkung des Aufenthalts im Freien,
5.	 die Unterbringung in einem besonders gesicherten Haftraum 

ohne gefährdende Gegenstände und
6.	 die Fesselung oder die Fixierung mittels spezieller Gurtsysteme 

an dafür vorgesehenen Gegenständen, insbesondere Matratzen 
oder Liegen.

Mehrere besondere Sicherungsmaßnahmen können nebeneinander 
angeordnet werden, wenn die Gefahr anders nicht abgewendet wer­
den kann.

(3) Der Entzug oder die Vorenthaltung von Gegenständen und die 
Absonderung sind auch zulässig, wenn die Gefahr einer Befreiung 
oder eine erhebliche Störung der Ordnung der Anstalt anders nicht 
vermieden oder behoben werden kann.

(4) Eine Absonderung von mehr als 24 Stunden Dauer ist nur zuläs­
sig, wenn sie zur Abwehr einer in der Person der oder des Jugendstraf­
gefangenen liegenden Gefahr unerlässlich ist. Ein Entzug des Aufent­
halts im Freien ist nur zulässig, wenn eine Unterbringung im beson­
ders gesicherten Haftraum erfolgt und aufgrund fortbestehender er­
heblicher Gefahr der Selbst- oder Fremdgefährdung nicht verantwortet 
werden kann, einen täglichen Aufenthalt im Freien zu gewähren.

(5) In der Regel darf die Fesselung nur an den Händen oder an den 
Füßen der Jugendstrafgefangenen erfolgen. Zur Verhinderung von 
Entweichungen dürfen Jugendstrafgefangene bei einer Ausführung, 
Vorführung oder beim Transport auch über die Fälle des Absatzes 1 
hinaus im erforderlichen Umfang gefesselt werden.

(6) Eine Fixierung des Körpers oder von Teilen davon ist nur zu­
lässig, wenn die gegenwärtige und erhebliche Gefahr besteht, dass 
Jugendstrafgefangene sich selbst oder andere ernsthaft zu verletzen 
oder zu töten versuchen.

(7) Hinsichtlich der Art und des Umfangs der Fesselung oder Fi­
xierung sind die Jugendstrafgefangenen zu schonen. Die Fesselung 
oder Fixierung ist unverzüglich zu lockern, wenn die Gefahr sich 
verringert hat oder dies zeitweise, beispielsweise zur Nahrungs­
aufnahme oder ärztlichen Untersuchung, notwendig ist. Sie ist zu 
entfernen, sobald die Gefahr nicht mehr fortbesteht oder durch mil­
dere Mittel abgewendet werden kann.

§ 89 
Anordnung besonderer Sicherungs- 

maßnahmen, Verfahren
(1) Besondere Sicherungsmaßnahmen ordnen die von der An­

staltsleiterin oder dem Anstaltsleiter dazu bestimmten Bediensteten 
an. Bei Gefahr im Verzug können auch andere Bedienstete diese 
Maßnahmen vorläufig anordnen; die Entscheidung der nach Satz 1 
zuständigen Bediensteten ist unverzüglich einzuholen.

(2) Werden die Jugendstrafgefangenen ärztlich behandelt oder 
beobachtet oder bildet ihr seelischer Zustand den Anlass der beson­
deren Sicherungsmaßnahme, so ist vorher eine ärztliche Stellung­
nahme zu den gesundheitlichen Auswirkungen einzuholen. Ist dies 
wegen Gefahr im Verzug nicht möglich, so wird die Stellungnahme 
unverzüglich nachträglich eingeholt.

(3) Besondere Sicherungsmaßnahmen sind in angemessenen Ab­
ständen daraufhin zu überprüfen, ob und in welchem Umfang sie 
aufrechterhalten werden müssen.

(4) Den Jugendstrafgefangenen sind besondere Sicherungsmaß­
nahmen zusammen mit deren Anordnung zu erläutern. Bei einer 
Gefährdung der Sicherheit kann dies ausnahmsweise nachgeholt 
werden. Die Anordnung, Entscheidungen zur Fortdauer und die 
Durchführung der Maßnahmen einschließlich der ärztlichen Beteili­
gung sind mit einer kurzen Begründung schriftlich abzufassen.

(5) Eine Absonderung, Unterbringung im besonders gesicherten 
Haftraum oder Fixierung sind der Aufsichtsbehörde unverzüglich 
mitzuteilen, wenn sie länger als drei Tage aufrechterhalten werden. 
Sind die Jugendstrafgefangenen in einem besonders gesicherten 
Haftraum untergebracht und fixiert, so hat die Mitteilung an die 
Aufsichtsbehörde nach Ablauf von 24 Stunden zu erfolgen. Auf 
Antrag der Jugendstrafgefangenen sind deren Verteidigerinnen, 
Verteidiger und deren Beistände nach § 69 des Jugendgerichtsgeset­
zes über die besonderen Sicherungsmaßnahmen nach Satz 1 unver­
züglich zu benachrichtigen.

(6) Die Absonderung und die Unterbringung im besonders gesi­
cherten Haftraum von mehr als 14 Tagen Gesamtdauer innerhalb 
von zwölf Monaten bedürfen der Zustimmung der Aufsichtsbehör­
de. Während der Absonderung und Unterbringung im besonders 
gesicherten Haftraum sind die Jugendstrafgefangenen in besonde­
rem Maße zu betreuen. Sind die Jugendstrafgefangenen darüber  
hinaus fixiert, so sind sie ständig und in unmittelbarem Sichtkontakt 
zu beobachten.

§ 90 
Ärztliche Überwachung

(1) Sind die Jugendstrafgefangenen in einem besonders gesicher­
ten Haftraum untergebracht oder fixiert, so sucht sie die Ärztin oder 
der Arzt alsbald und in der Folge möglichst täglich auf.

(2) Die Ärztin oder der Arzt ist regelmäßig zu den gesundheitli­
chen Auswirkungen zu hören, solange den Jugendstrafgefangenen 
im besonders gesicherten Haftraum der tägliche Aufenthalt im Frei­
en entzogen ist oder sie länger als 24 Stunden abgesondert sind.
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Abschnitt 14 
Unmittelbarer Zwang

§ 91 
Begriffsbestimmungen

(1) Unmittelbarer Zwang ist die Einwirkung auf Personen oder 
Sachen durch körperliche Gewalt, durch Hilfsmittel der körperli­
chen Gewalt oder durch Waffen.

(2) Körperliche Gewalt ist jede unmittelbare körperliche Einwir­
kung auf Personen oder Sachen.

(3) Hilfsmittel der körperlichen Gewalt sind insbesondere Fesseln 
und Reizstoffe. Waffen sind Hieb- und Schusswaffen.

(4) Es dürfen nur dienstlich zugelassene Hilfsmittel und Waffen 
verwendet werden.

§ 92 
Allgemeine Voraussetzungen

(1) Zur Durchführung rechtmäßiger Vollzugs- und Sicherungs­
maßnahmen dürfen Bedienstete unmittelbaren Zwang anwenden, 
soweit der damit verfolgte Zweck auf keine andere Weise erreicht 
werden kann.

(2) Gegen andere Personen als Jugendstrafgefangene darf unmit­
telbarer Zwang angewendet werden, wenn sie es unternehmen, Ju­
gendstrafgefangene zu befreien oder widerrechtlich in die Anstalt 
einzudringen, oder wenn sie sich unbefugt darin aufhalten.

(3) Das Recht zur Anwendung unmittelbaren Zwangs durch ande­
re Hoheitsträger, insbesondere Polizeivollzugsbedienstete, bleibt 
unberührt.

§ 93 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit

(1) Unter mehreren möglichen und geeigneten Maßnahmen des 
unmittelbaren Zwangs sind diejenigen zu wählen, die Einzelne und 
die Allgemeinheit voraussichtlich am wenigsten beeinträchtigen.

(2) Unmittelbarer Zwang unterbleibt, wenn ein durch ihn zu er­
wartender Schaden erkennbar außer Verhältnis zu dem angestrebten 
Erfolg steht.

§ 94 
Androhung

Unmittelbarer Zwang ist vorher anzudrohen. Die Androhung darf 
nur dann unterbleiben, wenn die Umstände sie nicht zulassen oder 
unmittelbarer Zwang sofort angewendet werden muss, um eine 
rechtswidrige Tat, die den Tatbestand eines Strafgesetzes erfüllt, zu 
verhindern oder eine gegenwärtige Gefahr abzuwenden.

§ 95 
Schusswaffengebrauch

(1) Der Gebrauch von Schusswaffen durch Bedienstete innerhalb 
der Anstalt ist verboten. Das Recht zum Schusswaffengebrauch 
aufgrund anderer Vorschriften durch Polizeivollzugsbedienstete 
bleibt davon unberührt.

(2) Außerhalb der Anstalt dürfen Schusswaffen nach Maßgabe der 
Absätze 3 bis 6 von den dazu bestimmten Bediensteten nur bei Aus- 
und Vorführungen sowie Gefangenentransporten gebraucht werden.

(3) Schusswaffen dürfen nur gebraucht werden, wenn andere 
Maßnahmen des unmittelbaren Zwangs bereits erfolglos waren oder 
keinen Erfolg versprechen. Gegen Personen ist ihr Gebrauch nur 
zulässig, wenn der Zweck nicht durch Waffenwirkung gegen Sachen 
erreicht werden kann und nur, um angriffs- oder fluchtunfähig zu 
machen. Ihr Gebrauch unterbleibt, wenn eine Gefährdung Unbetei­
ligter nicht ausgeschlossen werden kann.

(4) Der Gebrauch von Schusswaffen ist vorher anzudrohen. Als 
Androhung gilt auch ein Warnschuss. Ohne Androhung dürfen Schuss­
waffen nur dann gebraucht werden, wenn dies zur Abwehr einer 
gegenwärtigen Gefahr für Leib oder Leben erforderlich ist.

(5) Gegen Jugendstrafgefangene dürfen Schusswaffen gebraucht 
werden,
1.	 wenn sie eine Waffe oder ein anderes gefährliches Werkzeug 

trotz wiederholter Aufforderung nicht ablegen,
2.	 wenn sie eine Meuterei nach § 121 des Strafgesetzbuchs unter­

nehmen oder
3.	 um ihre Entweichung zu vereiteln oder um sie wiederzuergrei­

fen.
Satz 1 Nummer 2 und 3 findet auf minderjährige Jugendstrafgefan­
gene keine Anwendung. Satz 1 Nummer 3 findet keine Anwendung 
auf Jugendstrafgefangene, die im offenen Vollzug untergebracht 
sind.

(6) Gegen andere Personen dürfen Schusswaffen gebraucht wer­
den, wenn sie es unternehmen, Jugendstrafgefangene gewaltsam zu 
befreien.

Abschnitt 15 
Erzieherische Maßnahmen, 

Disziplinarverfahren

§ 96 
Einvernehmliche Konfliktregelung, 

erzieherische Maßnahmen
(1) Verstöße der Jugendstrafgefangenen gegen Pflichten, die ih­

nen durch oder aufgrund dieses Gesetzes auferlegt sind, sind unver­
züglich erzieherisch aufzuarbeiten. Dabei können vorrangig gegen­
über den Disziplinarmaßnahmen nach § 97 Maßnahmen der einver­
nehmlichen Konfliktregelung nach Absatz 2 oder erzieherische Maß­
nahmen nach Absatz 3 ergriffen werden, sofern diese geeignet sind, 
den Jugendstrafgefangenen ihr Fehlverhalten und die Notwendigkeit 
einer Verhaltensänderung bewusst zu machen. Einvernehmliche 
Konfliktregelungen nach Absatz  2 gehen erzieherischen Maßnah­
men nach Absatz 3 vor.

(2) Im Rahmen der einvernehmlichen Konfliktregelung werden 
mit den Jugendstrafgefangenen Vereinbarungen getroffen. Zur Kon­
fliktregelung kommen insbesondere die Wiedergutmachung des 
Schadens, die Entschuldigung bei Geschädigten, die Erbringung 
von Leistungen für die Gemeinschaft, die Teilnahme an einer Medi­
ation und der vorübergehende Verbleib auf dem Haftraum in Be­
tracht. Erfüllen die Jugendstrafgefangenen die Vereinbarung, sind 
die Anordnung einer erzieherischen Maßnahme nach Absatz 3 sowie 
die Anordnung einer Disziplinarmaßnahme nach §  97 aufgrund 
dieser Verfehlung ausgeschlossen.

(3) Als erzieherische Maßnahmen für die Dauer von jeweils bis zu 
einer Woche kommen in Betracht
1.	 die Erteilung von Weisungen und Auflagen,
2.	 die Beschränkung oder der Entzug einzelner Gegenstände für 

die Freizeitbeschäftigung und
3.	 der Ausschluss von gemeinsamer Freizeit oder von einzelnen 

Freizeitveranstaltungen.
Es sollen nur solche erzieherischen Maßnahmen angeordnet werden, 
die mit der Verfehlung in Zusammenhang stehen. § 100 Absatz 1 
Satz 2 bis 4 gilt entsprechend.

(4) Die Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter legt fest, welche 
Bediensteten befugt sind, Maßnahmen nach den Absätzen 2 und 3 
anzuordnen.

§ 97 
Disziplinarmaßnahmen

(1) Disziplinarmaßnahmen dürfen nur angeordnet werden, wenn 
Maßnahmen nach § 96 Absatz 2 oder 3 nicht ausreichen, um den 
Jugendstrafgefangenen das Unrecht ihrer Handlung zu verdeutli­
chen. Ferner ist sowohl bei der Entscheidung, ob eine Disziplinar­
maßnahme anzuordnen ist, als auch bei Auswahl der nach Absatz 3 
zulässigen Maßnahmen, eine aus demselben Anlass bereits angeord­
nete besondere Sicherungsmaßnahme zu berücksichtigen.
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(2) Disziplinarmaßnahmen können angeordnet werden, wenn die 
Jugendstrafgefangenen rechtswidrig und schuldhaft
1.	 andere Personen oder Mitgefangene mit Worten oder mittels ei­

ner Tätlichkeit beleidigen, körperlich misshandeln, bedrohen 
oder nötigen,

2.	 fremde Sachen zerstören, beschädigen oder unbefugt deren Er­
scheinungsbild nicht nur unerheblich und nicht nur vorüberge­
hend verändern,

3.	 in sonstiger Weise gegen Strafgesetze verstoßen oder eine Ord­
nungswidrigkeit begehen,

4.	 Lebensmittel, Verpackungen sowie andere Gegenstände unsach­
gemäß entgegen der Hausordnung entsorgen,

5.	 verbotene Gegenstände in die Anstalt einbringen, sich an deren 
Einbringung beteiligen, sie besitzen oder weitergeben,

6.	 unerlaubt Betäubungsmittel oder andere berauschende Stoffe 
konsumieren,

7.	 entweichen oder zu entweichen versuchen,
8.	 gegen Weisungen im Zusammenhang mit der Gewährung von 

Lockerungen verstoßen,
9.	 sich wiederholt zugewiesenen Aufgaben entziehen oder
10.	wiederholt oder schwerwiegend gegen sonstige Pflichten versto­

ßen, die ihnen durch dieses Gesetz oder aufgrund dieses Geset­
zes auferlegt sind, und dadurch das geordnete Zusammenleben 
in der Anstalt stören.

(3) Zulässige Disziplinarmaßnahmen sind
1.	 die Beschränkung oder die Unterbindung des Fernsehempfangs 

für die Dauer von bis zu zwei Monaten,
2.	 der Entzug anderer Geräte der Informations- und Unterhaltungs­

elektronik mit Ausnahme eines Hörfunkgeräts für die Dauer von 
bis zu zwei Monaten,

3.	 die Beschränkung oder der Entzug der Gegenstände für die Frei­
zeitbeschäftigung mit Ausnahme des Lesestoffs für die Dauer 
von bis zu zwei Monaten,

4.	 die Beschränkung oder der Entzug des Aufenthalts in Gemein­
schaft oder der Teilnahme an einzelnen Freizeitveranstaltungen 
für die Dauer von bis zu zwei Monaten,

5.	 die Beschränkung des Einkaufs für die Dauer von bis zu einem 
Monat,

6.	 die Kürzung der Vergütung nach §§ 64 und 65 um zehn Prozent 
für die Dauer von bis zu zwei Monaten,

7.	 der Entzug der Teilnahme an Maßnahmen nach §§ 23 bis 25 und 
der zugewiesenen Arbeit nach § 26 bis zu zwei Wochen unter 
Wegfall der nach §§ 64 und 65 geregelten Vergütung und

8.	 Arrest von bis zu zwei Wochen.
(4) Arrest darf nur wegen schwerer oder wiederholter Verfehlun­

gen verhängt werden. Gegen Schwangere und weibliche Jugend­
strafgefangene, die gemeinsam mit ihren Kindern in der Anstalt un­
tergebracht sind, darf ein Arrest nicht verhängt werden.

(5) Mehrere Disziplinarmaßnahmen können miteinander verbun­
den werden.

(6) Disziplinarmaßnahmen sind auch zulässig, wenn wegen der­
selben Verfehlung ein Straf- oder Bußgeldverfahren eingeleitet 
wird.

§ 98 
Vollzug der Disziplinarmaßnahmen, 

Aussetzung zur Bewährung
(1) Disziplinarmaßnahmen werden in der Regel sofort vollstreckt.
(2) Die Vollstreckung von Disziplinarmaßnahmen kann ganz oder 

teilweise bis zu sechs Monate zur Bewährung ausgesetzt werden. 
Die Aussetzung zur Bewährung kann ganz oder teilweise widerru­
fen werden, wenn die Jugendstrafgefangenen die ihr zugrundelie­
genden Erwartungen nicht erfüllen.

(3) Für die Dauer des Arrests werden die Jugendstrafgefangenen 
getrennt von den anderen Jugendstrafgefangenen untergebracht. Die 
Jugendstrafgefangenen können in einem besonderen Arrestraum 
untergebracht werden, der den Anforderungen entsprechen muss, 
die an einen zum Aufenthalt bei Tag und Nacht bestimmten Haf­
traum gestellt werden. Der Arrest ist erzieherisch zu gestalten. So­
weit nichts anderes angeordnet wird, ruhen die Befugnisse der Ju­
gendstrafgefangenen zur Teilnahme an Maßnahmen außerhalb des 
Raums, in dem Arrest vollstreckt wird, sowie die Befugnisse zur 
Ausstattung des Haftraums mit eigenen Gegenständen, zum Fernse­
hempfang und Einkauf. Gegenstände für die Freizeitbeschäftigung 
mit Ausnahme des Lesestoffs sind nicht zugelassen. Die Rechte zur 
Teilnahme am Gottesdienst und anderen religiösen Veranstaltungen 
in der Anstalt sowie auf Aufenthalt im Freien bleiben unberührt.

§ 99 
Disziplinarbefugnis

(1) Disziplinarmaßnahmen ordnen die von der Anstaltsleiterin 
oder dem Anstaltsleiter dazu bestimmten Bediensteten an. Bei einer 
Verfehlung auf dem Weg in eine andere Anstalt zum Zweck der 
Verlegung sind die damit betrauten Bediensteten der Anstalt am 
Bestimmungsort zuständig.

(2) Richtet sich die Verfehlung gegen die Anstaltsleiterin oder den 
Anstaltsleiter, ist die Aufsichtsbehörde für die Anordnung von Dis­
ziplinarmaßnahmen zuständig.

(3) Disziplinarmaßnahmen, die gegen Jugendstrafgefangene in 
einer anderen Anstalt oder während einer Untersuchungshaft ange­
ordnet worden sind, werden auf Ersuchen vollstreckt. § 98 Absatz 2 
bleibt unberührt.

§ 100 
Verfahren

(1) Bei der Klärung des Sachverhalts sind sowohl belastende als 
auch entlastende Umstände zu ermitteln. Die betroffenen Jugend­
strafgefangenen werden gehört. Sie werden darüber unterrichtet, 
welche Verfehlungen ihnen zur Last gelegt werden. Sie sind darauf 
hinzuweisen, dass es ihnen freisteht, sich zu äußern oder nicht zur 
Sache auszusagen. Die Äußerungen der Jugendstrafgefangenen und 
die Ergebnisse der Ermittlungen sind zu dokumentieren.

(2) Mehrere Verfehlungen, die gleichzeitig zu beurteilen sind, 
werden durch eine Entscheidung geahndet.

(3) Die für die Anordnung der Disziplinarmaßnahmen zustän­
digen Bediensteten sollen sich vor der Entscheidung mit anderen 
Bediensteten besprechen, die maßgeblich an der Erziehung und  
der Vollzugsgestaltung der Jugendstrafgefangenen mitwirken. Bei 
Schwangeren, stillenden Jugendstrafgefangenen oder bei Jugend­
strafgefangenen, die sich in regelmäßiger ärztlicher Behandlung 
befinden, ist zudem eine Ärztin oder ein Arzt zu den gesundheitli­
chen Auswirkungen zu hören.

(4) Die Entscheidung wird den Jugendstrafgefangenen mündlich 
eröffnet und mit einer kurzen Begründung schriftlich abgefasst.

(5) Bevor Arrest vollzogen wird, ist eine Ärztin oder ein Arzt zur 
Arrestfähigkeit zu hören. Während des Arrests stehen die Jugend­
strafgefangenen unter ärztlicher Aufsicht. Der Vollzug des Arrests 
unterbleibt oder wird unterbrochen, wenn ansonsten die Gesundheit 
der oder des Jugendstrafgefangenen gefährdet würde.

Abschnitt 16 
Aufhebung von Maßnahmen 

und Beschwerderecht

§ 101 
Aufhebung von Maßnahmen

(1) Die Aufhebung von Maßnahmen zur Regelung einzelner An­
gelegenheiten auf dem Gebiet des Vollzugs richtet sich nach den 
Absätzen 2 bis 5, soweit dieses Gesetz keine abweichende Bestim­
mung enthält.
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(2) Rechtswidrige Maßnahmen können ganz oder teilweise mit 
Wirkung für die Vergangenheit oder die Zukunft zurückgenommen 
werden.

(3) Rechtmäßige Maßnahmen können ganz oder teilweise mit 
Wirkung für die Zukunft widerrufen werden, wenn
1.	 aufgrund nachträglich eingetretener oder bekannt gewordener 

Umstände die Maßnahmen hätten versagt werden können,
2.	 die Maßnahmen missbraucht werden oder
3.	 Weisungen nicht befolgt werden.

(4) Begünstigende Maßnahmen dürfen nach den Absätzen 2 oder 
3 nur aufgehoben werden, wenn die vollzuglichen Interessen an der 
Aufhebung in Abwägung mit dem schutzwürdigen Vertrauen der 
Betroffenen auf den Bestand der Maßnahmen überwiegen. Davon 
ist insbesondere auszugehen, wenn die Aufhebung der Maßnahme 
unerlässlich ist, um die Sicherheit der Anstalt zu gewährleisten.

(5) Der gerichtliche Rechtsschutz bleibt unberührt.

§ 102 
Beschwerderecht

(1) Die Jugendstrafgefangenen erhalten Gelegenheit, sich in An­
gelegenheiten, die sie selbst betreffen, mit Wünschen, Anregungen 
und Beschwerden an die Anstalt zu wenden.

(2) Besichtigen Vertreterinnen oder Vertreter der Aufsichtsbehör­
de die Anstalt, so ist zu gewährleisten, dass die Jugendstrafgefange­
nen sich in Angelegenheiten, die sie selbst betreffen, an diese wen­
den können.

(3) Die Möglichkeit der Dienstaufsichtsbeschwerde bleibt unbe­
rührt.

Abschnitt 17 
Kriminologische Forschung

§ 103 
Evaluation, kriminologische Forschung

(1) Behandlungsprogramme für die Jugendstrafgefangenen sind 
auf der Grundlage wissenschaftlicher Erkenntnisse zu konzipieren, 
zu standardisieren und auf ihre Wirksamkeit hin zu überprüfen.

(2) Der Vollzug, insbesondere seine Aufgabenerfüllung und Ge­
staltung, die Umsetzung seiner Leitlinien sowie die Behandlungs­
programme und deren Wirkungen auf die Erreichung des Vollzugs­
ziels, soll regelmäßig durch den Kriminologischen Dienst, durch 
eine Hochschule oder durch eine andere geeignete Stelle wissen­
schaftlich begleitet und erforscht werden. § 34 des Justizvollzugsda­
tenschutzgesetzes Berlin findet mit der Maßgabe Anwendung, dass 
die Daten auch an den Kriminologischen Dienst des Berliner Justiz­
vollzugs übermittelt werden dürfen.

Abschnitt 18 
Aufbau und Organisation 

der Anstalten

§ 104 
Jugendstrafanstalt

(1) Die Jugendstrafe wird in Jugendstrafanstalten (Anstalten) 
vollzogen. Jugendstrafgefangene können in einer getrennten Abtei­
lung einer Justizvollzugsanstalt für nach allgemeinem Strafrecht 
Verurteilte untergebracht werden, wenn dies auf Grund der geringen 
Anzahl der Jugendstrafgefangenen organisatorisch unumgänglich 
ist. Das Vollzugsziel darf dadurch nicht gefährdet werden. §  13 
bleibt unberührt. Gemeinsame Aus- und Fortbildungsmaßnahmen 
von nach Jugendstrafrecht und nach allgemeinem Strafrecht Verur­
teilten sind in geeigneten Fällen zulässig. In jedem Fall erfolgt der 
Vollzug der Jugendstrafe ausschließlich nach den Bestimmungen 
dieses Gesetzes.

(2) Es sind bedarfsgerechte Einrichtungen, insbesondere für schu­
lische und berufliche Qualifizierung, Arbeitstraining und Arbeitsthe­
rapie sowie zur Ausübung von Arbeit vorzuhalten. Diese können 

von gemeinnützigen freien Trägern oder anderen Dritten technisch 
und fachlich geleitet werden.

(3) In den Anstalten werden Teilanstalten oder Bereiche einge­
richtet, die, in Wohngruppen gemäß §  16 unterteilt, dem unter­
schiedlichen Förder- und Erziehungsbedarf der Jugendstrafgefange­
nen Rechnung tragen. Es sind sozialtherapeutische Einrichtungen 
gemäß § 21 Absatz 1 vorzusehen.

(4) Haft- und Funktionsräume, insbesondere Gruppen- und Ge­
meinschaftsräume sind bedarfsgerecht vorzuhalten und zweckent­
sprechend auszustatten. Entsprechendes gilt für Räume zum Zweck 
des Besuchs, der Freizeit, des Sports und der Seelsorge.

§ 105 
Festsetzung der Belegungsfähigkeit,  

Verbot der Überbelegung
(1) Die Aufsichtsbehörde setzt die Belegungsfähigkeit der Anstalt 

so fest, dass eine angemessene Unterbringung der Jugendstrafgefan­
genen gewährleistet ist. § 104 Absatz 2 bis 4 ist zu berücksichtigen.

(2) Hafträume dürfen nicht mit mehr Jugendstrafgefangenen als 
zugelassen, im geschlossenen Vollzug jedoch höchstens mit zwei 
Jugendstrafgefangenen, belegt werden.

(3) Ausnahmen von Absatz 2 sind nur vorübergehend und nur mit 
Zustimmung der Aufsichtsbehörde zulässig.

§ 106 
Leitung der Anstalt

(1) Jede Anstalt wird von einer Anstaltsleiterin oder einem An­
staltsleiter geleitet. Zu ihren oder seinen Aufgaben und Befugnissen 
als Führungskraft gehören insbesondere
1.	 die Gesamtverantwortung für den Vollzug und dessen Gestal­

tung, auch im Hinblick auf die Eingliederung und sichere Unter­
bringung der Jugendstrafgefangenen,

2.	 die Vertretung der Anstalt nach außen,
3.	 die Haushalts- sowie Wirtschaftsführung für die gesamte An­

stalt,
4.	 die Regelung von Zuständigkeiten in Form eines Geschäftsver­

teilungsplans,
5.	 die Umsetzung der dezentralen Fach- und Ressourcenverant­

wortung nebst dem dazugehörigen Berichtswesen,
6.	 das Personalmanagement, insbesondere die bedarfs-, anforde­

rungs- und eignungsgerechte Beschäftigung der Bediensteten 
und eine gezielte Personalentwicklung und

7.	 das Qualitätsmanagement.
(2) Die Anstalt teilt der Aufsichtsbehörde in regelmäßigen Ab­

ständen die im Rahmen ihrer Geschäftsverteilung vorgenommenen 
personellen Zuständigkeiten hinsichtlich der folgenden Aufgaben 
mit:
1.	 Festsetzung von Einschlusszeiten nach § 14 Absatz 1 Satz 3,
2.	 Entscheidungen nach § 18 und über Verlegungen nach § 19 Ab­

satz 1,
3.	 Untersagungen oder Überwachungen von Besuchen, Schrift­

wechseln und Telefonaten nach §§ 32, 34, 35, 37 und 39,
4.	 Anordnung der zwangsweisen körperlichen Untersuchung nach 

§ 77 Absatz 7 Satz 2, der mit einer Entkleidung verbundenen 
körperlichen Durchsuchung nach § 85 Absatz 2, der besonderen 
Sicherungsmaßnahmen nach § 89 Absatz 1 Satz 1, der Maßnah­
men zur Feststellung von Suchtmittelgebrauch nach § 86, der 
erzieherischen Maßnahmen nach § 96 Absatz 4 sowie der Diszi­
plinarmaßnahmen nach § 99 Absatz 1 Satz 1 und

5.	 Erarbeitung und Erlass einer Hausordnung nach § 111.
Die Aufsichtsbehörde kann sich die Zustimmung zur Übertragung 
einzelner Aufgabenbereiche auf andere Bedienstete vorbehalten.

(3) Die Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter ist hauptamtlich 
tätig und steht in einem öffentlich-rechtlichen Dienst- und Treue­
verhältnis zum Land.
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§ 107 
Bedienstete

Die Anstalt wird mit dem für die Erreichung des Vollzugsziels und 
die Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlichen Personal, insbesondere 
im allgemeinen Vollzugsdienst, im Werkdienst, im sozialen, psycho­
logischen, pädagogischen und medizinischen Dienst und im Ver­
waltungsdienst ausgestattet. Die Aufgaben der Anstalt werden von 
Vollzugsbeamtinnen und Vollzugsbeamten wahrgenommen. Aus 
besonderen Gründen können sie auch anderen Bediensteten der 
Anstalten sowie nebenamtlichen oder vertraglich verpflichteten 
Personen übertragen werden. Soweit es erforderlich ist, sind externe 
Fachkräfte einzubeziehen. Die Bediensteten müssen für den auf 
Förderung und Erziehung der Jugendstrafgefangenen ausgerichteten 
Vollzug geeignet und qualifiziert sein. Sie werden fortgebildet und 
erhalten Praxisberatung und -begleitung sowie die Gelegenheit zur 
Supervision.

§ 108 
Seelsorgerinnen und Seelsorger

(1) Seelsorgerinnen und Seelsorger werden im Einvernehmen mit 
der Aufsichtsbehörde von der jeweiligen Religionsgemeinschaft 
hauptamtlich oder nebenamtlich berufen. Ist dies aus organisatori­
schen Gründen einer Religionsgemeinschaft nicht möglich oder 
rechtfertigt die geringe Anzahl der Angehörigen einer Religionsge­
meinschaft eine Seelsorge nach Satz 1 nicht, so ist die seelsorgeri­
sche Betreuung auf andere Weise zuzulassen; Näheres hierzu regelt 
die Aufsichtsbehörde.

(2) Die Seelsorgerinnen und Seelsorger wirken in enger Zusam­
menarbeit mit den anderen im Vollzug Tätigen eigenverantwortlich 
an der Erreichung des Vollzugsziels mit.

(3) Mit Zustimmung der Anstalt dürfen die Anstaltsseelsorgerin­
nen und Anstaltsseelsorger sich freier Seelsorgehelferinnen und 
Seelsorgehelfer bedienen und diese für Gottesdienste sowie für an­
dere religiöse Veranstaltungen von außen zuziehen.

(4) Seelsorgerische Einzelgespräche und Telefonate mit nach Ab­
satz 1 zugelassenen Seelsorgerinnen und Seelsorgern sind zu gestat­
ten und werden weder beaufsichtigt noch überwacht; seelsorgeri­
scher Schriftwechsel der Jugendstrafgefangenen mit nach Absatz 1 
zugelassenen Seelsorgerinnen und Seelsorgern wird ebenfalls nicht 
überwacht. Im Übrigen gelten § 33 Absatz 1, 2, 5 und 6 Satz 3 und 4 
sowie Absatz 7, §§ 35, 38 Absatz 3, § 39 Absatz 2 Satz 2 und 3 sowie 
§ 40 Absatz 4 entsprechend.

§ 109 
Medizinische Versorgung

(1) Die ärztliche Versorgung ist sicherzustellen.
(2) Die Pflege der Kranken soll von Bediensteten ausgeführt wer­

den, die eine Erlaubnis nach dem Krankenpflegegesetz vom 16. Juli 
2003 (BGBl. I S. 1442), das zuletzt durch Artikel 9 des Gesetzes 
vom 16. Juli 2015 (BGBl. I S. 1211) geändert worden ist, in der je­
weils geltenden Fassung besitzen. Solange diese nicht zur Verfügung 
stehen, können auch Bedienstete eingesetzt werden, die eine sons­
tige Ausbildung in der Krankenpflege erfahren haben.

§ 110 
Interessenvertretung der Jugendstrafgefangenen

Den Jugendstrafgefangenen wird ermöglicht, Vertretungen zu 
wählen. Die Vertretungen können in Angelegenheiten von gemein­
samem Interesse, die sich ihrer Eigenart nach für eine Mitwirkung 
eignen, Vorschläge und Anregungen an die Anstalt herantragen. 
Diese sollen mit der Vertretung erörtert werden.

§ 111 
Hausordnung

Die Anstalt erlässt zur Gestaltung und Organisation des Vollzug­
salltags eine Hausordnung auf der Grundlage dieses Gesetzes. Vor 
deren Erlass oder Änderung wird die Interessenvertretung der Ju­
gendstrafgefangenen beteiligt. Die Aufsichtsbehörde kann sich die 

Genehmigung der Hausordnung vorbehalten. Die Hausordnung ist 
in die am häufigsten benötigten Fremdsprachen zu übersetzen.

Abschnitt 19 
Aufsicht, Beirat und Besichtigungen

§ 112 
Aufsichtsbehörde

(1) Die für Justiz zuständige Senatsverwaltung führt die Aufsicht 
über die Anstalten (Aufsichtsbehörde) und sichert gemeinsam mit 
ihnen die Qualität des Vollzugs.

(2) An der Aufsicht über die Fachdienste sind eigene Fachkräfte 
zu beteiligen. Soweit die Aufsichtsbehörde nicht über eigene Fach­
kräfte verfügt, ist fachliche Beratung sicherzustellen.

(3) Die Aufsichtsbehörde kann sich Entscheidungen über Verle­
gungen und Überstellungen vorbehalten.

§ 113 
Vollstreckungsplan, Vollzugsgemeinschaften

(1) Die Aufsichtsbehörde regelt die örtliche und sachliche Zustän­
digkeit der Anstalten in einem Vollstreckungsplan.

(2) Im Rahmen von Vollzugsgemeinschaften kann der Vollzug 
auch in Vollzugseinrichtungen anderer Länder vorgesehen werden.

§ 114 
Anstaltsbeiräte

(1) Bei jeder Anstalt ist ein Anstaltsbeirat zu bilden. Bei der Be­
setzung des Anstaltsbeirats ist auf ein ausgewogenes Verhältnis von 
Frauen und Männern hinzuwirken sowie eine Beteiligung von Ver­
treterinnen und Vertretern mit Migrationshintergrund gemäß §  4 
Absatz 6 in Verbindung mit § 2 des Partizipations- und Integrations­
gesetzes des Landes Berlin vom 15. Dezember 2010 (GVBl. S. 560) 
in der jeweils geltenden Fassung anzustreben. Bedienstete dürfen 
nicht Mitglieder des Beirats sein. Dem Beirat soll mindestens ein 
Mitglied angehören, das in der Jugendhilfe erfahren ist.

(2) Die Mitglieder des Beirats wirken beratend bei der Gestaltung 
des Vollzugs und der Eingliederung der Jugendstrafgefangenen mit. 
Sie fördern das Verständnis für den Vollzug und seine gesellschaftli­
che Akzeptanz und vermitteln Kontakte zu öffentlichen und privaten 
Einrichtungen.

(3) Der Beirat steht der Anstaltsleiterin oder dem Anstaltsleiter, 
den Bediensteten und den Jugendstrafgefangenen als Ansprechpart­
ner zur Verfügung.

(4) Die Mitglieder des Beirats können sich über die Unterbrin­
gung der Jugendstrafgefangenen und die Gestaltung des Vollzugs 
informieren, die Anstalt gemäß § 116 Absatz 1 besichtigen und sie 
ohne Begleitung durch Bedienstete begehen. Sie können die Jugend­
strafgefangenen in ihren Hafträumen aufsuchen.

(5) Die Mitglieder des Beirats sind verpflichtet, außerhalb ihres 
Amtes über alle Angelegenheiten, die ihrer Natur nach vertraulich 
sind, insbesondere über Namen und Persönlichkeit der Jugendstraf­
gefangenen, Verschwiegenheit zu bewahren. Dies gilt auch nach 
Beendigung ihres Amtes.

(6) Die Aufsichtsbehörde regelt die Berufung, Zusammensetzung, 
Amtszeit, Sitzungsgelder und Abberufung der ehrenamtlichen Bei­
ratsmitglieder.

§ 115 
Berliner Vollzugsbeirat

(1) Der Berliner Vollzugsbeirat wirkt bei der Planung und Fortent­
wicklung des gesamten Berliner Vollzugs beratend mit. Er erörtert 
mit der Aufsichtsbehörde seine Anregungen und Verbesserungsvor­
schläge in grundlegenden Angelegenheiten. Zur Förderung einer 
vertrauensvollen Zusammenarbeit informieren sich der Berliner 
Vollzugsbeirat und die Aufsichtsbehörde in regelmäßigen Abstän­
den gegenseitig.
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(2) Der Berliner Vollzugsbeirat besteht aus den jeweils gewählten 
Vorsitzenden der einzelnen Anstaltsbeiräte oder sonst von diesen 
bestimmten Mitgliedern. Die weiteren Mitglieder setzen sich aus 
Personen zusammen, die aufgrund ihrer beruflichen Tätigkeit oder 
Zugehörigkeit zu einer Organisation besonders geeignet sind, sich 
für die Belange des gesamten Berliner Vollzugs und entsprechend 
§ 3 Absatz 8 für die unterschiedlichen Bedürfnisse der Jugendstraf­
gefangenen einzusetzen.

(3) § 114 Absatz 1 Satz 2 und 3 und Absatz 4 bis 6 gilt entspre­
chend.

§ 116 
Besichtigungen

(1) Den Mitgliedern der in § 41 Absatz 1 Satz 1 genannten Stellen 
und den dort aufgeführten Personen ist die Besichtigung der Anstal­
ten zu gestatten.

(2) Anderen Personen kann die Besichtigung insbesondere zu 
Ausbildungszwecken und aus Gründen eines beruflichen oder sons­
tigen sachlichen Interesses gestattet werden. An die Erlaubnis kön­
nen Auflagen geknüpft werden. Die Erlaubnis ist zu versagen, wenn 
durch die Besichtigung die Sicherheit oder Ordnung der Anstalt ge­
fährdet wird. Besichtigungen durch Medienvertreterinnen und Me­
dienvertreter bedürfen der Zustimmung der Aufsichtsbehörde.

(3) Die Persönlichkeitsrechte der Jugendstrafgefangenen sind zu 
berücksichtigen.

Abschnitt 20 
Vollzug des Strafarrests

§ 117 
Grundsatz des Vollzugs 

des Strafarrests
(1) Für den Vollzug des Strafarrests in Anstalten gelten die Be­

stimmungen der §§ 2 bis 116 entsprechend, sofern die Strafarrestan­
tinnen oder Strafarrestanten zur Tatzeit das 21. Lebensjahr noch 
nicht vollendet hatten und das 24. Lebensjahr noch nicht vollendet 
haben und soweit § 118 nicht Abweichendes bestimmt.

(2) § 118 Absatz 1 bis 3, 7 und 8 gilt nicht, wenn Strafarrest in 
Unterbrechung einer anderen freiheitsentziehenden Maßnahme 
vollzogen wird.

§ 118 
Besondere Bestimmungen

(1) Strafarrestantinnen und Strafarrestanten sollen im offenen 
Vollzug untergebracht werden.

(2) Eine gemeinsame Unterbringung ist nur mit Einwilligung der 
Strafarrestantinnen und Strafarrestanten zulässig.

(3) Besuche, Telefongespräche und Schriftwechsel dürfen nur 
untersagt oder überwacht werden, wenn dies aus Gründen der Si­
cherheit oder Ordnung der Anstalt notwendig ist.

(4) Den Strafarrestantinnen und Strafarrestanten soll gestattet 
werden, einmal wöchentlich Besuch zu empfangen.

(5) Strafarrestantinnen und Strafarrestanten dürfen eigene Klei­
dung tragen und eigenes Bettzeug benutzen, wenn Gründe der Si­
cherheit der Anstalt nicht entgegenstehen und sie für Reinigung, 
Instandsetzung und regelmäßigen Wechsel auf eigene Kosten sor­
gen.

(6) Sie dürfen Nahrungs-, Genuss- und Körperpflegemittel in an­
gemessenem Umfang durch Vermittlung der Anstalt auf eigene 
Kosten erwerben.

(7) Eine mit einer Entkleidung verbundene körperliche Durchsu­
chung ist nur bei Gefahr im Verzug zulässig.

(8) Zur Vereitelung einer Entweichung und zur Wiederergreifung 
dürfen Schusswaffen nicht gebraucht werden.

Abschnitt 21 
Schlussbestimmung

§ 119 
Einschränkung von Grundrechten

Durch dieses Gesetz werden die Grundrechte der körperlichen 
Unversehrtheit (Artikel 2 Absatz 2 Satz 1 des Grundgesetzes), der 
Freiheit der Person (Artikel 2 Absatz 2 Satz 2 des Grundgesetzes), 
und des Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnisses (Artikel 10 Ab­
satz 1 des Grundgesetzes) eingeschränkt.

Artikel 3 
Änderung des Berliner  

Untersuchungshaftvollzugsgesetzes

Das Berliner Untersuchungshaftvollzugsgesetz vom 3. Dezember 
2009 (GVBl. S. 686), das durch §  79 des Gesetzes vom 21. Juni 
2011 (GVBl. S. 287) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
1.	 Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

a)	 Der Angabe zu § 6 werden die Wörter „und Eigenverant­
wortung“ angefügt.

b)	 Die Angaben zu §§ 12 und 13 werden wie folgt gefasst:
„§ 12	 Unterbringung während der Einschlusszeiten
§ 13	 Aufenthalt außerhalb der Einschlusszeiten“

c)	 In der Angabe zu § 14 werden die Wörter „Müttern mit Kin­
dern“ durch die Wörter „weiblichen Untersuchungsgefange­
nen mit ihren Kindern“ ersetzt.

d)	 Der Angabe zu § 15 werden die Wörter „und Gelder der Un­
tersuchungsgefangenen“ angefügt.

e)	 Die Angabe zu § 20 wird wie folgt gefasst:
„§ 20 	 Gesundheitsschutz und Hygiene“

f)	 In der Angabe zu § 22 werden nach dem Komma die Wörter 
„Forderungsübergang und“ eingefügt.

g)	 In der Angabe zu §  25 werden das Wort „und“ durch ein 
Komma ersetzt und die Wörter „und Freistellung“ angefügt.

h)	 Der Angabe zu § 28 werden ein Komma und die Wörter „In­
formations- und Unterhaltungselektronik“ angefügt.

i)	 Der Angabe zu § 29 werden ein Komma und die Wörter „re­
ligiöse Schriften und Gegenstände“ angefügt.

j)	 In der Angabe zu § 33 werden die Wörter „Recht auf“ gestri­
chen.

k)	 Die Angabe zu § 34 wird wie folgt gefasst:
„§ 34	� Besuche der Verteidigung, von Rechtsanwältinnen, 

Rechtsanwälten, Notarinnen und Notaren sowie von 
Mitgliedern bestimmter Institutionen und bestimm­
ten Personen“

l)	 Die Angabe zu § 35 wird wie folgt gefasst:
„§ 35	� Beaufsichtigung von Besuchen und Überwachung 

von Gesprächen“
m)	 In der Angabe zu § 36 werden die Wörter „Recht auf“ gestri­

chen.
n)	 Die Angabe zu § 37 wird wie folgt gefasst:

„§ 37	 Überwachung von Schriftwechsel“
o)	 In der Angabe zu § 38 werden vor dem Wort „Weiterleitung“ 

das Wort „Sichtkontrolle“ und ein Komma eingefügt.
p)	 Die Angaben zum siebten Abschnitt werden wie folgt ge­

fasst:

„Siebter Abschnitt 
Sicherheit und Ordnung

§ 42	 Grundsatz der Sicherheit und Ordnung
§ 43	 Verhaltensvorschriften
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§ 44	 Absuchung, Durchsuchung und Haftraumrevision
§ 45	� Maßnahmen zur Feststellung von Suchtmittel­

gebrauch
§ 46	 Festnahmerecht
§ 47	 Besondere Sicherungsmaßnahmen
§ 48	 Absonderung
§ 49	 Fesselung und Fixierung
§ 50	� Anordnung besonderer Sicherungsmaßnahmen, 

Verfahren
§ 51	 Ärztliche Überwachung“

q)	 Die Angaben zu den §§ 54 bis 56 werden die Angaben zu 
den §§ 52 bis 54.

r)	 Die Angabe zu § 57 wird aufgehoben.
s)	 Die Angaben zu den §§ 58 bis 64 werden die Angaben zu 

den §§ 55 bis 61.
t)	 Die Angabe zum zehnten Abschnitt wird wie folgt gefasst:

„Zehnter Abschnitt 
Aufhebung von Maßnahmen und Beschwerderecht“

u)	 Nach der Angabe zum zehnten Abschnitt wird die folgende 
Angabe eingefügt:
„§ 62	 Aufhebung von Maßnahmen“

v)	 Die Angaben zu den §§ 65 bis 74 werden die Angaben zu 
den §§ 63 bis 72.

w)	 Die Angabe zu § 75 wird durch die folgende Angabe ersetzt:
„§ 73	 Einvernehmliche Konfliktregelung, erzieherische 

	 Maßnahmen, Disziplinarmaßnahmen“
x)	 Die Angaben zu den §§ 76 bis 78 werden die Angaben zu 

den §§ 74 bis 76.
y)	 Die Angabe zu § 79 wird durch die folgende Angabe ersetzt:

„§ 77	 Leitung der Anstalt“
z)	 Die Angabe zu § 80 wird die Angabe zu § 78.
aa)	Die Angabe zu § 81 wird durch die folgende Angabe ersetzt:

„§ 79	 Seelsorgerinnen und Seelsorger“
bb)	Die Angabe zu § 82 wird die Angabe zu § 80.
cc)	Die Angabe zu § 83 wird durch die folgende Angabe ersetzt:

„§ 81	� Interessenvertretung der Untersuchungsgefangenen“
dd)	Die Angabe zu § 84 wird die Angabe zu § 82.
ee)	Der Angabe zum dreizehnten Abschnitt werden die Wörter 

„und Besichtigungen“ angefügt.
ff)	 Die Angaben zu den §§ 85 und 86 werden die Angaben zu 

den §§ 83 und 84.
gg)	Die Angabe zu § 87 wird durch die folgende Angabe ersetzt:

„§ 85	 Anstaltsbeiräte“
hh)	Nach der Angabe zu § 85 werden die folgenden Angaben zu 

den §§ 86 und 87 eingefügt:
„§ 86	 Berliner Vollzugsbeirat
§ 87	 Besichtigungen“

ii)	 Die Angaben zum fünfzehnten Abschnitt werden die An­
gaben zum vierzehnten Abschnitt und die Angaben zu den  
§§ 98 und 99 werden die Angaben zu den §§ 88 und 89.

2.	 § 3 Absatz 2 wird wie folgt gefasst:
„(2) Die Anstalt hat Anordnungen nach § 119 Absatz 1 der 

Strafprozessordnung zur Abwehr einer Flucht-, Verdunkelungs- 
oder Wiederholungsgefahr zu beachten und umzusetzen.“

3.	 § 4 wird wie folgt geändert:
a)	 Nach Absatz 1 werden folgende Absätze 2 und 3 eingefügt:

„(2) Die Persönlichkeit der Untersuchungsgefangenen ist 
zu achten. Ihre Selbständigkeit im Vollzugsalltag ist soweit 
wie möglich zu erhalten und zu fördern.

(3) Die Untersuchungsgefangenen werden an der Gestal­
tung des Vollzugsalltags beteiligt. Vollzugliche Maßnahmen 
sind ihnen zu erläutern.“

b)	 Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 4.
4.	 § 5 Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Die unterschiedlichen Bedürfnisse der Untersuchungsge­
fangenen, insbesondere im Hinblick auf Geschlecht, Alter, Her­
kunft, Religion, Weltanschauung, Behinderung und sexuelle Iden­
tität werden bei der Vollzugsgestaltung im Allgemeinen und im 
Einzelfall berücksichtigt.“

5.	 § 6 wird wie folgt geändert:
a)	 Der Überschrift werden die Wörter „und Eigenverantwor­

tung“ angefügt.
b)	 In Absatz 1 Satz 2 wird das Wort „selbst“ durch das Wort 

„eigenverantwortlich“ ersetzt.
c)	 Absatz 4 wird wie folgt geändert:

aa)	Satz 2 wird aufgehoben.
bb)	In dem neuen Satz 2 werden die Wörter „dem Tatopfer“ 

durch die Wörter „den Verletzten der Straftat“ ersetzt.
6.	 § 7 wird wie folgt geändert:

a)	 Absatz 1 Satz 1 und 2 wird durch die folgenden Sätze er­
setzt:
„Mit den Untersuchungsgefangenen wird unverzüglich nach 
der Aufnahme ein Aufnahmegespräch geführt, in dem ihre 
gegenwärtige Lebenssituation erörtert wird und sie über ihre 
Rechte und Pflichten informiert werden. Sofern es für die 
sprachliche Verständigung mit den Untersuchungsgefange­
nen erforderlich ist, sind Sprachmittlerinnen oder Sprach­
mittler hinzuzuziehen. Den Untersuchungsgefangenen wird 
ein Exemplar der Hausordnung ausgehändigt oder in ande­
rer Weise dauerhaft zugänglich gemacht.“

b)	 In Absatz 4 werden nach dem Wort „Anordnung“ die Wörter 
„nach § 119 Absatz 1 der Strafprozessordnung“ eingefügt.

7.	 § 8 Absatz 1 wird wie folgt geändert:
a)	 Satz 1 wird wie folgt geändert:

aa)	Nach dem Wort „können“ werden die Wörter „abwei­
chend vom Vollstreckungsplan“ eingefügt.

bb)	In Nummer 1 werden nach dem Wort „Anordnung“ die 
Wörter „nach § 119 Absatz 1 der Strafprozessordnung“ 
eingefügt.

cc)	 In Nummer 2 werden die Wörter „oder Ordnung“ gestri­
chen.

b)	 In Satz 3 werden die Wörter „Der Verteidigung soll“ durch 
die Wörter „Die Verteidigung erhält“ ersetzt und werden die 
Wörter „gegeben werden“ und „und Ordnung“ gestrichen.

8.	 § 9 wird wie folgt geändert:
a)	 In Absatz 1 Satz 1 werden nach dem Wort „vorgeführt“ ein 

Komma und die Wörter „sofern ein Vorführungsbefehl vor­
liegt“ eingefügt.

b)	 Absatz 2 wird wie folgt geändert:
aa)	 In Satz 1 werden nach dem Wort „Untersuchungsgefan­

gene“ die Wörter „unter ständiger und unmittelbarer 
Aufsicht“ eingefügt.

bb)	Satz 2 wird wie folgt gefasst:
„Ausführungen zur Befolgung einer gerichtlichen La­
dung sind zu ermöglichen, soweit darin das persönliche 
Erscheinen angeordnet ist oder dies aus sonstigen pro­
zessualen Gründen erforderlich ist und eine verfahrens­
sichernde Anordnung nach § 119 Absatz 1 der Strafpro­
zessordnung nicht entgegensteht.“

cc)	 In Satz  4 werden die Wörter „Der Verteidigung soll“ 
durch die Wörter „Die Verteidigung erhält“ ersetzt und 
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werden die Wörter „gegeben werden“ und „und Ord­
nung“ gestrichen.

c)	 In Absatz 3 Satz 1 werden nach dem Wort „Polizei-,“ das 
Wort „Ordnungs-,“ eingefügt.

9.	 § 11 wird wie folgt geändert:
a)	 Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Nummer 2 wird das Wort „oder“ durch die Wörter 
„nach § 119 Absatz 1 der Strafprozessordnung,“ ersetzt.

bb)	In Nummer 3 wird der Punkt durch das Wort „oder“ er­
setzt.

cc)	Folgende Nummer 4 wird angefügt:
„4. bei Strafgefangenen, die sich zum Zeitpunkt des Ein­

tritts der Rechtskraft ihres Strafurteils in Untersu­
chungshaft befunden haben und für die zur Verle­
gung in die für sie zum Vollzug der Freiheitsstrafe 
zuständige Anstalt ein Vollzugs- und Eingliede­
rungsplan erstellt wird.“

b)	 Absatz 2 wird wie folgt geändert:
aa)	 In Satz 1 wird die Angabe „§ 66“ durch die Angabe  

„§ 64“ ersetzt.
bb)	In Satz 2 wird die Angabe „§ 67“ durch die Angabe  

„§ 65“ ersetzt.
10.	Die §§ 12 und 13 werden wie folgt gefasst:

„§ 12 
Unterbringung während der Einschlusszeiten

(1) Die Untersuchungsgefangenen werden während der Ein­
schlusszeiten in ihren Hafträumen einzeln untergebracht. Wenn 
schädliche Einflüsse nicht zu befürchten sind, können Untersu­
chungsgefangene mit ihrer Zustimmung in dafür zugelassenen 
Hafträumen zu zweit untergebracht werden; dies gilt auch dann, 
wenn eine Gefahr für Leben oder eine ernsthafte Gefahr für die 
Gesundheit einer oder eines Untersuchungsgefangenen besteht. 
Die Anstalt setzt die Einschlusszeiten unter Berücksichtigung 
der in § 4 und § 5 geregelten Grundsätze fest.

(2) Abweichend von den Voraussetzungen des Absatzes 1 
Satz 2 ist eine gemeinsame Unterbringung nur während der sta­
tionären Behandlung im Justizvollzugskrankenhaus oder vorü­
bergehend und aus zwingenden Gründen zulässig. Schädliche 
Einflüsse auf die Untersuchungsgefangenen dürfen hierdurch 
nicht zu befürchten sein.

§ 13 
Aufenthalt außerhalb der Einschlusszeiten

(1) Außerhalb der Einschlusszeiten dürfen sich die Untersu­
chungsgefangenen in Gemeinschaft aufhalten. Für die Teilnah­
me an gemeinschaftlichen Veranstaltungen kann die Anstalt mit 
Rücksicht auf die räumlichen, personellen oder organisatori­
schen Verhältnisse der Anstalt besondere Regelungen treffen.

(2) Der gemeinschaftliche Aufenthalt kann eingeschränkt 
werden,
1.	 wenn ein schädlicher Einfluss auf andere Untersuchungsge­

fangene zu befürchten ist,
2.	 wenn es zur Umsetzung einer verfahrenssichernden Anord­

nung nach § 119 Absatz 1 der Strafprozessordnung erforder­
lich ist,

3.	 wenn es die Sicherheit oder Ordnung der Anstalt erfordert 
oder

4.	 während der stationären Behandlung im Justizvollzugskran­
kenhaus.“

11.	§ 14 wird wie folgt geändert:
a)	 Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„§ 14 
Unterbringung von weiblichen Untersuchungs- 

gefangenen mit ihren Kindern“
b)	 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„Bis zur Vollendung ihres dritten Lebensjahres können Kin­
der von weiblichen Untersuchungsgefangenen mit Zustim­
mung der oder des Aufenthaltsbestimmungsberechtigten mit 
ihrer Mutter gemeinsam in der Anstalt untergebracht wer­
den, wenn Sicherheitsgründe nicht entgegenstehen.“

c)	 In Absatz  2 Satz  2 werden die Wörter „von Mutter und 
Kind“ gestrichen.

12.	§ 15 wird wie folgt geändert:
a)	 Der Überschrift werden die Wörter „und Gelder der Unter­

suchungsgefangenen“ angefügt.
b)	 Die Absätze 1 bis 3 werden durch die folgenden Absätze er­

setzt:
„(1) Die Untersuchungsgefangenen dürfen Gegenstände 

nur mit Zustimmung der Anstalt in Gewahrsam haben, an­
nehmen oder abgeben. Ohne Zustimmung dürfen sie Gegen­
stände von geringem Wert von anderen Gefangenen anneh­
men und an andere Gefangene weitergeben; die Abgabe und 
Annahme dieser Gegenstände nebst dem Gewahrsam daran 
können von der Zustimmung der Anstalt abhängig gemacht 
werden.

(2) Gelder der Untersuchungsgefangenen werden auf ei­
nem Eigengeldkonto in der Anstalt geführt. Der Besitz von 
Bargeld in der Anstalt ist den Untersuchungsgefangenen 
nicht gestattet. Geld in Fremdwährung wird in der Regel in 
der Zahlstelle verwahrt oder zur Habe genommen.

(3) Gegenstände, die die Untersuchungsgefangenen nicht 
im Haftraum aufbewahren dürfen oder wollen, werden von 
der Anstalt aufbewahrt, soweit dies nach Art und Umfang 
möglich ist und Gründe der Sicherheit oder Ordnung der 
Anstalt, insbesondere auch hygienische Gründe, nicht dage­
gen sprechen. Die Anstalt kann eine angemessene Beschrän­
kung des Umfangs der aufzubewahrenden Gegenstände vor­
nehmen. Den Untersuchungsgefangenen wird Gelegenheit 
gegeben, ihre Gegenstände, die sie während des Vollzugs 
und für ihre Entlassung nicht benötigen, zu versenden. § 41 
Absatz 5 gilt entsprechend.

(4) Werden eingebrachte Gegenstände, deren Aufbewah­
rung nach Absatz  3 ausgeschlossen ist, von den Untersu­
chungsgefangenen trotz Aufforderung nicht innerhalb einer 
angemessenen Frist aus der Anstalt verbracht, so ist die An­
stalt berechtigt, diese Gegenstände auf Kosten der Untersu­
chungsgefangenen außerhalb der Anstalt zu verwahren, zu 
verwerten oder zu vernichten. Für das Verfahren der Verwer­
tung und Vernichtung gilt § 40 des Allgemeinen Sicherheits- 
und Ordnungsgesetzes in der Fassung vom 11. Oktober 
2006 (GVBl. S. 930), das zuletzt durch Gesetz vom 7. April 
2015 (GVBl. S. 66) geändert worden ist, in der jeweils 
geltenden Fassung entsprechend.“

c)	 Die bisherigen Absätze 4 und 5 werden die Absätze 5 und 6 
und in dem neuen Absatz 5 wird das Wort „Sachen“ durch 
das Wort „Gegenstände“ ersetzt.

13.	§ 16 wird wie folgt gefasst:

„§ 16 
Ausstattung des Haftraums

(1) Die Untersuchungsgefangenen dürfen ihren Haftraum in 
angemessenem Umfang mit eigenen Gegenständen ausstatten 
oder diese dort aufbewahren. Gegenstände, deren Überlassung 
eine verfahrenssichernde Anordnung nach § 119 Absatz 1 der 
Strafprozessordnung entgegensteht oder die einzeln oder in ihrer 
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Gesamtheit geeignet sind, die Sicherheit oder Ordnung der An­
stalt, insbesondere die Übersichtlichkeit des Haftraumes, zu ge­
fährden, dürfen nicht in den Haftraum eingebracht werden. Ent­
gegen Satz 2 eingebrachte Gegenstände werden daraus entfernt.

(2) Die Untersuchungsgefangenen tragen die Kosten für die 
aus Gründen der Sicherheit der Anstalt notwendige technische 
Überprüfung der von ihnen im Haftraum genutzten Elektrogerä­
te. Sind sie dazu nicht in der Lage, so kann die Anstalt die Kos­
ten in begründeten Fällen in angemessenem Umfang überneh­
men.“

14.	§ 17 wird wie folgt geändert:
a)	 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Satz 1 werden nach dem Wort „Wechsel“ die Wörter 
„auf ihre Kosten“ eingefügt.

bb)	Satz 2 wird wie folgt gefasst:
„Die Anstalt kann anordnen, dass Reinigung und Instand­
haltung nur durch ihre Vermittlung erfolgen dürfen.“

b)	 In Absatz 2 werden nach dem Wort „Anordnung“ die Wörter 
„nach § 119 Absatz 1 der Strafprozessordnung“ eingefügt.

15.	§ 18 wird wie folgt geändert:
a)	 Die Absätze 1 und 2 werden wie folgt gefasst:

„(1) Zusammensetzung und Nährwert der Anstaltsver­
pflegung haben den Anforderungen an eine gesunde Ernäh­
rung zu entsprechen. Auf ärztliche Anordnung wird beson­
dere Verpflegung gewährt. Den Untersuchungsgefangenen 
ist zu ermöglichen, Speisevorschriften ihrer Religionsge­
meinschaft zu befolgen sowie sich fleischlos zu ernähren. 
Geschlechtsspezifische Unterschiede in der Ernährungswei­
se von männlichen und weiblichen Untersuchungsgefange­
nen sind zu berücksichtigten.

(2) Die Untersuchungsgefangenen können aus einem von 
der Anstalt vermittelten Angebot über ihr Eigengeldkonto 
gemäß § 15 Absatz 2 Satz 1 einkaufen. Die Anstalt wirkt auf 
ein Angebot hin, das auf Wünsche und Bedürfnisse der Un­
tersuchungsgefangenen Rücksicht nimmt.“

b)	 Absatz 3 Satz 2 wird wie folgt gefasst:
„Zulassung und Verfahren des Einkaufs regelt die Anstalt.“

c)	 Absatz 4 wird wie folgt gefasst:
„(4) Gegenstände, deren Überlassung eine verfahrenssi­

chernde Anordnung nach § 119 Absatz 1 der Strafprozess­
ordnung entgegensteht oder die nach Art oder Menge geeig­
net sind, die Sicherheit oder Ordnung der Anstalt zu 
gefährden, sind vom Einkauf ausgeschlossen oder mengen­
mäßig zu beschränken.“

16.	In § 19 werden nach dem Wort „Anordnung“ die Wörter „nach 
§ 119 Absatz 1 der Strafprozessordnung“ eingefügt.

17.	§ 20 wird wie folgt geändert:
a)	 Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„§ 20 
Gesundheitsschutz und Hygiene“

b)	 In Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „ körperlichen und 
geistigen“ durch die Wörter „körperlichen, geistigen und 
seelischen“ ersetzt.

c)	 Dem Absatz 2 wird folgender Satz angefügt:
„§ 47 Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 in Verbindung mit Absatz 4 
bleibt unberührt.“

d)	 Die Absätze 3 und 4 werden wie folgt gefasst:
„(3) Erkranken Untersuchungsgefangene schwer oder 

versterben sie, so wird eine Angehörige oder ein Angehöri­
ger benachrichtigt. Im Fall einer schweren Erkrankung ist 
die Einwilligung der Untersuchungsgefangenen erforder­
lich. Kann die Einwilligung, insbesondere aus Krankheits­
gründen, nicht erlangt werden, so erfolgt die Benachrichti­
gung, wenn diese dem mutmaßlichen Interesse der Untersu­

chungsgefangenen entspricht. Dem Wunsch der Untersu­
chungsgefangenen, auch andere Personen zu benachrichti­
gen, soll nach Möglichkeit entsprochen werden.

(4) Der Nichtraucherschutz ist angemessen zu gewähr­
leisten. Den Untersuchungsgefangenen soll die Teilnahme 
an Raucherentwöhnungsmaßnahmen ermöglicht werden.“

18.	§ 21 wird wie folgt gefasst:

„§ 21 
Zwangsmaßnahmen auf dem 

Gebiet der Gesundheitsfürsorge
(1) Eine medizinische Untersuchung und Behandlung ist ohne 

Einwilligung der Untersuchungsgefangenen zulässig, um den 
Erfolg eines Selbsttötungsversuchs zu verhindern. Eine Maß­
nahme nach Satz  1 ist auch zulässig, wenn von den Untersu­
chungsgefangenen eine gegenwärtige schwerwiegende Gefahr 
für die Gesundheit einer anderen Person ausgeht.

(2) Über die Fälle des Absatzes 1 hinaus sind medizinische 
Untersuchung und Behandlung sowie eine Ernährung zwangs­
weise bei gegenwärtiger Lebensgefahr oder schwerwiegender 
Gefahr für die Gesundheit der oder des Untersuchungsgefange­
nen zulässig, wenn diese oder dieser zur Einsicht in das Vorlie­
gen der Gefahr und die Notwendigkeit der Maßnahme oder zum 
Handeln gemäß solcher Einsicht krankheitsbedingt nicht fähig 
ist und eine gegen die Durchführung gerichtete wirksame Pati­
entenverfügung im Sinne des § 1901a Absatz 1 Satz 1 des Bür­
gerlichen Gesetzbuchs der Anstalt nicht vorliegt.

(3) Zwangsmaßnahmen nach Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2 
dürfen nur angeordnet werden, wenn
1.	 die Untersuchungsgefangenen durch eine Ärztin oder einen 

Arzt über Notwendigkeit, Art, Umfang, Dauer, zu erwarten­
de Folgen und Risiken der Maßnahme in einer ihrer Auffas­
sungsgabe und ihrem Gesundheitszustand angemessenen 
Weise aufgeklärt wurden,

2.	 der ernsthafte und ohne Ausübung von Druck unternomme­
ne Versuch einer Ärztin oder eines Arztes, eine Zustimmung 
der Untersuchungsgefangenen zu der Maßnahme zu errei­
chen, erfolglos geblieben ist,

3.	 die Maßnahme zur Abwendung einer Gefahr nach Absatz 1 
Satz 2 oder Absatz 2 geeignet, in Art, Umfang und Dauer 
erforderlich und für die Beteiligten zumutbar ist und

4.	 der von der Maßnahme erwartete Nutzen die mit der Maß­
nahme verbundene Belastung deutlich überwiegt und der 
bei Unterlassen der Maßnahme mögliche Schaden deutlich 
schwerer wiegt als die mit der Maßnahme verbundene Be­
lastung.

(4) Maßnahmen nach den Absätzen 1 und 2 dürfen nur auf 
Anordnung und unter Leitung einer Ärztin oder eines Arztes 
durchgeführt werden. Unberührt bleibt die Leistung erster Hilfe 
für den Fall, dass eine Ärztin oder ein Arzt nicht rechtzeitig er­
reichbar und mit einem Aufschub Lebensgefahr verbunden ist. 
In den Fällen des Absatzes 1 Satz 2 und Absatzes 2 bedarf die 
Anordnung der Zustimmung der Anstaltsleiterin oder des An­
staltsleiters und der Aufsichtsbehörde. Die Anordnung wird den 
Verteidigerinnen und den Verteidigern auf Antrag der Untersu­
chungsgefangenen unverzüglich mitgeteilt. Die Gründe und die 
Voraussetzungen für die Anordnung einer Maßnahme nach den 
Absätzen 1 oder 2, die ergriffenen Maßnahmen einschließlich 
ihres Zwangscharakters, die Durchsetzungsweise, die Wir­
kungsüberwachung sowie der Untersuchungs- und Behand­
lungsablauf sind zu dokumentieren. Gleiches gilt für Erklärun­
gen der Untersuchungsgefangenen, die im Zusammenhang mit 
Zwangsmaßnahmen von Bedeutung sein können.

(5) Die Anordnung einer Maßnahme nach Absatz  1 Satz  2 
oder Absatz 2 ist den Untersuchungsgefangenen vor Durchfüh­
rung der Maßnahme schriftlich bekannt zu geben. Sie sind darü­
ber zu belehren, dass sie gegen die Anordnung bei Gericht um 
einstweiligen Rechtsschutz ersuchen und auch Antrag auf ge­
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richtliche Entscheidung stellen können. Mit dem Vollzug einer 
Anordnung ist zuzuwarten, bis die Untersuchungsgefangenen Ge­
legenheit hatten, eine gerichtliche Entscheidung herbeizuführen.

(6) Bei Gefahr im Verzug finden Absatz 3 Nummer 1 und 2, 
Absatz 4 Satz 3 und Absatz 5 keine Anwendung.

(7) Zur Gewährleistung des Gesundheitsschutzes und der Hy­
giene ist die zwangsweise körperliche Untersuchung der Unter­
suchungsgefangenen zulässig, wenn sie nicht mit einem körper­
lichen Eingriff verbunden ist. Sie darf nur von den von der 
Anstaltsleiterin oder dem Anstaltsleiter dazu bestimmten Be­
diensteten auf der Grundlage einer ärztlichen Stellungnahme 
angeordnet werden. Durchführung und Überwachung unterste­
hen ärztlicher Leitung. Kann die körperliche Untersuchung das 
Schamgefühl verletzen, so wird sie von einer Person gleichen 
Geschlechts oder von einer Ärztin oder einem Arzt vorgenom­
men; bei berechtigtem Interesse der Untersuchungsgefangenen 
soll ihrem Wunsch, die Untersuchung einer Person oder einem 
Arzt bestimmten Geschlechts zu übertragen, entsprochen wer­
den. Duldungspflichten der Untersuchungsgefangenen nach 
Vorschriften anderer Gesetze bleiben unberührt.“

19.	§ 22 wird wie folgt geändert:
a)	 In der Überschrift werden nach dem Komma die Wörter 

„Forderungsübergang und“ eingefügt.
b)	 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Satz  2 werden die Wörter „allgemeine Standard“ 
durch das Wort „Leistungsumfang“ ersetzt.

bb)	Satz 3 wird wie folgt gefasst:
„Den besonderen Belangen behinderter und chronisch 
kranker Untersuchungsgefangener ist Rechnung zu tra­
gen.“

c)	 Die Absätze 2 bis 5 werden durch die folgenden Absätze er­
setzt:

„(2) Der Anspruch umfasst auch Vorsorgeleistungen, fer­
ner die Versorgung mit medizinischen Hilfsmitteln und Kör­
perersatzstücken, die im Einzelfall erforderlich sind, um den 
Erfolg der Krankenbehandlung zu sichern, eine Behinde­
rung auszugleichen oder einer drohenden Behinderung vor­
zubeugen, soweit diese nicht außer Verhältnis zur voraus­
sichtlichen Dauer des Untersuchungshaftvollzugs steht und 
die Hilfsmittel nicht als allgemeine Gebrauchsgegenstände 
des täglichen Lebens anzusehen sind.

(3) Gesetzliche Schadensersatzansprüche, die Untersu­
chungsgefangenen infolge einer Körperverletzung zustehen, 
gehen insoweit auf das Land über, als den Untersuchungsge­
fangenen Leistungen nach den Absätzen 1 und 2 zu gewäh­
ren sind. Von der Geltendmachung der Ansprüche gegen­
über Strafgefangenen ist abzusehen, wenn hierdurch die 
Erreichung ihres Vollzugsziels oder ihre Eingliederung ge­
fährdet würde.

(4) Für Leistungen, die über die in den Absätzen 1 und 2 
genannten Leistungen hinausgehen, können den Untersu­
chungsgefangenen die Kosten auferlegt werden.“

d)	 Absatz 6 wird Absatz 5 und wie folgt geändert:
aa)	 In Satz 1 werden die Wörter „Anstaltsleiterin oder der 

Anstaltsleiter“ durch das Wort „Anstalt“ ersetzt.
bb)	In Satz 2 werden nach dem Wort „Anordnung“ die Wör­

ter „nach § 119 Absatz 1 der Strafprozessordnung“ ein­
gefügt.

20.	§ 23 wird wie folgt geändert:
a)	 Absatz 2 Satz 2 wird aufgehoben.
b)	 Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 eingefügt:

„(3) Zur Entbindung sind schwangere Untersuchungsge­
fangene in ein Krankenhaus außerhalb des Vollzugs zu brin­
gen, sofern dies im Hinblick auf den Geburtsvorgang mög­
lich ist.“

c)	 Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4 und in Satz 1 wird das 
Wort „Zuvor“ durch die Wörter „Vor Verlegung, Überstel­
lung und Ausführung zur medizinischen Behandlung“ er­
setzt.

d)	 Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5 und wie folgt gefasst:
„(5) Werden Untersuchungsgefangene während einer Be­

handlung aus der Haft entlassen, so hat das Land nur für 
diejenigen Leistungen die Kosten zu tragen, die bis zur Ent­
lassung erbracht worden sind.“

21.	§ 24 wird wie folgt geändert:
a)	 Absatz 2 Satz 2 wird aufgehoben.
b)	 In Absatz 3 Satz 2 wird das Wort „Gefangenen“ durch das 

Wort „Untersuchungsgefangenen“ ersetzt.
c)	 Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 eingefügt:

„(4) Nehmen die Untersuchungsgefangenen eine Arbeit 
oder sonstige Beschäftigung nach den Absätzen 2 oder 3 auf, 
so gelten die von der Anstalt festgelegten Beschäftigungs­
bedingungen. Für schwangere und stillende Untersuchungs­
gefangene sind die Vorschriften des Mutterschutzgesetzes in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 20. Juni 2002 (BGBl. I 
S. 2318), das zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 23. 
Oktober 2012 (BGBl. I S. 2246) geändert worden ist, in der 
jeweils geltenden Fassung über die Beschäftigungsverbote 
und die Gestaltung des Arbeitsplatzes entsprechend anzu­
wenden. Die Untersuchungsgefangenen können von ihrer 
Tätigkeit nach Satz 1 abgelöst werden, wenn
1.	 sie den Anforderungen nicht gewachsen sind,
2.	 sie trotz Abmahnung wiederholt gegen die Beschäfti­

gungsvorschriften verstoßen,
3.	 dies zur Umsetzung einer verfahrenssichernden Anord­

nung nach § 119 Absatz 1 der Strafprozessordnung er­
forderlich ist oder

4.	 dies aus Gründen der Sicherheit oder Ordnung der An­
stalt erforderlich ist.

Vor Ablösung sind die Untersuchungsgefangenen anzuhö­
ren. Bei einer Gefährdung der Sicherheit der Anstalt kann 
dies auch nachgeholt werden. Werden Untersuchungsgefan­
gene nach Nummer 2 oder aufgrund ihres Verhaltens nach 
Nummer 4 abgelöst, so gelten sie als verschuldet ohne Be­
schäftigung.“

d)	 Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5.
22.	§ 25 wird wie folgt geändert:

a)	 In der Überschrift werden das Wort „und“ durch ein Komma 
ersetzt und die Wörter „und Freistellung“ angefügt.

b)	 Die Absätze 2 und 3 werden wie folgt gefasst:
„(2) Der Bemessung des Arbeitsentgelts sind 9 Prozent 

der Bezugsgröße nach §  18 des Vierten Buches Sozial­
gesetzbuch – Gemeinsame Vorschriften für die Sozialversi­
cherung – in der Fassung der Bekanntmachung vom 12. No­
vember 2009 (BGBl. I S. 3710, 3973; 2011 I S. 363), das 
zuletzt durch Artikel 28 des Gesetzes vom 20.  November 
2015 (BGBl. I S. 2010) geändert worden ist, in der jeweils 
geltenden Fassung zugrunde zu legen (Eckvergütung). Ein 
Tagessatz ist der 250. Teil der Eckvergütung; das Arbeitsent­
gelt kann nach einem Stundensatz bemessen werden.

(3) Das Arbeitsentgelt kann je nach Leistung der Untersu­
chungsgefangenen und der Art der Arbeit gestuft werden. Es 
beträgt mindestens 75 Prozent der Eckvergütung. Die für 
Justiz zuständige Senatsverwaltung wird ermächtigt, die 
Vergütungsstufen durch Rechtsverordnung zu bestimmen.“

c)	 In Absatz 5 werden nach dem Wort „als“ die Wörter „Ar­
beitnehmerin oder“ eingefügt.

d)	 In Absatz 6 Satz 1 werden nach dem Wort „Ausbildungsbei­
hilfe“ ein Komma und die Wörter „soweit kein Anspruch 
auf Leistungen zum Lebensunterhalt besteht, die außerhalb 
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des Vollzugs aus solchem Anlass gewährt werden“ einge­
fügt.

e)	 Absatz 7 wird durch die folgenden Absätze ersetzt:
„(7) Kann Untersuchungsgefangenen weder Arbeit noch 

die Teilnahme an einer Bildungsmaßnahme angeboten wer­
den, so wird ihnen bei Bedürftigkeit auf Antrag ein Taschen­
geld gewährt. Bedürftig sind Untersuchungsgefangene, so­
weit ihnen voraussichtlich monatlich nicht ein Betrag bis zur 
Höhe des Taschengeldes aus eigenen Mitteln zur Verfügung 
steht. Das Taschengeld beträgt 14 Prozent der Eckvergütung 
nach Absatz 2 Satz 1. Es wird zu Beginn des Monats im Vo­
raus gewährt. Gehen Untersuchungsgefangenen im Laufe 
des Monats Gelder zu, so wird zum Ausgleich ein Betrag bis 
zur Höhe des gewährten Taschengeldes einbehalten.

(8) Haben Untersuchungsgefangene ein halbes Jahr lang 
gearbeitet oder an einer Bildungsmaßnahme nach Absatz 6 
teilgenommen, die den Umfang der regelmäßigen wöchent­
lichen Arbeitszeit erreicht, so können sie beanspruchen, 
zehn Beschäftigungstage von ihrer Beschäftigung freige­
stellt zu werden. Zeiten, in denen die Untersuchungsgefan­
genen infolge Krankheit an der Arbeitsleistung oder Teil­
nahme an der Bildungsmaßnahme gehindert waren, werden 
auf das Halbjahr mit bis zu 15 Beschäftigungstagen ange­
rechnet. Der Anspruch verfällt, wenn die Freistellung nicht 
innerhalb eines Jahres nach seiner Entstehung erfolgt ist. 
Die Untersuchungsgefangenen erhalten für die Zeit der 
Freistellung ihr Arbeitsentgelt oder ihre Ausbildungsbeihilfe 
weiter.“

23.	§ 26 wird wie folgt gefasst:

„§ 26 
Freizeit und Sport

(1) Zur Freizeitgestaltung sind geeignete Angebote vorzuhal­
ten. Insbesondere sollen Sportmöglichkeiten, Gemeinschafts­
veranstaltungen und Veranstaltungen zur kreativen Entfaltung 
angeboten werden. Die Anstalt stellt eine angemessen ausgestat­
tete Bücherei zur Verfügung.

(2) Die Untersuchungsgefangenen sind zur Teilnahme und 
Mitwirkung an Angeboten der Freizeitgestaltung zu motivieren 
und anzuleiten.“

24.	§ 27 Absatz 2 wird wie folgt geändert:
a)	 In Satz 1 werden nach dem Wort „Anordnung“ die Wörter 

„nach § 119 Absatz 1 der Strafprozessordnung“ eingefügt.
b)	 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„Für einzelne Ausgaben oder Teile von Zeitungen und Zeit­
schriften gilt dies auch dann, wenn die Kenntnisnahme von 
deren Inhalten die Sicherheit oder Ordnung der Anstalt er­
heblich gefährden würde.“

25.	§ 28 wird wie folgt gefasst:

„§ 28 
Rundfunk, Informations- 

und Unterhaltungselektronik
(1) Der Zugang zum Hörfunk- und Fernsehempfang (Rund­

funk) ist zu ermöglichen. Die Anstalt entscheidet über die Ein­
speisung einzelner Hörfunk- und Fernsehprogramme, soweit 
eine Empfangsanlage vorhanden ist. Die Wünsche und Bedürf­
nisse der Untersuchungsgefangenen sind angemessen zu be­
rücksichtigen.

(2) Eigene Hörfunk- und Fernsehgeräte der Untersuchungs­
gefangenen werden zugelassen, wenn nicht Gründe des §  16 
Absatz 1 Satz 2 entgegenstehen. Die Untersuchungsgefangenen 
können auf von der Anstalt vermittelte Mietgeräte oder Haft­
raummediensysteme verwiesen werden. In diesem Fall ist den 
Untersuchungsgefangenen abweichend von Satz  1 der Besitz 
eigener Geräte im Haftraum in der Regel nicht gestattet.

(3) Die Untersuchungsgefangenen haben die Kosten für die 
Überprüfung, Überlassung und den Betrieb der von ihnen ge­
nutzten Hörfunk- und Fernsehgeräte sowie die Bereitstellung 
des Hörfunk- und Fernsehempfangs zu tragen. Sind sie dazu 
nicht in der Lage, so kann die Anstalt die Kosten in begründeten 
Fällen in angemessenem Umfang übernehmen.

(4) Andere Geräte der Informations- und Unterhaltungselekt­
ronik können unter den Voraussetzungen des Absatzes 2 Satz 1 
zugelassen werden.“

26.	§ 29 wird wie folgt geändert:
a)	 Der Überschrift werden ein Komma und die Wörter „reli­

giöse Schriften und Gegenstände“ angefügt.
b)	 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Satz 1 werden das Wort „darf“ durch das Wort „ist“ 
und die Wörter „nicht versagt werden“ durch die Wörter 
„ihrer Religionsgemeinschaft zu ermöglichen“ ersetzt.

bb)	In Satz  2 werden die Wörter „ihrer Religionsgemein­
schaft“ gestrichen.

c)	 Absatz 2 wird wie folgt gefasst:
„(2) Die Untersuchungsgefangenen dürfen grundlegende 

religiöse Schriften sowie in angemessenem Umfang Gegen­
stände des religiösen Gebrauchs besitzen. Diese dürfen ih­
nen nur bei grobem Missbrauch entzogen werden.“

d)	 Absatz 3 wird aufgehoben.
27.	§ 30 wird wie folgt geändert:

a)	 In Absatz 1 werden die Wörter „ihres Bekenntnisses“ durch 
die Wörter „ihrer Religionsgemeinschaft“ ersetzt.

b)	 In Absatz 2 wird das Wort „der“ vor dem Wort „Religionsge­
meinschaft“ durch das Wort „dieser“ ersetzt.

c)	 Absatz 3 wird wie folgt gefasst:
„(3) Untersuchungsgefangene können von der Teilnahme 

am Gottesdienst oder an anderen religiösen Veranstaltungen 
ausgeschlossen werden, wenn dies zur Umsetzung einer ver­
fahrenssichernden Anordnung nach § 119 Absatz 1 der Straf­
prozessordnung oder aus überwiegenden Gründen der Si­
cherheit oder Ordnung der Anstalt geboten ist. Die Seelsor­
gerin oder der Seelsorger ist dazu vorher anzuhören; bei ei­
ner Gefährdung der Sicherheit der Anstalt kann dies auch 
nachgeholt werden.“

28.	§ 32 wird wie folgt geändert:
a)	 Nach dem Wort „Anordnung“ werden die Wörter „nach § 119 

Absatz 1 der Strafprozessordnung“ eingefügt.
b)	 Folgender Satz wird angefügt:

„Der Verkehr mit der Außenwelt, insbesondere die Erhal­
tung der Kontakte zu Bezugspersonen mit einem günstigen 
Einfluss auf die Untersuchungsgefangenen, ist zu fördern.“

29.	§ 33 wird wie folgt geändert:
a)	 In der Überschrift werden die Wörter „Recht auf“ gestri­

chen.
b)	 Dem Absatz 1 werden folgende Sätze angefügt:

„Bei Besuchen von minderjährigen Kindern der Untersu­
chungsgefangenen erhöht sich die Gesamtdauer der Be­
suchszeit nach Satz 2 um eine weitere Stunde. Näheres zum 
Verfahren und zum Ablauf der Besuche regelt die Anstalt.“

c)	 In Absatz  3 werden nach dem Wort „sollen“ die Wörter 
„über die Fälle des Absatzes 1“ eingefügt und wird das Wort 
„darüber“ gestrichen.

d)	 Absatz 4 wird wie folgt gefasst:
„(4) Aus Gründen der Sicherheit der Anstalt können Be­

suche davon abhängig gemacht werden, dass die Besuche­
rinnen und Besucher sich und ihre mitgeführten Sachen 
durchsuchen und mit technischen oder sonstigen Hilfsmit­
teln absuchen lassen. Die Durchsuchung darf nur von Perso­
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nen des gleichen Geschlechts vorgenommen werden; das 
Schamgefühl ist zu schonen.“

e)	 Folgender Absatz 6 wird angefügt:
„(6) Die Anstalt kann im Einzelfall die Nutzung einer 

Trennvorrichtung anordnen, wenn dies zum Schutz von Per­
sonen oder zur Verhinderung einer Übergabe von Gegen­
ständen erforderlich ist.“

30.	Die §§ 34 bis 38 werden wie folgt gefasst:

„§ 34 
Besuche der Verteidigung, von Rechtsanwältinnen, 

Rechtsanwälten, Notarinnen und Notaren sowie 
von Mitgliedern bestimmter Institutionen und 

bestimmten Personen
(1) Besuche von Verteidigerinnen und Verteidigern sowie von 

Rechtsanwältinnen, Rechtsanwälten, Notarinnen und Notaren in 
einer die jeweiligen Untersuchungsgefangenen betreffenden 
Rechtssache sind zu gestatten. § 33 Absatz 4 gilt entsprechend. 
Eine inhaltliche Überprüfung der von diesen Personen in einer 
die Untersuchungsgefangenen betreffenden Rechtssache mitge­
führten Schriftstücke und sonstigen Unterlagen ist nicht zulässig.

(2) Besuche von Mitgliedern der in § 37 Absatz 3 Satz 1 ge­
nannten Stellen und von dort aufgeführten Personen sind zu ge­
statten. Die Besuche werden weder gemäß § 35 Absatz 1 beauf­
sichtigt noch die geführten Gespräche gemäß §  35 Absatz  2 
überwacht. Im Übrigen gilt für die Durchführung der Besuche 
Absatz 1 Satz 3, § 33 Absatz 4 und Absatz 6 sowie § 35 Absatz 3 
und Absatz 5 Satz 3 entsprechend.

§ 35 
Beaufsichtigung von Besuchen und 

Überwachung von Gesprächen
(1) Besuche werden vorbehaltlich des Absatzes 4 regelmäßig 

beaufsichtigt. Über Ausnahmen entscheidet die Anstalt. Die Be­
aufsichtigung kann mittels optisch-elektronischer Einrichtungen 
durchgeführt werden.

(2) Gespräche dürfen nur überwacht werden, soweit es im 
Einzelfall aus Gründen der Sicherheit erforderlich ist.

(3) Besuche dürfen abgebrochen werden, wenn Besucherin­
nen, Besucher oder Untersuchungsgefangene gegen dieses Ge­
setz oder aufgrund dieses Gesetzes getroffene Anordnungen 
trotz Abmahnung verstoßen. Dies gilt auch bei einem Verstoß 
gegen verfahrenssichernde Anordnungen nach § 119 Absatz 1 
der Strafprozessordnung. Die Abmahnung unterbleibt, wenn es 
unerlässlich ist, den Besuch sofort abzubrechen.

(4) Besuche von Verteidigerinnen und Verteidigern sowie von 
Rechtsanwältinnen, Rechtsanwälten, Notarinnen und Notaren in 
einer die jeweiligen Untersuchungsgefangenen betreffenden 
Rechtssache werden weder beaufsichtigt noch überwacht.

(5) Beim Besuch dürfen Untersuchungsgefangene grundsätz­
lich keine Gegenstände, und Besucherinnen und Besucher nur 
Gegenstände, die sie innerhalb der Anstalt an dafür zugelasse­
nen Einrichtungen zum Einkauf für die Untersuchungsgefange­
nen erworben haben, übergeben. Dies gilt nicht für die bei dem 
Besuch der Verteidigerinnen und Verteidiger übergebenen 
Schriftstücke und sonstigen Unterlagen sowie für die bei dem 
Besuch von Rechtsanwältinnen, Rechtsanwälten, Notarinnen 
und Notaren zur Erledigung einer die jeweiligen Untersuchungs­
gefangenen betreffenden Rechtssache übergebenen Schriftstü­
cke und sonstigen Unterlagen. Bei dem Besuch von Rechtsan­
wältinnen, Rechtsanwälten, Notarinnen und Notaren kann die 
Übergabe aus Gründen der Sicherheit oder Ordnung der Anstalt 
von der Erlaubnis der Anstalt abhängig gemacht werden.

§ 36 
Schriftwechsel

(1) Die Untersuchungsgefangenen haben das Recht, Schrei­
ben abzusenden und zu empfangen. Die Kosten des Schrift­

wechsels tragen die Untersuchungsgefangenen. Sind sie dazu 
nicht in der Lage, so kann die Anstalt die Kosten in begründeten 
Fällen in angemessenem Umfang übernehmen.

(2) Die Anstalt kann den Schriftwechsel mit bestimmten Per­
sonen untersagen, wenn die Sicherheit oder Ordnung der Anstalt 
gefährdet würde.

§ 37 
Überwachung von Schriftwechsel

(1) Der Schriftwechsel darf nur überwacht werden, soweit 
dies aus Gründen der Sicherheit der Anstalt erforderlich ist.

(2) Der Schriftwechsel der Untersuchungsgefangenen mit ih­
ren Verteidigerinnen und Verteidigern sowie mit Rechtsanwäl­
tinnen, Rechtsanwälten, Notarinnen und Notaren in einer die 
jeweiligen Untersuchungsgefangenen betreffenden Rechtssache 
wird nicht überwacht.

(3) Ferner wird der Schriftwechsel der Untersuchungsgefan­
genen mit
1.	 den Volksvertretungen des Bundes und der Länder sowie 

deren Mitgliedern,
2.	 dem Bundesverfassungsgericht und dem für sie zuständigen 

Landesverfassungsgericht,
3.	 der oder dem für sie zuständigen Bürgerbeauftragten eines 

Landes,
4.	 der oder dem Datenschutzbeauftragten des Bundes oder der 

Länder,
5.	 dem europäischen Parlament sowie dessen Mitgliedern,
6.	 dem Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte,
7.	 dem Europäischen Gerichtshof,
8.	 der oder dem Europäischen Datenschutzbeauftragten,
9.	 der oder dem Europäischen Bürgerbeauftragten,
10.	dem Europäischen Ausschuss zur Verhütung von Folter und 

unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe,
11.	der Europäischen Kommission gegen Rassismus und Intole­

ranz,
12.	dem Menschenrechtsausschuss der Vereinten Nationen,
13.	den Ausschüssen der Vereinten Nationen für die Beseitigung 

der Rassendiskriminierung und für die Beseitigung der Dis­
kriminierung der Frau,

14.	dem Ausschuss der Vereinten Nationen gegen Folter, dem 
zugehörigen Unterausschuss zur Verhütung von Folter und 
den entsprechenden Nationalen Präventivmechanismen,

15.	den konsularischen Vertretungen ihres Heimatlandes,
16.	der für sie zuständigen Führungsaufsichtsstelle, Bewäh­

rungs- und Gerichtshilfe,
17.	der oder dem Opferbeauftragten des Landes Berlin und
18.	den Anstaltsbeiräten und dem Berliner Vollzugsbeirat sowie 

deren Mitgliedern
nicht überwacht, wenn die Schreiben an die Anschriften dieser 
Stellen oder Personen gerichtet sind und die Absenderinnen oder 
Absender zutreffend angegeben sind. Schreiben der in Satz  1 
genannten Stellen oder Personen, die an die Untersuchungsge­
fangenen gerichtet sind, dürfen nicht überwacht werden, wenn 
die Identität der Absenderinnen oder Absender zweifelsfrei fest­
steht. In diesem Fall ist jedoch eine Sichtkontrolle entsprechend 
§ 38 Absatz 3 vorzunehmen.

(4) Für den Schriftwechsel zur Ausübung des Wahlrechts gilt 
Absatz 3 entsprechend.
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§ 38 
Sichtkontrolle, Weiterleitung 

von Schreiben, Aufbewahrung
(1) Die Untersuchungsgefangenen haben das Absenden und 

den Empfang ihrer Schreiben durch die Anstalt vermitteln zu 
lassen, soweit nichts anderes gestattet ist. Ein- und ausgehende 
Schreiben sind unverzüglich weiterzuleiten.

(2) Ein- und ausgehende Schreiben werden durch Sichtkont­
rolle auf verbotene Gegenstände überprüft.

(3) Bei der Sichtkontrolle des Schriftwechsels der Untersu­
chungsgefangenen mit ihren Verteidigerinnen und Verteidigern 
sowie Rechtsanwältinnen, Rechtsanwälten, Notarinnen und No­
taren in einer sie betreffenden Rechtssache dürfen die ein- und 
ausgehenden Schreiben nur ungeöffnet auf verbotene Gegen­
stände untersucht werden. Besteht der Verdacht, dass diese 
Schreiben verbotene Gegenstände enthalten, oder bestehen 
Zweifel am Vorliegen eines Mandatsverhältnisses oder der Be­
rufsträgereigenschaft, so werden sie an die Absenderinnen oder 
Absender zurückgesandt oder den absendenden Untersuchungs­
gefangenen zurückgegeben, sofern nicht der dringende Verdacht 
besteht, dass ungeöffnete Schreiben verbotene strafrechtlich re­
levante Gegenstände enthalten und eine Sicherstellung nach 
strafprozessualen Vorschriften in Betracht kommt.

(4) Die Untersuchungsgefangenen haben eingehende Schrei­
ben unverschlossen zu verwahren, sofern nichts anderes gestat­
tet wird. Sie können sie verschlossen zu ihrer Habe geben.“

31.	§ 39 wird wie folgt geändert:
a)	 In Absatz 1 werden die Wörter „Die Anstaltsleiterin oder der 

Anstaltsleiter kann Schreiben anhalten“ durch die Wörter 
„Schreiben können angehalten werden“ ersetzt.

b)	 Absatz 3 Satz 3 wird wie folgt gefasst:
„Soweit angehaltene Schreiben nicht als Beweismittel nach 
strafprozessualen Vorschriften sichergestellt werden, wer­
den sie an die Absenderinnen oder Absender zurückgegeben 
oder, sofern dies unmöglich oder aus besonderen Gründen 
nicht angezeigt ist, von der Anstalt verwahrt.“

c)	 In Absatz 4 wird die Angabe „und 3“ durch die Angabe „bis 
4“ ersetzt.

32.	§ 40 wird wie folgt gefasst:

„§ 40 
Telefongespräche

(1) Den Untersuchungsgefangenen kann gestattet werden, Te­
lefongespräche durch Vermittlung der Anstalt zu führen. Die 
Vorschriften über den Besuch gemäß § 33 Absatz 5 und §§ 34, 
35 Absatz 3 und 4 gelten entsprechend. Ist die Überwachung des 
Telefongesprächs erforderlich, so teilt die Anstalt die angeord­
nete Überwachung den Untersuchungsgefangenen rechtzeitig 
vor Beginn des Telefongesprächs und den Gesprächspartnerin­
nen und Gesprächspartnern der Untersuchungsgefangenen un­
mittelbar nach Herstellung der Verbindung mit.

(2) Die Kosten der Telefongespräche tragen die Untersu­
chungsgefangenen. Sind sie dazu nicht in der Lage, so kann die 
Anstalt die Kosten in begründeten Fällen in angemessenem Um­
fang übernehmen.“

33.	§ 41 wird wie folgt geändert:
a)	 In Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „Nahrungs- und Ge­

nussmitteln“ durch die Wörter „Nahrungs-, Genuss- und 
Körperpflegemitteln sowie Arzneimitteln“ ersetzt.

b)	 Absatz 2 wird wie folgt geändert:
aa)	Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt:

„Sie sind auf verbotene Gegenstände zu durchsuchen.“
bb)	In dem neuen Satz 3 werden nach dem Wort „den“ die 

Wörter „Absenderinnen oder“ eingefügt.

c)	 Folgender Absatz 5 wird angefügt:
„(5) Die Kosten des Paketversandes tragen die Untersu­

chungsgefangenen. Sind sie dazu nicht in der Lage, so kann 
die Anstalt die Kosten in begründeten Fällen in angemesse­
nem Umfang übernehmen.“

34.	§ 42 wird wie folgt geändert:
a)	 Der Überschrift werden die Wörter „der Sicherheit und Ord­

nung“ angefügt.
b)	 Dem Wortlaut wird folgender Absatz 1 vorangestellt:

„(1) Sicherheit und Ordnung der Anstalt bilden die Grund­
lage des Anstaltslebens und tragen dazu bei, dass in der An­
stalt ein gewaltfreies Klima herrscht.“

c)	 Der bisherige Wortlaut wird Absatz 2 und ihm wird folgen­
der Satz angefügt:
„Es sind insbesondere geschlechtsspezifische Belange so­
wie die besonderen Belange lebensälterer und behinderter 
Untersuchungsgefangener zu berücksichtigen.“

35.	In §  43 Absatz  1 Satz  2 wird das Wort „Ruhezeit“ durch das 
Wort „Einschlusszeit“ ersetzt.

36.	§ 44 wird wie folgt geändert:
a)	 Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„§ 44 
Absuchung, Durchsuchung und Haftraumrevision“

b)	 Absatz 1 wird wie folgt gefasst:
„(1) Die Untersuchungsgefangenen und ihre Sachen dür­

fen, auch unter Verwendung technischer oder sonstiger 
Hilfsmittel, abgesucht und durchsucht werden. Entspre­
chendes gilt für die Hafträume (Haftraumrevision). Die 
Durchsuchung männlicher Untersuchungsgefangener darf 
nur von Männern, die Durchsuchung weiblicher Untersu­
chungsgefangener darf nur von Frauen vorgenommen wer­
den. Das Schamgefühl ist zu schonen. Schreiben und Unter­
lagen, die gemäß § 37 Absatz 2 bis 4 nicht überwacht werden 
dürfen, werden in Gegenwart der Untersuchungsgefangenen 
nur einer groben Sichtung auf verbotene Beilagen oder 
Schriftstücke unterzogen.“

c)	 Absatz 2 wird wie folgt geändert:
aa)	Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„Nur bei Gefahr im Verzug oder auf Anordnung der von 
der Anstaltsleiterin oder dem Anstaltsleiter dazu be­
stimmten Bediensteten im Einzelfall ist es zulässig, eine 
mit einer Entkleidung verbundene körperliche Durchsu­
chung vorzunehmen.“

bb)	Folgender Satz wird angefügt:
„Abweichend von Absatz 1 Satz 3 und Satz 2 soll bei 
berechtigtem Interesse der Untersuchungsgefangenen 
ihrem Wunsch, die mit der Entkleidung verbundene kör­
perliche Durchsuchung Bediensteten eines bestimmten 
Geschlechts zu übertragen, entsprochen werden; nur Be­
dienstete des benannten Geschlechts dürfen in diesem 
Fall während der Entkleidung anwesend sein.“

d)	 In Absatz  3 werden die Wörter „Anstaltsleiterin oder der 
Anstaltsleiter“ durch das Wort „Anstalt“ ersetzt und werden 
nach dem Wort „mit“ die Wörter „Besucherinnen oder“ ein­
gefügt.

37.	Die §§ 45 bis 51 werden wie folgt gefasst:

„§ 45 
Maßnahmen zur Feststellung 

von Suchtmittelgebrauch
Zur Aufrechterhaltung der Sicherheit oder Ordnung der An­

stalt können allgemein oder im Einzelfall Maßnahmen angeord­
net werden, die geeignet sind, den Gebrauch von Suchtmitteln 
festzustellen. Diese Maßnahmen dürfen nicht mit einem körper­
lichen Eingriff verbunden sein.
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§ 46 
Festnahmerecht

Untersuchungsgefangene, die entwichen sind oder sich sonst 
ohne Erlaubnis außerhalb der Anstalt aufhalten, können durch 
die Anstalt oder auf deren Veranlassung festgenommen und zu­
rückgebracht werden.

§ 47 
Besondere Sicherungsmaßnahmen

(1) Gegen Untersuchungsgefangene können besondere Siche­
rungsmaßnahmen angeordnet werden, wenn nach ihrem Verhal­
ten oder aufgrund ihres seelischen Zustands in erhöhtem Maße 
die Gefahr der Entweichung, von Gewalttätigkeiten gegen Per­
sonen oder Sachen, der Selbsttötung oder der Selbstverletzung 
besteht.

(2) Als besondere Sicherungsmaßnahmen sind zulässig:
1.	 der Entzug oder die Vorenthaltung von Gegenständen,
2.	 die Beobachtung der Untersuchungsgefangenen in ihren 

Hafträumen, im besonders gesicherten Haftraum oder im 
Krankenzimmer,

3.	 die Absonderung von anderen Gefangenen,
4.	 der Entzug oder die Beschränkung des Aufenthalts im Freien,
5.	 die Unterbringung in einem besonders gesicherten Haftraum 

ohne gefährdende Gegenstände und
6.	 die Fesselung oder die Fixierung mittels spezieller Gurtsys­

teme an dafür vorgesehenen Gegenständen, insbesondere 
Matratzen oder Liegen.

Mehrere Sicherungsmaßnahmen können nebeneinander ange­
ordnet werden, wenn die Gefahr anders nicht abgewendet wer­
den kann.

(3) Der Entzug oder die Vorenthaltung von Gegenständen, die 
Absonderung und die Beschränkung des Aufenthalts im Freien 
sind auch zulässig, wenn die Gefahr einer Befreiung oder eine 
erhebliche Störung der Ordnung der Anstalt anders nicht ver­
mieden oder behoben werden kann.

(4) Ein Entzug des Aufenthalts im Freien ist nur zulässig, 
wenn eine Unterbringung im besonders gesicherten Haftraum 
erfolgt und aufgrund fortbestehender erheblicher Gefahr der 
Selbst- oder Fremdgefährdung nicht verantwortet werden kann, 
einen täglichen Aufenthalt im Freien zu gewähren.

§ 48 
Absonderung

Eine Absonderung von mehr als 24 Stunden Dauer ist nur zu­
lässig, wenn sie zur Abwehr einer in der Person der oder des 
Untersuchungsgefangenen liegenden Gefahr unerlässlich ist.

§ 49 
Fesselung und Fixierung

(1) In der Regel dürfen Fesseln nur an den Händen oder an 
den Füßen angelegt werden. Zur Verhinderung von Entweichun­
gen dürfen Untersuchungsgefangene bei einer Ausführung, Vor­
führung oder beim Transport auch über die Fälle des § 47 Ab­
satz 1 hinaus im erforderlichen Umfang gefesselt werden.

(2) Eine Fixierung des Körpers oder von Teilen davon ist nur 
zulässig, wenn die gegenwärtige und erhebliche Gefahr besteht, 
dass Untersuchungsgefangene sich selbst oder andere ernsthaft 
zu verletzten oder zu töten versuchen.

(3) Hinsichtlich der Art und des Umfangs der Fesselung oder 
Fixierung sind die Untersuchungsgefangenen zu schonen. Die 
Fesselung oder Fixierung ist unverzüglich zu lockern, wenn die 
Gefahr sich verringert hat oder dies zeitweise, beispielsweise 
zur Nahrungsaufnahme oder ärztlichen Untersuchung, notwen­
dig ist. Sie ist zu entfernen, sobald die Gefahr nicht mehr fortbe­
steht oder durch mildere Mittel abgewendet werden kann.

§ 50 
Anordnung besonderer 

Sicherungsmaßnahmen, Verfahren
(1) Besondere Sicherungsmaßnahmen ordnen die von der An­

staltsleiterin oder dem Anstaltsleiter dazu bestimmten Bediens­
teten an. Bei Gefahr im Verzug können auch andere Bedienstete 
diese Maßnahmen vorläufig anordnen. Die Entscheidung der nach 
Satz 1 zuständigen Bediensteten ist unverzüglich einzuholen.

(2) Werden Untersuchungsgefangene ärztlich behandelt oder 
beobachtet oder bildet ihr seelischer Zustand den Anlass der be­
sonderen Sicherungsmaßnahme, so ist vorher eine ärztliche 
Stellungnahme zu den gesundheitlichen Auswirkungen einzuho­
len. Ist dies wegen Gefahr im Verzug nicht möglich, so wird die 
Stellungnahme unverzüglich nachträglich eingeholt.

(3) Den Untersuchungsgefangenen sind besondere Siche­
rungsmaßnahmen zusammen mit deren Anordnung zu erläutern. 
Bei einer Gefährdung der Sicherheit kann dies ausnahmsweise 
nachgeholt werden. Die Anordnung, Entscheidungen zur Fort­
dauer und die Durchführung der Maßnahmen einschließlich der 
ärztlichen Beteiligung sind mit einer kurzen Begründung schrift­
lich abzufassen.

(4) Besondere Sicherungsmaßnahmen sind in angemessenen 
Abständen daraufhin zu überprüfen, ob und in welchem Umfang 
sie aufrechterhalten werden müssen.

(5) Besondere Sicherungsmaßnahmen sind dem Gericht, der 
Staatsanwaltschaft und der Verteidigung unverzüglich mitzutei­
len, der Aufsichtsbehörde wenn sie länger als drei Tage aufrecht­
erhalten werden. Sind die Untersuchungsgefangenen in einem 
besonders gesicherten Haftraum untergebracht und fixiert, so 
hat die Mitteilung an die Aufsichtsbehörde abweichend von 
Satz 1 bereits nach Ablauf von 24 Stunden zu erfolgen.

(6) Die Absonderung und die Unterbringung im besonders ge­
sicherten Haftraum von mehr als acht Tagen bedürfen der Zu­
stimmung der Aufsichtsbehörde. Während der Absonderung und 
Unterbringung im besonders gesicherten Haftraum sind die Un­
tersuchungsgefangenen in besonderem Maße zu betreuen. Sind 
die Untersuchungsgefangenen darüber hinaus fixiert, so sind sie 
ständig und in unmittelbarem Sichtkontakt zu beobachten.

§ 51 
Ärztliche Überwachung

(1) Sind Untersuchungsgefangene in einem besonders gesi­
cherten Haftraum untergebracht oder fixiert, so sucht sie die Ärz­
tin oder der Arzt alsbald und in der Folge möglichst täglich auf.

(2) Die Ärztin oder der Arzt ist regelmäßig zu den gesundheit­
lichen Auswirkungen zu hören, solange den Untersuchungs­
gefangenen im besonders gesicherten Haftraum der tägliche 
Aufenthalt im Freien entzogen ist oder sie länger als 24 Stunden 
abgesondert sind.“

38.	§ 54 wird § 52 und in Absatz 1 werden das Wort „ihre“ durch das 
Wort „durch“ sowie das Wort „und“ durch die Wörter „der kör­
perlichen Gewalt oder“ ersetzt.

39.	§ 55 wird § 53 und wie folgt geändert:
a)	 Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Zur Durchführung rechtmäßiger Vollzugs- und Si­
cherungsmaßnahmen dürfen Bedienstete unmittelbaren 
Zwang anwenden, soweit der damit verfolgte Zweck auf 
keine andere Weise erreicht werden kann.“

b)	 Absatz 3 wird wie folgt gefasst:
„(3) Das Recht zur Anwendung unmittelbaren Zwangs 

durch andere Hoheitsträger, insbesondere Polizeivollzugs­
bedienstete, bleibt unberührt.“

40.	§ 56 wird § 54 und in Absatz 1 werden die Wörter „den Einzel­
nen“ durch das Wort „Einzelne“ ersetzt.

41.	§ 57 wird aufgehoben.
42.	§ 58 wird § 55.
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43.	§ 59 wird § 56 und wie folgt geändert:
a)	 Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„Ihr Gebrauch unterbleibt, wenn eine Gefährdung Unbetei­
ligter nicht ausgeschlossen werden kann.“

b)	 In Absatz 5 werden nach dem Wort „befreien“ die Wörter 
„oder gewaltsam in eine Anstalt eindringen“ eingefügt.

44.	§ 60 wird § 57 und Absatz 1 wird wie folgt gefasst:
„(1) Disziplinarmaßnahmen können angeordnet werden, 

wenn Untersuchungsgefangene rechtswidrig und schuldhaft
1.	 andere Personen oder Mitgefangene mit Worten oder mittels 

einer Tätlichkeit beleidigen, körperlich misshandeln, bedro­
hen oder nötigen,

2.	 fremde Sachen zerstören, beschädigen oder unbefugt deren 
Erscheinungsbild nicht nur unerheblich und nicht nur vorü­
bergehend verändern,

3.	 in sonstiger Weise gegen Strafgesetze verstoßen oder eine 
Ordnungswidrigkeit begehen,

4.	 Lebensmittel, Verpackungen sowie andere Gegenstände un­
sachgemäß entgegen der Hausordnung entsorgen,

5.	 verbotene Gegenstände in die Anstalt bringen, sich an deren 
Einbringung beteiligen, sie besitzen oder weitergeben,

6.	 unerlaubt Betäubungsmittel oder andere berauschende Stof­
fe konsumieren,

7.	 entweichen oder zu entweichen versuchen,
8.	 gegen eine verfahrenssichernde Anordnung nach § 119 Ab­

satz 1 der Strafprozessordnung verstoßen,
9.	 in nicht unerheblicher Weise gegen sonstige Pflichten oder 

Anordnungen verstoßen, die ihnen durch dieses Gesetz oder 
aufgrund dieses Gesetzes auferlegt sind, und dadurch die  
Sicherheit oder Ordnung der Anstalt stören.“

45.	§ 61 wird § 58 und wie folgt geändert:
a)	 Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Zulässige Disziplinarmaßnahmen sind
1.	 der Verweis,
2.	 der Entzug des Einkaufs für die Dauer von bis zu einem 

Monat,
3.	 die Beschränkung oder der Entzug von Annehmlichkei­

ten nach § 19 für die Dauer von bis zu zwei Monaten,
4.	 die Beschränkung oder die Unterbindung des Fernseh­

empfangs für die Dauer von bis zu zwei Monaten,
5.	 die Beschränkung oder der Entzug der Gegenstände für 

die Freizeitbeschäftigung mit Ausnahme des Lesestoffs 
oder der Ausschluss von gemeinsamer Freizeit oder von 
einzelnen Freizeitveranstaltungen für die Dauer von bis 
zu zwei Monaten,

6.	 der Entzug der zugewiesenen Arbeit oder Beschäftigung 
für die Dauer von bis zu zwei Wochen unter Wegfall der 
nach § 25 geregelten Vergütung,

7.	 die Kürzung der Vergütung nach § 25 um zehn Prozent 
für die Dauer von zwei Monaten und

8.	 Arrest bis zu vier Wochen.“
b)	 Dem Absatz 3 wird folgender Satz angefügt:

„Gegen Schwangere und weibliche Untersuchungsgefange­
ne, die gemeinsam mit ihren Kindern in der Anstalt unterge­
bracht sind, darf ein Arrest nicht verhängt werden.“

46.	§ 62 wird § 59 und wie folgt geändert:
a)	 Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Die Vollstreckung von Disziplinarmaßnahmen kann 
ganz oder teilweise bis zu sechs Monate zur Bewährung aus­
gesetzt werden. Die Aussetzung zur Bewährung kann ganz 
oder teilweise widerrufen werden, wenn die Untersuchungs­

gefangenen die ihr zugrundeliegenden Erwartungen nicht 
erfüllen.“

b)	 Absatz 3 wird wie folgt geändert:
aa)	Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„Für die Dauer des Arrests werden die Untersuchungs­
gefangenen getrennt von anderen Gefangenen unterge­
bracht.“

bb)	In Satz 3 werden die Wörter „ , 27 Absatz 1 und § 28“ 
durch die Angabe „und 28“ ersetzt.

cc)	Folgende Sätze werden angefügt:
„Gegenstände für die Freizeitbeschäftigung mit Ausnah­
me des Lesestoffs sind nicht zugelassen. Die Rechte zur 
Teilnahme am Gottesdienst und anderen religiösen Ver­
anstaltungen in der Anstalt sowie auf Aufenthalt im 
Freien bleiben unberührt.“

47.	§ 63 wird § 60 und wie folgt geändert:
a)	 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„Disziplinarmaßnahmen ordnen die von der Anstaltsleiterin 
oder dem Anstaltsleiter dazu bestimmten Bediensteten an.“

b)	 Absatz 3 Satz 2 wird wie folgt gefasst:
„§ 59 Absatz 2 bleibt unberührt.“

48.	§ 64 wird § 61 und wie folgt geändert:
a)	 Die Absätze 1 bis 3 werden durch die folgenden Absätze er­

setzt:
„(1) Bei der Klärung des Sachverhalts sind sowohl be­

lastende als auch entlastende Umstände zu ermitteln. Die 
betroffenen Untersuchungsgefangenen werden gehört. Sie 
werden darüber unterrichtet, welche Verfehlungen ihnen zur 
Last gelegt werden. Sie sind darauf hinzuweisen, dass es ih­
nen freisteht, sich zu äußern oder nicht zur Sache auszusa­
gen. Die Äußerungen der Untersuchungsgefangenen und die 
Ergebnisse der Ermittlungen sind zu dokumentieren.

(2) In geeigneten Fällen können zur Abwendung von Dis­
ziplinarmaßnahmen im Wege einvernehmlicher Streitbeile­
gung Vereinbarungen getroffen werden. Insbesondere kom­
men die Wiedergutmachung des Schadens, die Entschuldi­
gung bei Geschädigten, die Erbringung von Leistungen für 
die Gemeinschaft und der vorübergehende Verbleib auf dem 
Haftraum in Betracht. Erfüllen die Untersuchungsgefange­
nen die Vereinbarung, so hat die Anordnung einer Diszipli­
narmaßnahme aufgrund dieser Verfehlung zu unterbleiben.

(3) Mehrere Verfehlungen, die gleichzeitig zu beurteilen 
sind, werden durch eine Entscheidung geahndet.

(4) Die für die Anordnung von Disziplinarmaßnahmen 
zuständigen Bediensteten sollen sich vor der Entscheidung 
mit anderen Bediensteten besprechen, die maßgeblich an der 
Betreuung der Untersuchungsgefangenen mitwirken. Vor 
der Anordnung von Disziplinarmaßnahmen gegen Untersu­
chungsgefangene, die sich in ärztlicher Behandlung befin­
den, oder gegen Schwangere oder stillende Untersuchungs­
gefangene ist eine Ärztin oder ein Arzt zu den gesundheit­
lichen Auswirkungen zu hören.“

b)	 Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5 und in ihm werden die 
Wörter „von der Anstaltsleiterin oder dem Anstaltsleiter“ 
gestrichen.

c)	 Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 6 und wie folgt geän­
dert:
aa)	 In Satz 1 werden nach dem Wort „Arzt“ die Wörter „zur 

Arrestfähigkeit“ eingefügt.
bb)	In Satz 3 wird nach dem Wort „wenn“ das Wort „ansons­

ten“ eingefügt.
d)	 Der bisherige Absatz 6 wird Absatz 7 und die Angabe „§ 61“ 

durch die Angabe „§ 58“ ersetzt.
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49.	Die Überschrift des zehnten Abschnitts wird wie folgt gefasst:

„Zehnter Abschnitt 
Aufhebung von Maßnahmen und Beschwerderecht“

50.	Nach der Überschrift des zehnten Abschnitts wird folgender 
§ 62 eingefügt:

„§ 62 
Aufhebung von Maßnahmen

(1) Die Aufhebung von Maßnahmen zur Regelung einzelner 
Angelegenheiten auf dem Gebiet des Vollzugs richtet sich nach 
den Absätzen 2 bis 5, soweit dieses Gesetz keine abweichende 
Bestimmung enthält.

(2) Rechtswidrige Maßnahmen können ganz oder teilweise 
mit Wirkung für die Vergangenheit oder die Zukunft zurückge­
nommen werden.

(3) Rechtmäßige Maßnahmen können ganz oder teilweise mit 
Wirkung für die Zukunft widerrufen werden, wenn
1.	 aufgrund nachträglich eingetretener oder bekannt geworde­

ner Umstände die Maßnahmen hätten versagt werden können,
2.	 die Maßnahmen missbraucht werden oder
3.	 Weisungen nicht befolgt werden.

(4) Begünstigende Maßnahmen dürfen nach den Absätzen 2 
oder 3 nur aufgehoben werden, wenn die vollzuglichen Interes­
sen an der Aufhebung in Abwägung mit dem schutzwürdigen 
Vertrauen der Betroffenen auf den Bestand der Maßnahmen 
überwiegen. Davon ist insbesondere auszugehen, wenn die Auf­
hebung der Maßnahme unerlässlich ist, um die Sicherheit der 
Anstalt zu gewährleisten.

(5) Der gerichtliche Rechtsschutz bleibt unberührt.“
51.	§ 65 wird § 63 und wie folgt geändert:

a)	 In Absatz  1 werden die Wörter „Anstaltsleiterin oder den 
Anstaltsleiter“ durch das Wort „Anstalt“ ersetzt.

b)	 In Absatz 2 werden nach dem Wort „Besichtigen“ die Wör­
ter „Vertreterinnen oder“ eingefügt.

52.	§ 66 wird § 64.
53.	§ 67 wird § 65 und Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„Der Vollzug ist auf die Förderung der jungen Untersuchungsge­
fangenen auszurichten und erzieherisch zu gestalten.“

54.	§ 68 wird § 66 und wie folgt geändert:
a)	 In Absatz 1 werden das Wort „Jugendgerichtshilfe“ und das 

nachfolgende Komma durch das Wort „das“ ersetzt.
b)	 In Absatz 2 werden nach dem Wort „Anordnung“ die Wörter 

„nach § 119 Absatz 1 der Strafprozessordnung“ eingefügt.
c)	 In Absatz 3 werden nach dem Wort „das“ das Wort „zustän­

dige“ und nach dem Wort „einer“ die Wörter „Überstellung 
oder“ eingefügt.

55.	§ 69 wird § 67 und wie folgt geändert:
a)	 In Absatz 2 Satz 1 werden vor dem Wort „Erziehung“ die 

Wörter „Förderung sowie“ eingefügt.
b)	 Absatz 3 wird aufgehoben.

56.	§ 70 wird § 68 und wie folgt gefasst:

„§ 68 
Unterbringung

(1) Geeignete junge Untersuchungsgefangene sind in Wohn­
gruppen unterzubringen, sofern eine verfahrenssichernde An­
ordnung nach §  119 Absatz  1 der Strafprozessordnung nicht 
entgegensteht. Wohngruppen zeichnen sich durch eine besonde­
re pädagogische Betreuung aus. Sie werden von fest zugeordne­
ten Bediensteten des allgemeinen Vollzugsdienstes betreut. Sie 
werden baulich abgegrenzt für eine überschaubare Anzahl von 
jungen Untersuchungsgefangenen eingerichtet und verfügen ne­
ben Hafträumen über wohnlich gestaltete Einrichtungen zur ge­
meinsamen Nutzung, insbesondere über Küchen und Gemein­
schaftsräume.

(2) Der gemeinschaftliche Aufenthalt kann über § 13 Absatz 2 
hinaus auch eingeschränkt oder ausgeschlossen werden, wenn 
dies aus erzieherischen Gründen angezeigt ist.“

57.	§ 71 wird § 69.
58.	§ 72 wird § 70 und wie folgt geändert:

a)	 In Absatz 1 werden nach Satz 1 die folgenden Sätze einge­
fügt:
„Kontakte der jungen Untersuchungsgefangenen zu ihren 
Kindern werden besonders gefördert. Bei Besuchen von ih­
ren Kindern erhöht sich die Gesamtdauer der Besuchszeit 
nach Satz 1 um zwei weitere Stunden.“

b)	 Absatz 2 wird aufgehoben.
c)	 Absatz 3 wird Absatz 2.
d)	 Absatz 4 wird Absatz 3 und wie folgt gefasst:

„(3) Besuche dürfen über § 35 Absatz 3 hinaus auch abge­
brochen werden, wenn von Besucherinnen oder Besuchern, 
die nicht Angehörige der jungen Untersuchungsgefangenen 
im Sinne von § 11 Absatz 1 Nummer 1 des Strafgesetzbuchs 
sind, ein schädlicher Einfluss ausgeht.“

e)	 Absatz 5 wird Absatz 4.
f)	 Absatz 6 wird Absatz 5 und wie folgt gefasst:

„(5) Für Besuche, Schriftwechsel und Telefongespräche 
mit Beiständen nach § 69 des Jugendgerichtsgesetzes gelten 
§ 34 Absatz 1, § 35 Absatz 4 und Absatz 5 Satz 2, § 37 Ab­
satz 2, § 38 Absatz 3 und § 39 Absatz 4 entsprechend.“

59.	§ 73 wird § 71 und in Absatz 2 wird die Angabe „§ 16 Satz 2“ 
durch die Wörter „die Fälle des § 28 Absatz 2 und 4“ ersetzt.

60.	§ 74 wird § 72 und es werden die Angabe „§ 49“ durch die An­
gabe „§ 47“ ersetzt sowie die Wörter „der Entzug oder“ gestri­
chen.

61.	§ 75 wird § 73 und wie folgt gefasst:

„§ 73 
Einvernehmliche Konfliktregelung, 

erzieherische Maßnahmen, Disziplinarmaßnahmen
(1) Verstöße der jungen Untersuchungsgefangenen gegen 

Pflichten, die ihnen durch dieses Gesetz oder aufgrund dieses 
Gesetzes auferlegt sind, sind unverzüglich erzieherisch aufzuar­
beiten. Dabei können vorrangig gegenüber Disziplinarmaßnah­
men nach Absatz 5 Maßnahmen der einvernehmlichen Konflik­
tregelung nach Absatz  2 oder erzieherische Maßnahmen nach 
Absatz 3 ergriffen werden, sofern diese geeignet sind, den jun­
gen Untersuchungsgefangenen ihr Fehlverhalten und die Not­
wendigkeit einer Verhaltensänderung bewusst zu machen. Ein­
vernehmliche Konfliktregelungen nach Absatz 2 gehen erziehe­
rischen Maßnahmen nach Absatz 3 vor.

(2) Im Rahmen der einvernehmlichen Konfliktregelung wer­
den mit den jungen Untersuchungsgefangenen Vereinbarungen 
getroffen. Zur Konfliktregelung kommen insbesondere die Wie­
dergutmachung des Schadens, die Entschuldigung bei Geschä­
digten, die Erbringung von Leistungen für die Gemeinschaft, die 
Teilnahme an einer Mediation und der vorübergehende Verbleib 
auf dem Haftraum in Betracht. Erfüllen die jungen Untersu­
chungsgefangenen die Vereinbarung, so sind die Anordnung ei­
ner erzieherischen Maßnahme nach Absatz 3 sowie die Anord­
nung einer Disziplinarmaßnahme nach Absatz 5 aufgrund dieser 
Verfehlung ausgeschlossen.

(3) Als erzieherische Maßnahmen für die Dauer von jeweils 
bis zu einer Woche kommen in Betracht
1.	 die Erteilung von Weisungen und Auflagen,
2.	 die Beschränkung oder der Entzug einzelner Gegenstände 

für die Freizeitbeschäftigung und
3.	 der Ausschluss von gemeinsamer Freizeit oder von einzel­

nen Freizeitveranstaltungen.
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Es sollen nur solche erzieherischen Maßnahmen angeordnet 
werden, die mit der Verfehlung in Zusammenhang stehen. § 61 
Absatz 1 Satz 2 bis 4 gilt entsprechend.

(4) Die Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter legt fest, wel­
che Bediensteten befugt sind, Maßnahmen nach den Absätzen 2 
und 3 anzuordnen.

(5) Disziplinarmaßnahmen dürfen nur angeordnet werden, 
wenn Maßnahmen nach Absatz  2 und 3 nicht ausreichen, um 
den jungen Untersuchungsgefangenen das Unrecht ihrer Hand­
lung zu verdeutlichen. Ferner ist sowohl bei der Entscheidung, 
ob eine Disziplinarmaßnahme anzuordnen ist, als auch bei Aus­
wahl der nach Absatz 6 zulässigen Maßnahmen eine aus demsel­
ben Anlass bereits angeordnete besondere Sicherungsmaßnah­
me zu berücksichtigen.

(6) Gegen junge Untersuchungsgefangene darf eine Diszipli­
narmaßnahme nach §  58 Absatz  1 Nummer  1 nicht verhängt 
werden. Anstatt eines Entzugs des Einkaufs nach § 58 Absatz 1 
Nummer 2 ist nur eine Beschränkung des Einkaufs für die Dauer 
von bis zu zwei Wochen zulässig. Arrest nach §  58 Absatz  1 
Nummer 8 ist ebenfalls nur für die Dauer von bis zu zwei Wo­
chen zulässig. Der Arrest ist zudem erzieherisch zu gestalten.“

62.	 § 76 wird § 74 und Absatz 2 wird wie folgt gefasst;
„(2) Haft- und Funktionsräume, insbesondere Gemeinschafts­

räume für den Aufenthalt außerhalb der Einschlusszeiten, sowie 
Besuchsräume sind zweckentsprechend auszugestalten.“

63.	§ 77 wird § 75 und wie folgt geändert:
a)	 In Absatz 1 Satz 1 wird das Wort „Ruhezeit“ durch das Wort 

„Einschlusszeiten“ ersetzt.
b)	 Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Hafträume dürfen nicht mit mehr Untersuchungsge­
fangenen als zugelassen, jedoch höchstens mit zwei Unter­
suchungsgefangenen, belegt werden.“

64.	§ 78 wird § 76 und in Absatz 1 wird Satz 2 aufgehoben.
65.	Die §§ 79 bis 81 werden die §§ 77 bis 79 und wie folgt gefasst:

„§ 77 
Leitung der Anstalt

(1) Jede Anstalt wird von einer Anstaltsleiterin oder einem 
Anstaltsleiter geleitet. Zu ihren oder seinen Aufgaben und Be­
fugnissen als Führungskraft gehören insbesondere
1.	 die Gesamtverantwortung für den Vollzug und dessen Ge­

staltung, auch im Hinblick auf die sichere Unterbringung 
der Untersuchungsgefangenen,

2.	 die Vertretung der Anstalt nach außen,
3.	 die Haushalts- sowie Wirtschaftsführung für die gesamte 

Anstalt,
4.	 die Regelung von Zuständigkeiten in Form eines Geschäfts­

verteilungsplans,
5.	 die Umsetzung der dezentralen Fach- und Ressourcenver­

antwortung nebst dem dazugehörigen Berichtswesen,
6.	 das Personalmanagement, insbesondere die bedarfs-, anfor­

derungs- und eignungsgerechte Beschäftigung der Bediens­
teten und eine gezielte Personalentwicklung und

7.	 das Qualitätsmanagement.
(2) Die Anstalt teilt der Aufsichtsbehörde in regelmäßigen 

Abständen die im Rahmen ihrer Geschäftsverteilung vorgenom­
menen personellen Zuständigkeiten hinsichtlich der folgenden 
Aufgaben mit:
1.	 Festsetzung von Einschlusszeiten nach § 12 Absatz 1 Satz 3,
2.	 Verlegungen und Überstellungen nach § 8,
3.	 Untersagungen oder Überwachungen von Besuchen, 

Schriftwechseln und Telefonaten nach § 33 Absatz 5, § 35 
Absatz 2, § 36 Absatz 2, § 37 Absatz 1 und § 40 Absatz 1 
Satz 2,

4.	 Anordnung der zwangsweisen körperlichen Untersuchung 
nach § 21 Absatz 7 Satz 2, der mit einer Entkleidung verbun­
denen körperlichen Durchsuchung nach § 44 Absatz 2 und 3, 
der besonderen Sicherungsmaßnahmen nach § 50 Absatz 1 
Satz 1, der Maßnahmen zur Feststellung von Suchtmittelge­
brauch nach §  45 sowie der Disziplinarmaßnahmen nach  
§ 60 Absatz 1 Satz 1 und

5.	 Erarbeitung und Erlass einer Hausordnung nach § 82.
Die Aufsichtsbehörde kann sich die Zustimmung zur Übertra­
gung einzelner Aufgabenbereiche auf andere Bedienstete vorbe­
halten.

(3) Die Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter ist hauptamtlich 
tätig und steht in einem öffentlich-rechtlichen Dienst- und 
Treueverhältnis zum Land.

§ 78 
Bedienstete

Die Anstalt wird mit dem für den Vollzug der Untersuchungs­
haft erforderlichen Personal, insbesondere im allgemeinen Voll­
zugsdienst, im Werkdienst, im sozialen, psychologischen und 
medizinischen Dienst und im Verwaltungsdienst ausgestattet. 
Die Aufgaben der Anstalt werden von Vollzugsbeamtinnen und 
Vollzugsbeamten wahrgenommen. Aus besonderen Gründen 
können sie auch anderen Bediensteten der Anstalten sowie ne­
benamtlichen oder vertraglich verpflichteten Personen übertra­
gen werden. Soweit es erforderlich ist, sind externe Fachkräfte 
einzubeziehen. Fortbildung sowie Praxisberatung und -beglei­
tung für die Bediensteten sind zu gewährleisten; sie erhalten die 
Gelegenheit zur Supervision.

§ 79 
Seelsorgerinnen und Seelsorger

(1) Seelsorgerinnen und Seelsorger werden im Einvernehmen 
mit der Aufsichtsbehörde von der jeweiligen Religionsgemein­
schaft hauptamtlich oder nebenamtlich berufen. Ist dies aus or­
ganisatorischen Gründen einer Religionsgemeinschaft nicht 
möglich oder rechtfertigt die geringe Anzahl der Angehörigen 
einer Religionsgemeinschaft eine Seelsorge nach Satz 1 nicht, 
so ist die seelsorgerische Betreuung auf andere Weise zuzulas­
sen; Näheres hierzu regelt die Aufsichtsbehörde.

(2) Die Seelsorgerinnen und Seelsorger wirken in enger Zu­
sammenarbeit mit den anderen im Vollzug Tätigen eigenverant­
wortlich an der Gestaltung des Vollzugs mit.

(3) Mit Zustimmung der Anstalt dürfen die Anstaltsseelsorge­
rinnen und Anstaltsseelsorger sich freier Seelsorgehelferinnen 
und Seelsorgehelfer bedienen und diese für Gottesdienste sowie 
für andere religiöse Veranstaltungen von außen zuziehen.

(4) Seelsorgerische Einzelgespräche und Telefonate mit nach 
Absatz 1 zugelassenen Seelsorgerinnen und Seelsorgern sind zu 
gestatten und werden weder beaufsichtigt noch überwacht; seel­
sorgerischer Schriftwechsel der Untersuchungsgefangenen mit 
nach Absatz  1 zugelassenen Seelsorgerinnen und Seelsorgern 
wird ebenfalls nicht überwacht. Im Übrigen gelten § 33 Absatz 4 
und 6, § 34 Absatz 1 Satz 3, § 35 Absatz 3 und Absatz 5 Satz 3, 
§ 38 Absatz 3 und § 39 Absatz 4 entsprechend.“

66.	§ 82 wird § 80 und in Absatz 2 Satz 1 werden die Wörter „Arti­
kel 12a des Gesetzes vom 17. Juli 2009 (BGBl. I S. 1990) geän­
dert worden ist“ durch die Wörter „Artikel 9 des Gesetzes vom 
16. Juli 2015 (BGBl. I S. 1211) geändert worden ist, in der  
jeweils geltenden Fassung“ ersetzt.

67.	§ 83 wird § 81 und wie folgt gefasst:

„§ 81 
Interessenvertretung der Untersuchungsgefangenen

Den Untersuchungsgefangenen wird ermöglicht, Vertretun­
gen zu wählen. Die Vertretungen können in Angelegenheiten 
von gemeinsamem Interesse, die sich ihrer Eigenart nach für 
eine Mitwirkung eignen, Vorschläge und Anregungen an die  
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Anstalt herantragen. Diese sollen mit der Vertretung erörtert 
werden.“

68.	§ 84 wird § 82 und wie folgt gefasst:

„§ 82 
Hausordnung

Die Anstalt erlässt zur Gestaltung und Organisation des Voll­
zugsalltags eine Hausordnung auf der Grundlage dieses Geset­
zes. Die Aufsichtsbehörde kann sich die Genehmigung vorbe­
halten. Die Hausordnung ist in die am häufigsten benötigten 
Fremdsprachen zu übersetzen.“

69.	Der Überschrift des dreizehnten Abschnitts werden die Wörter 
„und Besichtigungen“ angefügt.

70.	§ 85 wird § 83 und wie folgt gefasst:

„§ 83 
Aufsichtsbehörde

(1) Die für Justiz zuständige Senatsverwaltung führt die Auf­
sicht über die Anstalten (Aufsichtsbehörde) und sichert gemein­
sam mit ihnen die Qualität des Vollzugs.

(2) An der Aufsicht über die Fachdienste sind eigene Fach­
kräfte zu beteiligen. Soweit die Aufsichtsbehörde nicht über ei­
gene Fachkräfte verfügt, ist fachliche Beratung sicherzustellen.

(3) Die Aufsichtsbehörde kann sich Entscheidungen über Ver­
legungen und Überstellungen vorbehalten.“

71.	§ 86 wird § 84.
72.	§ 87 wird durch die folgenden §§ 85 bis 87 ersetzt:

„§ 85 
Anstaltsbeiräte

(1) Bei jeder Anstalt ist ein Anstaltsbeirat zu bilden. Bei der 
Besetzung des Anstaltsbeirats ist auf ein ausgewogenes Verhält­
nis von Frauen und Männern hinzuwirken sowie eine Betei­
ligung von Vertreterinnen und Vertretern mit Migrationshinter­
grund gemäß § 4 Absatz 6 in Verbindung mit § 2 des Partizipa­
tions- und Integrationsgesetzes des Landes Berlin vom 15. De­
zember 2010 (GVBl. S. 560) in der jeweils geltenden Fassung 
anzustreben. Bedienstete dürfen nicht Mitglieder des Beirats 
sein.

(2) Die Mitglieder des Beirats wirken beratend bei der Gestal­
tung des Vollzugs und bei der Betreuung der Untersuchungsge­
fangenen mit. Der Beirat steht der Anstaltsleiterin oder dem An­
staltsleiter, den Bediensteten und den Untersuchungsgefangenen 
als Ansprechpartner zur Verfügung.

(3) Die Mitglieder des Beirats können sich über die Unter­
bringung der Untersuchungsgefangenen und die Gestaltung des 
Vollzugs informieren, die Anstalt gemäß § 87 Absatz 1 besichti­
gen und sie ohne Begleitung durch Bedienstete begehen. Sie 
können die Untersuchungsgefangenen in ihren Hafträumen auf­
suchen.

(4) Die Mitglieder des Beirats sind verpflichtet, außerhalb ih­
res Amtes über alle Angelegenheiten, die ihrer Natur nach ver­
traulich sind, insbesondere über Namen und Persönlichkeit der 
Untersuchungsgefangenen, Verschwiegenheit zu bewahren. Dies 
gilt auch nach Beendigung ihres Amtes.

(5) Die Aufsichtsbehörde regelt die Berufung, Zusammenset­
zung, Amtszeit, Sitzungsgelder und Abberufung der ehrenamtli­
chen Beiratsmitglieder.

§ 86 
Berliner Vollzugsbeirat

(1) Der Berliner Vollzugsbeirat wirkt bei der Planung und 
Fortentwicklung des gesamten Berliner Vollzugs beratend mit. 
Er erörtert mit der Aufsichtsbehörde seine Anregungen und Ver­
besserungsvorschläge in grundlegenden Angelegenheiten. Zur 
Förderung einer vertrauensvollen Zusammenarbeit informieren 
sich der Berliner Vollzugsbeirat und die Aufsichtsbehörde in re­
gelmäßigen Abständen gegenseitig.

(2) Der Berliner Vollzugsbeirat besteht aus den jeweils ge­
wählten Vorsitzenden der einzelnen Anstaltsbeiräte oder sonst 
von diesen bestimmten Mitgliedern. Die weiteren Mitglieder 
setzen sich aus Personen zusammen, die aufgrund ihrer berufli­
chen Tätigkeit oder Zugehörigkeit zu einer Organisation beson­
ders geeignet sind, sich für die Belange des gesamten Berliner 
Vollzugs und entsprechend § 5 Absatz 2 für die unterschiedli­
chen Bedürfnisse der Untersuchungsgefangenen einzusetzen.

(3) § 85 Absatz 1 Satz 2 und 3 und Absatz 3 bis 5 gilt entspre­
chend.

§ 87 
Besichtigungen

(1) Den Mitgliedern der in § 37 Absatz 3 Satz 1 genannten 
Stellen und den dort aufgeführten Personen ist die Besichtigung 
der Anstalten zu gestatten.

(2) Anderen Personen kann die Besichtigung insbesondere zu 
Ausbildungszwecken und aus Gründen eines beruflichen oder 
sonstigen sachlichen Interesses gestattet werden. An die Erlaub­
nis können Auflagen geknüpft werden. Die Erlaubnis ist zu ver­
sagen, wenn durch die Besichtigung die Sicherheit oder Ord­
nung der Anstalt gefährdet wird. Besichtigungen durch Medien­
vertreterinnen und Medienvertreter bedürfen der Zustimmung 
der Aufsichtsbehörde.

(3) Die Persönlichkeitsrechte der Untersuchungsgefangenen 
sind zu berücksichtigen.“

73.	Der fünfzehnte Abschnitt wird der vierzehnte Abschnitt und die 
§§ 98 und 99 werden die §§ 88 und 89.

Artikel 4 
Änderung des Berliner 

Sicherungsverwahrungsvollzugsgesetzes

Das Berliner Sicherungsverwahrungsvollzugsgesetz vom 27. 
März 2013 (GVBl. S. 71) wird wie folgt geändert:

1.	 Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:
a)	 Die Angabe zu § 5 wird wie folgt gefasst:

„§ 5 Soziale Hilfe und Eigenverantwortung“
b)	 In den Angaben zu Abschnitt 1 wird nach der Angabe zu § 5 

die folgende Angabe eingefügt:
„§ 5a Verletztenbezogene Vollzugsgestaltung“

c)	 Nach der Angabe zu § 23 wird die folgende Angabe einge­
fügt:
„§ 23a Beschäftigungsbedingungen und Ablösung“

d)	 Die Angabe zu § 28 wird wie folgt gefasst:
„§ 28 Untersagung von Besuchen“

e)	 Die Angabe zu § 30 wird wie folgt gefasst:
„§ 30 Überwachung von Gesprächen“

f)	 Die Angabe zu § 33 wird wie folgt gefasst:
„§ 33 Untersagung von Schriftwechsel“

g)	 Die Angabe zu § 35 wird wie folgt gefasst:
„§ 35 Überwachung von Schriftwechsel“

h)	 Nach der Angabe zu § 36 wird die folgende Angabe einge­
fügt:
„§ 36a �Kontakte mit bestimmten Institutionen und Personen“

i)	 In der Angabe zu § 41 und in der Angabe zu § 44 werden 
jeweils die Wörter „sonstigen Gründen“ durch die Wörter 
„wichtigem Anlass“ ersetzt.

j)	 In der Angabe zu § 69 wird das Wort „Ärztliche“ durch das 
Wort „Medizinische“ ersetzt.

k)	 Der Angabe zu § 77 werden die Wörter „der Sicherheit und 
Ordnung“ angefügt.
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l)	 Die Angabe zu § 89 wird wie folgt gefasst:
„§ 89 (weggefallen)“

m)	 Der Angabe zu Abschnitt 19 werden die Wörter „und Be­
sichtigungen“ angefügt.

n)	 In den Angaben zu Abschnitt 19 werden nach der Angabe zu 
§ 109 die folgenden Angaben eingefügt:
„§ 109a Berliner Vollzugsbeirat 
§ 109b Besichtigungen“

2.	 In § 3 Absatz 6 werden die Wörter „Alter, Geschlecht, sexuelle 
Identität, eine Behinderung und Herkunft“ durch die Wörter 
„Geschlecht, Alter, Herkunft, Religion, Weltanschauung, Behin­
derung und sexuelle Identität“ ersetzt.

3.	 In § 4 Absatz 2 Satz 2 wird das Wort „sollen“ durch das Wort 
„sind“ ersetzt und werden die Wörter „erläutert werden“ durch 
die Wörter „zu erläutern“ ersetzt.

4.	 § 5 wird wie folgt gefasst:

„§ 5 
Soziale Hilfe und Eigenverantwortung

Die Untergebrachten werden darin unterstützt, ihre persönli­
chen, wirtschaftlichen und sozialen Schwierigkeiten möglichst 
selbst zu beheben. Sie sollen dazu angeregt und in die Lage ver­
setzt werden, ihre Angelegenheiten eigenverantwortlich zu re­
geln.“

5.	 In Abschnitt 1 wird nach § 5 folgender § 5a eingefügt:

„§ 5a 
Verletztenbezogene Vollzugsgestaltung

(1) Die berechtigten Belange der Verletzten von Straftaten 
sind bei der Gestaltung des Vollzugs, insbesondere bei der Ertei­
lung von Weisungen für Lockerungen, bei der Eingliederung 
und Entlassung der Untergebrachten, zu berücksichtigen.

(2) Die Untergebrachten sind dabei zu unterstützen, den durch 
die Straftat verursachten materiellen und immateriellen Schaden 
auszugleichen.

(3) Für Fragen des Schutzes von Verletzten und des Tataus­
gleichs sollen Ansprechpartnerinnen oder Ansprechpartner in 
der Einrichtung zur Verfügung stehen. Verletzte, die sich an die 
Einrichtung wenden, sind in geeigneter Form auf ihre Rechte, 
auch ihre Auskunftsansprüche nach § 46 des Justizvollzugsda­
tenschutzgesetzes Berlin vom 21. Juni 2011 (GVBl. S. 287) in 
der jeweils geltenden Fassung hinzuweisen. § 47 des Justizvoll­
zugsdatenschutzgesetzes Berlin bleibt unberührt.“

6.	 § 6 Absatz 1 wird wie folgt geändert:
a)	 In Satz 1 wird das Wort „Zugangsgespräch“ durch das Wort 

„Aufnahmegespräch“ ersetzt.
b)	 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„Sofern es für die sprachliche Verständigung mit den Unter­
gebrachten erforderlich ist, sind Sprachmittlerinnen und 
Sprachmittler hinzuzuziehen.“

c)	 Satz 5 wird wie folgt gefasst:
„Sofern die technischen Voraussetzungen in der Einrichtung 
vorgehalten werden, sollen den Untergebrachten die in 
Satz 3 und 4 genannten Vorschriften elektronisch zugänglich 
gemacht werden.“

7.	 § 7 wird wie folgt geändert:
a)	 In Absatz 2 wird das Wort „Personen“ durch das Wort „Be­

diensteten“ ersetzt.
b)	 In Absatz 5 wird das Wort „des“ durch das Wort „ihres“ er­

setzt.
8.	 In §  8 Absatz  5 Satz  1 werden die Wörter „Leiterin oder der 

Leiter der“ gestrichen.

9.	 § 11 wird wie folgt geändert:
a)	 Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Untergebrachte können mit ihrer Zustimmung vorü­
bergehend zu zweit untergebracht werden, wenn eine Gefahr 
für Leben oder eine ernsthafte Gefahr für die Gesundheit für 
eine oder einen von ihnen besteht und schädliche Einflüsse 
nicht zu befürchten sind. Darüber hinaus ist eine gemeinsa­
me Unterbringung nur während der stationären Behandlung 
im Justizvollzugskrankenhaus zulässig.“

b)	 Absatz 3 wird wie folgt geändert:
aa)	 In Satz 3 werden die Wörter „Leiterin oder der Leiter 

der“ gestrichen.
bb)	Satz 4 wird wie folgt gefasst:

„Einschränkungen der Bewegungsfreiheit sind zulässig, 
wenn es die Sicherheit oder schwerwiegende Gründe 
der Ordnung der Einrichtung erfordern, ein schädlicher 
Einfluss auf andere Untergebrachte zu befürchten ist 
oder während der stationären Behandlung im Justizvoll­
zugskrankenhaus.“

10.	§ 12 wird wie folgt geändert:
a)	 Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Satz 1 werden nach dem Wort „weitere“ die Wörter 
„wohnlich eingerichtete“ eingefügt.

bb)	Satz 2 wird aufgehoben.
b)	 Folgender Absatz 4 wird angefügt:

„(4) Die Bediensteten des allgemeinen Vollzugsdienstes, 
des psychologischen und sozialen Dienstes sollen Wohn­
gruppen fest zugeordnet werden. Eine Betreuung in den 
Wohngruppen ist auch in der beschäftigungs- und arbeits­
freien Zeit der Untergebrachten, insbesondere am Wochen­
ende, in dem erforderlichen Umfang zu gewährleisten.“

11.	§ 13 wird wie folgt geändert:
a)	 In Absatz 2 Satz 1 wird das Wort „insbesondere“ durch die 

Wörter „vor allem“ ersetzt und werden das Wort „namentlich“ 
durch das Wort „insbesondere“ und die Wörter „zu Straftaten“ 
durch die Wörter „zur Begehung von Straftaten“ ersetzt.

b)	 In Absatz 3 werden nach dem Wort „nicht“ die Wörter „oder 
nicht mehr“ eingefügt.

12.	Dem § 14 wird folgender Absatz 5 angefügt:
„(5) Vor Verlegung oder vor Überstellung sind die Unterge­

brachten anzuhören. Bei einer Gefährdung der Sicherheit kann 
dies auch nachgeholt werden. Die Verlegung wird den Verteidi­
gerinnen oder den Verteidigern auf Antrag der Untergebrachten 
unverzüglich mitgeteilt.“

13.	§ 23 Absatz 1 Satz 3 und 4 wird aufgehoben.
14.	Nach § 23 wird folgender § 23a eingefügt:

„§ 23a 
Beschäftigungsbedingungen 

und Ablösung
(1) Nehmen die Untergebrachten an Maßnahmen gemäß 

§§ 20 bis 22 teil oder üben sie eine Arbeit gemäß § 23 aus, so 
gelten die von der Einrichtung festgelegten Beschäftigungsbe­
dingungen. Für schwangere oder stillende Untergebrachte sind 
die Vorschriften des Mutterschutzgesetzes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 20. Juni 2002 (BGBl. I S. 2318), das zu­
letzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 23. Oktober 2012 (BGBl. 
I S. 2246) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung 
über die Beschäftigungsverbote und die Gestaltung des Arbeits­
platzes entsprechend anzuwenden.

(2) Die Untergebrachten können von den in Absatz 1 Satz 1 
benannten Beschäftigungen abgelöst werden, wenn
1.	 sie den Anforderungen nicht gewachsen sind,
2.	 sie trotz Abmahnung wiederholt gegen die Beschäftigungs­

vorschriften verstoßen,
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3.	 dies zur Erfüllung der Vollzugs- und Eingliederungsplanung 
geboten ist oder

4.	 dies aus Gründen der Sicherheit oder Ordnung der Einrich­
tung erforderlich ist.

(3) Vor Ablösung sind die Untergebrachten anzuhören. Bei 
einer Gefährdung der Sicherheit der Einrichtung kann dies auch 
nachgeholt werden. Werden die Untergebrachten nach Absatz 2 
Nummer 2 oder aufgrund ihres Verhaltens nach Absatz 2 Num­
mer  4 abgelöst, so gelten sie als verschuldet ohne Beschäfti­
gung.“

15.	§ 25 Absatz 5 wird wie folgt gefasst:
„(5) Für arbeitstherapeutische Maßnahmen, Arbeitstraining 

sowie für schulische und berufliche Qualifizierungsmaßnahmen 
gelten die Absätze 1 bis 4 entsprechend, sofern diese den Um­
fang der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit erreichen.“

16.	Dem § 26 wird folgender Satz angefügt:
„Die Einrichtung fördert den Kontakt der Untergebrachten mit 
Personen, von denen ein günstiger Einfluss erwartet werden 
kann.“

17.	In § 27 Absatz 4 werden die Wörter „Leiterin oder der Leiter 
der“ gestrichen.

18.	§ 28 wird wie folgt geändert:
a)	 Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„§ 28 
Untersagung von Besuchen“

b)	 In dem Satzteil vor Nummer 1 werden die Wörter „Die Lei­
terin oder der Leiter der Einrichtung kann Besuche untersa­
gen“ durch die Wörter „Besuche können untersagt werden“ 
ersetzt.

c)	 In Nummer 3 wird das Wort „Opfer“ durch das Wort „Ver­
letzte“ ersetzt.

19.	§ 29 wird wie folgt geändert:
a)	 Die Absätze 1 bis 3 werden durch die folgenden Absätze 1 

bis 4 ersetzt:
„(1) Aus Gründen der Sicherheit der Einrichtung können 

Besuche davon abhängig gemacht werden, dass die Besu­
cherinnen und Besucher sich und ihre mitgeführten Sachen 
durchsuchen und mit technischen oder sonstigen Hilfsmit­
teln absuchen lassen. Die Durchsuchung darf nur von Perso­
nen des gleichen Geschlechts vorgenommen werden; das 
Schamgefühl ist zu schonen.

(2) Eine inhaltliche Überprüfung der von Verteidigerin­
nen und Verteidigern sowie von Rechtsanwältinnen, Rechts­
anwälten, Notarinnen und Notaren beim Besuch in einer die 
jeweiligen Untergebrachten betreffenden Rechtssache mit­
geführten Schriftstücke und sonstigen Unterlagen ist nicht 
zulässig. § 35 Absatz 2 Satz 2 bleibt unberührt.

(3) Besuche werden vorbehaltlich des Absatzes 4 regel­
mäßig beaufsichtigt. Über Ausnahmen entscheidet die Ein­
richtung. Die Beaufsichtigung kann mittels optisch-elektro­
nischer Einrichtungen durchgeführt werden.

(4) Besuche von Verteidigerinnen und Verteidigern sowie 
von Rechtsanwältinnen, Rechtsanwälten, Notarinnen und 
Notaren in einer die jeweiligen Untergebrachten betreffen­
den Rechtssache werden nicht beaufsichtigt.“

b)	 Die bisherigen Absätze 4 und 5 werden die Absätze 5 und 6 
und in dem neuen Absatz 6 Satz 3 werden die Wörter „der 
Leiterin oder des Leiters“ gestrichen.

c)	 Der bisherige Absatz 6 wird Absatz 7 und die Wörter „Lei­
terin oder der Leiter der“ werden gestrichen.

20.	§ 30 wird wie folgt geändert:
a)	 Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„§ 30 
Überwachung von Gesprächen“

b)	 In Absatz 1 werden die Wörter „der Einrichtung“ gestrichen.
c)	 Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Gespräche mit Verteidigerinnen und Verteidigern so­
wie mit Rechtsanwältinnen, Rechtsanwälten, Notarinnen 
und Notaren in einer die jeweiligen Untergebrachten betref­
fenden Rechtssache werden nicht überwacht.“

21.	§ 31 Absatz 1 wird wie folgt geändert:
a)	 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„Die Vorschriften über den Besuch gemäß § 27 Absatz 5, 
§§ 28, 29 Absatz 5 und § 30 gelten entsprechend.“

b)	 In Satz 3 werden die Wörter „Eine beabsichtigte“ durch die 
Wörter „Die angeordnete“ ersetzt.

22.	 § 33 wird wie folgt geändert:
a)	 Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„§ 33 
Untersagung von Schriftwechsel“

b)	 Die Wörter „Die Leiterin oder der Leiter der Einrichtung 
kann den Schriftwechsel mit bestimmten Personen untersa­
gen“ werden durch die Wörter „Der Schriftwechsel mit be­
stimmten Personen kann untersagt werden“ ersetzt.

c)	 In Nummer 3 wird das Wort „Opfer“ durch das Wort „Ver­
letzte“ ersetzt.

23.	§ 34 wird wie folgt geändert:
a)	 In Absatz  2 werden nach dem Wort „werden“ die Wörter 

„im geschlossenen Vollzug regelmäßig durch Sichtkontrol­
le“ eingefügt.

b)	 Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 eingefügt:
„(3) Bei der Sichtkontrolle des Schriftwechsels der Unter­

gebrachten mit ihren Verteidigerinnen und Verteidigern so­
wie mit Rechtsanwältinnen, Rechtsanwälten, Notarinnen 
und Notaren in einer sie betreffenden Rechtssache dürfen 
die ein- und ausgehenden Schreiben nur ungeöffnet auf ver­
botene Gegenstände untersucht werden. Besteht der Ver­
dacht, dass diese Schreiben verbotene Gegenstände enthal­
ten, oder bestehen Zweifel am Vorliegen eines Mandatsver­
hältnisses oder der Berufsträgereigenschaft, so werden sie 
an die Absenderinnen oder Absender zurückgesandt oder 
den absendenden Untergebrachten zurückgegeben, sofern 
nicht der dringende Verdacht besteht, dass ungeöffnete 
Schreiben verbotene strafrechtlich relevante Gegenstände 
enthalten und eine Sicherstellung nach strafprozessualen 
Vorschriften in Betracht kommt.“

c)	 Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4.
24.	§ 35 wird wie folgt geändert:

a)	 Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„§ 35 
Überwachung von Schriftwechsel“

b)	 In Absatz 1 werden die Wörter „im Einzelfall“ gestrichen.
c)	 Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Satz  1 werden nach dem Wort „Verteidigern“ die 
Wörter „sowie mit Rechtsanwältinnen, Rechtsanwälten, 
Notarinnen und Notaren in einer die jeweiligen Unterge­
brachten betreffenden Rechtssache“ eingefügt.

bb)	In Satz 2 werden die Wörter „Leiterin oder den Leiter 
der“ gestrichen.

d)	 Absatz 3 wird aufgehoben.
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25.	§ 36 wird wie folgt geändert:
a)	 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa)	Die Wörter „Die Leiterin oder der Leiter der Einrichtung 
kann Schreiben anhalten“ werden durch die Wörter 
„Schreiben können angehalten werden“ ersetzt.

bb)	In Nummer 4 wird nach dem Wort „können“ das Wort 
„oder“ durch ein Komma ersetzt.

cc)	 In Nummer 5 wird der Punkt am Ende durch das Wort 
„oder“ ersetzt.

dd)	Folgende Nummer 6 wird angefügt:
„6. �zu befürchten ist, dass der Schriftwechsel mit den 

Untergebrachten Personen, die Verletzte der Straftat 
waren, schadet.“

b)	 Absatz 3 Satz 2 wird wie folgt gefasst:
„Soweit angehaltene Schreiben nicht als Beweismittel nach 
strafprozessualen Vorschriften sichergestellt werden, wer­
den sie an die Absenderin oder den Absender zurückgegeben 
oder, sofern dies unmöglich oder aus besonderen Gründen 
nicht angezeigt ist, von der Einrichtung verwahrt.“

26.	Nach § 36 wird folgender § 36a eingefügt:

„§ 36a 
Kontakte mit bestimmten Institutionen 

und Personen
(1) Der Schriftwechsel der Untergebrachten mit

1.	 den Volksvertretungen des Bundes und der Länder sowie 
deren Mitgliedern,

2.	 dem Bundesverfassungsgericht und dem für sie zuständigen 
Landesverfassungsgericht,

3.	 der oder dem für sie zuständigen Bürgerbeauftragten eines 
Landes,

4.	 der oder dem Datenschutzbeauftragten des Bundes oder der 
Länder,

5.	 dem europäischen Parlament sowie dessen Mitgliedern,
6.	 dem Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte,
7.	 dem Europäischen Gerichtshof,
8.	 der oder dem Europäischen Datenschutzbeauftragten,
9.	 der oder dem Europäischen Bürgerbeauftragten,
10.	dem Europäischen Ausschuss zur Verhütung von Folter und 

unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Stra­
fe,

11.	der Europäischen Kommission gegen Rassismus und Intole­
ranz,

12.	dem Menschenrechtsausschuss der Vereinten Nationen,
13.	den Ausschüssen der Vereinten Nationen für die Beseitigung 

der Rassendiskriminierung und für die Beseitigung der Dis­
kriminierung der Frau,

14.	dem Ausschuss der Vereinten Nationen gegen Folter, dem 
zugehörigen Unterausschuss zur Verhütung von Folter und 
den entsprechenden Nationalen Präventivmechanismen,

15.	den konsularischen Vertretungen ihres Heimatlandes,
16.	der für sie zuständigen Führungsaufsichtsstelle, Bewäh­

rungs- und Gerichtshilfe,
17.	der oder dem Opferbeauftragten des Landes Berlin und
18.	den Anstaltsbeiräten und dem Berliner Vollzugsbeirat sowie 

deren Mitgliedern
wird nicht überwacht, wenn die Schreiben an die Anschriften 
dieser Stellen oder Personen gerichtet sind und die Absenderin­
nen oder Absender zutreffend angegeben sind. Schreiben der in 
Satz  1 genannten Stellen oder Personen, die an die Unterge­
brachten gerichtet sind, dürfen nicht überwacht werden, wenn 
die Identität der Absenderinnen oder Absender zweifelsfrei fest­
steht. In diesem Fall ist jedoch eine Sichtkontrolle entsprechend 

§ 34 Absatz 3 vorzunehmen. § 35 Absatz 2 Satz 2 gilt entspre­
chend.

(2) Für den Schriftwechsel zur Ausübung des Wahlrechts gilt 
Absatz 1 entsprechend.

(3) Schreiben, deren Überwachung nach Absatz  1 ausge­
schlossen ist, dürfen nicht nach § 36 angehalten werden.

(4) Besuche von Mitgliedern der in Absatz 1 Satz 1 genannten 
Stellen und von dort aufgeführten Personen sind zu gestatten. 
Sie werden weder beaufsichtigt noch die geführten Gespräche 
überwacht. Im Übrigen gilt für die Durchführung der Besuche 
§ 29 Absatz 1, 2, 5 und 6 Satz 3 und 4 sowie Absatz 7 entspre­
chend.

(5) Telefongespräche mit Mitgliedern der in Absatz 1 Satz 1 
genannten Stellen und von dort aufgeführten Personen sind zu 
gestatten und werden nicht überwacht. Im Übrigen gilt § 31 ent­
sprechend.“

27.	§ 37 wird wie folgt gefasst:

„§ 37 
Andere Formen der 
Telekommunikation

Nach Zulassung der Internetnutzung oder anderer Formen der 
Telekommunikation durch die Aufsichtsbehörde soll die Ein­
richtung den Untergebrachten gestatten, diese Formen auf ihre 
Kosten zu nutzen. Im Übrigen finden in Abhängigkeit von der 
Art der Telekommunikation die Vorschriften dieses Abschnitts 
über den Schriftwechsel, den Besuch und über Telefongespräche 
entsprechende Anwendung.“

28.	§ 38 wird wie folgt geändert:
a)	 In Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „Nahrungs- und Ge­

nussmittel“ durch die Wörter „Nahrungs-, Genuss- und Kör­
perpflegemittel“ ersetzt.

b)	 Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst:
„Die Untergebrachten dürfen über Absatz 1 Satz 1 hinaus 
Nahrungs- und Genussmittel auch in anderen handelsüb­
lichen Transportbehältnissen empfangen.“

c)	 In Absatz 4 wird nach Satz 1 folgender Satz eingefügt:
„Sie sind auf verbotene Gegenstände zu durchsuchen.“

d)	 Dem Absatz 6 wird folgender Satz angefügt:
„§ 33 gilt entsprechend.“

29.	§ 40 wird wie folgt geändert:
a)	 In Absatz 1 Nummer 3 werden die Wörter „mehrere Tage“ 

durch die Wörter „mehr als 24 Stunden“ ersetzt.
b)	 Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Die Lockerungen sind zu gewähren, wenn sie der Er­
reichung des Vollzugsziels dienen und verantwortet werden 
kann zu erproben, dass die Untergebrachten sich weder dem 
Vollzug entziehen noch die Lockerungen zur Begehung von 
Straftaten missbrauchen werden.“

30.	§ 41 wird wie folgt geändert:
a)	 In der Überschrift werden die Wörter „sonstigen Gründen“ 

durch die Wörter „wichtigem Anlass“ ersetzt.
b)	 Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Die Lockerungen dürfen nur gewährt werden, wenn 
verantwortet werden kann zu erproben, dass die Unterge­
brachten sich weder dem Vollzug entziehen noch die Locke­
rungen zur Begehung von Straftaten missbrauchen werden.“

31.	§ 42 Satz 2 wird wie folgt gefasst:
„Bei der Ausgestaltung der Lockerungen ist auch den Belan­
gen der Verletzten Rechnung zu tragen.“

32.	In § 43 Absatz 1 werden nach dem Wort „Aufsicht“ die Wörter 
„durch Bedienstete“ eingefügt und werden die Wörter „zu er­
heblichen“ durch die Wörter „zur Begehung erheblicher“ er­
setzt.
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33.	In der Überschrift des § 44 werden die Wörter „sonstigen Grün­
den“ durch die Wörter „wichtigem Anlass“ ersetzt.

34.	In § 45 werden nach dem Wort „Abständen“ die Wörter „durch 
Bedienstete“ eingefügt.

35.	In § 46 Absatz 2 werden nach dem Wort „Polizei-,“ das Wort 
„Ordnungs-,“ eingefügt.

36.	§ 47 Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst:
„Die Einrichtung arbeitet frühzeitig unter Beteiligung der Unter­
gebrachten mit den Agenturen für Arbeit, den Meldebehörden, 
den Trägern der Sozialversicherung und der Sozialhilfe, den 
Hilfeeinrichtungen anderer Behörden, den Verbänden der Freien 
Wohlfahrtspflege, der Forensisch-Therapeutischen Ambulanz 
und weiteren Personen und Einrichtungen außerhalb des Voll­
zugs zusammen, insbesondere um zu erreichen, dass die Unter­
gebrachten nach ihrer Entlassung über eine geeignete Unter­
kunft und eine Arbeits- oder Ausbildungsstelle verfügen sowie 
bei Bedarf Zugang zu therapeutischen und anderen nachsorgen­
den Maßnahmen erhalten.“

37.	§ 49 Absatz 2 wird wie folgt geändert:
a)	 In Satz 1 werden die Wörter „der Leiterin oder des Leiters“ 

gestrichen.
b)	 Folgender Satz wird angefügt:

„Erfolgt die nachgehende Betreuung innerhalb der Anstalt, 
so gilt §  50 Absatz  1 Satz  2 und Absatz  2 bis 4 entspre­
chend.“

38.	§ 50 wird wie folgt geändert:
a)	 In Absatz 1 Satz 2 wird nach dem Wort „Der“ das Wort „frei­

willige“ eingefügt.
b)	 Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Gegen die sich in der Einrichtung befugt aufhalten­
den Entlassenen dürfen Maßnahmen des Vollzugs nicht mit 
unmittelbarem Zwang durchgesetzt werden.“

c)	 Dem Absatz 3 wird folgender Satz angefügt:
„Die Entlassenen sind vorher zu hören.“

39.	§ 54 wird wie folgt geändert:
a)	 Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Gegenstände, die die Untergebrachten nicht im Zim­
mer aufbewahren dürfen oder wollen, werden von der Ein­
richtung aufbewahrt, soweit dies nach Art und Umfang 
möglich ist und Gründe der Sicherheit oder Ordnung der 
Einrichtung, insbesondere auch hygienische Gründe, nicht 
dagegen sprechen. Die Einrichtung kann eine angemessene 
Beschränkung des Umfangs der aufzubewahrenden Gegen­
stände vornehmen.“

b)	 Absatz 3 wird wie folgt geändert:
aa)	Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„Werden Gegenstände, deren Aufbewahrung nach Ab­
satz 1 ausgeschlossen ist, von den Untergebrachten trotz 
Aufforderung nicht innerhalb einer angemessenen Frist 
aus der Einrichtung verbracht, so darf die Einrichtung 
diese Gegenstände auf Kosten der Untergebrachten au­
ßerhalb der Einrichtung verwahren, verwerten oder ver­
nichten.“

bb)	In Satz 2 werden nach dem Wort „Für“ die Wörter „die 
Voraussetzungen und“ gestrichen.

40.	§ 55 Absatz 1 wird wie folgt geändert:
a)	 In Satz 4 werden die Wörter „deren Inhalte“ durch die Wör­

ter „die Kenntnisnahme von deren Inhalten“ ersetzt.
b)	 Satz 5 wird wie folgt gefasst:

„Die Entscheidung trifft die oder der von der Leiterin oder 
dem Leiter der Einrichtung damit betraute Bedienstete zu­
sammen mit den an der Vollzugsgestaltung maßgeblich Be­
teiligten.“

41.	§ 56 wird wie folgt geändert:
a)	 In Absatz  1 wird das Wort „Rundfunk“ durch die Wörter 

„Hörfunk- und Fernsehempfang (Rundfunk)“ ersetzt.
b)	 In Absatz 2 Satz 3 werden vor dem Wort „Mietgeräte“ die 

Wörter „von der Einrichtung vermittelte“ eingefügt.
c)	 Folgender Absatz 3 wird angefügt:

„(3) Die Untergebrachten haben die Kosten für die Über­
prüfung, Überlassung und den Betrieb der von ihnen genutz­
ten Hörfunk- und Fernsehgeräte sowie die Bereitstellung 
des Hörfunk- und Fernsehempfangs zu tragen. Sind sie dazu 
nicht in der Lage, so kann die Einrichtung die Kosten in be­
gründeten Fällen in angemessenem Umfang übernehmen.“

42.	§ 58 wird wie folgt geändert:
a)	 Dem Absatz 2 wird folgender Satz angefügt:

„Die Gestattung der Selbstverpflegung kann mit Wirkung 
für die Zukunft widerrufen werden, wenn der Zuschuss trotz 
vorheriger Belehrung über die Möglichkeit des Widerrufs 
wiederholt nicht zweckentsprechend verwendet wird.“

b)	 Absatz 3 Satz 2 bis 4 wird durch die folgenden Sätze ersetzt:
„Zusammensetzung und Nährwert der Gemeinschaftsver­
pflegung haben den Anforderungen an eine gesunde Ernäh­
rung zu entsprechen. Auf ärztliche Anordnung wird beson­
dere Verpflegung gewährt. Den Untergebrachten ist zu 
ermöglichen, Speisevorschriften ihrer Religionsgemein­
schaft zu befolgen sowie sich fleischlos zu ernähren. Ge­
schlechtsspezifische Unterschiede in der Ernährungsweise 
von männlichen und weiblichen Untergebrachten sind zu 
berücksichtigen.“

c)	 Absatz 4 Satz 3 und 4 wird durch die folgenden Sätze er­
setzt:
„Das Verfahren des Einkaufs regelt die Einrichtung.  
Gegenstände, die nach Art oder Menge geeignet sind, die 
Sicherheit oder Ordnung der Einrichtung zu gefährden,  
sind vom Einkauf ausgeschlossen oder mengenmäßig zu be­
schränken. Nahrungs- und Genussmittel können nur vom 
Haus- und Taschengeld, andere Gegenstände in angemesse­
nem Umfang auch vom Eigengeld eingekauft werden; dies 
gilt nicht für den ersten Einkauf, den die Untergebrachten 
unmittelbar nach ihrer Aufnahme in die Einrichtung tä­
tigen.“

43.	In § 59 Absatz 1 Satz 2 wird das Wort „sowie“ durch ein Komma 
ersetzt und werden nach dem Wort „Bildungsangebote“ die 
Wörter „sowie Angebote zur kreativen Entfaltung“ eingefügt.

44.	In § 60 Absatz 3 Satz 2 werden die Wörter „und kann nach ei­
nem Stundensatz bemessen werden“ gestrichen.

45.	In § 61 Absatz 1 werden nach dem Wort „Hausgeld“ die Wörter 
„oder Eingliederungsgeld“ eingefügt.

46.	§ 62 wird wie folgt geändert:
a)	 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Satz 1 werden die Wörter „auf Antrag“ gestrichen.
bb)	Satz 3 wird wie folgt gefasst:

„Finanzielle Anerkennungen nach § 60 Absatz 1 Num­
mer 1, nicht verbrauchtes Taschengeld sowie zweckge­
bundene Einzahlungen nach § 65 Absatz 1 Satz 1 bleiben 
bis zur Höhe des Taschengeldbetrags unberücksichtigt.“

b)	 Absatz 2 wird wie folgt gefasst:
„(2) Die Einrichtung kann anordnen, dass Untergebrachte 

für die Dauer von bis zu drei Monaten als nicht bedürftig 
gelten, wenn ihnen ein Betrag nach Absatz 1 Satz 2 deshalb 
nicht zur Verfügung steht, weil sie eine ihnen angebotene 
zumutbare Arbeit nicht angenommen haben oder von einer 
ausgeübten Beschäftigung im Sinne von §  23a Absatz  3 
Satz 3 verschuldet abgelöst wurden.“

c)	 In Absatz  3 Satz  3 werden nach dem Wort „Monats“ die 
Wörter „nach Absatz 1 zu berücksichtigende“ eingefügt.
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47.	§ 63 wird wie folgt geändert:
a)	 In Absatz 1 werden die Wörter „Hausgeld- und Eigengeld­

konten“ durch die Wörter „Hausgeld-, Eigengeld- und Ein­
gliederungsgeldkonten“ ersetzt.

b)	 Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt gefasst:
„Die Einrichtung kann Ausnahmen zulassen.“

c)	 In Absatz 3 werden nach dem Wort „wird“ die Wörter „in 
der Regel in der Zahlstelle verwahrt oder“ eingefügt.

48.	Dem § 65 Absatz 2 werden folgende Sätze angefügt:
„Bei der Verlegung in ein anderes Land, nach dessen Landes­
recht gebildetes Eingliederungsgeld nicht anerkannt werden 
kann, wird das Eingliederungsgeld vorbehaltlich des Satzes 4 
dem Eigengeldkonto gutgeschrieben. Sofern das aufnehmende 
Land die Bildung eines Überbrückungsgeldes im Sinne des § 51 
des Strafvollzugsgesetzes vom 16. März 1976 (BGBl. I S. 581, 
2088 und 1977 I S. 436), das zuletzt durch Artikel 152 der Ver­
ordnung vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474) geändert wor­
den ist, vorsieht, können die Untergebrachten bis spätestens zum 
Tag ihrer Verlegung erklären, dass ihr Eingliederungsgeld vom 
aufnehmenden Land als Überbrückungsgeld behandelt werden 
soll; geben die Untergebrachten bis zu ihrer Verlegung diese Er­
klärung nicht ab, so wird das gebildete Eingliederungsgeld ih­
rem Eigengeldkonto gutgeschrieben.“

49.	§ 67 wird wie folgt geändert:
a)	 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Satz 1 werden die Wörter „allgemeinen Standards“ 
durch das Wort „Leistungsumfangs“ ersetzt.

bb)	Folgender Satz wird angefügt:
„Den besonderen Belangen behinderter und chronisch 
kranker Untergebrachter ist Rechnung zu tragen.“

b)	 Absatz 4 wird aufgehoben.
50.	§ 68 wird wie folgt geändert:

a)	 Dem Absatz 1 wird folgender Satz angefügt:
„Zur Entbindung sind schwangere Untergebrachte in ein 
Krankenhaus außerhalb des Vollzugs zu bringen, sofern dies 
im Hinblick auf den Geburtsvorgang möglich ist.“

b)	 Absatz 2 wird wie folgt gefasst:
„(2) Wird die Vollstreckung der Maßregel während einer 

Behandlung von Untergebrachten unterbrochen oder been­
det, so hat das Land nur für diejenigen Leistungen die Kos­
ten zu tragen, die bis zur Unterbrechung oder Beendigung 
der Vollstreckung erbracht worden sind.“

c)	 In Absatz 3 Satz 1 werden die Wörter „gegen Dritte“ gestri­
chen.

51	 § 69 wird wie folgt geändert:
a)	 Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„§ 69 
Medizinische Behandlung zur sozialen Eingliederung“

b)	 In Satz 1 wird das Wort „ärztliche“ durch das Wort „medizi­
nische“ ersetzt.

c)	 Die Sätze 2 und 3 werden aufgehoben.
52.	§ 70 wird wie folgt geändert:

a)	 In Absatz 2 werden nach der Angabe „Nummer 4“ die Wör­
ter „in Verbindung mit Absatz 4 Satz 2“ eingefügt.

b)	 Folgender Absatz 3 wird angefügt:
„(3) Der Nichtraucherschutz ist angemessen zu gewähr­

leisten. Den Untergebrachten soll die Teilnahme an Rau­
cherentwöhnungsmaßnahmen ermöglicht werden.“

53.	§ 71 wird wie folgt geändert:
a)	 In Absatz 1 Satz 2 wird das Wort „Krankenpflege“ durch das 

Wort „Krankenbehandlung“ ersetzt.

b)	 In Absatz 2 werden nach dem Wort „Leistungen“ die Wörter 
„nach § 67 Absatz 1“ eingefügt.

54.	§ 72 wird wie folgt gefasst:

„§ 72 
Zwangsmaßnahmen auf dem Gebiet 

der Gesundheitsfürsorge
(1) Eine medizinische Untersuchung und Behandlung ist ohne 

Einwilligung der Untergebrachten zulässig, um den Erfolg eines 
Selbsttötungsversuchs zu verhindern. Eine Maßnahme nach 
Satz  1 ist auch zulässig, wenn von den Untergebrachten eine 
gegenwärtige schwerwiegende Gefahr für die Gesundheit einer 
anderen Person ausgeht.

(2) Über die Fälle des Absatzes 1 hinaus sind medizinische 
Untersuchung und Behandlung sowie eine Ernährung zwangs­
weise bei gegenwärtiger Lebensgefahr oder schwerwiegender 
Gefahr für die Gesundheit der oder des Untergebrachten zuläs­
sig, wenn diese oder dieser zur Einsicht in das Vorliegen der 
Gefahr und die Notwendigkeit der Maßnahme oder zum Han­
deln gemäß solcher Einsicht krankheitsbedingt nicht fähig ist 
und eine gegen die Durchführung gerichtete wirksame Patien­
tenverfügung im Sinne des § 1901a Absatz 1 Satz 1 des Bürger­
lichen Gesetzbuchs der Einrichtung nicht vorliegt.

(3) Zwangsmaßnahmen nach Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2 
dürfen nur angeordnet werden, wenn
1.	 die Untergebrachten durch eine Ärztin oder einen Arzt über 

Notwendigkeit, Art, Umfang, Dauer, zu erwartende Folgen 
und Risiken der Maßnahme in einer ihrer Auffassungsgabe 
und ihrem Gesundheitszustand angemessenen Weise aufge­
klärt wurden,

2.	 der ernsthafte und ohne Ausübung von Druck unternomme­
ne Versuch einer Ärztin oder eines Arztes, eine Zustimmung 
der Untergebrachten zu der Maßnahme zu erreichen, erfolg­
los geblieben ist,

3.	 die Maßnahme zur Abwendung einer Gefahr nach Absatz 1 
Satz 2 oder Absatz 2 geeignet, in Art, Umfang und Dauer 
erforderlich und für die Beteiligten zumutbar ist und

4.	 der von der Maßnahme erwartete Nutzen die mit der Maß­
nahme verbundene Belastung deutlich überwiegt und der 
bei Unterlassen der Maßnahme mögliche Schaden deutlich 
schwerer wiegt als die mit der Maßnahme verbundene Be­
lastung.

(4) Maßnahmen nach den Absätzen 1 und 2 dürfen nur auf 
Anordnung und unter Leitung einer Ärztin oder eines Arztes 
durchgeführt werden. Unberührt bleibt die Leistung erster Hilfe 
für den Fall, dass eine Ärztin oder ein Arzt nicht rechtzeitig er­
reichbar und mit einem Aufschub Lebensgefahr verbunden ist. 
In den Fällen des Absatzes 1 Satz 2 und Absatzes 2 bedarf die 
Anordnung der Zustimmung der Leiterin oder des Leiters der 
Einrichtung und der Aufsichtsbehörde. Die Anordnung wird den 
Verteidigerinnen und den Verteidigern auf Antrag der Unterge­
brachten unverzüglich mitgeteilt. Die Gründe und die Vorausset­
zungen für die Anordnung einer Maßnahme nach den Absätzen 
1 oder 2, die ergriffenen Maßnahmen einschließlich ihres 
Zwangscharakters, die Durchsetzungsweise, die Wirkungsüber­
wachung sowie der Untersuchungs- und Behandlungsablauf 
sind zu dokumentieren. Gleiches gilt für Erklärungen der Unter­
gebrachten, die im Zusammenhang mit Zwangsmaßnahmen von 
Bedeutung sein können.

(5) Die Anordnung einer Maßnahme nach Absatz  1 Satz  2 
oder Absatz  2 ist den Untergebrachten vor Durchführung der 
Maßnahme schriftlich bekannt zu geben. Sie sind darüber zu be­
lehren, dass sie gegen die Anordnung bei Gericht um einstweili­
gen Rechtsschutz ersuchen und auch Antrag auf gerichtliche 
Entscheidung stellen können. Mit dem Vollzug einer Anordnung 
ist zuzuwarten, bis die Untergebrachten Gelegenheit hatten, eine 
gerichtliche Entscheidung herbeizuführen.
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(6) Bei Gefahr im Verzug finden Absatz 3 Nummer 1 und 2, 
Absatz 4 Satz 3 und Absatz 5 keine Anwendung.

(7) Zur Gewährleistung des Gesundheitsschutzes und der Hy­
giene ist die zwangsweise körperliche Untersuchung der Unter­
gebrachten zulässig, wenn sie nicht mit einem körperlichen Ein­
griff verbunden ist. Sie darf nur von den von der Leiterin oder 
dem Leiter der Einrichtung dazu bestimmten Bediensteten auf 
der Grundlage einer ärztlichen Stellungnahme angeordnet wer­
den. Durchführung und Überwachung unterstehen ärztlicher 
Leitung. Kann die körperliche Untersuchung das Schamgefühl 
verletzen, so wird sie von einer Person gleichen Geschlechts 
oder von einer Ärztin oder einem Arzt vorgenommen; bei be­
rechtigtem Interesse der Untergebrachten soll ihrem Wunsch, 
die Untersuchung einer Person oder einem Arzt bestimmten Ge­
schlechts zu übertragen, entsprochen werden. Duldungspflich­
ten der Untergebrachten nach Vorschriften anderer Gesetze blei­
ben unberührt.“

55.	§ 73 wird wie folgt geändert:
a)	 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„Im Falle einer schweren Erkrankung ist die Einwilligung 
der Untergebrachten erforderlich.“

b)	 Nach Satz 2 wird folgender Satz eingefügt:
„Kann die Einwilligung, insbesondere aus Krankheitsgrün­
den, nicht erlangt werden, so erfolgt die Benachrichtigung, 
wenn diese dem mutmaßlichen Interesse der Untergebrach­
ten entspricht.“

56.	§ 74 Satz 1 wird wie folgt gefasst:
„Den Untergebrachten ist religiöse Betreuung durch eine Seel­
sorgerin oder einen Seelsorger ihrer Religionsgemeinschaft zu 
ermöglichen.“

57.	§ 75 Absatz 3 wird wie folgt gefasst:
„(3) Untergebrachte können von der Teilnahme am Gottes­

dienst oder anderen religiösen Veranstaltungen ausgeschlossen 
werden, wenn dies aus überwiegenden Gründen der Sicherheit 
oder Ordnung der Einrichtung geboten ist. Die Seelsorgerin oder 
der Seelsorger ist dazu vorher anzuhören; bei einer Gefährdung 
der Sicherheit der Einrichtung kann dies auch nachgeholt wer­
den.“

58.	§ 77 wird wie folgt geändert:
a)	 Der Überschrift werden die Wörter „der Sicherheit und Ord­

nung“ angefügt.
b)	 Dem Absatz 2 wird folgender Satz angefügt:

„Es sind insbesondere geschlechtsspezifische Belange so­
wie die besonderen Belange lebensälterer und behinderter 
Untergebrachter zu berücksichtigen.“

59.	§ 79 wird wie folgt gefasst:

„§ 79 
Absuchung, Durchsuchung

(1) Die Untergebrachten, ihre Sachen und die Zimmer dürfen, 
auch unter Verwendung technischer Mittel oder sonstiger Hilfs­
mittel, abgesucht und durchsucht werden. Schreiben und Unter­
lagen, die gemäß § 35 Absatz 2 oder § 36a Absatz 1 nicht über­
wacht werden dürfen, werden in Gegenwart der Untergebrachten 
nur einer groben Sichtung auf verbotene Beilagen oder Schrift­
stücke unterzogen.

(2) Es kann allgemein angeordnet werden, dass bei der Auf­
nahme, nach Kontakten mit Besucherinnen oder Besuchern so­
wie nach jeder Abwesenheit von der Einrichtung in der Regel 
eine mit einer Entkleidung verbundene körperliche Durchsu­
chung der Untergebrachten durchzuführen ist. Ansonsten ist 
eine solche Durchsuchung nur bei Gefahr im Verzug oder auf 
Anordnung der von der Leiterin oder dem Leiter der Einrichtung 
dazu bestimmten Bediensteten im Einzelfall zulässig.

(3) Die Durchsuchung der Untergebrachten darf nur von Per­
sonen des gleichen Geschlechts vorgenommen werden. Entklei­

dungen erfolgen einzeln in einem geschlossenen Raum. Wäh­
rend der Entkleidung dürfen bei männlichen Untergebrachten 
nur männliche Bedienstete und bei weiblichen Untergebrachten 
nur weibliche Bedienstete zugegen sein. Abweichend von den 
Sätzen 1 und 3 soll bei berechtigtem Interesse der Untergebrach­
ten ihrem Wunsch, die mit der Entkleidung verbundene körper­
liche Durchsuchung Bediensteten eines bestimmten Geschlechts 
zu übertragen, entsprochen werden; nur Bedienstete des benann­
ten Geschlechts dürfen in diesem Fall während der Entkleidung 
anwesend sein. Das Schamgefühl ist zu schonen.“

60.	§ 81 wird wie folgt geändert:
a)	 Die Absatzbezeichnung „(1)“ wird gestrichen.
b)	 Im bisherigen Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „kann die 

Leiterin oder der Leiter der Einrichtung“ durch das Wort 
„können“ ersetzt und wird das Wort „anordnen“ durch die 
Wörter „angeordnet werden“ ersetzt.

c)	 Die Absätze 2 und 3 werden aufgehoben.
61.	§ 83 wird wie folgt geändert:

a)	 Absatz 2 wird wie folgt geändert:
aa)	Nummer 2 wird wie folgt gefasst:

„2. 	die Beobachtung der Untergebrachten in ihren Zim­
mern, im besonders gesicherten Raum oder im 
Krankenzimmer,“

bb)	In Nummer 6 werden nach dem Wort „Fesselung“ die 
Wörter „oder die Fixierung mittels spezieller Gurtsyste­
me an dafür vorgesehenen Gegenständen, insbesondere 
Matratzen oder Liegen“ eingefügt.

cc)	Folgender Satz wird angefügt:
„Mehrere besondere Sicherungsmaßnahmen können ne­
beneinander angeordnet werden, wenn die Gefahr an­
ders nicht abgewendet werden kann.“

b)	 In Absatz 3 werden die Wörter „Maßnahmen nach Absatz 2 
Nummer 1 und 3 bis 5“ durch die Wörter „Der Entzug oder 
die Vorenthaltung von Gegenständen, die Absonderung und 
die Beschränkung des Aufenthalts im Freien“ ersetzt.

c)	 Absatz 4 wird aufgehoben.
d)	 Absatz 5 wird Absatz 4 und folgender Satz wird angefügt:

„Ein Entzug des Aufenthalts im Freien ist nur zulässig, wenn 
eine Unterbringung im besonders gesicherten Raum erfolgt 
und aufgrund fortbestehender erheblicher Gefahr der Selbst- 
oder Fremdgefährdung nicht verantwortet werden kann, ei­
nen täglichen Aufenthalt im Freien zu gewähren.“

e)	 Absatz 6 wird Absatz 5 und wie folgt geändert:
aa)	Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„Besteht die Gefahr der Entweichung, so dürfen die Un­
tergebrachten bei einer Ausführung, Vorführung oder 
beim Transport gefesselt werden.“

bb)	Satz 3 wird aufgehoben.
f)	 Absatz 7 wird aufgehoben.
g)	 Folgende Absätze 6 und 7 werden angefügt:

„(6) Eine Fixierung des Körpers oder von Teilen davon ist 
nur zulässig, wenn die gegenwärtige und erhebliche Gefahr 
besteht, dass Untergebrachte sich selbst oder andere ernst­
haft zu verletzen oder zu töten versuchen.

(7) Hinsichtlich der Art und des Umfangs der Fesselung 
oder Fixierung sind die Untergebrachten zu schonen. Die 
Fesselung oder Fixierung ist unverzüglich zu lockern, wenn 
die Gefahr sich verringert hat oder dies zeitweise, beispiels­
weise zur Nahrungsaufnahme oder ärztlichen Untersuchung, 
notwendig ist. Sie ist zu entfernen, sobald die Gefahr nicht 
mehr fortbesteht oder durch mildere Mittel abgewendet wer­
den kann.“
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62.	§ 84 wird wie folgt geändert:
a)	 Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Besondere Sicherungsmaßnahmen ordnen die von 
der Leiterin oder dem Leiter der Einrichtung dazu bestimm­
ten Bediensteten an. Bei Gefahr im Verzug können auch an­
dere Bedienstete diese Maßnahmen vorläufig anordnen; die 
Entscheidung der nach Satz 1 zuständigen Bediensteten ist 
unverzüglich einzuholen.“

b)	 In Absatz 2 Satz 1 werden nach dem Wort „Stellungnahme“ 
die Wörter „zu den gesundheitlichen Auswirkungen“ einge­
fügt.

c)	 Absatz 3 wird wie folgt gefasst:
„(3) Den Untergebrachten sind besondere Sicherungs­

maßnahmen zusammen mit deren Anordnung zu erläutern. 
Bei einer Gefährdung der Sicherheit kann dies ausnahms­
weise nachgeholt werden. Die Anordnung, Entscheidungen 
zur Fortdauer und die Durchführung der Maßnahme ein­
schließlich der ärztlichen Beteiligung sind mit einer kurzen 
Begründung schriftlich abzufassen.“

d)	 Die Absätze 5 und 6 werden wie folgt gefasst:
„(5) Eine Absonderung, Unterbringung im besonders ge­

sicherten Raum oder Fixierung sind der Aufsichtsbehörde 
unverzüglich mitzuteilen, wenn sie länger als drei Tage auf­
rechterhalten werden. Sind Untergebrachte in einem beson­
ders gesicherten Raum untergebracht und fixiert, so hat die 
Mitteilung an die Aufsichtsbehörde nach Ablauf von 24 
Stunden zu erfolgen. Auf Antrag der Untergebrachten sind 
deren Verteidigerinnen oder Verteidiger über die besonderen 
Sicherungsmaßnahmen nach Satz  1 unverzüglich zu be­
nachrichtigen.

(6) Die Absonderung und die Unterbringung im beson­
ders gesicherten Raum von mehr als 30 Tagen Gesamtdauer 
innerhalb von zwölf Monaten bedürfen der Zustimmung der 
Aufsichtsbehörde. Während der Absonderung und Unter­
bringung im besonders gesicherten Raum sind die Unterge­
brachten in besonderem Maße zu betreuen. Sind die Unter­
gebrachten darüber hinaus fixiert, so sind sie durch einen 
Bediensteten ständig und in unmittelbarem Sichtkontakt zu 
beobachten.“

63.	§ 85 wird wie folgt geändert:
a)	 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Satz 1 wird das Wort „gefesselt“ durch das Wort „fi­
xiert“ ersetzt und werden nach dem Wort „sie“ die Wör­
ter „die Ärztin oder“ eingefügt.

bb)	Satz 2 wird aufgehoben.
b)	 Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Die Ärztin oder der Arzt ist regelmäßig zu den ge­
sundheitlichen Auswirkungen zu hören, solange den Unter­
gebrachten im besonders gesicherten Raum der tägliche 
Aufenthalt im Freien entzogen ist oder sie länger als 24 
Stunden abgesondert sind.“

64.	In § 86 Absatz 1 wird das Wort „ihre“ durch das Wort „durch“ 
ersetzt und werden nach dem Wort „Hilfsmittel“ die Wörter „der 
körperlichen Gewalt“ eingefügt.

65.	§ 87 wird wie folgt geändert:
a)	 Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Zur Durchführung rechtmäßiger Vollzugs- und Si­
cherungsmaßnahmen dürfen Bedienstete unmittelbaren 
Zwang anwenden, soweit der damit verfolgte Zweck auf 
keine andere Weise erreicht werden kann.“

b)	 Absatz 3 wird wie folgt gefasst:
„(3) Das Recht zur Anwendung unmittelbaren Zwangs 

durch andere Hoheitsträger, insbesondere Polizeivollzugs­
bedienstete, bleibt unberührt.“

66.	In § 88 Absatz 1 werden die Wörter „den Einzelnen“ durch das 
Wort „Einzelne“ ersetzt.

67.	§ 89 wird aufgehoben.
68.	§ 91 wird wie folgt geändert:

a)	 Absatz 3 Satz 2 wird wie folgt gefasst:
„Ihr Gebrauch unterbleibt, wenn eine Gefährdung Unbetei­
ligter nicht ausgeschlossen werden kann.“

b)	 Dem Absatz 5 wird folgender Satz angefügt:
„Satz  1 Nummer  3 findet keine Anwendung auf Unterge­
brachte, die im offenen Vollzug untergebracht sind.“

69.	§ 92 Absatz 1 bis 6 wird wie folgt gefasst:
„(1) Disziplinarmaßnahmen können zur Sicherung des Be­

handlungserfolges angeordnet werden, wenn Untergebrachte 
rechtswidrig und schuldhaft
1.	 andere Personen mit Worten oder mittels einer Tätlichkeit 

beleidigen, körperlich misshandeln, bedrohen oder nötigen,
2.	 fremde Sachen zerstören, beschädigen oder unbefugt deren 

Erscheinungsbild nicht nur unerheblich und nicht nur vorü­
bergehend verändern,

3.	 in sonstiger Weise eine Straftat oder Ordnungswidrigkeit be­
gehen,

4.	 verbotene Gegenstände in die Einrichtung einbringen, sich 
an deren Einbringung beteiligen oder solche Gegenstände 
weitergeben oder besitzen,

5.	 entweichen oder zu entweichen versuchen,
6.	 gegen Weisungen im Zusammenhang mit der Gewährung 

von Lockerungen verstoßen,
7.	 unerlaubt Betäubungsmittel oder andere berauschende Stof­

fe konsumieren,
8.	 wiederholt oder schwerwiegend vorsätzlich den Erfolg der 

Behandlung anderer Untergebrachter gefährden oder
9.	 in nicht unerheblicher Weise gegen sonstige Pflichten oder 

Anordnungen verstoßen, die ihnen durch dieses Gesetz oder 
aufgrund dieses Gesetzes auferlegt sind, und dadurch die Si­
cherheit oder Ordnung der Einrichtung stören.

(2) Von einer Disziplinarmaßnahme wird abgesehen, wenn es 
genügt, die Untergebrachten zu verwarnen.

(3) Zulässige Disziplinarmaßnahmen sind
1.	 der Verweis,
2.	 der Ausschluss von einzelnen Freizeitveranstaltungen für 

die Dauer von bis zu zwei Monaten,
3.	 die Beschränkung oder der Entzug der Bewegungsfreiheit 

außerhalb des Zimmers für die Dauer von bis zu einem Mo­
nat,

4.	 die Beschränkung oder die Unterbindung des Fernsehemp­
fangs für die Dauer von bis zu einem Monat,

5.	 der Entzug von Geräten der Unterhaltungselektronik für die 
Dauer von bis zu einem Monat,

6.	 Arrest von bis zu vier Wochen.
(4) Mehrere Disziplinarmaßnahmen können miteinander ver­

bunden werden.
(5) Zur Abwendung von Disziplinarmaßnahmen können im 

Wege einvernehmlicher Streitbeilegung nach § 78 Absatz 5 Ver­
einbarungen getroffen werden, die insbesondere die Wiedergut­
machung des Schadens, die Entschuldigung bei Geschädigten 
oder die Erbringung von Leistungen für die Gemeinschaft zum 
Gegenstand haben können. Erfüllen die Untergebrachten die 
Vereinbarung, so hat die Anordnung einer Disziplinarmaßnahme 
aufgrund dieser Verfehlung zu unterbleiben.

(6) Arrest darf nur wegen schwerer oder mehrfach wiederhol­
ter Verfehlungen verhängt werden. Gegen schwangere Unterge­
brachte oder weibliche Untergebrachte, die gemeinsam mit ih­
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ren Kindern in der Einrichtung untergebracht sind, darf ein 
Arrest nicht verhängt werden.“

70.	§ 94 wird wie folgt geändert:
a)	 Absatz 1 wird durch die folgenden Absätze 1 und 2 ersetzt:

„(1) Disziplinarmaßnahmen ordnen die von der Leiterin 
oder dem Leiter der Einrichtung dazu bestimmten Bediens­
teten an. Bei einer Verfehlung auf dem Weg in eine andere 
Anstalt oder Einrichtung zum Zweck der Verlegung sind die 
damit betrauten Bediensteten der Anstalt oder Einrichtung 
am Bestimmungsort zuständig.

(2) Richtet sich die Verfehlung gegen die Leiterin oder 
den Leiter der Einrichtung, so ist die Aufsichtsbehörde für 
die Anordnung von Disziplinarmaßnahmen zuständig.“

b)	 Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3 und folgender Satz an­
gefügt:
„§ 93 Absatz 2 und 3 bleibt unberührt.“

71.	§ 95 Absatz 3 und 4 wird durch die folgenden Absätze 3 bis 5 
ersetzt:

„(3) Die für die Anordnung von Disziplinarmaßnahmen zu­
ständigen Bediensteten sollen sich vor der Entscheidung mit 
anderen Bediensteten besprechen, die maßgeblich an der Be­
handlung der Untergebrachten mitwirken. Bei Schwangeren, 
stillenden Untergebrachten oder Untergebrachten, die sich in 
regelmäßiger ärztlicher Behandlung befinden, ist zudem eine 
Ärztin oder ein Arzt zu den gesundheitlichen Auswirkungen zu 
hören.

(4) Die Entscheidung wird den Untergebrachten mündlich er­
öffnet und mit einer kurzen Begründung schriftlich abgefasst.

(5) Bevor Arrest vollzogen wird, ist eine Ärztin oder ein Arzt 
zur Arrestfähigkeit zu hören. Während des Arrests stehen die 
Untergebrachten unter ärztlicher Aufsicht. Der Vollzug des Ar­
rests unterbleibt oder wird unterbrochen, wenn ansonsten die 
Gesundheit der oder des Untergebrachten gefährdet würde.“

72.	§ 96 wird wie folgt geändert:
a)	 In Absatz 1 wird das Wort „nachfolgenden“ gestrichen und 

wird nach dem Wort „Absätzen“ die Angabe „2 bis 5“ einge­
fügt.

b)	 In Absatz 2 wird das Wort „und“ durch das Wort „oder“ er­
setzt.

c)	 In Absatz 4 Satz 2 wird das Wort „eine“ durch die Wörter 
„die Aufhebung der“ ersetzt.

73.	In § 98 Absatz 3 werden die Wörter „vom 21. Juni 2011 (GVBl. 
S. 287) in der jeweils geltenden Fassung“ gestrichen.

74.	§ 101 wird wie folgt geändert:
a)	 Absatz 1 wird durch die folgenden Absätze 1 bis 3 ersetzt:

„(1) Jede Einrichtung wird von einer Leiterin oder einem 
Leiter geleitet. Zu ihren oder seinen Aufgaben und Befug­
nissen als Führungskraft gehören insbesondere
1.	 die Gesamtverantwortung für den Vollzug und dessen 

Gestaltung, auch im Hinblick auf die Eingliederung und 
sichere Unterbringung der Untergebrachten,

2.	 die Vertretung der Einrichtung nach außen,
3.	 die Haushalts- sowie Wirtschaftsführung für die gesam­

te Einrichtung,
4.	 die Regelung von Zuständigkeiten in Form eines Ge­

schäftsverteilungsplans,
5.	 die Umsetzung der dezentralen Fach- und Ressourcen­

verantwortung nebst dem dazugehörigen Berichtswe­
sen,

6.	 das Personalmanagement, insbesondere die bedarfs-, 
anforderungs- und eignungsgerechte Beschäftigung der 
Bediensteten und eine gezielte Personalentwicklung und

7.	 das Qualitätsmanagement.

(2) Die Einrichtung teilt der Aufsichtsbehörde in regelmäßi­
gen Abständen die im Rahmen ihrer Geschäftsverteilung vorge­
nommenen personellen Zuständigkeiten hinsichtlich der folgen­
den Aufgaben mit:
1.	 Festsetzung der Nachtruhe nach § 11 Absatz 3 Satz 2,
2.	 Entscheidungen nach § 13 oder über Verlegungen nach § 14 

Absatz 1 und 2,
3.	 Untersagungen oder Überwachungen von Besuchen, Schrift­

wechseln und Telefonaten nach §§ 28, 30, 31, 33 und 35,
4.	 Anordnung der zwangsweisen körperlichen Untersuchung 

nach § 72 Absatz 7 Satz 2, der mit einer Entkleidung ver­
bundenen körperlichen Durchsuchung nach § 79 Absatz 2, 
der besonderen Sicherungsmaßnahmen nach § 84 Absatz 1 
Satz 1, der Maßnahmen zur Feststellung von Suchtmittelge­
brauch nach §  81 sowie der Disziplinarmaßnahmen nach 
§ 94 Absatz 1 Satz 1 und

5.	 Erarbeitung und Erlass einer Hausordnung nach § 106.
Die Aufsichtsbehörde kann sich die Zustimmung zur Übertra­
gung einzelner Aufgabenbereiche auf andere Bedienstete vorbe­
halten.

(3) Die Leiterin oder der Leiter der Einrichtung ist hauptamt­
lich tätig und steht in einem öffentlich-rechtlichen Dienst- und 
Treueverhältnis zum Land.“
b)	 Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 4.

75.	§ 102 wird wie folgt geändert:
a)	 Dem Absatz 1 werden folgende Sätze angefügt:

„Die Aufgaben der Einrichtung werden von Vollzugsbeam­
tinnen und Vollzugsbeamten wahrgenommen. Aus besonde­
ren Gründen können sie auch anderen Bediensteten der Ein­
richtung sowie nebenamtlichen oder vertraglich verpflichte­
ten Personen übertragen werden. Soweit erforderlich, sind 
zusätzlich externe Fachkräfte einzubeziehen.“

b)	 Dem Absatz 2 wird folgender Satz angefügt:
„Die Bediensteten erhalten Gelegenheit zur Supervision.“

c)	 Absatz 3 wird aufgehoben.
76.	§ 103 wird wie folgt gefasst:

„§ 103 
Seelsorgerinnen und Seelsorger

(1) Seelsorgerinnen und Seelsorger werden im Einvernehmen 
mit der Aufsichtsbehörde von der jeweiligen Religionsgemein­
schaft hauptamtlich oder nebenamtlich berufen. Ist dies aus or­
ganisatorischen Gründen einer Religionsgemeinschaft nicht 
möglich oder rechtfertigt die geringe Anzahl der Angehörigen 
einer Religionsgemeinschaft eine Seelsorge nach Satz 1 nicht, 
so ist die seelsorgerische Betreuung auf andere Weise zuzulas­
sen; Näheres hierzu regelt die Aufsichtsbehörde.

(2) Die Seelsorgerinnen und Seelsorger wirken in enger Zu­
sammenarbeit mit den anderen im Vollzug Tätigen eigenverant­
wortlich an der Erreichung des Vollzugsziels mit.

(3) Mit Zustimmung der Einrichtung dürfen die Seelsorgerin­
nen und Seelsorger der Einrichtung sich freier Seelsorgehelfe­
rinnen und Seelsorgehelfer bedienen und diese für Gottesdienste 
sowie für andere religiöse Veranstaltungen von außen hinzu­
ziehen.

(4) Seelsorgerische Einzelgespräche und Telefonate mit nach 
Absatz  1 zugelassenen Seelsorgerinnen und Seelsorgern sind  
zu gestatten und werden weder beaufsichtigt noch überwacht; 
seelsorgerischer Schriftwechsel der Untergebrachten mit nach 
Absatz  1 zugelassenen Seelsorgerinnen und Seelsorgern wird 
ebenfalls nicht überwacht. Im Übrigen gelten § 29 Absatz 1, 2, 5 
und 6 Satz 3 und 4 sowie Absatz 7, §§ 31, 34 Absatz 3, § 35 
Absatz 2 Satz 2 und § 36 Absatz 4 entsprechend.“
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77.	§ 105 Absatz 1 wird wie folgt geändert:
a)	 In Satz 1 werden die Wörter „ist es zu ermöglichen“ durch 

die Wörter „wird ermöglicht“ ersetzt.
b)	 In Satz 2 wird das Wort „Diese“ durch die Wörter „Die Ver­

tretungen“ ersetzt.
78.	§ 106 wird wie folgt geändert:

a)	 In Satz 1 werden die Wörter „Leiterin oder der Leiter der“ 
gestrichen.

b)	 In Satz 2 werden die Wörter „beteiligt er“ durch das Wort 
„wird“ ersetzt und wird nach dem Wort „Untergebrachten“ 
das Wort „beteiligt“ eingefügt.

c)	 Folgender Satz wird angefügt:
„Die Hausordnung ist in die am häufigsten benötigten 
Fremdsprachen zu übersetzen.“

79.	Der Überschrift des Abschnitts 19 werden die Wörter „und Be­
sichtigungen“ angefügt.

80.	§ 107 wird wie folgt geändert:
a)	 Absatz 1 wird durch die folgenden Absätze 1 und 2 ersetzt:

„(1) Die für Justiz zuständige Senatsverwaltung führt die 
Aufsicht über die Einrichtung (Aufsichtsbehörde) und  
sichert gemeinsam mit ihr die Qualität des Vollzugs.

(2) An der Aufsicht über die Fachdienste sind eigene 
Fachkräfte zu beteiligen. Soweit die Aufsichtsbehörde nicht 
über eigene Fachkräfte verfügt, ist fachliche Beratung  
sicherzustellen.“

b)	 Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3.
81.	§ 109 wird wie folgt geändert:

a)	 In Absatz 1 wird nach Satz 1 folgender Satz eingefügt:
„Bei der Besetzung des Beirats ist auf ein ausgewogenes 
Verhältnis von Frauen und Männern hinzuwirken sowie eine 
Beteiligung von Vertreterinnen und Vertretern mit Migra­
tionshintergrund gemäß § 4 Absatz 6 in Verbindung mit § 2 
des Partizipations- und Integrationsgesetzes des Landes 
Berlin vom 15. Dezember 2010 (GVBl. S. 560) in der je­
weils geltenden Fassung anzustreben.“

b)	 Absatz 4 wird wie folgt geändert:
aa)	Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„Die Mitglieder des Beirats können sich über die Unter­
bringung und die Gestaltung des Vollzugs unterrichten, 
die Einrichtung gemäß § 109b Absatz 1 besichtigen und 
sie ohne Begleitung durch Bedienstete begehen.“

bb)	Satz 3 wird aufgehoben.
c)	 Folgender Absatz 6 wird angefügt:

„(6) Die Aufsichtsbehörde regelt die Berufung, Amtszeit, 
Zusammensetzung, Sitzungsgelder und Abberufung der eh­
renamtlichen Beiratsmitglieder.“

82.	In Abschnitt 19 werden nach § 109 die folgenden §§ 109a und 
109b eingefügt:

„§ 109a 
Berliner Vollzugsbeirat

(1) Der Berliner Vollzugsbeirat wirkt bei der Planung und 
Fortentwicklung des gesamten Berliner Vollzugs beratend mit. 
Er erörtert mit der Aufsichtsbehörde seine Anregungen und Ver­

besserungsvorschläge in grundlegenden Angelegenheiten. Zur 
Förderung einer vertrauensvollen Zusammenarbeit informieren 
sich der Berliner Vollzugsbeirat und die Aufsichtsbehörde in re­
gelmäßigen Abständen gegenseitig.

(2) Der Berliner Vollzugsbeirat besteht aus den jeweils ge­
wählten Vorsitzenden der einzelnen Anstaltsbeiräte oder sonst 
von diesen bestimmten Mitgliedern. Die weiteren Mitglieder 
setzen sich aus Personen zusammen, die aufgrund ihrer berufli­
chen Tätigkeit oder Zugehörigkeit zu einer Organisation beson­
ders geeignet sind, sich für die Belange des gesamten Berliner 
Vollzugs und entsprechend §  3 Absatz  6 für die unterschied­
lichen Bedürfnisse der Untergebrachten einzusetzen.

(3) § 109 Absatz 1 Satz 2 und 3, Absatz 4 bis 6 gilt entspre­
chend.

§ 109b 
Besichtigungen

(1) Den Mitgliedern der in § 36a Absatz 1 Satz 1 genannten 
Stellen und den dort aufgeführten Personen ist die Besichtigung 
der Einrichtung zu gestatten.

(2) Anderen Personen kann die Besichtigung insbesondere zu 
Ausbildungszwecken und aus Gründen eines beruflichen oder 
sonstigen sachlichen Interesses gestattet werden. An die Erlaub­
nis können Auflagen geknüpft werden. Die Erlaubnis ist zu ver­
sagen, wenn durch die Besichtigung die Sicherheit oder Ord­
nung der Einrichtung gefährdet wird. Besichtigungen durch 
Medienvertreterinnen und Medienvertreter bedürfen der Zu­
stimmung der Aufsichtsbehörde.

(3) Die Persönlichkeitsrechte der Untergebrachten sind zu  
berücksichtigen.“

Artikel 5 
Bekanntmachungserlaubnis

Die für Justiz zuständige Senatsverwaltung kann den Wortlaut 
des Berliner Untersuchungshaftvollzugsgesetzes und des Ber­
liner Sicherungsverwahrungsvollzugsgesetzes in der vom In­
krafttreten dieses Gesetzes an geltenden Fassung im Gesetz- und 
Verordnungsblatt für Berlin bekannt machen.

Artikel 6 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt am ersten Tag des sechsten auf die Ver­
kündung folgenden Kalendermonats in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt das Berliner Jugendstrafvollzugsgesetz 
vom 15. Dezember 2007 (GVBl. S. 653), das zuletzt durch § 80 
des Gesetzes vom 21. Juni 2011 (GVBl. S. 287) geändert wor­
den ist, außer Kraft.

Berlin, den 4. April 2016

Der Präsident des Abgeordnetenhauses von Berlin
Ralf  W i e l a n d

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Regierende Bürgermeister
Michael  M ü l l e r
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Verordnung
über die Festsetzung des Bebauungsplans 12-31 

im Bezirk Reinickendorf 

Vom 9. Februar 2016

Auf Grund des § 10 Absatz 1 des Baugesetzbuchs in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), 
zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 20. Oktober 2015 
(BGBl. I S. 1722) in Verbindung mit § 6 Absatz 3 des Gesetzes zur 
Ausführung des Baugesetzbuchs vom 7. November 1999 (GVBl.  
S. 578), zuletzt geändert durch Gesetz vom 23. Juni 2015 (GVBl.  
S. 283) wird verordnet:

§ 1
Der Bebauungsplan 12-31 vom 14. Oktober 2014 mit Deckblatt 

vom 26. Oktober 2015 für Teilflächen des Grundstücks Bernauer 
Straße 151 im Bezirk Reinickendorf, Ortsteil Tegel, wird festgesetzt. 

§ 2
Die Urschrift des Bebauungsplans kann beim Bezirksamt Reini­

ckendorf von Berlin, Abteilung Stadtentwicklung, Umwelt, Ord­
nung und Gewerbe, Fachbereich Vermessung, eine beglaubigte Ab­
zeichnung des Bebauungsplans kann beim Bezirksamt Reinicken­
dorf von Berlin, Abteilung Stadtentwicklung, Umwelt, Ordnung und 
Gewerbe, Fachbereich Stadtplanung und Denkmalschutz, während 
der Dienststunden kostenfrei eingesehen werden.

§ 3
Auf die Vorschriften über

1.	 die Geltendmachung und die Herbeiführung der Fälligkeit etwa­
iger Entschädigungsansprüche (§ 44 Absatz 3 Satz 1 und 2 des 
Baugesetzbuchs) und

2.	 das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht frist­
gemäßer Geltendmachung (§ 44 Absatz 4 des Baugesetzbuchs) 

wird hingewiesen.

§ 4
(1) Wer die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung überprüfen 

lassen will, muss 

1.	 eine beachtliche Verletzung der Verfahrens- oder Formvor­
schriften, die in § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 und Ab­
satz 2a Nummer 3 und 4 des Baugesetzbuchs bezeichnet sind, 

2.	 eine unter Berücksichtigung des § 214 Absatz 2 des Baugesetz­
buchs beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Verhält­
nis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplanes,

3.	 nach §  214 Absatz  3 Satz  2 des Baugesetzbuchs beachtliche 
Mängel des Abwägungsvorgangs,

4.	 eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, die im 
Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbuchs enthalten sind, 

innerhalb eines Jahres seit der Verkündung dieser Verordnung  
gegenüber dem Bezirksamt Reinickendorf von Berlin schriftlich 
geltend machen. Der Sachverhalt, der die Verletzung begründen 
soll, ist darzulegen. Nach Ablauf der in Satz  1 genannten Fristen 
werden die in Nummer 1 bis 4 genannten Mängel gemäß § 215 Ab­
satz 1 des Baugesetzbuchs und gemäß § 32 Absatz 2 des Gesetzes 
zur Ausführung des Baugesetzbuchs unbeachtlich.

(2) Die Beschränkung des Absatzes 1 gilt nicht, wenn die für die 
Verkündung dieser Verordnung geltenden Vorschriften verletzt wor­
den sind.

§ 5
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 9. Februar 2016 

Bezirksamt Reinickendorf von Berlin 

Frank  B a l z e r
Bezirksbürgermeister

Martin  L a m b e r t
Bezirksstadtrat
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